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»Ohne Klassenkämpfe kann es auch kein 
Klassenbewußtsein geben« 
Christel Neusüß, in: PROKLA 31, 1978, S. 79 
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Der frühe Tod von Christel Neusüß am. April 1988 ist bestürzend; er hat uns, obwohl 
wir durch ihre lange Krankheit hätten vorbereitet sein müssen, schockiert und traurig 
gemacht — denn welcher Kopf produzierte mehr neue Ideen, wer unter den »wissen- 
schaftlich Gebildeten« wagte so wie sie querzudenken, sich in die Nesseln mit den 
»täglich bösen Taten« zu setzen und überkommene Gewißheiten subversiv zu unter- 
minieren? Wir alle haben lange Jahre mit ihr zusammengearbeitet, ich — Elmar Alt- 
vater, der Schreiber dieser traurigen Zeilen — habe viele Jahre mit ihr zusammenge- 
lebt. In den 80er Jahren hat sich Christel Neusüß der Frauenbewegung zugewandt, sie 
hat mit der ihr eigenen Radikalität, zugleich mit der ihr eigenen Verbindlichkeit, also 
ohne Bitternis, ihre ehemals so engen Beziehungen zur PROKLA aufgegeben. Wenn 
sie ein Problem gelöst hatte, wandte sie sich sogleich einem neuen zu; sie gab sich nie 
mit dem einmal erreichten Zustand zufrieden. Sie war immer in Bewegung und trieb 
ihre Umgebung an. Daß sie nun zur Ruhe gekommen ist, ist so ganz und gar untypisch 
für sie. Hätte sie doch länger gelebt; sie hätte uns noch häufig geärgert und vorwärts- 
treiben können. 

Christel Neusüß, die in der PROKLA in den 70er Jahren ihre wichtigsten Arbeiten 
veröffentlicht hatte, zog sich von diesem Projekt zu Beginn der 80er Jahre zurück. 
Über die Gründe hat sie selbst berichtet. Sie haben miteinerradikalen, grundlegenden 
politischen und persönlichen Umorientierung zu tun, deren Protokoll sie in ihrem 
Buch über die »Kopfgeburten der Arbeiterbewegung« (Hamburg 1985) vorlegt. Dar- 
über soll hier nicht reflektiert werden, auch nicht über die Themen, mit denen sie sich 
seitdem vor allem beschäftigt hat: mit der Arbeit von Männern, mit der vergessenen 
Arbeit der Frauen; mit der Bewegung der Arbeiter und der Frauen, die — wie sie Män- 
nerüber Rosa Luxemburg sarkastisch zitiert - »alles durcheinander bringen«; mit der 
Natur und wie sie mit der technisch verfeinerten Beherrschung immer mehr zerstört 
wird; mit der Technik als abstrus-chaotisch-bombastischem Konstrukt, das die Men- 
schen zwischen sich errichtet haben; mit dem Leben, das aus diesen Konstruktionen 
wissenschaftlich eliminiert und mit ihnen praktisch vernichtet wird. Das Denken der 
»großen Männer in der Geschichte« und die Selbstverständlichkeit, mit der es im 
Alltagsverstand reproduziert wird, haben sie provoziert und radikalisiert. Und dann 
noch Tschernobyl, das Menetekel der Verrücktheiten des Superindustrialismus, das 
Symbol der machtvollen Zerstörbarkeit des Planeten und der machtlos-ohnmächti- 
gen Reaktionen von Hilflosigkeit: Christel Neusüß verändert nicht nur die Richtung 
ihres Denkens, sondern auch den persönlichen Lebensstil, ihren Umgang. 

Christel Neusüß war eine radikale Frau, und nicht erst als Feministin. Sie hat eine Ge- 
schichte davor, und die kann von ihr nicht abgetrennt werden. In den 60er Jahren war 
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sie in der Bewegung gegen die Notstandsgesetze engagiert, in der Studentenbewe- 
gung war sie aktiv und bereits als Assistentin am politikwissenschaftlichen Institut der 
Universität Erlangen-Nürnberg immer dabei, wenn es darum ging, auf einem teach- 
in die Köpfe radikaldemokratisch zu bearbeiten: gegen die US-Aggression in Viet- 
nam, gegen die Invasion der vereinigten Stalinisten in der CSSR, gegen die Konserva- 
tiven an der Hochschule. Das Bild von Christel Neusüß, veröffentlicht in der taz (vom 
7.4. 1988) wurde während eines solchen teach-in im Audimax der Universität Nürn- 
berg im Juni des Jahres 1968 gemacht. Und sie hat auch nicht vor risikoreichen Aktio- 
nen geschreckt, zum Beispiel vor der Besetzung des Rektorats ihrer Universität, ob- 
wohl sie doch als Assistentin gegenüber ihrem »Dienstherrn Dienstpflichten« zu 
wahren hatte. 

Auch vor den Fabriktoren Nürnbergs, als Nürnberg noch eine Industriestadt war, 
morgens vor 6 Uhr, konnte man sie treffen, wenn Flugblätter verteilt wurden. Keine 
Flugblätter von Parteiaufbauorganisationen, in die sich die Studentenbewegung und 
»außerparlamentarische Opposition« zerfaserten, sondern von Betriebsgruppen, de- 
ren Mitglieder wegen der mit Sicherheit zu erwartenden Schikanierung oder Diszipli- 
nierung nicht selbst vor den Toren stehen konnten. Aus bürgerlicher Familie stam- 
mend, hat sie die Arbeiterbewegung nicht in Büchern entdeckt oder als Orientierung 
per Parteiauftrag vorgesetzt bekommen, oder als Identifikationsobjekt den Arbeiter- 
liedern entnommen, die in den 60er Jahren innerhalb der Linken so en vogue waren: 
vom »Roten Wedding« bis zur »la princessa«. Sie hatte immer gute Kontakte zu Ge- 
werkschaftern, auch wenn diese »Funktionsträger« waren, und in jenen Zeiten allein 
aus diesem Grunde von einem Teil der radikalen Linken politisch angegriffen und 
persönlich angegiftet wurden. 

Und vor allem hat sie nie geleugnet, eine Intellektuelle zu sein. An der Universität 
wurde aufgearbeitet, was die politische Praxis an Problemen aufwarf. Sie wollte ihren 
Beitrag zur Bildung des Klassenbewußiseins leisten, um den Klassenkampf vorwärts- 
zubringen — und umgekehrt das Klassenbewußtsein durch den Klassenkampf. Der 
erste Artikel, den sie veröffentlichte (in »Blätter für deutsche und internationale 
Politik«), beschäftigt sich mit den Notstandsgesetzen und dem Widerstand dagegen. 
Nach dem empörenden Einmarsch der Warschauer-Pakt-Truppen in die CSSR, um 
den Prager Frühling niederzumachen, planen wir zusammen ein Buchprojekt über die 
sozialen und politischen Widersprüche der »Übergangsgesellschaften«. Daraus ist al- 
lerdings außer einem Konvolut von Papieren nur ein Artikel (in der »Neuen Kritik« 
1970) entstanden. Als dann im Jahre 1971 in der kapitalistischen Welt das Währungs- 
system von Bretton Woods zusammenbricht, beschäftigt sie sich mit der »Krise des 
Weltwährungssystems« und deren Auswirkungen (erschienen als Gemeinschaftspro- 
duktion von Christel Neusüß, Bernhard Blanke und Elmar Altvater in der ersten Aus- 
gabe der PROKLA 1971). 

Auch in der Lehre greiftsieneue Ansätze auf. Beispielsweise ist sie an der Universität 
Erlangen/Nürnberg eine der ersten, die Kapitalkurse anbieten, um das neue radikale 
Projekt der »Rekonstruktion der Kritik der Politischen Ökonomie« vorwärtszutrei- 
ben. Nicht daß Christel Neusüß damals eine in allen Zitationen versierte Marxistin 
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gewesen wäre; sie lernt in diesen Kursen selbst und so eifrig, engagiert und begeistert, 
daß sie in ihrem »Kopfgeburten-Buch« Marx als ihren »Zweitvater« bezeichnet - von 
dem sie sich denn später auch löst; denn wer wollte schon sein Leben lang mit einem 
Vater herumlaufen und obendrein noch mit einem zweiten. 
Und nicht als Spezialistin, sondern an allen Fronten in politischen Auseinanderset- 
zungen steckend und politisch dementsprechend gefordert, setzt sie sich in dieser Zeit 
gegen Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre mit dem »revisionistischen Staatsver- 
ständnis« auseinander. Sie kritisiert die landläufige Vorstellung der Sozialdemokra- 
tie, aber auch von Stamokap-Theorie und kritischer Theorie aus dem Umkreis der 
Frankfurter Schule, daß der moderne Staat des »durchstaatlichten Kapitalismus« die 
ökonomischen Prozesse steuern und die Gesellschaft befrieden könne. Der (zusam- 
men mit Wolfgang Müller geschriebene) Aufsatz über »die Sozialstaatsillusion und 
der Widerspruch von Lohnarbeit und Kapital«, veröffentlicht zunächst in der Zeit- 
schrift »Sozialistische Politik«, dann als Sonderheft 1 der PROKLA, hat Geschich- 
te gemacht; er ist nicht nur in viele Sprachen übersetzt worden, er gilt heute auch als 
der Auftaktartikel zur »Staatsableitungsdebatte« der 70er Jahre, dem originär west- 
deutschen Beitrag zur internationalen Staatsdiskussion — aber auf einem Niveau, das 
nicht immer in dieser zu Unrecht vergessenen oder verdrängten Debatte gehalten 
worden ist. Ähnliches gilt auch für ihre Dissertation über »Imperialismus und Welt- 
marktbewegung des Kapitals« (erschienen 1972 im Politladen Erlangen), ein Buch 
das Furore macht, weil es mit den traditionellen Imperialismustheorien bricht und 
einen neuen -der modifizierten Wirkungsweise des Wertgesetzes aufdem Weltmarkt 
Rechnung tragenden — Ansatz der Analyse der »Weltmarktbewegung des Kapitals« 
präsentiert. 
Das Schreiben der Artikel... Manchmal war es für Christel Neusüß eine Qual; sie war 
verzweifelt, wenn ihr Formulierungen fehlten oder ein Zusammenhang partout nicht 
aufgeklärt werden konnte. Dann wieder flogen ihr die Worte nur so zu — wenn ein 
Problem lang genug diskutiert und durchdacht worden war und sich Fäden entwirrten, 
ein Dunkel aufklärt werden konnte. Viele Artikel, auch später, hat sie kollektiv mit 
anderen, zumeist mit Männern geschrieben. Dies hat ihr, sie berichtet in den »Kopf- 
geburten« ironisch darüber, aber der bittere Unterton ist nicht zu überlesen, die böse 
Unterstellung eingetragen, sie als Frau stehe sozusagen nur als Dekor neben den 
Männern, die die intellektuelle Hauptarbeit getan hätten. Ihre Wut über dieses abge- 
schmackte Vorurteil ist berechtigt und sie ist richtig — und auch ihre Kollaborateure 
sind von der dummen Perfidie dieser Vorurteile betroffen. 
Im Jahre 1971 wird die PROKLA gegründet - als eine Abspaltung von der Zeitschrift 
»Sozialistische Politik«, die im Verlauf des damaligen Sehnens nach den starken 
Armen der »distinkten Arbeiterpartei« der SEW zugespielt wird. Wenn schon die 
SOPO nicht zu retten war sie ging dann wenige Jahre später tatsächlich ein —, dann 
wenigstens die Idee eines Publikationsorgans der unabhängigen, nicht-parteigebun- 
_ denen Linken. Dem »Zeitgeist« Rechnung tragend, sollte das neue Projekt »Probleme 
des Klassenkampfs« heißen -ein Name, der an einem heißen Sommernachmittag auf 
einem Balkon in der Berliner Knesebeckstraße ausgedacht wurde. Themen der neuen 
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Zeitschrift waren: Weltmarktentwicklung, Kapitalismustheorien, Übergangsgesell- 
schaften, Gewerkschaften, Studentenbewegung. Reaktionskollektive für diese The- 
menbereiche wurden gegründet; doch nur eines funktionierte über eine längere Zeit- 
periode: das Redaktionskollektiv Gewerkschaften. 

Es istkeine dem traurigen Anlaß geschuldete Überhöhung, wenn heute gesagt werden 
kann: das Redaktionskollektiv Gewerkschaften mit seiner Vielzahl von Artikeln, 
Konferenzbeiträgen und Interventionen in die aktuelle Debatte war in den 70er Jahren 
erfolgreich, weil Christel Neusüß mit ihrer »wilden Arbeitsamkeit, getragen von Neu- 
gier und Wissensdrang« (so schreibt sie in den »Kopfgeburten«), das Kollektiv, im 
übrigen fast nur aus Männern bestehend, zusammenhielt und inspirierte. Sie pochte 
auf die Kontinuität und Verbindlichkeit der Arbeit. Zur Inspiration gehörte der Streit, 
das Redaktionskollektiv war alles andere als ein »Männerbunde«: eine Diskussions- 
gruppe, die sich nicht nach vollbrachter Tagesordnung auflöste, sondern Streit auch 
bei gutem Essen nicht begraben — sondern angenehm-Jlustvoll fortsetzen konnte. Kol- 
lektivaufsätze — das hieß nicht nur gemeinsame Diskussionen, getrennte Lektüre, 
manchmal frustrierende Kombination von individuell geschriebenen Teilen zueinem 
gemeinsamen Ganzen, sondern auch: gemeinsam die Tage verbringen, Spaziergänge, 
gemeinsames Essen. Wir waren alle vergleichsweise gute Köchinnen, aber Christel 
war unübertroffen. Ist es statthaft, in einem Trauerartikel von einem Sauerbraten und 
von gutem Wein zu schwärmen? Als später im Rahmen der PROKLA die kollektive 
Produktion von Artikeln in der Form von Redaktionskollektiven organisiert wurde, 
war das gute Essen die unverzichtbare Kehrseite der guten Artikel. Christel Neusüß 
gehörte immer zur Fraktion der hedonistischen Linken — und nicht erst seit ihrer 
feministischen Wende. 

Wer die PROKLA-Jahrgänge der 70er Jahre durchblättert, wird in fast jedem Heft mit 
einem Artikel des »Redaktionskollektiv Gewerkschaften« konfrontiert. Im Kollektiv 
durfte sich niemand verstecken; daher sind fast immer die Namen der jeweiligen 
Autoren aufgelistet. Die Zusammensetzung des Kollektivs ändert sich, aber eine 
Person ist immer dabei: Christel Neusüß. Die Artikel thematisieren die Klassenkämp- 
fe in Westeuropa, die Konsequenzen von Arbeitsintensivierung für die Arbeiter und 
die Gewerkschaften, historische Tarifabschlüsse wie den Rahmentarifvertrag in der 
baden-württembergischen Metallindustrie 1973, Fehler und Desiderata sozialisti- 
scher Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit, Gewerkschaften in der Krise, nachdem die 
Arbeitslosigkeit strukturell geworden ist. Einige Artikel teilen natürlich das Schicksal 
aller aktuell argumentierenden Beiträge: sie sind nach einigen Jahren veraltet und zur 
Lektüre den Historikern anempfohlen, die sich später einmal um die Linke in den 
Gewerkschaften der 70er Jahre zur Zeit von Berufsverboten und Unvereinbarkeits- 
beschlüssen kümmern wollen. Doch die »Generallinie« der Publikationen ist heute 
aktuell wie damals und umschreibt das Feld einer nicht-orthodoxen, nicht-funktiona- 
listischen, historisch orientierten Gewerkschaftsanalyse. Das Feld ist damals leider 
nur abgezirkelt, nicht systematisch bestellt worden und die Ernte ist in die Scheuer 
gefahren und nicht wieder herausgeholt worden. So fehlen heute Erträge des Redak- 
tionskollektivs, die die veränderten historischen Bedingungen überdauert haben. Die 


heutigen Gewerkschaftsforscher und »industrial relations«-Spezialisten können mit 
den Beiträgen des Redaktionskollektivs wohl schon deshalb wenig anfangen, weil 
ihnen die subversive Fragestellung ins Hemd gerutscht ist, die das Kollektiv, aber 
insbesondere Christel beschäftigte. Und so ist das Redaktionskollektiv heute in den 
einschlägigen Zitationen unberechtigterweise nicht mehr zu finden. 
Als sich mit der »Krise des Marxismus« und der Krise der Linken, forciert auch durch 
die arbeitsmarktbedingten Zentrifugaltendenzen von Arbeitskollektiven, die Form 
der Kollektivarbeit auflöste, veröffentlichte Christel Neusüß in der PROKLA indivi- 
duell noch drei Artikel. Der eine (PROKLA 36, 1979) versucht einen Vergleich der 
beiden Krisen von 1929 und heute. Zehn Jahre später angesichts des crash vom 19. 
Oktober 1987 ist der Vergleich in aller Munde, aber selten so gründlich diskutiert wie 
in diesem Beitrag. Ein anderer Artikel (PROKLA 39, 1980) setzt sich mit der Sozial- 
staatskritik von rechts und von links auseinander und identifiziert in mancher »lin- 
ken« Kritik recht konservative Argumentationsmuster. Auch dieser Topos ist heute 
nicht so überraschend wie er es war, als der Aufsatz veröffentlicht wurde. Doch 
scheint es mir, daß sie in einem Artikel aus dem Jahre 1978 (PROKLA 31) bereits 
Themen und Problemstellung aufgreift, die sie später »feministisch wendet«: die 
Fetischisierung der Produktivkraftentwicklung durch die traditionelle Arbeiterbewe- 
gung, die Irrationalität der industriellen Rationalisierung, die brutale Ausschaltung 
des menschlichen Subjekts aus der Geschichte und dessen Substitution durch seelen- 
lose Gesetzmäßigkeiten, durch die »Maschine Arbeiterbewegung«. Heute klingen 
diese Thesen nicht mehr so aufregend wie damals, und damals fanden nur wenige sie 
aufregend, weil sie ja den Horizont des vorherrschenden Bewußtseins weit überquert 
hatten. 
Die bohrende Arbeit an diesen in diesem Aufsatz angerissenen Problemen hat 
Christel Neusüß theoretischen und politischen Diskursen nähergebracht, die tatsäch- 
lich in der PROKLA mit ihrer Tradition unterbelichtet waren und sind. Das muß ja 
kein Nachteil sein. Die Notwendigkeit der Pluralität von Diskursen wird nicht in 
Frage gestellt, zuletzt von Christel Neusüß. Sie hat ihre Lebensenergien in den letzten 
Jahren auf die Lösung von theoretischen und politischen Fragen gerichtet, die mehr 
»lebensweltlich« verankert als »systemweltlich« verortet sind. Beide Dimensionen 
sind sinnvollerweise nicht zu trennen, und dies hat Christel Neusüß bis zuletzt als 
nicht-hinterfragbares Prinzip aufrechterhalten. 
Sie hatte in den letzten Jahren ihre Mitarbeit an der PROKLA eingestellt; dennoch ist 
ohne Christel Neusüß die PROKLA nicht zu denken. Ihre Artikel bleiben unverges- 
sen; wir halten in unserer Erinnerung - ich in meiner, die noch viel mehr umgreift, als 
hier ausgedrückt werden könnte — ihre Intelligenz, ihre Rationalität, ihre Nähe, ihre 
Wärme, ihre Interessiertheit, ihre Begeisterung, ihre Wut, ihre Trauer... undihre Lust 
zu leben! 

Für die Redaktion der PROKLA 

Elmar Altvater 


Editorial 
Money makes the wold go round... oder auch nicht! 


Vor der Jahrestagung von IWF und Weltbank im September 1988 in Berlin: 


Mit einige Stunden Unterschied krachten am 19. Oktober 1987 die Börsenkurse, zu- 
erstin New York, dann in Tokio, in London, Frankfurt, Athen, Mailand... Ex oriente 
lux. Mit der Rotation der Erde um die Sonne öffnen zeitverschoben die Börsen und 
Devisenmärkte und die Hausse und die Baisse der Kapitalmärkte des Orients setzen 
sich im Okzident fort und schwappen über den großen Teich wenig später in den fer- 
nen Westen. Und von dort über den Stillen Ozean erneut in den inzwischen aufgereg- 
ten fernen Osten und so weiter. Der Weltmarktist global umfassend und daherperfekt. 
Der globale Raum ist mit den modernen Kommunikationstechnologien auf Zimmer- 
größe zusammengedrängt. Konferenzschaltungen zwischen den Bahamas, Luxem- 
burg und Singapore sind genauso simpel, effizient und intim wie Treffen von Geld- 
managern in einem Frankfurter Flughafen-Hotel. Wie der Raum, so wird auch die Zeit 
in den Bereichen des für das Kapital Irrelevanten als ein Störfaktor bei den globa- 
len Geschäften abzudrängen versucht. Milliarden Dollar, Yen, DM werden in Sekun- 
denbruchteilen von hier zu unseren Antipoden geblitzt. Die Schockwellen von Bör- 
senkrächen breiten sich im Verlauf eines Tages auf dem Globus aus. Die Menschen 
müssen zwar schlafen und erleben daher mal angenehmes, mal böses Erwachen. In- 
zwischen können sie aber im 24-hours-banking die Computer arbeiten lassen, ausge- 
rüstet mit »sophisticated programs«, die Kauf- und Verkaufsorders auswerfen, wenn 
die Kurse definierte Margen überschreiten. Marx bezeichnet das Kapital als ein »au- 
tomatisches Subjekt«. Hier ist es, er hat Recht gehabt; Computer besorgen die Opti- 
mierung der Verwertung der Portefeuilles, auch wenn die Verwertung selbst wie eh 
und je durch die Arbeit der ausgebeuteten Massen in allen Teilen der Welt erfolgt. 
»Wirsindalle enger zusammengerückt«, so sprechen die angestellten, mit Nadelstrei- 
fenanzügen ausgestatteten Funktionäre des automatischen Subjekts, in diesem Fall 
der Vorstandssprecher der Deutschen Bank Christians. »Wir sind stärker untereinan- 
der verflochten als früher. Wir leben in einem Weltdorf... Wir müssen lernen, besser 
damit umzugehen. Vor allem die Politiker haben noch nicht begriffen, welch ge- 
waltige Folgen sie mit einzelnen kleinen Maßnahmen oder unbedachten Äußerungen 
rund um den Erdball auslösen können.« So redet jemand, der die Charaktermaske an- 
gelegt hat. Die Politiker sollen hier nicht generell, wohl aber gegen die Erbarmungs- 
losigkeit der Christians verteidigt werden. Jede Handlung, die nicht den globalisierten 
Verwertungszwängen fügsam ist, also politische Optionen, die etwa der »Logik der 
Arbeit« und nicht den Gebrauchsanweisungen von Geldkapital folgen, selbst schlich- 
te Fehler, sind Sand im Getriebe des automatischen Subjekts, dessen Streben eine Art 
autopoietischer Selbstvergrößerung durch Profitzuwachs und Zinsendienst ist. 
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Der kapitalistische Weltmark befindet sich überall, er fängt nicht jenseits der Kon- 
trollstellen mit dem Bundesadler auf den Grenzbäumen an. Jedes Dorf ein Weltdorf: 
Im Ausland produzierte Waren werden im Inland angeboten und umgekehrt, in den 
Bankenhallen können auf installierten Btx-Geräten Kurse für Aktien, Wertpapiere 
und Währungen all over the world abgelesen werden. Die »absterbende Industriere- 
gion« erlangt diese traurige Eigenschaft nur in der globalen Konkurrenz, weil ihre 
Produkte nicht mehr den Vergleich mit den Produkten konkurrierender Regionen 
aushalten und daher nicht mehr zu ausreichenden Profitmargen auf den internationa- 
len Märkten abgesetzt werden können. Und der Weltmarkt ist präsent, wenn seine 
regulierenden Institutionen wie Internationaler Währungsfonds und Weltbank mit 
»Pomp and Circumstances« ihre Jahrestagung abhalten, im September 1988 im 
»Weltdorf« Berlin (West) — bei Nutzung der Hotelkapazitäten der Hauptstadt des 
IWF-Nicht-Mitglieds DDR. Doch der Weltmarkt ist nicht nur »Sachzwang«, er ist 
auch Produktivkraft. Er ist Vehikel der Modernisierung, Katalysator der radikalen 
Umgestaltung von Menschen und Landschaften, Propagandist universeller Tenden- 
zen der Weltoffenheit gegen provinziellen Mief, Demiurg der kapitalistischen Um- 
gestaltung. 

Gute Gründe freilich gibt es, dem weltmarktdefinierten Fortschritt, den Anpassungs- 
zwängen an Modernisierung und einer abstrakten »Offenheit«, die von lokalen und 
regionalen Besonderheiten abstrahiert, mit Mißtrauen, ja mit Widerstand zu begeg- 
nen. Historisch entstandene Besonderheiten werden im Zuge der Integration in den 
Weltmarkt eingeebnet, teilweise zerstört und dann wie ein Frankenstein’sches Unge- 
heuer von transnationalen Weltmarktunternehmen neu zusammengesetzt. Regionale 
Speisen verschwinden, ebenso wie »Volksmusik«, um — im Fall der Speisen - tief- 
gefroren mit dem Etikett »deftig« und »rustikal« in den Supermärkten angeboten, 
bzw. als Zitatin einer dieser world music-Schnulzen aufgenommen zu werden. Dieser 
Art von all over the world konsumierten Gebrauchswerten fehlt jede räumliche und 
zeitliche Bestimmung, die ihnen Charakter geben könnte — und die darauf angewie- 
senen Konsumenten werden entsprechend charakterlos. Die Anpassung an den Welt- 
markt bereichert also, ebenso wie sie — wenn keine Korrektive wirksam werden — 
Verarmung hervorruft — und nicht nur im Kulturellen, sondern im trivial materiellen 
Leben, wie die Schuldenkrise deutlich zeigt. 

Zwischen dem Weltmarkt als ökonomischem Ort der Kapitalverwertung, Funktions- 
raum der ökonomischen Gesetze und Tendenzen und nationalen Reproduktionsräu- 
men gibtes wichtige Differenzen: Die nationalen Reproduktionsräume zeichnen sich 
durch unterschiedliche Traditionen, Kulturen, Sprachen, besonders aber durch je- 
weils spezifische politische Institutionensysteme aus. Diese normieren ganz unter- 
schiedlich effizient den ökonomischen Verwertungsprozeß mit der Folge sehr unter- 
schiedlicher Anpassung der »Volks«wirtschaft an die »Welt«wirtschaft. An dieser 
Stelle setzt die vergleichende Politikforschung an: Wegen der Unterschiede ihrer 
jeweiligen »performance« auf dem Weltmarkt werden einzelnen Länder mit ihren 
institutionellen »Arrangements« auf die jeweilige Effizienz von Konfliktregulierung 
sozialer Beziehungen, Adaptionskapazitäten an exogen vorgegebene Rahmenbedin- 
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gungen und Produktivität des ökonomischen Prozesses hin verglichen. Die Untersu- 
chungseinheiten sind nationale Funktionsräume, auf die Politik von Nationalstaaten 
noch wirken kann, der Weltmarkt hingegen entzieht sich dem politischen Gestal- 
tungsanspruch, er erscheint als »Sachzwang«. Besondere nationale Räume werden 
nicht innerhalb des globalen Funktionsraums Weltmarkt betrachtet, sondern einzelne 
nationale Gesellschaften durch das forschende Subjekt erst nach vorgegebenen Re- 
geln verglichen. Was kann mit den methodologisch inzwischen abgefeimten Analy- 
sen gewonnen werden? Sehr wenig, solange die realen Vergleichsmechanismen des 
Weltmarks außerhalb der Perspektive bleiben. 

Während im ökonomischen Funktionsraum das Prinzip der Selbstverwertung des 
Wertes und damit das Prinzip der Expansion dominiert, sind die Funktionen, Medien 
und Institutionen der nationalen politischen Räume in ihrer Reichweite durch die 
jeweiligen Landesgrenzen historisch festgeschrieben. Diese können nur durch einen 
Prozeß nationalstaatlicher Expansion, also aggressiv ausgeweitet werden. Politik ist 
also durch die nationale Staatlichkeit begrenzt, während die Reichweite der Öko- 
nomie global ist. Partiell kann dieser grundlegende Konflikt im Verhältnis von Öko- 
nomie und Politik durch eine Internationalisierung der Funktionen, Medien und 
Institutionen nationaler Politik aufgelöst werden. Beispiele für eine partielle Sou- 
veränitätsübertragung liefern die historischen Typen der Weltwährungssysteme 
oder -regime, bei denen die beteiligten Nationen sich zur Einhaltung bestimmter ver- 
einbarter »Spielregeln«, Prinzipien und Normen verpflichten. Darüber können Insti- 
tutionen wachen und wenn dem so ist, dann ist der kapitalistische Weltmarkt an- 
gemessen als ökonomischer Funktionsraum der Kapitalverwertung und als Ort der 
politischen Organisation internationaler ökonomischer Beziehungen und der hege- 
monialen Sicherung des Weltsystems zu begreifen. 

Angesichts der extremen Ausplünderung der verschuldeten Länder — ökonomisch 
durch die Kreditverträge und politisch durch das vor allem von den internationalen 
Finanzinstitutionen aufgestellte Regelwerk zum erzwungenen Schuldendiensttrans- 
fer in die Finanzsektoren der Gläubigerländer—-könnte man zur Auffassung gelangen, 
daß die guten alten Imperialismustheorien in der Vergangenheit zu Unrecht fallenge- 
lassen wurden. Hatte Lenin denn nicht Recht, wenn der in »Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus« schrieb, daß »... das Finanzkapital im buchstäb- 
lichen Sinne des Wortes seine Netze über alle Länder der Welt aus(wirftü)« und der 
Imperialismus eine »... monopolistische Beherrschung des Territoriums der restlos 
aufgeteilten Erde« darstelle? Und kann Rosa Luxemburgs Analyse der finanziellen 
Abhängkeiten, die sie in erster Linie am Beispiel Ägyptens entfaltete, nicht hilfreich 
für das Verständnis der gegenwärtigen Schuldenkrise sein? Angemessene Erklärun- 
gen für die Weltmarktentwicklung der späten achziger Jahre bieten sie jedoch schon 
wegen ihres inkonsistenten theoretischen Unterbaus — bei Lenin die problematische 
Monopoltheorie und bei Rosa Luxemburg das im Rahmen der Erörterungen der 
Reproduktionsschemata unzureichend gelöste Realisierungsproblem — nicht. Hinzu 
kommt natürlich noch die weitere historische Entwicklung des kapitalistischen Welt- 
systems, das heute nur noch angemessen theoretisch interpretiert werden kann, wenn 
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dem institutionellen System der politisch-ökonomischen Regulation Rechnung ge- 
tragen wird, wenn die Reproduktionsbedingungen von Hegemonie erfaßt und Form 
und Funktion des Weltgeldes ausgearbeitet werden. 

Die Entwicklungmöglichkeiten von Nationen, die sich in den Weltmarkt integrieren, 
sind immer schon höchst kontrovers eingeschätzt worden. Das fing an mit dem Lob- 
lied des Freihandels, dessen Melodie von Ricardo mit dem Theorem der komparati- 
ven Kostenvorteile Komponiert worden ist. Die kakophonische Antwort kam von 
Friedrich List mit seiner Begründung von Protektion, von zeitweiser Dissoziation 
einer Nationalökonomie vom Weltmarkt, um deren »System der produktiven Kräfte« 
überhaupt auf einen Stand heben zu können, auf dem Herausforderungen der frei- 
händlerischen Konkurrenz be gegnet werden könnte. Diese Grundpositionen werden 
auch nach dem Zweiten Weltkrieg in Modernisierungs- und Dependenztheorien pa- 
raphrasiert. Doch sind heute beide theoretischen Diskurse, wenn auch aus unter- 
schiedlichen Gründen, ins Abseits geraten: die Modernisierungstheorien angesichts 
der vielfältigen Entwicklungsblockaden für Modernisierung und Industrialisierung 
in der Dritten Welt. Angesichts der weitgehenden Differenzierungsprozesse der 
Länder der Dritten Welt hat aber auch die lange Zeit die Diskussion beherrschende 
Dependenztheorie zunehmend Probleme bekommen, das Verhältnis von Weltmarkt- 
integration und nationaler Entwicklung von nicht oder nur wenig entwickelten Län- 
dern analytisch befriedigend zu klären. Einigen Ländern ist es seit der Weltwirt- 
schaftskrise 1974/75 mit exportseitiger Integration in den Weltmarkt gelungen, einen 
erfolgreichen Prozeß kapitalistischer Industrialisierung nachzuholen. Im theoreti- 
schen Verständnis der dependencia-Theorie hätten diese Entwicklungsversuche 
eigentlich aus Gründen der restriktiven Wirkungen weltwirtschaftlicher Integration 
scheitern müssen. Andererseits istin der gleichen Phase eine Mehrzahl von Ländern 
der Dritten Welt in eine Situation zunehmender Verarmung geraten, die die Thesen 
der dependencia-Theorie eindrucksvoll zu bestätigen und die der Modernisierungs- 
theorien zu kritisieren scheint: Weltmarktorientierte Entwicklungsstrategien haben 
nicht zur Überwindung von Unterentwicklung sondern stattdessen zur Perpetuierung 
von Abhängigkeit geführt. 

Die weltmarkttheoretische und entwicklungspolitische Diskussion hat auf diese He- 
terogenisierung ihres Untersuchungs- und Erklärungsgegenstandes auf ihre Weise 
reagiert: Von der einen Seite wurden die erfolgreichen Modelle nachholender kapi- 
talıstischer Industrialisierung (insbesondere von Südkorea und Taiwan, in historisch 
umfassenderer Perspektive aber auch Japans) mit der erfolgreichen politischen 
Stimulierung endogener Entwicklungspotentiale begründet, die möglicherweise 
blockierende Strukturen des Weltmarktes zu neutralisieren oder sogar produktiv zu 
nutzen vermochten. Vom anderen Pol der Debatte wurden insbesondere die in der in- 
ternationalen Schuldenfalle gefangenen Länder der Dritten Welt als hinreichendes 
Indiz für die fatalen Folgen weltmarktintegrierter Entwicklung angeführt. Am Bei- 
spiel Argeniniens versucht Barbara Töpper das Verhältnis von »internen« und 
»externen« Bestimmungsfaktoren für nationale Entwicklungsprozesse genauer zu 
bestimmen. Ohne den bedeutsamen Einfluß der »externen« Faktoren in Frage stellen 


Editorial 11 


zu wollen, kommt sie in ihrer Analyse des argentinischen Verschuldungsregimes zu 
dem Ergebnis, daß die internen klassenpolitischen Konstellationen der argentini- 
schen Gesellschaft in hohem Maße für den Weg in die Abhängigkeit verantwortlich 
zeichnen; sie modifiziert damit Thesen, die in PROKLA 63 von Gabi Simon ent- 
wickelt worden sind. Der kapitalistische Weltmarkt und die durch Integration in des- 
sen monetäres Segment entstandene Verschuldung seien für die Bereicherungsstra- 
tegie der argentinischen Finanzoligarchie und deren Klientel notwendige Bedingung 
gewesen, ohne die die interne Umverteilung zwischen den Klassen von unten nach 
oben und den Sektoren vom industriellen Kapital zum Finanzkapital nicht möglich 
gewesen wäre. 

Solche detaillierten Einzelfallanalysen sind ohne Zweifel wichtig. Aus einem noch so 
großen Meer von Fallstudien, so lehrt zumindest die bundesdeutsche Debatte, muß 
aber nicht unbedingt eine logisch konsistente und empirisch erklärungsträchtige 
Theorie folgen. Notwendig scheint die Eröffnung einer metatheoretischen Debatte 
über die Logik der etablierten Weltmarkt- und Entwicklungstheorien. Folgt man den 
Ausführungen von David Booth, dann befinden sich die marxistischen und marxi- 
stisch inspirierten Entwicklungstheorien, sofern metatheoretische Kriterien angelegt 
werden, in einer fast unüberwindlichen Sackgasse, weil sie entweder, wie die depen- 
dencia-Theorie, sich in argumentativen Zirkeln erschöpfen oder sich bemühen, aus 
den Bewegungsgesetzen der kapitalistischen Formation nationale Entwicklungsge- 
schichten »abzulesen«. Gegen den marxistischen mainstream richtet sich vor allem 
sein — mittlerweile im Namen des sog. »analytischen Marxismus« weitverbreiteter — 
Funktionalismusvorwurf: Die marxistische Theorie schließe aus dem Umstand, daß 
eine Struktur A die Funktion B erfülle, umstandlos auf Notwendigkeit und Entste- 
hungsgründe von A. Um bei unserem Thema zu bleiben: Weil der kapitalistische 
Weltmarkt die Entwicklungschancen kapitalistisch wenig entwickelter Länder re- 
stringiere (Wirkung), könne zugleich auf die Ursache der Unterentwicklung, aufihren 
Existenzgrund im ‚Weltmarkt rückgeschlossen werden. Der Boothsche Teleologie- 
vorwurf ist ernstzunehmen, und wird von seinen Ausführungen zu den entwicklungs- 
theoretischen Diskursen auch belegt. Der Beitrag von Booth sollte als eine theo- 
retische Herausforderung gelesen werden, die dazu beitragen könnte, abseits der 
Erarbeitung von Fallstudien Anstrengungen für ein adäquates Theorieprogramm zur 
Erklärung weltwirtschaftlicher Entwicklungen einzuleiten. 

Ein solches Theorieprogramm müßte zwar die von Booth hervorgehobene metatheo- 
retische Dimension kritisch aufnehmen, müßte aber auch weit über die entwicklungs- 
theoretische Debatte hinausgehen. In dieser Debatte wird der Weltmarkt nämlich 
üblicherweise auf die Märkte für Warenkapital und vielleicht noch auf die Märkte für 
produktives Kapitalreduziert. Analytısch unterschlagen wird in den allermeisten Fäl- 
len aber die Internationalisierung des Geldkapitals. Dieser Mangel ist in der Regel 
einem reduzierten Begriff von Kapital geschuldet, aus dem die monetäre Metamor- 
phose, die das Kapital in seinem Zirkulationsprozeß durchmacht, und aus dem die 
Entstehung des Kredits als verselbständigter Kapitalform regelmäßig ausgeblendet 
wird. Angesichts der durch den monetären Weltmarkt erzeugten Krisentendenzen 
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(vgl. dazu Vella Pillay und Kurt Hübner in diesem Heft) kann aber nicht mehr, so wie 
es häufig geschieht, auf das Ricardosche Theorem der komparativen Kostenvorteile 
gesetzt werden, um Entwicklungsprozesse der kapitalistischen Weltwirtschaft zu 
erklären und Vorteile der Weltmarktintegration zu begründen. Andererseits wird 
längst in den einschlägigen Veröffentlichungen der wirtschaftpolitischen Beratungs- 
institutionen die Relevanz internationaler monetärer Strukturen auf die nationalen 
Akkumulations- und Wachstumsprozesse konstatiert. Zwischen der faktischen An- 
erkennung solcher Realitäten und ihrer theoretischen Verarbeitung klafft aber noch 
eine große Lücke. Grundsätzliche theoretische Debatten und Beiträge stehen hier erst 
an ihrem Anfang. 

Das Schwerpunktthema dieser PROKLA widmetsich nicht allein solchen grundsätz- 
lichen theoretischen Fragen. In zwei Beiträgen werden aktuelle Entwicklungen der 
kapitalistischen Weltwirtschaft diskutiert. Nicola Liebert gibt einen Überblick über 
die strategischen Operationen der Banken im Zuge der internationalen Schuldenkrise 
und vermag dabei den Nachweis zu führen, daß das durch Schuldnerstreik und Zah- 
lungsunfähigkeit lange Zeit gegebene hohe Risikopotential für das Bankensystem 
weitgehend hat abgebaut werden können. Die ökonomischen Grundlagen für eine 
wenigstens partielle Schuldenstreichung seitens der Banken sind mittlerweile gege- 
ben. Daß selbst eine-heute wenig wahrscheinliche-Schuldenstreichung keineswegs 
mit einer Überwindung der Entwicklungskrise gleichgesetzt werden kann, verdeut- 
licht der Beitrag von Manuel Castells, auch wenn die Schuldenkrise nicht im Brenn- 
punkt seiner Überlegungen steht. Auf der Grundlage empirisch erhobener technolo- 
gischer Trends und realistisch geschätzter nationaler Ressourcen präsentiert er ein 
Entwicklungsszenario, das für die Mehrzahl der Länder der Dritten Welt in der Zu- 
kunft wenig Gutes im Sinne des »keeping up with the industrialized world« verheißt... 


Die Redaktion 
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David Booth 
Marxismus und Entwicklungssoziologie: 
Der Weg in die Sackgasse * 


Zusammenfassung: Es wächst der Eindruck, daß die ‘neue’ , in den frühen siebziger 
Jahren entstandene, marxistisch orientierte Entwicklungssoziologie förmlich in eine 
Sackgasse geraten ist. In diesem Aufsatz wird die Auffassung vertreten, daß es gute 
Gründe für das Unbehagen gibt; daß die Schwächen undLeerstellen der gegenwärti- 
gen entwicklungssoziologischen Forschung nicht allein dem Einfluß eines einzelnen 
unter den radikalen Ansätzen (etwa der Dependenztheorie) zugeschrieben werden 
können; und schließlich, daß es zum Verständnis der festgefahrenen Lage erforder- 
lich ist, sich von den theoretischen Kontroversen der vergangenen anderthalb Jahr- 
zehnte zu lösen, um einige unterschwellige Gemeinsamkeiten der verschiedenen 
Ansätze in den Blick zu bekommen. Ein Schlüsselproblem, so wird dargelegt, ist die 
metatheoretische Verpflichtung des Marxismus, die ‘Notwendigkeit’ ökonomischer 
und sozialer Muster aufzuzeigen. Etwas anderes ist, sie zu erklären und zu untersu- 
chen, wie sie verändert werden können. 


Nach mehr als einem Jahrzehnt kräftigen Wachstums ist die ‘neue’, marxistisch 
orientierte Entwicklungssoziologie! in eine Art Sackgasse geraten. Auf der theoreti- 
schen Ebene werden die einflußreichsten Positionen der Vergangenheit inzwischen 
durch viele ihrer einstigen Anhänger energisch zurückgewiesen. Nur wenige von ih- 
nen behaupten, Klar zu wissen, wie es weitergehen könnte. Es gab keinen Mangel an 
kühnen und unorthodoxen Vorschlägen, aber keiner von ihnen hat sich als weitge- 
hend anerkannte Alternative etablieren können, da sie gleichermaßen und aus teilwei- 
se ähnlichen Gründen nicht in der Lage waren, theoretisch informierte Forschungs- 
prozesse zu grundlegenden Entwicklungsproblemen der Dritten Weltanzuleiten. Auf 
den ersten Blick vielversprechende Diskussionen über begriffliche Grundlagen ha- 
ben zu keinem Ergebnis geführt. In der Folge wurde die damit zusammenhängende 
empirische Arbeit zunehmend dröge und repetitiv. Weite Gebiete bleiben unzurei- 
chend erforscht und theoretisch unbearbeitet, und sogar die einducksvollsten Teile 
der vorhandenen einschlägigen Literatur lassen die kumulative Qualität vermissen, 
die man aus einem.fruchtbaren Forschungsbereich der Sozialwissenschaft erwartet. 


* Für hilfreiche Kommentare zu Vorarbeiten für diesen Aufsatz danke ich Ted Benton, Colin 
Creighton, David Lehmann, Michael Redclift, Martin Shaw, Seminarteilnehmern in East Anglia, 
Hull und Leeds, Mitgliedern der DSA/BSA-Studiengruppe über städtische Armut und Arbeitsprozeß 
sowie einem anonymen Gutachter der Zeitschrift World Development. Besonders zu Dank verpflich- 
tet bin ich Aidan Foster-Carter für anregende Diskussionen während vieler Jahre, ohne die der Auf- 
satz nicht geschrieben worden wäre. Da ich sicher einigen ihrer besten Vorschläge nicht gerecht ge- 
worden bin, sind die Genannten mehr als im üblichen Maße frei von jeder Verantwortung für die hier 
vertretenen Auffassungen. Der zuerst in World Development, Vol. 13, No 7/985, erschienene Aufsatz 
wurde mit Zustimmung des Autors leicht gekürzt (d. Red.). 
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Wenn dies stimmt — und ich glaube, das eben Behauptete drückt im wesentlichen 
aus, was unter den beteiligten Wissenschaftlern weitgehend und zunehmend Konsens 
 ist-, dann handelt es sich offensichtlich um eine ernste Angelegenheit. Allerdings 
herrscht, abgesehen von dem allgemeinen Gefühl, daß irgendwo etwas schiefge- 
gangen ist, wenig Einigkeit darüber, wie die verschiedenen Unzulänglichkeiten der 
neuen Entwicklungssoziologie untereinander und mit dem klassischen Kern der mar- 
xistischen Theorie zusammenhängen. Es hateinige nützliche Versuche gegeben, die 
Schwächen der Forschung in diesem Feld im Hinblick auf falsche Grundannahmen 
und Methodologien bestimmter radikaler Ansätze zur Soziologie der Entwicklungs- 
länder zu analysieren. Dabei wird meist auf die pontentielle Überlegenheit einesrigi- 
deren Ansatzes innerhalb der marxistischen Tradition verwiesen (Leys 1977; Phillips 
1977; Bernstein 1979a, 1982). Andererseits herrscht bis heute Zurückhaltung, wenn 
es darum geht, zu klären, auf welche Weise der gegenwärtige Stillstand mit allgemei- 
neren und schwerer auffindbaren Problemen des Erbes radikaler Gesellschaftstheo- 
rie zusammenhängt, wie etwa jenen, auf die wir, in unterschiedlicher Form, durch 
Hindess und Hurst (1977), Cutler u.a. (1977-78), Cohen (1978) und Giddens (1981) 
aufmerksam gemacht worden sind. Dieses Problem möchte ich in diesem Aufsatz zur 
Sprache bringen. 

Die nachfolgenden Ausführungen beanspruchen nicht, eine auch nur flüchtige Über- 
sicht des marxistischen Beitrags zur neueren entwicklungssoziologischen Literatur 
zu bieten. Die Arbeit beginnt mit der Erörterung einiger vieldiskutierter Themen: 
Der Debatte über den dependenztheoretischen Ansatz und die Theorie ‘transitiver 
Unterentwicklung’, Bill Warrens Verteidigung der ‘klassischen’ Vorstellung kapi- 
talistischer Entwicklung, der Literatur zum Problem der ‘Produktionsweisen’, sowie 
einiger genereller Mängel der aktuellen entwicklungssoziologischen Forschung. 
Daran anschließend wird eine neue Sichtweise dieser bekannten Probleme aus unter- 
schiedlichen Quellen, die nicht spezifisch entwicklungssoziologisch ausgerichtet 
sind, herangezogen und angewandt werden. Der Schwerpunkt der abschließenden 
Argumentation besteht darin, zu zeigen, daß in mancher Hinsicht der theoretische 
Rahmen des Marxismus selbst, und nicht der Mangel dieses oder jenes besonderen 
Ansatzes, verantwortlich ist für die Stagnation und die Leerstellen der gegenwärtigen 
entwicklungssoziologischen Forschung. 


Dependeztheorie und Entwicklungssozielogie: 
Ein Rückblick nach fünfzehn Jahren 


Den Horizont radikaler Entwicklungssoziologie beherrscht heute zweifellos der Nie- 
dergang und das drohende, doch nie ganz anerkannte Verschwinden der Dependenz- 
theorie als weithin akzeptierten Ansatz. Mit dieser Theorie ist die allgemeine und in 
Forschungsprojekten vielerorts einflußreiche Überzeugung verknüpft, daß die Ent- 
wicklungsprobleme und daher die Sozialstruktur und Politik wenig entwickelter Län- 
der vor allem eine Frage ihrer Position im Gefüge des internationalen kapitalistischen 
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Systems ist und weniger eine Frage von im großen und ganzen internen Problemen. 
In der dependenztheoretischen Tradition haben unterschiedliche Autoren den ver- 
schiedenen konstituierenden Merkmalen des ‘abhängigen’ oder ‘peripheren’ Status 
sicher unterschiedliches Gewicht beigemessen. Je nach Autor wechselt die Bedeu- 
tung des Außenhandels, der Finanzen, des Eigentums an den Produktionsmitteln, der 
Technologie oder der Ideologie und Kultur. Auch die Frage, was genau die Depen- 
denztheorie erklären soll, ist heftig umstritten. Quer zu den Differenzen herrscht je- 
doch die gemeinsame Überzeugung, daß in der Analyse der Unterentwicklung und 
der Wandlungsmuster gesellschaftlicher Formationen der Dritten Welt die externen 
Beziehungen die Rolle der internen Strukturmerkmale determinieren, und nicht 
umgekehrt.? 

Aus unterschiedlichen Richtungen werden seit vielen Jahren die Auffassungen von 
Frank, Amin und Wallerstein, etwas weniger die von Sunkel, Cardoso und Quijano 
scharfer Kritik unterzogen. Inzwischen gilt die Feststellung als Allgemeinplatz, daß 
die radikale Entwicklungssoziologie eher wenig kumulative Forschungsprozesse, 
dagegen mehr sterile Kontroversen, als man erwartet hat, in Gang gebracht hat. Dies 
wird in zunehmendem Maße der dependenztheoretischen Perspektive in die Schuhe 
geschoben. Ich selbst habe verhältnismäßig lange gebraucht, um zu dieser Ansicht 
zu gelangen, möchte aber inzwischen einen Schritt weiter als die meisten gehen und 
eine Bilanz der dependenztheoretischen Phase der neueren Entwicklungssoziologie 
ziehen. Ich möchte behaupten, daß heute in begründeter Weise einsichtig ist, daß die 
Dependenztheorie korrumpiert ist aufgrund verschiedener Spielarten zirkulärer Ar- 
gumentation, unzulässiger Verallgemeinerung empirischer Beobachtungen sowie 
einer schwachen Verankerung in einer deduktiven Theorie. 

Die Zirkelschlüsse entscheidender Argumente im dependenztheoretischen Arsenal 
sind schon früh erkannt, doch vielleicht nie genügend deutlich gemacht worden. Die 
dependenztheoretische Entwicklungssoziologie wird tatsächlich aus logischen Grün- 
den gerade dort in fataler Weise geschwächt, wo sie empirisch am stärksten scheint 
— etwa in Franks früher (historischer) Skizze der ökonomischen Geschichte Latein- 
amerikas (1966, 1967). Über Jahre standen die frühen Arbeiten von Frank stark im 
Verruf, eine ungewöhnlich vulgäre oder vereinfachende Variante der dependenz- 
theoretischen Position darzustellen. Jedoch enthalten diese Arbeiten einen der sehr 
wenigen Versuche in der frühen dependenztheoretischen Literatur, eine Theorie im 
Sinne einer Reihe logisch kohärenter allgemeiner Aussagen zu formulieren und em- 
pirische Verallgemeinerungen auf der Grundlage von Forschungsprozessen abzulei- 
ten und zu überprüfen. Deshalb istes in unserem Zusammenhang nicht unangebracht, 
als prägnantes Fallbeispiel Franks wissenschaftliche Validierung der Dependenz- 
theorie aus dem Jahre 1966 heranzuziehen, vor allem auch, weil hier gewissermaßen 
eine Argumentationsweise musterhaft durchgeführt wird, die bis heute allgemein 
gebräuchlich ist. 

Die zentrale theoretische Behauptung Franks lautet wie folgt: »Die heutige Unterent- 
wicklung ist zum großen Teil das historische Produkt vergangener und gegenwärtiger 
ökonomischer und anderer Beziehungen zwischen den unterentwickelten Satelliten- 
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ländern und den gegenwärtig entwickelten Metropolen.« Dies führt zu der Hypothese, 
daß »die Satelliten die stärkste ökonomische und vor allem am typischsten in der 
klassisch kapitalistisch-industriellen Bahn verlaufende Entwicklung erfahren, je 
schwächer ihre Bindungen an die Metropolen sind.«’ Zur Untermauerung dieser 
These wird verschiedenartiges historisches und komparatives Material beigebracht. 
Die entscheidende Schwäche der These bleibt trotz allem die Definition von ‘Ent- 
wicklung’ (und daher “Unterentwicklung’), die in die Formulierung der Hypothese 
hineingeschmuggelt wurde mit dem Ergebnis, daß die Aussage tautologisch wahr 
wird und dem historischen Material eine bloß illustrative, keine validierende Rolle 
zukommt. In der Hypothese und dem sie begleitenden Text wird zufriedenstellende 
Entwicklung identifiziert mit “selbsttragendem’ oder ‘autonomen’, (und daher?) 
industriellem Wachstums: Dies ist gemeint mit ‘klassisch kapitalistischer” Entwick- 
lung und läuft wiederum darauf hinaus, diese als nicht satellitenförmige oder, in der 
später allgemein üblich gewordenen Sprache, als nicht-dependente Entwicklung zu 
bestimmen. 

Daher hat der Nachweis, daß mit Blick auf die historischen Fakten eine zufriedenstel- 
lende Entwicklung nur in dem Maße stattfindet, als das Verhältnis von Metropole und 
Satellit, oder die Dependenz, gebrochen oder geschwächt ist, nichts mit einem 
empirischen Beweis zu tun. Es handelt sich um eine tautologische Übung.? Dieses 
Argument, oder jedenfalls ein ziemlich ähnliches, ist durch Smith (1980, S. 13) mit 
Bezug auf die Arbeit von Samir Amin energisch vorgetragen worden? und Warren 
(1980, S. 160, 165 f.) hat auf den logischen Zirkel in Dos Santos’ bekanntem Versuch 
hingewiesen, ‘Dependenz’ zu definieren. 

Zirkuläre, d.h. tautologische Argumentationsweisen sind ein zentrales Moment der 
Dependenztheorie und jener Varianten der marxistischen Entwicklungssoziologie, 
die sich im dependenztheoretischen Rahmen bewegen. Aber dieses Moment stellt 
vielleicht keine intrinsische Eigenschaft dar und auf jeden Fall enthält diese Tradition 
mehr als zirkuläre Argumente über autonomes und nicht-autonomes ökonomisches 
Wachstum. Viele lateinamerikanische ‘dependenztheoretische’ Autoren haben sich 
von Anfang an nicht mit struktureller Unterentwicklung oder Dependenz in jenem 
breiten und problematischen Begriffsrahmen beschäftigt, sondern mit spezifischeren 
ökonomischen und sozialen Problemen, die als charakteristisch für die jüngste Phase 
in den Beziehungen Lateinamerikas zum internationalen Kapitalismus betrachtet 
wurden.° Indem sie sich einerseits auf Muster wachsender Ungleichheit der Einkom- 
mensverteilung, sozialer ‘Marginalisierung’ und autoritärer Politik, andererseits auf 
die Rolle multinationaler Konzerne, auf unangepaßte Technologien und/oder kultu- 
relle Entfremdung konzentriert, gerät diese Art dependenztheoretischer Aussagen 
weniger in die Nähe tautologischer Darstellungsweisen. Zumindest im Prinzip Kön- 
nen sie als eine Menge substantieller Hypothesen formuliert werden, die vermutete 
Kausalfaktoren mit unabhängig identifizierbaren Wirkungen verknüpfen. 

Die Existenz solcher Hypothesen anzuerkennen bedeutet allerdings keineswegs, sie 
zu akzeptieren. Es bleibt das sehr hartnäckige Problem, ob sie empirisch bestätigt 
werden können, d.h. ob gezeigt werden kann, daß Marginalisierung und mit ihr 
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zusammenhängende Prozesse das Resultat von Wirkungsfaktoren der ‘Dependenz’ 
sind, wie etwa der Kolonisierung der dynamischsten Sektoren der Ökonomie durch 
transnationales Kapital, oder ob jene Prozesse nicht vielmehr durch andere Faktoren 
erklärt werden können, wie sie durch konkurrierende entwicklungssoziologische 
Denkweisen aufgezeigt werden. Die Antwort auf diese Frage wurde in der ursprüng- 
lichen dependenztheoretischen Literatur (etwa in den Arbeiten von Cadoso, Sunkel 
und Quijano) auf Basis einer kleinen Reihe weitgehend ähnlicher nationaler Erfah- 
rungen, zumeist in den größeren lateinamerikanischen Ländern, nahezu als selbstevi- 
dent präsentiert. Mit anderen Worten: Es fandkeine systematische Anstrengung statt, 
die Wirkungen transnationaler Faktoren per se von jenen des lokalen sozialen und 
politischen Kontextes, des herrschenden ökonomisch-politischen Regimes usw. zu 
unterscheiden.’ In jüngster Zeit herrschteein Trend, dependenztheoretische Aussagen 
durch internationale statistische Querschnitte zu erhärten. Allerdings hat sich der 
Großteil dieser Arbeiten, trotz gegenteiliger Beteuerungen, nicht vom Empirismus 
der ursprünglichen dependenztheoretischen Formulierungen lösen können, so daß 
für gewöhnlich die Bedingungen für die Ableitung gültiger Kausalaussagen aus der 
statistischen Analyse nicht erfüllt waren.® Im Gegenteil, systematische und theore- 
tisch informierte vergleichende Analysen sind durch die treuesten Anhänger der 
dependenztheoretischen Perspektive selten angewandt worden, und die Ergebnisse 
derartiger Bemühungen haben sich normalerweise als für deren Standardbehauptun- 
gen ungünstig erwiesen.’ 

Das dafür herangezogenen Material istnatürlich bruchstückhaft. Dennoch wird in den 
Arbeiten von Lall (1975) und Weisskopf (1976) die vergleichende Analyse wirksam 
eingesetzt, um die Effekte der (unterschiedlich definierten) Dependenz von jenen des 
Kapitalismus im allgemeinen und/oder von bestimmten Politikmustern oder institu- 
tionellen Arrangements abzugrenzen.!’ Auf der Grundlage sehr weitgefächerter 
empirischer Quellen zieht Morawetz (1977, S. 40 £.) den Schluß, daß die Gruppe 
‘schnell wachsender, marktorientierter Länder’, d.h. erfolgreiche ‘dependente Ent- 
wicklungsländer’ beide Fälle enthält: Länder, in denen der Einkommensanteil der 
Ärmsten gesunken ist (zu denen auffälligerweise kein lateinamerikanisches Land 
zählt) und Länder die gemäß diesem Kriterium gar nicht schlecht abschneiden. Mora- 
wetz schlägt als Arbeitshypothese (die offensichtlich durch die Geschichte bestimm- 
ter ostasiatischer Länder gut bestätigt wird) vor, daß der jeweilige Trend durch das 
Ausmaß sozialer Ungleichheit zu Beginn des Prozesses bestimmt wird.!! 

So scheint der dependenzorientierte Marxismus dort aus logischen Gründen mangel- 
haft, woerauf.den ersten Blick durch gewichtige historische Evidenzen gestützt wird, 
und dort, wo er logisch konsistent ist, scheint er nicht in der Lage zu sein, einer 
seriösen vergleichenden Analyse standzuhalten. Dies sollte eigentlich nicht überra- 
schen, weil zu alledem die Autoren der dependenztheoretischen Tradition im allge- 
meinen eine außerordentlich schwache Arbeitsbasis an deduktiver ökonomischer 
Theorie zur Verfügung hatten. Einige Kritiker (Leys 1977; Phillips 1977; Bernstein 
1979a; Taylor 1979; Weeks 1981) betonen deutlich die Tatsache, daß die Dependenz- 
theorie und die Theorie der Unterentwicklung nicht auf einer rigiden Anwendung 
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marxistischer Ökonomie fußen. Doch solange man nicht in einer manichäischen Welt 
proletarischer Wahrheit und bürgerlicher Irrtümer lebt, muß festgestellt werden, daß 
sie in keinerlei solidem Gebäude einer deduktiven Theorie verankert sind. Damit ist 
nicht gesagt, daß keine ökonomischen Gedanken hinter der Dependenztheorie stek- 
ken, aber die einschlägigen Autoren sind meist entweder fast im wörtlichen Sinn die 
Sklaven abgehalfterter Ökonomen oder amateurhafte und unkritische Konsumenten 
ökonomischer Literatur. 

Die Dependenztheorie war Kind ihrer Zeit, in aktivem wie passivem Sinne. Ihre 
Autoren übernahmen ohne zu hinterfragen entweder eine oder beide der während 
kurzer Zeit in den sechziger Jahren einflußreichen Theorien und kamen zu dem 
Schluß, daß die Teilnahme am Welthandel zu einer säkularen Verarmung der weniger 
entwickelten Länder führen würde (wegen ihrer Rolle als Primärproduzenten oder als 
Billiglohnländer). Dabei blieb es, sogar nachdem jene Theorien einer verheerenden 
Kritik unterzogen worden waren und die akademische Unterstützung für ihre ur- 
sprüngliche Fassung auf einige Überreste in gewissen internationalen Bürokratien 
reduziert war.'? 

Die Dependenztheorie fand auch Eingang in nationalistische Denk weisen - nicht nur 
in Lateinamerika—und trug in den späten fünfziger und den sechziger Jahren dazu bei, 
diese auf den Standpunkt zu bringen, daß die Ursachen der offensichtlich sprunghaft 
zunehmenden Schwierigkeiten der nationalen Entwicklung ‘außerhalb’ und nicht 
“im Innern’ der eigenen Gesellschaft zu suchen seien. Der entscheidende Einschnitt 
war die erst in Lateinamerika und Ostasien, später auch andernorts gewonnene Er- 
kenntnis, daß die Industrialisierung durch Importsubstition massive soziale Un- 
gleichheiten und Zahlungsbilanzprobleme nicht auflöste, sondern eher verschärfte. 
Es sollten schließlich sorgfältige Studien verschiedener theoretischer und ideologi- 
scher Schattierungen auftauchen, die analytisch und empirisch darlegten, auf welche 
Weise diese Probleme zuinnerst mit dem Politikpaket der importsubstituierenden 
Industrialisierung (IST) zusammenhingen.'? Diese Studien machten gemeinsam die 
Politik der ISI oder deren extremere Erscheinungsformen verantwortlich für den 
Trend zu wachsender Einkommensungleichheit und zur Schwächung nach außen 
(also Dependenz in diesem speziellen Sinn), der in vielen halbindustrialisierten Län- 
dern beobachtet wurde. Durch einzelne, ungewöhnlich spitzfindige Verteidiger des 
Ansatzes (z.B. Seers 1977) wurde in nicht sehr überzeugender Weise der Versuch 
unternommen, zu zeigen, daß die Dependenztheorie mit solchen Erkenntnissen 
vereinbar sei. Aber in Wahrheit kann es keinen Zweifel geben, daß der Hauptstrang 
der Dependenztheoretiker in den sechziger Jahren auf eine ganz ordinäre Schein- 
korrelation hereingefallen ist. Fortgeschrittene Importsubstition wurde assoziiert mit 
einer Invasion multinationaler Produzenten, zunehmender Schwächung nach außen 
und regressiven Trends in den Beschäftigungszahlen und der Einkommensvertei- 
lung. Für die beiden letztgenannten Faktoren wurden die erstgenannten verantwort- 
lich gemacht, was zwar plausibel, aber falsch ist.!* Aus verschiedenen Gründen wurde 
dieser Fehler am ehesten in Lateinamerika gemacht und später ganz einfach auf 
Afrika übertragen. 
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Berechtigterweise können wir zusammfassend sagen, daß sich die dependenztheore- 
tische Position aus einer Reihe von logischen, analytischen und theoretischen Grün- 
den als unhaltbar erwiesen hat. Ein solcher Schluß wird zunehmend und in mancher 
Hinsicht sogar besonders konsequent von jenen Wissenschaftlern gezogen, die in 
bedeutendem Maß zur dependenztheoretischen Kritik an der älteren entwicklungsso- 
ziologischen Literatur beigetragen hatten. Wissenschaftler, die sich mit ihren frühe- 
ren Arbeiten im Rahmen der dependenztheoretischen Tradition bewegt hatten, haben 
diesen Ansatz inzwischen energisch zurückgewiesen. Doch ist der Wandel der 
intellektuellen Szene in gewisser Weise eher Schein als Realität. 

Zu oft, möchte ich behaupten, sind dependenztheoretische Auffassungen durch ober- 
flächliche Kritik an bestimmten Autoren zurückgewiesen worden. Viele dieser An- 
griffe zielten besonders auf Frank. Andere Kritiker hatten das verständliche, aber 
meiner Ansicht nach unangebrachte Bedürfnis, das Kind nicht mit dem Bade aus- 
zuschütten und haben eine nur unvollständige Bilanz der Mängel der Dependenz- 
theorie gezogen, obwohl sie die ganze Lage verstehen und in der Beurteilung überein- 
stimmen. Ich meine damit die Tendenz, sich auf konzeptionelle Kritik zu verlassen, 
obwohl nur eine Kombination von Argumenten, wie sie oben skizziert wurde, die 
seriöseren Ansprüche des dependenztheoretischen Standpunkts erledigen kann. Ich 
begreife dies teilweise als Resultat eines althusserianischen Theorizismus, der immer 
noch zugange ist, teilweise als Ausdruck des Wunsches, sich nichteinzugestehen, daß 
die traditionellen Kritiker der Dependenztheorie auf seiten der intellektuellen und 
politischen Rechten in gewissem Sinne bestätigt sind. Wie auch immer, im Effekt 
machen jene Kritiker trotz aller Kenntnis bestimmter Problemaspekte kurz vor dem 
»point of no return« halt. 

Die selben Kritiker haben im Verein mit anderen angestrengte Versuche unternom- 
men, die Beziehungen zwischen dependenztheoretischem Denken und dem Haupt- 
strang der Tradition des Marxismus in diesem Jahrhundert wegzutheoretisieren, 
wodurch die Wirkung ihrer Argumente abgeschwächt worden ist.'” Während die 
‘dependenztheoretische Position’, auch wenn sie angemessen weit definiert wird, mit 
dem theoretischen Kern des klassischen Marxismus unvereinbar ist, kommt ihr sicher 
ein bestimmter Platz im marxistischen Denken, nicht erst seit Lenin, sondern seit 
Marx selbst, zu. Es gibt inzwischen einige Veröffentlichungen, die in dieser Richtung 
argumentieren.'® Aufgrund einer wertvollen Neulektüre der Marxschen Schriften 
über Indien, Irland und Polen kommt Mori (1978) zu dem Schluß, daß Marx nicht nur 
seine vielzitierten frühen Ansichten über die zerstörerischen, aber auch belebenden 
Konsequenzen des britischen Freihandels aufgegeben hat, sondern im Alter zu einer 
fast diametral entgegengesetzten Position gelangte, wenn auch immer noch mit Be- 
zug auf bestimmte Länder. In einem anderen Teil der neueren Literatur wird behaup- 
tet, daß die Unklarheiten in den Leninschen Formulierungen über den Einfluß des 
Imperalismus auf die Produktivkräfte in den Kolonien aufgelöst seien und Lenin in 
einem relativ frühen Stadium der Geschichte der Dritten Internationale gegenwärti- 
ge theoretische Entwicklungen eindutig vorweggenommen habe." 
Dependenztheoretische Positionen haben also eine lange Geschichte in der marxisti- 
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schen Tradition. Es gab auch marxistische Kritiker dieser Theorien, aber offen gesagt, 
falls die Ansicht begründet ist, daß die Dependenztheorie nichts weiter sei als bür- 
gerlicher Nationalismus, der ins marxistische Denken eingedrungen sei, dann müssen 
zusammen mit Amin, Cardoso und Frank noch einige gewichtige Leute dafür ver- 
antwortlich gemacht werden. Wenn dies richtig ist, hat eine Kritik der Dependenz- 
theorie in »terms« eines einfachen Gegensatzes zwischen ihr und dem Marxismus 
zwei mißliche Effekte. Der eine besteht darin, daß der weniger aufmerksame Leser 
leicht den Eindruck gewinnen kann, daß die Kritik nur einen recht engen Kreis haupt- 
sächlich lateinamerikanischer Autoren betrifft, die besonders mit dem Begriff depen- 
dencia identifiziert werden. Auf diese Weise bleiben im wesentlichen ähnliche 
Vorstellungen im Rahmen von Begriffen wie Imperialismus, Neokolonialismus oder 
‘internationales Wertgesetz’ vollkommen akzeptabel. 

Zweitens, und dieser Punkt ist vielleicht wichtiger, macht es die aktuelle Betonung 
des nichtmarxistischen Charakters der Dependenztheorie schwierig, die inzwischen 
sicherlich wichtigste Frage zu klären: Warum bleibt die Dependenztheorie, obwohl 
sie empirisch falsch und theoretisch verbohrt ist, so hartnäckig präsent in der breiten 
markxistischen Tradition. Sämtliche Kritiker, die die Schwächen der dependenztheo- 
retischen Argumentation aufspürten, waren weit weniger stark, wenn es darum ging, 
zu erklären, wie diese Fehler zustandegekommen sind. Daher ist ihnen allen nicht ge- 
lungen, zu zeigen, wie wir weiterarbeiten können, ohne in ähnliche Fallen zu tappen. 
Ein Grund dafür ist, daß sie, mit bedeutenden Ausnahmen (Warren und Phillips)", 
nicht in der Lage waren, den Marxismus am Schopf seines politischen und besonders 
metatheoretischen Interesses an bestimmten theoretischen Konstruktionen zu pak- 
ken. Auf diesen Punkt werde ich später noch eingehen. 

Ob wegen der Begrenztheit der theoretischen Debatte oder aus gewichtigeren Grün- 
den; die unten diskutiert werden; dependenztheoretische Annahmen sind in der radi- 
kalen entwicklungssoziologischen Literatur weiterhin stark präsent. Die Zeitschrif- 
ten, die die führenden Arbeiten der neuen Entwicklungssoziologie herausgebracht 
haben, fahren fort, einen stetigen Strom (oft wirklich informativer) spezieller Studien 
der angeblichen Auswirkungen des Imperalismus/der Dependenz in bestimmten Ge- 
genden der Dritten Welt zu publizieren, in dem das gelegentlich aufgewühlte anti- 
dependenztheoretische Arbeitsstück letztlich untergeht.!” Wichtige Brennpunkte 
empirischer Arbeit in der Entwicklungssoziologie, wie etwa die Bildung nationaler 
Bourgeoisien und Arbeiterklassen, bleiben beherrscht durch falsche Problemstellun- 
gen und Tendenzen zur Schematisierung, die aus dem dependenztheoretischen Mar- 
xismus stammen, wie man inzwischen anfängt zu erkennen. In Verbindung mit einer 
Form markistischer Staatstheorie, wie sie heute kaum noch jemand verteidigt, haben 
dependenztheoretische Annahmen permanenten Einfluß auf Studien zur Politik - in- 
begriffen die Politik sinnvoller Reformen — wichtiger Entwicklungsländer und tragen 
dazu bei, wirkliche politische Handlungsmöglichkeiten auf einigen Gebieten zu ver- 
dunkeln.? Diese Widersprüche zwischen dem theoretisch erreichten Stand und der 
tatsächlichen Praxis sind ein auffälliges und besorgniserregendes Merkmal der ge- 
genwärtigen Lage der Entwicklungssoziologie. 
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Warrens Herausforderung: Stärken und Schwächen 


Ähnlich unbefriedigend ist die Art und Weise, wie in der Literatur auf die Neubele- 
bungeines radikal antidependenztheoretischen Marxismus durch die Arbeit von Bill 
Warren und anderen geantwortet oder auch nicht geantwortet worden ist. Warren hat 
unbestreitbar die sorgfältigste und mutigste Kritik der dependenztheoretischen mar- 
xistischen Position geliefert. Auch trägt er einiges dazu bei, den politischen ‘Ge- 
brauchswert’ der Dependenztheorie auszumachen und damit teilweise deren man- 
cherorts fortdauernde Attraktivität zu erklären. Doch obwohl seiner Position deshalb 
inzwischen mißmutiger Respekt gezollt wird, ist man weit davon entfernt, all ihre 
Implikationen begriffen zu haben. 

Dies sollte nicht als Einverständnis mit Warrens Ansatz interpretiert werden. Im 
Gegenteil, ich meine, es gibt gute Gründe, warum selbst Leute wie ich, die der Auf- 
fassung sind, daß Warrens zentrale Thesen durch die empirische Evidenz gestützt 
werden, sie nicht als alternativen Bezugsrahmen feiern sollten. In unserem Zusam- 
menhang sind die Argumente im zweiten Teil von Warrens Buch von zentralem 
Interesse, die sich auf die Wirkungen des Kolonialismus und des postkolonialisti- 
schen internationalen Systems auf die Produktivkräfte in der Dritten Welt beziehen. 
Sie werden folgendermaßen zusammengefaßt: 

(D »Im Gegensatz zur gegenwärtigen marxistischen Auffassung legt das empirische 
Material nahe, daß die Aussichten für eine erfolgreiche kapitalistische Entwicklung 
in vielen unterentwickleten Ländern recht günstig sind...« 

(I) »In der Phase seit dem zweiten Weltkrieg hat es in der Dritten Welt einen 
bedeutenden Sprung in der Entwicklung kapitalistischer gesellschaftlicher Verhält- 
nisse und Produktivkräfte gegeben.« 

(III) »Der direkte Kolonialismus hat keineswegs die eigenständige Kapitalistische 
Entwicklung die ohne ihn stattgefunden hätte, verzögert oder verhindert, sondern hat 
vielmehr als mächtiger Antrieb progressiven sozialen Wandels fungiert...« 

(IV) »Sofern es Hindernisse für die (kapitalistische) Entwicklung gibt, haben sie ihren 
Ursprung nicht in den gegenwärtigen Beziehungen zwischen dem Imperalismus und 
der Dritten Welt, sondern in den inneren Widersprüchen der Dritten Welt.« 

(V) »Die Politik der ‘imperalististischen’ Länder und deren allgemeine ökonomische 
Beziehungen mit den unterentwickelten Ländern fördern im Endeffekt tatsächlich die 
Industrialisierung und allgemeine ökonomische Entwicklung in diesen Ländern.« 
(VI) »In einem Kontext wachsender ökonomischer Interdependenz lockern sich mit 
dem Aufstieg des einheimischen Kapitalismus die Bande der Dependenz (oder 
Unterwerfung) zwischen der Dritten Welt und der imperalistischen Welt in beträcht- 
lichem Maße...« (Warren 1980, S. 9 £.) 

Ich behaupte nicht, daß diese Aussagen, obwohl sie in Warrens Text noch ausgear- 
beitet werden, unproblematisch sind. Allerdings sind seine wesentlichen Thesen gut 
abgesichert und zeugen von gründlichen Kenntnissen, so daß sie jener Art von Ein- 
wänden standhalten, die am häufigsten erhoben worden sind.?! Vieles von dem, was 
Warren zu sagen hat, gehört eigentlich zum Standardwissen der mit dem Thema be- 
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faßten Ökonomen, wenn auch die Aussagen (Il) und (IV) vielleicht kontrovers blei- 
ben. Die Tatsache, daß es nötig ist, so eindringlich auf diese Punkte hinzuweisen, sagt 
einigesüber die Artund Weise linksorientierter Sozialwissenschaftler und Aktivisten 
aus, sich der gängigen Mainstream-Literatur zu verschließen. Letztendlich wäre es 
nicht einfach, nachzuweisen, daß auch nur eine der sorgfältig formulierten Thesen 
Warrens falsch ist. 

Trotz der Bedeutung dieses Aspekts kommt man allerdings kaum umhin festzustel- 
len, daß Warrens Thesen das empirische Material in gewisser Weise verkehrt ordnen, 
und es ist schwierig, gegen das Gefühl anzukommen, daß er zwar die Wahrheit, aber 
nicht die ganze Wahrheit sagt. Ich möchte behaupten, daß insbesondere seine Auffas- 
sung der gegenwärtigen Probleme und Entwicklungsperspektiven der Dritten Welt 
gewichtigen, nicht-dependenztheoretischen Einwänden ausgeliefert sind, die die 
Ebene und die Art der zum Zuge kommenden Abstraktion betreffen. Deren wesent- 
liches Merkmal ist die alleinige und unablässige Konzentration auf die allgemeinen, 
intrinsischen und hauptsächlich ökonomischen Charakteristika der Entwicklung, 
verstanden als die Entfaltung oder Difussion der kapitalistischen Produktionsweise. 
Diese theoretisch festgelegte Herangehensweise hat mehrere abgeleitete Folgen. 
Zum ersten gesteht Warren, wenn er die ökonomischen Erfahrungen der Dritten Welt 
in der Nachkriegszeit untersucht, zwar Unterschiede innerhalb des allgemeinen Ent- 
wicklungsmusters zu, spielt sie allerdings beharrlich herunter. Die Möglichkeit be- 
deutender systematischer Variationen im Rahmen des allgemeinen Musters wird fast 
explizittheoretisch verneint. Zwar wird im Buch nicht behauptet, daß die sprunghafte 
Entwicklung der Produktivkräfte mit allen Gebieten der Dritten Welt gleichermaßen 
stattgefunden hat. Die Entwicklungsperspektiven »vieler«, nicht aller unterentwik- 
kelten Länder seien günstig. Dies ist wahrscheinlich korrekt, aber sicher unzuläng- 
lich. Wie bekannt, waren in der Vergangenheit die Leistungen verschiedener Regio- 
nen und Länder der dritten Welt ganz unterschiedlich, wobei im großen und ganzen 
die ärmsten Länder am schlechtesten abgeschnitten haben und eher noch weiter 
zurückgefallen sind. Tragischerweise verhält es sich so, daß die Aussichten für die 
nächsten Jahrzehnte für einen Teil der Länder blendend sind (erwartete BSP-Wachs- 
tumsraten von 8-12% p.a.), für den andern Teil katastrophal (negatives Wachstum in 
pro-Kopf, wenn nicht sogar in absoluten Zahlen). Warrens Argumentationsweise 
führt uns vom undifferenzierten Pessimismus der dependenztheoretischen Perspek- 
tive in eine kaum weniger irreführenden allgemeinen Optimismus. Schlimmer noch, 
er lenkt die Aufmerksamkeit ab von einigen der beklagenswertesten Aspekte der 
gegenwärtigen Situation und daher von der Analyse der zugrundeliegenden Ursa- 
chen.” 

Zweitens wird, wenn Warren die unterschiedlichen Leistungen der Länder behandelt, 
in der Regel den spezifischen nationalen politischen Regimen und institutionellen 
Arrangements äußerst wenig Beachtung geschenkt. Kennzeichnend ist dies für seine 
Diskussion der Einkommensverteilung (wo die interessante Erfahrung Taiwans in 
den Nachkriegsjahren nur erwähnt wird, um sie unter ein allgemeines Konzept zu 
subsumieren, in dem Institutionen und Politikmuster dem jeweils erreichten Stand 
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des Entwicklungsprozesses völlig unterworfen sind), wie auch für andere Punkte. Es 
gibtoffensichtlich unterschiedliche positive wie negative Aspekte in der Entwicklung 
der Dritten Welt, die als der kapitalistischen (wenn nicht jeder) Entwicklung inhärent 
bezeichnet werden können. Doch ebenso klar ist, daß es Errungenschaften und Fehl- 
schläge gibt, die schlicht auf Regierungen und ihre Politik zurückzuführen sind. 
Warrens Ansatz, möchte ich behaupten, ist nicht hilfreich, wenn es um die Rolle na- 
tionaler politischer Regimes und institutioneller Arrangements geht. Zum dritten hat 
er aus ähnlichen Gründen Schwierigkeiten beim Verständnis des Kolonialismus und 
dessen Nachwirkungen; und viertens führt sein Ansatz zu einer unzureichenden Be- 
handlung des Nationalismus und der ‘nationalen Frage’. In beiden Bereichen entste- 
hen die Probleme aufgrund des Versuchs, die Entwicklung nationaler sozialer 
Formationen einzig mittels eines allgemeinen Begriffs des Kapitalismus und seiner 
Dynamik zu verstehen. 

Eine nüchternde Neubetrachtung der Auswirkungen des kapitalistischen Kolonialis- 
mus in Afrika und anderswo war sicher notwendig, und im Kontext seines Buches 
hatte Warren zweifelos recht, zu betonen, daß die durch den Kolonialismus hervor- 
gebrachten Veränderungen auf verschiedene Weisen die Ausgangsbedingungen 
darstellten für das, was bis heute erreicht worden ist. Jedoch wird in dem Buch der 
Kolonialismus so dargestellt, daß man sich wundert, warum überhaupt Unabhängig- 
keitsbewegungen entstanden sind, und in der Diskussion der ‘Stufe’ der Entkoloni- 
sierung werden deren Wohltaten auf eine Weise betont, die wiederum nicht mit der 
Darstellung des Kolonialismus zusammenpaßt.?? Die Schwierigkeit bei Warrens An- 
satz istnicht, daß es ihm im Alltagssinne an ‘Ausgewogenheit’ mangelt, sondern daß 
er so eindimensional ist, daß er am Ende inkohärent wird. Die Einschätzung des Ko- 
lonialismus mag grosso modö nicht falsch sein, aber sie ist zu verallgemeinernd und 
ökonomistisch. Die Fixierung auf die Kapitalistische Entwicklung, gefaßt als »ein- 
heitlicher Prozeß«**, führt zu einer Vernachlässigung jener Charakteristika, die keine 
allgemeinen, aber dennoch ziemlich wichtige Aspekte des Prozesses darstellen (etwa 
die Enteignung afrikanischer Kleinbauern, Zwangsarbeit, Rassensegregation usw). 
Unterschätzt werden auch Kausalfaktoren, angefangen von der kolonialistischen Ent- 
wicklungspolitik bis hin zum sozialen und kulturellen Hintergrund der verschiedenen 
beteiligten nationalen Gruppierungen. 

Dieselbe Spielart des Ökonomismus steckt hinter Warrens Position zur Frage des 
Nationalismus. Abgesehen von seiner seltsam inkonsistenten Bewunderung der Art 
und Weise, wie politische Regime nach der Unabhängigkeit ihre Verhandlungsmacht 
eingesetzt haben, um den nationalen Kapitalismus zu entwickeln, ist Warren ein 
vorbehaltloser Gegner des Nationalismus und offenbar auch des Rechts der Völker 
auf Selbstbestimmung. Im Zusammenhang seiner Analyse scheint eine solche Hal- 
tung notwendiges Gegenstück zu einer Kritik am ‘Antiimperialismus’ zu sein, wie er 
in marxistischen Kreisen seit den zwanziger Jahren verstanden wurde. Aber dies ist 
ein Fehler. Eine Quelle der Verwirrung ist der Umstand, daß historisch gesehen, die 
“Teninistische Weltanschauung’, die Auffassung, daß Imperialismus/Dependenz ver- 
antwortlich seien für die Unterentwicklung, *über’ die nationale Frage in die marxi- 
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stische Diskussion Eingang gefunden hat: Die Vorstellung einer (vor allem politi- 
schen und kulturellen) Unterdrückung von Nationen durch andere Nationen wurde 
erweitert zugunsten des Gedankens spezifisch ökonomischer Unterdrückung, die 
dem kapitalistischen Kolonialismus und/oder dem Weltmarkt inhärent sei. Aber 
letzteres in Frage zu stellen heißt nicht notwendig, den Begriff der nationalen Unter- 
drückung völlig aufzugeben. Warren schüttet hier das Kind mit dem Bade aus und 
schwächt damit unglücklicherweise seine Position gegenüber jenen anderen Marxi- 
sten, die zwar sklavische Anhänger der Dependenzmythologie sind, doch die progres- 
sive Schubkraft bestimmter Nationalismen richtig begriffen haben. 

Warrens Ansatz ist, zusammenfassend, in einer Reihe zusammenhägngender Aspek- 
te, begrenzt, nicht weil die Autoren und Positionen, die er kritisiert, am Ende doch 
recht behalten, sondern wegen des theoretischen Rahmens, den er stattdessen an- 
bietet. Die kapitalistische Produktionsweise und ihre Dynamik (einschließlich “un- 
gleichzeitiger Entwicklung’) werden als hinreichende Erklärung der häßlichen wie 
der vorteilhaften Seiten der Entwicklung der Dritten Welt heute und in der jüngsten 
Vergangeheit angeboten: Beide Aspekte seien einfach Funktionen der nationalen 
kapitalistischen Entwicklung. Aber die Unterschiede in der Entwicklung und Ver- 
breitung kapitalistischer Verhältnisse liefern sicher keine hinreichende Erklärung 
wichtiger Variationen innerhalb des allgemeinen Entwicklungsmusters. Weiterhin 
entgeht vieles, was für die gegenwärtige Erfahrung der unterentwickelten Länder 
wichtig und interessant ist, fast vollständig der Aufmerksamkeit dieses theoretischen 
Rahmens. Dies macht ihn für sozialwissenschaftliche Forschung, besonders im Be- 
reich der Politik und Politikbildung, tatsächlich unbrauchbar. 


Die Debatte um den Begriff der Produktionsweise: 
Eine Sackgasse in einer Sackgasse 


Der Gedanke liegt nahe, daß die notwendige theoretische Basis für eine Entwick- 
lungssoziologie jenseits der simplen Extreme der siebziger Jahre schon in Form der 
ausgedehnten und i zwischen recht vielfältigen Literatur zum Problem der unterge- 
ordneten Produktionsweisen, ‘Ausbeutungsformen’ und der formellen Subsumtion 
der Arbeit unter das Kapital exisitert.”” Schließlich ist mehr als ein Jahrzehnt ver- 
gangen, seit die Debatte durch Laclaus (1971) bahnbrechenden Artikel über »Feuda- 
lismus und Kapitalismus in Lateinamerika« ausgelöst wurde, der von vielen als ein 
wichtiger Schritt über die Dependenzproblematik hinaus betrachtet wurde. Seither ist 
die Forschung zu den untergeordneten Produktionsweisen einer der lebendigsten 
Arbeitsbereiche der Entwicklungssoziologie. Man könnte die Auffassung vertreten, 
daß Franks Theorie transitiver Unterentwicklung und Warrens evolutionistisches 
Modell der Produktionsweisen nicht-repräsentative Pole der Debatte bilden, um die 
es sich nicht länger zu kümmern lohnt. 

Daran ist meiner Ansicht nach einiges richtig, aber nur, was die Stärken der em- 
pirischen Arbeit in diesem Bereich anbelangt, nicht bezüglich ihrer theoretischen 
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Grundlage. Die zunehmende Unfruchtbarkeit und schließlich Ergebnislosigkeit der 
Debatte um die Produktionsweisen wird inzwischen weithin zugestanden. Sorgfälti- 
ge Beobachter (vgl. etwa Foster-Carter, 1978; Goodman und Redclift, 1981) geben 
auch zu, daß der Versuch, den Begriff der Produktionsweise und verwandte Katego- 
rien wiederzubeleben, ein Bündel scheinbar unlösbarer begrifflicher Probleme her- 
vorgebracht hat. Was die Debatte jedoch am deutlichsten zu Tage gebracht hat, ist, 
möchte ich behaupten, die Unmöglichkeit, einen Mittelkurs zwischen der dependenz- 
theoretischen und der sog. ‘klassischen’ Position (Warren) zu steuern, indem man die 
Begriffe des theoretischen Marxismus verwendet. 

Vom theoretischen Standpunkt aus hat es drei herausragende Beiträge zur Produk- 
tionsweisendebatte gegeben, von denen jeder zu wichtigen Klarstellungen geführt 
hat. Daher ist das allgemeine Verständnis der einschlägigen Probleme im Vergleich 
zur jüngsten Vergangenheit sehr gut. Jeder Beitrag stellt einen Aspekt der Wahrheit 
zum Problem der strengen Anwendung klassischer marxistischer Konzepte für die 
Zwecke der Entwicklungssoziologie dar. Aber da die Positionen sich auch als wech- 
selseitig unvereinbar herausgestellt haben, hat die Kontroverse nicht zu einer fort- 
schreitenden Lösung der anstehenden Probleme geführt. Stattdessen ist deutlich 
geworden, daß der Begriff der Produktionsweise vielfältigen und in der Praxis wider- 
sprüchlichen theoretischen Anforderungen unterliegt, die es unmöglich machen, ihn 
konsistent zu gebrauchen, wenn es um die Entwicklung der Welt seit dem sechzehn- 
ten Jahrhundert geht. 

Laclau (1971) hat überzeugend nachgewiesen, daß Frank in seinen frühen Arbeiten 
mit seinem Begriff des ‘kapitalistischen Weltsystems’ die Bereiche der Produktion 
und des Austauschs durcheinandergebracht und letzterem im Effekt das kausale 
Primat zugestanden hat. Dies war nicht nur unvereinabr mit der Marxschen Methode, 
in der die Zirkulation dem Produktionsprozeß untergeordnet ist, sondern führte auch 
zu einer Theorie der Unterentwicklung, die zu bestimmten wichtigen Aspekten der 
Geschichte der Neuzeit nichts beizutragen hatte und der es in allgemeinem Sinne an 
Erklärungskraft mangelte. Aufgrund der Einsicht, daß Kapitalismus und Feudalis- 
mus weniger in der Zirkulationssphäre, sondern anhand der Produktionsverhältnisse 
zu unterscheiden sind, stimmen wir mit dem grundlegenden Konzept überein, wo- 
nach das ökonomische Weltsystem seit dem siebzehnten (nicht dem sechzehnten) 
Jahrhundert gekennzeichnet ist durch die Kombination (oder, wie spätere Autoren 
sich ausdrückten, Artikulation) von Elementen, die unterschiedlichen Produktions- 
weisen angehören. Dabei werden die vorkapitalistischen Produktionsverhältnisse 
durch den Einbruch des Handelskapitals restrukturiert, nicht eliminiert. 

Laclaus Analyse war jedoch genau dort am schwächsten, wo sie ihre kühnsten An- 
sprüche vertrat. Die zu bestimmten Zeiten und in bestimmten Gebieten zu beobach- 
tende Tendenz der kapitalistischen Expansion, vorkapitalistische Verhältnisse in der 
Landwirtschaft zu verstärken und sogar zu restaurieren, wurde nicht auf Faktoren wie 
etwadie Dynamik des Arbeitskräfteangebots und der Klassenkämpfe vor Ort zurück- 
geführt, sondern auf die Bedürfnisse des Kapitals in den Metropolenländern, wie sie 
gemäß einer Variante des Marx-Bucharin-Lenin-Theorems des Kapitalexports in 
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unterentwickelte Regionen verstanden wurden. Abgesehen vom wissenschaftlichen 
Status des Teils der Marxschen Theorie, zu welcher dieses Theorem gehört,? war die- 
ses Konzept dem bekannten Einwand ausgesetzt, daß es versäumte, und vermutlich 
gar nicht in der Lage war, die Mechanismen zu benennen, vermittels derer das für das 
Kapital ‘Notwendige’ auf lokaler Ebene auch durchgesetzt werden konnte. So ge- 
sehen, beruhte die Erklärungskraft der alternativen Theorie der Unterentwicklung 
größtenteils auf einem Bluff. Ebenso illusionär war die Behauptung, die Theorie sei 
in den Produktionsverhältnissen, verstanden als Kämpfe zwischen Gruppen von Pro- 
duzenten und Nichtproduzenten, verankert. 

Auf der anderen Seite hat Laclau ohne Zweifel einen wesentlichen Argumentations- 
trang bei Marx ausfindig gemacht und die Aufmerksamkeit noch einmal aufdieinden 
fünfziger Jahren von Dobb (vgl. Sweezy u.a. 1976) vertretene Position gelenkt, wo- 
nach vergleichende Ökonomie- und Sozialgeschichte viele Hinweise dafür liefern, 
daß der ‘produktionistische’ Ansatz geeignet ist, die Übergänge zum Kapitalismus 
angemessen begrifflich zu fassen. Im Gegensatz dazu bleiben einige marxistische 
Wissenschaftler beharrlich bei einer ‘zirkulationistischen’ Position in der Tradition 
der Arbeiten von Sweezy aus den fünfziger Jahren. Im allgemeinen hat sich jedoch 
Laclaus Hauptargument durchgesetzt. Die Kritiker konzentrieren sich auf den ‘For- 
malismus’ seiner Kritik an Frank und Laclaus unvollständigen Begriffder Marxschen 
Theorie der Produktionsweisen und der Übergangsformen. 

Gemeinsamer Ausgangspunkt dieser zweiten Phase der Debatte ist, daß es formali- 
stisch und falsch sei, die aus der kolonialistischen Ausbeutung entsprungenen ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse in Asien, Lateinamerika und anderswo als feudal und 
daher nicht-kapitalistisch zu charakterisieren. Bei Marx, so wird argumentiert, wird 
der Feudalismus als ein System territorial begrenzter Produktion und Aneignung be- 
griffen, dem ein bestimmter Stellenwert in einer ganzen Epoche europäischer Ge- 
schichte zukommt. Dies gilt nicht für die Erfahrung von Gebieten wie Nordosteuro- 
pa im sechzehnten Jahrhundert und später, sowie Teilen Lateinamerikas im späten 
neunzehnten Jahrhundert, wo feudale Pachtverhältnisse als Reaktion auf den Fern- 
handel eingeführt wurden. Dies ist typisch für das, was in den Gebieten unter dem 
Einfluß des direkten Kolonialismus geschehen ist und stellt eine besondere epochale 
Realität dar (Alavi 1975; Banaji 1972; auch Cardoso 1976). 

Die damit einhergehende Kritik an Laclaus Begriff der Produktionsweise macht es 
unmöglich, dieses Argument als einfache Wiederbelebung des nichtmarxistischen 
“Zirkulationismus’ abzutun. Alavi (1975, S. 182) betont die »Unangemessenheit jeg- 
licher Konzeption von ‘Produktionsweise’, welche eng auf Gruppen von Beziehun- 
gen begrenzt ist, die willkürlich auf die ‘Struktur’ zurückgeführt werden, ohne die 
Totalität in Betracht zu ziehen«; für Marx sei die Kategorie der Totalıtät grundlegend. 
Anders ausgedrückt ist bei Marx die kapitalistische Produktionsweise (die einzige, 
die er ausgiebig behandelt hat) nicht nur eine »artikulierte Kombination von Produk- 
tionsverhältnissen und Produktivkräften«?, sondern auch, oder stattdessen, »eine 
bestimmte Totalität historischer Bewegungsgesetze«. Wenn dies richtig ist, sind 
»Produktionsverhältnisse... eine Funktion der gegebenen Produktionsweise«. »Der 


Marxismus und Entwicklungssoziologie: Der Weg in die Sackgasse 27 


Charakter eines bestimmten Typs von Produktionsverhältnissen...kann unmöglich 
festgelegt werden bevor diese Bewegungsgesetze selbst festgestellt sind« (Banaji 
1977,S. 10). Dies erklärt einige Hinweise bei Marx und ihm folgenden marxistischen 
Analysen auf die Existenz verschiedener ‘Ausbeutungsverhältnisse’ neben dem 
Lohnarbeitsverhältnis in vom Kapital beherrschten Produktionssystemen. Es erklärt 
auch, warum uns Marx nicht darüber im Zweifel läßt, daß, abgesehen von Übergangs- 
krisen, zu einem bestimmten Zeitpunkt an einem bestimmten Ort nur eine Produk- 
tionsweise vorherrschen kann. 

Soweit diese Interpretation stimmt, ist es sinnlos, von Kombinationen (mehrerer) 
Produktionsweisen als durchgängigem Merkmal gesellschaftlicher Formationen der 
Dritten Welt zu sprechen. Das Problem verdoppelt sich: Welches sind, erstens, die 
zum Zuge kommenden Ausbeutungsformen der Arbeit, und zweitens, vorallem, wor- 
in bestehen die Bewegungsgesetze, unter die jene subsumiert sind? Die meisten Au- 
toren, die die Sache dergestalt angegangen sind, haben zumindest im ersten Versuch 
eine ‘koloniale Produktionsweise’ konstruiert, um sowohl anzuerkennen, daß eine 
Reihe anderer Verhältnisse neben dem der Lohnarbeit kennzeichnend für die Periphe- 
rie in der kolonialen Ära waren, als auch, daß diese Ausbeutungsformen’ ihre raison 
d’etreineinerTotalität hatten, die die Ökonomie der Metropolen inbegriff. Allerdings 
war der Idee der kolonialen Produktionsweise kein langes Leben beschieden. 

Die Urheber des Begriffs gehörten zu den ersten, die zugaben, daß er selbst im com- 
mon-sense-Verständnis lückenhaft ist. Alavi gesteht ein, daß ein ‘höchst schwieriger 
Problembereich’ die Frage ist, ob die ‘koloniale Produktionsweise’ Raum läßt für den 
eigentlichen Kapitalismus, denn gemäß den Kriterien der Literatur zu diesem Thema 
kann die Ökonomie der Metropolen nicht durch beide Produktionsweisen gleichzeitig 
geformt sein. Hinzu kommt die Frage, ob und warum der Begriff einer neuen (post- 
oder neokolonialen) Produktionsweise als Konsequenz der Erlangung administrati- 
ver Unabhängigkeit früherer Kolonien eingeführt werden soll. (Alavi 1975, S. 190- 
193; Foster-Carter 1978, S. 72) 

Auf einer tieferen Ebene hat sich der Begriff der kolonialen Produktionsweise als 
instabil erwiesen. Trotz der großen Emphase, die auf dem Nachweis der Bewegungs- 
gesetze für den Begriff einer Produktionsweise liegt, hat man nicht erklärt, worin die 
‘Gesetze’ der kolonialen Produktionsweise bestehen und was sie, wenn überhaupt, 
von den von Marx für den Kapitalismus benannten unterscheidet. Es blieb bei der 
Feststellung, daß in der kapitalistischen Produktionsweise die Produktivkräfte rasch 
expandieren, was in der kolonialen nicht der Fall sei (Banaji 1972, S. 2500; Alavi 
1975,8. 187). Gleichzeitig konnten zwei Aspekte der Marxschen Methode aufdiesem 
Feld unmöglich ignoriert werden: Einerseits die Betonung der Notwendigkeit, Bewe- 
gungsgesetze zuentdecken, andererseits der Glaube, daß die Bewegungsgesetze einer 
spezifischen Produktionsweise aus dem Charakter der vorherrschenden Verknüpfung 
von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen hervorgehen und in gewissem 
Sinne durch sie determiniert sind. In dieser Hinsicht sind verschiedene Autoren in 
verschiedene, und tatsächlich entgegengesetzte Richtungen gegangen. 

Alavi repräsentiert eine Tendenz, die ein genaues Verständnis dieser Begriffe über 
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Bord gehen läßt zugunsten der empirischen Studie der Kapitalkreisläufe und Formen 
der Arbeitskräfterekrutierung im inzwischen so genannten kolonialen oder periphe- 
ren Kapitalismus. Diese Tendenz beherrscht heute das trübe Mittelfeld zwischen dem 
‘Klassischen’ Frank und Laclau; es ist in theoretischen Begriffen kaum von der heu- 
tigen Position von Frank und Samir Amin zu unterscheiden.” In dieser Literatur wird 
Marx’ inzwischen berühmte Unterscheidung (1976, S. 1019 ff.) von nur formeller 
Subsumtion des Arbeitsprozesses unter das Kapital und dessen »reeller« Subsumtion, 
kennzeichnend für die »spezifisch kapitalistische Produktionsweise in ihrer entwik- 
kelten Form«, zunehmend gebraucht, um den Begriff des peripheren Kapitalismus zu 
stützen. Aber auch dieser Gedanke ist unstabil: Er wird auch (indem man Marx wört- 
lich folgt) ineinem eher evolutionistischen Sinn verwendet, wonach die formelle Sub- 
sumtion ein mehr oder. weniger ausgedehntes Moment im Übergang zum Kapitalis- 
mus darstellt. 

Einige Autoren haben diese Art begrifflicher Unbestimmtheit als Ausdruck des 
»ideologischen« Charakters der Dependenztheorie und der Theorie der Unterent- 
wicklung interpretiert (Bernstein 1979a, S. 88). Zumindest teilweise neißt dies je- 
doch, Ursache und Wirkung zu verwechseln. Ich glaube, daß Alavi und Genossen sich 
sozusagen in die Arme von Frank zurückbegeben haben, weil es nur noch eine kon- 
zeptionelle Alternative zu geben scheint: Den Weg einzuschlagen, den Banajı offen- 
bar vorgezogen hat, und zum Begriff der kapitalistischen Produktionsweise in ihren 
Beziehungen zu vorkapitalistischen Verhältnissen zurückzukehren, wie es Warren 
und Brenner mit unterschiedlichen Schwerpunkten und auf verschiedenen Terrains 
getan haben. 

Brenners Artikel (1977) istzurecht berühmt, nicht nur weil er in faszinierender Weise 
die zirkulationistische Interpretation der Geschichte ungleichzeitiger Entwicklung in 
der frühen Neuzeit auseinandernimmt, sondern auch aufgrund seiner erhellenden 
Darstellung der Marxschen Sicht des Kapitalismus. Der Zusammenhang zwischen 
der Entwicklung eines Systems freier Lohnarbeit und der Konkurrenz zwischen den 
Kapitalen auf der einen Seite und den dynamischen und umwälzenden Charakteristi- 
ka des modernen Kapitalismus auf der anderen Seite wird gut dargestellt und durch 
reiches Material zur Geschichte der Moderne überzeugend illustriert. Diese ‘klassi- 
sche’ Sicht der Dinge hateiniges für sich. Doch trotz aller Brillanz liefert uns Brenners 
Essay nicht das, wonach viele in der Literatur zur Problematik der Produktionsweisen 
suchen, nämlich eine eigenständige dritte Position in der Debatte zur Entwicklung der 
Dritten Welt heute und während der Kolonialzeit. 

Brenners Theorie ist in einer Hinsicht ganz offensichtlich beschränkt: Sie sagt uns 
nichts über die Gegenwart der Dritten Welt nach der Unabhängigkeit und in der Tat 
nicht viel über die Zeit nach dem Niedergang von Sklaverei und Feudalismus (deren 
Datierung dazu noch unklar bleibt). Brenners Sicht der einmal in Gang gekomme- 
nen kapitalistischen Entwicklung ist recht optimistisch, zumindest was die Produk- 
tivkräfte und die Erhöhung der Arbeitsproduktivität angeht, sie ist aber auch äußerst 
unspezifisch. Unter diesem Aspekt bietet sie keine umfassende Alternative zu Theo- 
rien der Dependenz und der kolonialen Produktionsweise. Brenners Beitrag ist be- 
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stenfalls eine interessante und zu einem begrenzten historischen Feld durchaus über- 
zeugende Fußnote zur einzig wirklichen Alternative zur Dependenztheorie innerhalb 
des Marxismus, nämlich der von Warren vertretenen Position.?! 

Die Diskussion in diesem Abschnitt zusammenfassend, hat es sich als unmöglich 
erwiesen, den Streit um die Produktionsweisen zu einem befriedigenden Abschluß zu 
bringen. In Wahrheit hat die Debatte zu mehreren Positionen geführt, die aus unter- 
schiedlichen Gründen mit den theoretischen Normen des Marxismus unvereinbar 
sind, und keine darunter ist wirklich unabhängig von den Polen der Warrenschen und 
der Dependenztheorie. Alle Wege führen zur einen oder anderen grundlegenden 
Variante der marxistischen Entwicklungstheorie und auch der Begriff der Produk- 
tionsweise als solcher bietet dagegen keine Garantie. 


Bauern und Arme: Übergang, Artikulation, Subsumtion 


Wird diese Einschätzung bestätigt, wenn wir die in dieser Tradition stehenden em- 
pirischen Arbeiten und die Theorien “mittlerer Reichweite’ in Betracht ziehen? Ich 
meine ja. Meiner Auffassung nach hat der Versuch den ‘klassischen’ Marxismus und 
die Dependenztheorie zu überwinden, indem man sich mit den Problemen der nicht- 
dominaten Produktionsweisen, der Ausbeutungsformen der Arbeit und der Stufen der 
Subsumtion der Arbeit unters Kapital beschäftigt hat, eine quantitativ größere und 
qualitativ bessere empirische Forschung hervorgebracht. Vieles davon ist von blei- 
bendem Interesse: die Arbeiten sind quantitativ sehr viel umfangreicher als das Ma- 
terial, das in unmittelbarer Reaktion auf den dependenztheoretischen ‘Boom’ der 
frühen siebziger Jahre enstanden ist, und wenn es um wissenschaftliche Gediegenheit 
geht, fällt ein Vergleich mit der Literatur zur Modernisierung/Akkulturation der 
fünfziger und sechziger Jahre günstig aus. Allerdings war der spezifisch marxistische 
theoretische Einfluß keine Quelle der Stärke für die neue Entwicklungssoziologie. 
Denn sogar wenn man von den Implikationen der eigentlichen Debatte zum Problem 
der Produktionsweisen absieht, hat die empirisch orientierte Literatur zur Problema- 
tik der Artikulation ihre eigenen theoretischen Schlingen geknüpft. 

Auf zwei wichtigen empirischen Feldern sind der Begriff der Artikulation von 
Produktionsweisen und ihm verwandte einflußreich: Bei der Arbeit über Bauern und 
zu Entwicklungstrends der ländlichen Sozialstruktur, sowie der Erforschung des 
‘informellen Sektors’ und dessen Verhältnis zu den Großunternehmen in den städti- 
schen Zentren. Auf dem erstgenannten Gebiet hat sich das Interesse auf die Frage 
konzentriert, warum der von marxistischen Klasikern vorausgesagte ‘Übergang’ aus 
der Agrargesellschaft unvollständig geblieben ist, sowie auf die verschiedenen For- 
men, in denen bäuerliche Tätigkeiten in einem globalen kapitalistischen Kontext 
überleben. In städtischen Zusammenhängen waren die meisten Anstrengungen auf 
eine theoretische Erneuerung des Konzepts der kleinbürgerlichen Warenproduktion 
gerichtet, in der Absicht, eine angemessenen Erklärung zu liefern für die anhaltende 
Existenz nichttraditionaler kleiner Unternehmen im informellen Sektor. 

Die in diesem Bereich arbeitenden Forscher orientierten sich ursprünglich an Laclau 
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und haben später Theorielemente übernommen, die Meillassoux, Rey und andere aus 
den Marxschen Schriften abgeleitet hatten. Dies erlaubte es ihnen, die eher hinderli- 
che Theorie des Kapitalexports loszuwerden und die scheinbar einfachere und at- 
traktivere Sprache von Produktion und Reproduktion zu verwenden. Von daher 
findet sich in der Literatur über “Verbäuerlichung?’ als zentrales Konzept der Gedan- 
ke, daß die kapitalistische Produktionsweise in der Peripherie in der Lage sei, partiell 
transformierte vorkapitalistische Verhältnisse oder Arbeitsformen zu bewahren und 
damit ein Angebot an Arbeitskräften unterhalb ihres Werts, also ihrer vollen Repro- 
duktionskosten, sicherzustellen. Um die fortdauernde Existenz bäuerlicher Betriebe 
theoretisch zu fassen, ist der Begriff des ungleichen Tauschs (in Werten) eingeführt 
worden, der zwischen Sektoren mit unterschiedlichen Größen und Typen von Be- 
trieben stattfindet. Eine allgemeinere These zur ländlichen wie zur städtischen Ent- 
wicklung lautet, daß kleinere Betriebe Produkte (Güter oder Dienstleistungen) unter 
ihrem Wert an den kapitalistischen Sektor liefern. In beiden Fällen ist die Grundan- 
nahme, daß das Entwicklungsmuster der Kleinbetriebe zufriedenstellender erklärt 
werden kann durch einen Ansatz, der solche Mechanismen in den Blick bekommt als 
durch konventionellere Formen der Analyse, die dazu nicht in der Lage sind. 

Eine Schwierigkeit in der Einschätzung der Behauptung, daß der bäuerliche oder 
informelle Sektor den formellen Sektor durch seinen materiellen Output und niedrige 
Preise “unterstützt”, besteht darın, daß sie oft in einer eklektischen Sprache formuliert 
wird, die sich zwischen zwei theoretisch sehr unterschiedlichen Begriffen des hier 
thematisierten Ausbeutungsverhältnisses hin und herbewegt. Der eine ist neoklas- 
sisch am Maßstab vollständiger Konkurrenz ausgerichtet und konzentriert sich auf 
allokative Effizienz und ungleiche Marktmacht. Das andere Konzept arbeitet mit 
Marxschen Werten und Preisen. 

Die Brauchbarkeit des gesamten theoretischen Rahmens muß allerdings anhand der 
Triftigkeit dieses letzteren Konzepts beurteilt werden, unabhängig von dessen Com- 
mon-Sense-Reformulierungen durch neoklassische Begriffe. Wenn dies richtig ist, 
scheint es drei wesentliche Probleme zu geben. 

Das erste und vielleicht wichtigste betrifft eine gewisse theoretische Willkür bei der 
genaueren Bestimmung der Mechanismen der Überausbeutung oder des ungleichen 
Tauschs. Wir können legitimerweise fragen, was das Kriterium für Äquivalenten- 
tausch sein soll, demgegenüber der Austausch zwischen den Kleinbetrieben unddem 
kapitalistischen Sektor als ungleich bezeichnet wird. Nehmen wir den Fall, daß der 
landwirtschaftliche Sektor den kapitalistischen mit Arbeitskräften versorgt. Hier 
sollen die Löhne, die etwa Wanderarbeitern aus ländlichen Gebieten bezahlt werden, 
unter dem Wert der Arbeitskraft liegen, aufgrund der impliziten oder expliziten An- 
nahme, daß deren Reproduktionskosten gleichzusetzen seien den potentiellen Kosten 
‚Ihrer Reproduktion innerhalb des kapitalistischen Sektors, also im reinen Kapitalis- 
mus, Mit anderen Worten, der Austausch innerhalb sozialer Formationen, die durch 
die Verknüpfung unterschiedlicher Produktionsweisen oder Formen bestimmt sind, 
wird gemessen an einem Idealtypus des rein kapitalistischen Tauschs, der (so könnte 
argumentiert werden) die Zukunft der in Frage stehenden sozialen Formation darstel- 
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le. Wer historischen Sinn hat, empfindet dies als Ärgernis und in der marxistischen 
Theorie scheint es keine Rechtfertigung dafür zu geben. 

Ebenso willkürlich ist die Behauptung, daß Produkte, nicht Arbeitskräfte, unter ihrem 
Wert angeboten werden. Die Güter oder Dienstleistungen aus den kleinen Betrieben 
werden unter Wert verkauft, weil, wie unterstellt wird, die ‘Löhne’ der Betriebsan- 
gehörigen oder Haushaltsmitglieder unter denen liegen, die für denselben Output 
unter kapitalistischen Bedingungen bezahlt würden. Der Rekurs auf den hypotheti- 
schen Äquivalenzmaßstab ‘entwickelterer’ Verhältnisse ist auch in diesem Fall unbe- 
gründet.” 

Die Hypothese, daß die Kleinbetriebe den kapitalistischen Sektor qua ungleichem 
Tausch stützen, ist allerdings nicht nur willkürlich, sondern logisch unzulänglich für 
die geforderte Erklärung des Fortdauerns vor- oder nichtkapitalistischer Produktions- 
verhältnisse in Gesellschaftsformationen, die unbestreibar durch die kapitalistische 
Produktionsweise beherrscht werden. Die funktionalistische Logik der Darstellung 
Laclaus wird ohne wesentliche Änderung beibehalten. In der empirischen Literatur 
wird genauso wenig wie in der ursprünglichen theoretischen Arbeit die Notwendig- 
keit ernstgenommen, die ‘Feedback’-Mechanismen herauszuarbeiten, deren Exi- 
stenz unterstellt wird. Insofern beruht die Aura explanatorischer Kraft, mit der Aus- 
sagen über den Beitrag kleinbürgerlicher Warenproduktion zur Kapitalakkumulation 
oft umgeben sind, auf Bluff. 

Schließlich sind solcherlei Argumente auch noch überflüssig. Wenn tatsächlich 
wichtige Fakten über kleine ökonomische Aktivitäten in der Dritten Welt auf andere 
Weise nicht befriedigend erklärt werden könnten, könnte dies ein Grund sein, ein 
gewisses Maß an theoretischer Willkür oder logischer Insuffizienz hinzunehmen. 
Doch dies ist nicht der Fall. Im allgemeinen haben Forscher auf diesem Gebiet kei- 
ne Schwierigkeiten, zu erklären, warum bestimmte Tätigkeiten den Kleinbetrieben 
überlassen bleiben, während andere durch große kapitalistische Organisationen über- 
nommen werden. Es wird zunehmend deutlich, daß es stark sektorspezifische, nicht 
verallgemeinbare Muster gibt, und das Thema noch ein gutes Stück empirischer For- 
schung verdient (vgl. etwa Schmitz 1982); sobald allerdings ein bestimmtes Muster 
ausfindig gemacht ist, scheint dessen Erklärung begrifflich recht einfach. Verschie- 
dene Typen von Unternehmen engagieren sich je nach Profit- und Risikoerwartungen 
in verschiedenen Bereichen, wobei die vorherrschenden Kostenstrukturen, die Be- 
deutung der Produktionskapazitäten usw. berücksichtigt werden. 

Es ist wichtig zu betonen, daß die oben genannten, nicht sehr vielversprechenden An- 
sätze auf Kosten anderer verfolgt werden, die logisch unproblematisch und empirisch 
verlockend sind. Im Ergebnis wissen wir weniger über einige schwierige Fragen im 
Zusammenhang kleiner Unternehmen und der darin Beschäftigten als wir eigentlich 
wissen könnten. Doch wird dies bisher nur von ein paar Spezialisten eingestanden. In 
der Literatur herrscht indessen immer noch die Tendenz, im Kern die alte Kombina- 
tion von vulgärer Werttheorie und Funktionalismus in oberflächlich neuen Begriffs- 
sprachen wiederzukäuen. Es steht daher bei weitem nicht gut um die marxistisch 
orientierte Entwicklungssoziologie. 
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Der Weg in die Sackgasse 


Bis heute ist die in der Soziologie geführte entwicklungstheoretische Debatte fast 
ausschließlich in Form einer Auseinandersetzung zwischen konträren Positionen 
innerhalb des Marxismus verlaufen: Zirkulationismus vs. ‘Produktionismus’, ‘klas- 
sischer Marxismus’ vs. Dependenztheorie (in ihren marxistischen oder marxologi- 
schen Varianten) usw. Ich meine, es ist nun an der Zeit, auf Distanz zu dieser Debatte 
zu gehen, um einige allen wichtigen Beiträgen zu dieser Debatte gemeinsame Argu- 
mentationsmuster sorgfältig untersuchen zu können. Außerdem müssen wir von rein 
theoretischen zu einer bestimmten Art metatheoretischer Erörterungen übergehen. 
Obwohl einige Autoren (Leys 1978; Bienefeld 1980; Bernstein 1982; Browett 1983) 
in unterschiedlichem Maße zu verstehen gegeben haben, daß etwa die Positionen von 
Frank und Warren jeweils die Schwächen des andern widerspiegeln, ist aus dieser 
Erkenntnis nichts weiter gefolgt. Mir scheint, daß in dieser Richtung weitergegangen 
werden muß, nichtnur um zu fragen, inwiefern Frank et al. und Warren unrechthatten, 
sondern um zu klären, warum dies der Fall war — was sie dazu brachte, theoretisch . 
falsche oder hinderliche Positionen zu beziehen und auf ihnen zu beharren. Eine sol- 
che Fragestellung, die auch auf die theoretische und empirische Literatur zum Thema 
Produktionsweisen/Subsumtionsformen angewandt werden kann, sollte darüber hin- 
aus klären, warum die Standardkritiken nicht in der Lage waren, die Wiederholungen 
der alten Irrtümer in neuer Verpackung zu verhindern. 
Ich bin zu dem Schluß gelangt, daß es in der marxistischen Theorie ein Kernproblem 
gibt, das in der Entwicklungssoziologie eingedrungen ist und über alle seine beson- 
deren Erscheinungsformen hinausweist. Es besteht in der metatheoretischen Ver- 
pflichtung nachzuweisen, daß das gesellschaftliche Geschehen im Zeitalter des Ka- 
pitalismus nicht nur erklärbar, sondern, in stärkerem Sinne, notwendig ist. Dies liegt 
den Mängeln der ‘dependenztheoretischen Debatte’, wie sie für gewöhnlich während 
des vergangenen Jahrzehnts geführt wurde, zugrunde. Weil ihnen diese grundlegende 
Verpflichtung gemeinsam ist, sind beide Seiten in dieser Debatte in unterschiedli- 
chem Grad kurzsichtig und eindimensional. Dasselbe Bestreben, nachzuweisen, daß 
die herrschenden Strukturen der Ausbeutung nicht nur erklärbar, sondern notwendig 
sind, istauch der Grund dafür, daß die Literatur zu den Produktions-/Subsumtionsfor- 
men so unfurchtbar und repetiv ist. Insgesamt erklärt dies die Unfähigkeit der radi- 
kalen Position, sogar noch Jahre, nachdem die Notwendigkeit entscheidender weite- 
rer Schritte erkannt worden ist, wirklich über sich hinauszugehen. 

Die Selbstverpflichtung des Marxismus auf die ‘Notwendigkeit’ sozioökonomischer 
Muster im Kapitalismus kommt in derentwicklungssoziologischen Literatur auf zwei 
Arten zum Ausdruck. Zunächst in der Form, in der normalerweise das Verhältnis ge- 
faßt wird zwischen dem theoretischen Begriff der kapitalistischen Produktionsweise 
und den nationalen oder internationalen Ökonomien, Politiken und sozialen Forma- 
tionen, die Gegenstand der Analyse sind. Zweitens — und eher noch grundlegender 
und hartnäckiger - in einer Form von Systemteleologie oder Funktionalismus. Beide 
Formen sind als Bestandteile der allgemeinen marxistischen Theorie durch einige 
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neuere Autoren in recht nützlicher Weise erörtert worden, wobei Hindess und Hurst 
sowie deren Mitarbeiter die wichtigsten Beiträge geliefert haben (Hindess und Hurst 
1977, Cuttler etal. 1977-78). Allerdings sind die Konsequenzen der neuen kritischen 
Einsichten besonders für entwicklungsoziologische Studien bisher nicht aufgezeigt 
worden. Betrachten wir die Argumente näher. 

Hindess et al. behaupten, daß die marxistische Theorie bestimmte Sorten von Pro- 
blemen systematisch vernachlässige aufgrund des aus der Methodologie des Kapital 
abgeleiteten Glaubens, daß die wesentlichen Charakteristika nationaler Ökonomien 
und sozialer Formationen von den Bestimmungen, besonders den ‘Bewegungsge- 
setzen’ der kapitalistischen Produktionsweise ‘abgelesen’ werden können. Die Au- 
toren wenden sich gegen den Begriff einer Produktionsweise als einer ‘Totalität, in 
deren Struktur bestimmte notwendige Fffekte eingeschrieben sind’ und sie stellen 
den Begriff insofern in Frage, als er ein »ontologisches Privileg postuliert, d.h. das 
notwendige und universelle Primat einer bestimmten Ordnung von Ursachen«. Die 
Logik der Marxschen Position, wonach der Begriff der kapitalistischen Produktions- 
weise »direkt auf konkret kapitalistische Gesellschaftsformationen ‘abbildbar’ ist«, 
wird innerhalb des Marxschen Diskurses selbst »verworfen, eingeschränkt und 
kritisiert«, aber diese Zurückweisungen und Widersprüche bringen die ursprüngli- 
chen Konzeption nicht zum verschwinden (Cutler et al. 1977-78, Bd. 2, S. 244, 241; 
Bd. 1,5. 121-124, 133-134). Dies scheint mir eine prägnante und akkurate Einschät- 
zung der wesentlichen Probleme zu sein, welche die marxistisch orientierte Entwick- 
lungssoziologie heute betreffen. 

Eine solche Kritik zeigt ganz eindeutig die Grenzen von Warrens Beitrag als Per- 
spektive auf die Entwicklungsprobleme der Dritten Welt: Seine Blindheit gegenüber 
systematischen Differenzen in der Entwicklung verschiedener Länder, seine evolu- 
tionistischen Vorurteile und seinen ökonomischen Reduktionismus. Dies sind kei- 
neswegs persönliche Marotten oder Exzesse, vielmehr, wie ich gezeigt habe, das Re- 
sultat der ausschließlichen Konzentration auf die allgemeinen, intrinsischen und 
hauptsächlich ökonomischen Eigenschaften und Auswirkungen der kapitalistischen 
Entwicklung. Warren ist auf dem Holzweg, weil es tatsächlich nicht möglich ist, alles 
Interessante und Wichtige an der gegenwärtigen Situation der Entwicklungsländer 
durch Deduktion aus der Dynamik der kapitalistischen Produktionsweise und ihren 
verschiedenen Auswirkungen zu begreifen. Anders ausgedrückt werden bei Warren 
»die spezifischen Strukturen nationaler kapitalistischer Ökonomien als Gegenstand 
der Theoriebildung ignoriert, indem sie als Fälle des Kapitalismus im allgemeinen 
und seiner ‘Gesetze’ behandelt werden« (Cutler et al. 1977-78, Bd. 1, S. 3). 
Warrens Arbeit scheint der reinste und wohl tatsächlich klassischste Fall im entwick- 
lungssoziologischen Feld zu sein, auf den die Kritik von Hindess und seinen Mit- 
arbeitern gemünzt ist. Allerdings hat Sheila Smith (1980, S. 18-19) ineinernützlichen 
Neuuntersuchung der Arbeiten des dependenztheoretischen Marxisten Samir Amin 
eine ähnlich orientierte Kritik geführt. Es ist in diesem Zusammenhang vielleicht 
wichtig, daß Amin, unter allen Dependenztheoretikern derjenige ist, der sich am 
stärksten bemüht, seine Argumentation in der Sprache des klassischen Marxismus zu 
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führen, indem er die historischen Schritte Lenins und seiner Nachfolger aufzeichnet, 
die ‘Dependenz’ streng als Imperalismus aus der Sicht der Peripherie, und Imperia- 
lismus als kapitalistische Akkumulation im Weltmaßstab gefaßt haben. Amins Theo- 
rie bringt wenig, weil die Entwicklungsprobleme einzelner Länder in der wirklichen 
Welt nicht aus der Struktur des internationalen kapitalistischen Systems ‘abgelesen’ 
werden können: Der Bewegungsspielraum und das Spektrum unterschiedlicher Lei- 
stungen der nationalen Regierungen und Machtgruppen verdienen viel mehr Auf- 
merksamkeit, als dieser Ansatz zuläßt (Smith 1980). Die theoretische Abstraktion, 
von der diese Analyse ihren Ausgang nimmt, ist nicht die kapitalistische Produk- 
tionsweise, wie sie von Marx und Warren analysiert wird, aber die Methode und ihre 
Mängel sind dieselben. 

Diese Kritik kann im Hinblick auf die dependenztheoretische Seite der marxistischen 
Entwicklungssoziologie noch ein Stück weitergeführt werden, trotz einer gewissen 
Gefahr, sie zu überziehen.” Bei manchen (aber nur manchen) Autoren wird ‘Depen- 
denz’ als abstrakte Kategorie derselben Ordnung wie ‘kapitalistische Produktions- 
weise’ gebraucht“, und in diesem Fall werden die Grenzen des Ansatzes in der Me- 
thode des ‘Ablesens’ besonders deutlich. Schon Lall (1975, S. 806) hatineiner frühen 
Kritik der Dependenztheorie bemerkt, daß sie »einige hervorstechende Merkmale des 
modernen Kapitalismus in den unterentwickelten Ländern zusammensucht und sie in 
eine besondere Kategorie der ‘Dependenz’ einordnet.« Wir können nur resümierend 
sagen, daß die Methode, einige unangenehme Merkmale unterschiedlicher Typen 
und Stufen des kapitalistischen Wachstums aufzulesen und zu bündeln, metatheore- 
tisch gesehen nicht weit von der Warrenschen oder ‘klassisch-marxistischen’ Vorge- 
hensweise entfernt ist, diverse Charakteristika unterschiedlicher Nationalökonomien 
zusammenzuwerfen und sie als Aspekte oder Resultate des einen oder anderen ‘Ge- 
setzes’ der Entwicklung des Kapitalismus zu begreifen. 

Auch der eher allgemein-theoretische Teil des ‘Produktionsweisenstreits’ kann auf 
diese Weise verstanden werden. Oben wurde behauptet, daß diese Debatte eine Reihe 
scheinbar unlösbarer begrifflicher Schwierigkeiten aufgeworfen hat. Diese Schwie- 
rigkeiten, können wir nun hinzufügen, lassen sich fruchtbar interpretieren als Kom- 
mentar zu dem Versuch, die Situation einer Gruppe nationaler sozialer Formationen 
mit je unterschiedlicher ökonomischer, politischer und sozialer Geschichte theore- 
tisch zu fassen einzig durch die Anwendung der abstrakten und universellen ‘Geset- 
ze’ der kapitalistischen Produktionsweise oder durch einen anderen Theorierahmen 
desselben (metatheoretischen) Typs. Die Realität hat sich als zu vielfältig erwiesen, 
um mittels der einfachen Termini eines Begriffs der Produktionsverhältnisse mit da- 
zugehörigen ‘Bewegungsgesetzen’ gefaßt werden zu können, und Produktionsver- 
hältnisse, denen die Bewegungsgesetze nicht entsprechen, sind theoretischer Unsinn. 
Diese Argumente beziehen sich allerdings nur auf die erste der beiden Formen meta- 
theoretischer Selbstverpflichtung, die oben angesprochen wurden. Es verbleibt ein 
sehr gewichtiger Teil von Arbeiten zu den Problemen der Dependenz, der Artikula- 
tion und Subsumtion, der sich auf einer bescheideneren Abstraktionsebene bewegt 
und dessen charakteristische theoretische Schwächen anders begriffen werden müs- 
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sen. In diesem Fall gibt es keine theoretische Konstruktion vom Typ der Bewegungs- 
gesetze undees wird nicht unterstellt, daß die beobachteten Entwicklungsmuster not- 
wendig sind im Sinne ihrer Ableitbarkeit aus einer abstrakten Totalität, die durch das 
Privileg bestimmter Kausalfaktoren beherrscht wird. Zweierlei wırd behauptet: Die 
Entwicklungsprobleme und daher die Sozialstruktur und Politik der Entwicklungs- 
länder sind zu erklären durch die bestimmte (hauptsächlich statische oder dynami- 
sche) Position im Gefüge des internationalen kapitalistischen Systems; oder, daß die 
vorhandenen sozioökonomischen Prozesse in der Dritten Welt deshalb andauern und 
ihre besondere Form annehmen, weil sie in bestimmter Weise zum Prozeß der Kapi- 
talakkumulation im umgreifenden System beitragen. Ich habe die Auffassung vertre- 
ten, daß diese zwei typischen Behauptungen verworfen werden müssen, aber beide 
haben ein gewisses Eigenleben entwickelt. Sie tauchen immer wieder in neuen Ver- 
packungen auf, ungeachtet ihrer offenkundigen Schwächen. Warum? 

Vom Gewicht der intellektuellen Tradition einmal abgesehen, glaube ich, daß der 
wesentliche Grund dafür die verführerische Attraktivität ist, die bestimmte Formen 
der Systemteleologie in den Sozialwissenschaften haben. Ich verwende diesen Be- 
griff in seinem gebräuchlichen, d.h. nicht — althusserianischen, Sinn, als gleichbe- 
deutend mit einer Form des Funktionalismus. Ich vermute, daß dependenz- und arti- 
kukationstheoretische Analysen häufig inspiriert werden und viel an Attraktivität 
gewinnen durch eine funktionalistische Überzeugung, daß die gewöhnliche Kausal- 
analyse nicht ‘wirklich’ in der Lage sei, die Realität der Dritten Welt zu erklären und 
ihr auf den Grund zu gehen. Das Interesse, eine ‘tiefere’ — teleologisch wirkungs- 
mächtigere — Ebene von Ursachen für den Weltlauf zu entdecken, steckt hinter der 
Beharrlichkeit, mit der Entwicklungsprobleme in bestimmter Weise analysiert wer- 
den, sogar wenn sie gut oder besser durch andere Begrifflichkeiten erklärt werden 
können. Zusätzlich zur Attraktivität, die solche Aufsätze aufgrund der Klassenposi- 
tion oder dem menschlichen Empfindungsvermögen des Beobachters haben mögen, 
versprechen sie eine Form der Erklärung, die intellektuell besonders befriedigend ist 
— zumindest, wenn man bestimmte strategische Annahmen darüber macht, wie die 
Welt funktioniert. 

In den letzten Jahren hat eine bemerkenswerte Annäherung der Auffassungen statt- 
gefunden, wonach die wesentlichen Aussagen des historischen Materialismus am 
besten als funktionale, nicht einfach kausale, Behauptungen begriffen werden kön- 
nen.” Ich halte diese allgemeine These für überzeugend und neige zu der Auffassung 
von Hindes und Hurst sowie Gidden (1981) — gegen die energische Verteidigung des 
Marxismus als Funktionalismus durch Cohen 1978? - daß dieser Schluß die intellek- 
tuelle Position des Marxismus beeinträchtigt. Man kann im Bereich der Soziologie 
nicht so tun, als ob funktionale Behauptungen tatsächlich explanatorischen Charakter 
hätten — und nicht nur im Prinzip haben könnten —, ob dies nun im parsoniasischen 
Strukturfunktionalismus geschieht oder in der scheinbar ganz anderen Sprache des 
Marxismus. Bisher ist es nicht gelungen, die Existenz eines Typs von ‘Feedback ’- 
Mechanismen im sozialen Gefüge nachzuweisen der durch eine streng funktionale 
Aussage vorausgesetzt wird, die eine Erklärung zu sein beansprucht —und es gibt gute 


36 j David Booth 


Gründe, daran zu zweifeln, daß dies je geschehen wird. So gesehen ist es nicht nur 
unwissenschaftlich, solche Behauptungen weiterhin aufzustellen, sondern auch 
schädlich. Strukturell-funktionale Theorien wie der Marximus verdinglichen in 
unterschiedlicher aber gleichwertiger Weise einen bestimmten Typus sozialer Insti- 
tutionen, indem sie durch metatheoretische Vorentscheidungen menschlicher Kon- 
trolle weiter entrückt werden, als sie es empirisch nachweisbar sind. Dies ist gesell- 
schaftlich und politisch gesehen korrumpierend. 

Leider bedeutet dies nachzuweisen noch nicht, die starke Anziehungskraft, die der 
allgemeine Funktionalismus zumindest seit dem neunzehnten Jahrhundert ausgeübt 
hat, zum Verschwinden zu bringen. Philosophen haben gezeigt, daß funktionale 
Erklärungen, die in Kausalform gebracht werden, gehaltvoller sind als gewöhnli- 
che Kausalerklärungen. Aus ähnlichen Gründen ist der Funktionalismus so verfüh- 
rerisch. Funktionalistischer Theoriebildung scheint auf den ersten Blick ein großes 
Erklärungspotential zuzukommen und ganze theoretische Traditionen (unter denen 
die gängigste der Marxismus ist) verschwören sich, um diesen Schein aufrechtzuer- 
halten. 

Ich meine, daß darin eine Anziehungskraft für Entwicklungssoziologen liegt, die im 
dependenztheoretischen Rahmen arbeiten. Wenn die Welt so gebaut ist, daß funktio- 
nale Aussagen erklärenden Charakter haben (d.h., wenn Feedback-Mechanismen 
existieren), dann stellt ein Ansatz zur Analyse der Institutionen der Entwicklungslän- 
der, welcher deren unterschiedlichen ‘Beitrag’ für eine umfassendes System aufdeckt 
oder erklärt, eine unwiderstehliche Herausforderung dar. Trotz der oben erwähnten 
bedeutenden internen Differenzen kann die dependenztheoretische Bewegung im 
ganzen als Antwort auf diese Herausforderung bezeichnet werden; dies erklärt ihre 
eigenartig magnetische Kraft.” Ich denke, dies erklärt auch, warum die aus dem 
marxistischen Zusammenhang stammenden Kritiken an der Dependenztheorie oft 
nur halbherzige Angelegeheiten sind und warum so viele theoretische Debatten 
schließlich mit Formulierungen enden, die sich kaum von denen unterscheiden, deren 
Mängel der Ausgangspunkt des Streits waren. 

Der allgemeine Funktionalismus ist gleichermaßen Anziehungspunkt und Haupt- 
grund der intellektuellen Stagnation in der eher empirischen Literatur zum Thema Ar- 
tikulation/Subsumtion. Der Drang, die (funktionale) ‘Notwendigkeit’ vorfindlicher 
Entwicklungsmuster von Kleinbetrieben zu beweisen, istentschiedendes Element der 
Kontinuität, das von jenen ignoriert wird, die den Übergang von der ‘Zirkulation’ zur 
‘Produktion’ als einen bedeutenden Fortschritt für die radikale entwicklungssoziolo- 
gische Forschung betrachten. Hier liegt die scheinbare Berechtigung der dubiosen 
Ausflüge in die Wert/Preis-Theorie, die, wie gezeigt, typisch für diese Arbeiten sind. 
Und weil die verführerischen, aber falschen wissenschaftlichen Ansprüche des Funk- 
tionalismus Einfluß auf das Gewicht unterschiedlicher Fragestellungen haben, erklärt 
dieser auch den repetitiven und nicht-kumulativen Charakter dieser Literatur und 
deren Unfähigkeit, systematisch einige der dringlicheren empirischen Probleme an- 
zugehen. 

Im ganzen hilft uns das hier Gesagte ein stückweit zu verstehen, warum das entwick- 
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lungssoziologische Feld durch besondere Unebenheiten und Leerstellen gekenn- 
zeichnet ist. Eine Reihe metatheoretischer Vorentscheidungen, die nicht nur auf den 
Marxismus beschränkt sind, aber seit den späten sechziger Jahren hauptsächlich von 
ihm vertreten werden, zwingt die Theoriebildung in bestimmte, recht enge Bahnen. 
Die unterschwellige Homogenität des Feldes ist durch die unterschiedliche substan- 
tielle Begrifflichkeit der verschiedenen angebotenen Theorien verborgen worden. 
Diese Homogenität hat dazu beigetragen, bestimmte Fragestellungen auszuschließen 
und die Wirkung vernichtender Kritik aneinzelnen Theorien zu dämpfen. Inder Folge 
blieb die empirische Arbeit mittlerer Reichweite an falsche Problemstellungen ge- 
knüpft, die durch schon verworfene, aber immer noch einflußreiche theoretische 
Perspektiven geschaffen worden sind, während empirische Forschungsfelder, zu 
denen dieses Theorien wenig beizutragen haben, einfach vernachlässigt wurden. 
Die Unfähigkeit, die Versprechungen eines ‘politisch-ökonomischen’ Ansatzes ein- 
zulösen, kann in diesem Zusammenhang verstanden werden. Wie ich oben angedeu- 
tethabe, hates weniger genuin interdisziplinäre Arbeiten gegeben als eigentlich mög- 
lich war, aber schon der Begriff der Politische Ökonomie, wie er im Schwange war, 
richtet sich gegen eine breite Zusammenarbeit von Ökonomen und Soziologen auf 
dem Gebiet der Entwicklungsländer. Die Soziologen verbinden mit diesem Begriff 
nicht so sehr die Vorstellung, die bisherigen Grenzen zwischen den Forschungs- 
feldern zu überschreiten. Vielmehr gehtes ihnen darum, mit ihrer Arbeit die Notwen- 
digkeit sozioökonomischer Muster im Kapitalismus im oben erläuterten Sinne nach- 
zuweisen und dies, falls möglich, mit Hilfe der aus der klassischen politischen 
Ökonomie entliehenen Begriffe. Eine wirkliche Auseinandersetzung mit dem, was 
gegenwärtig lebende Ökonomen (mit eine paar Ausnahmen Neoklassiker unter- 
schiedlicher Schattierungen) beschäftigt, ist deshalb außerordentlich schwierig ge- 
worden. Dies wiederum trägt zur Erklärung des Scheiterns der soziologischen Arbeit 
bei, wenn es darum geht, eine angemessene Position in der breiten Diskussion um 
Entwicklungspolitik und Entwicklungsarbeit zu beziehen. 


Schluß 


In diesem Aufsatz wurde versucht, die gegenwärtig aussichtlose Lage der ‘neuen’, 
marxistisch orientierten Entwicklungssoziologie zu erläutern und deren Gründe zu 
untersuchen. Der einst herrschende dependenztheoretische Ansatz ist, so habe ich 
ausgeführt, auf logischer, analytischer und theoretischer Ebene einer eigentlich ver- 
nichtenden Kritik unterzogen worden. Weil sich die radikale Literatur teilweise ver- 
schworen hat, die Auswirkungen dieses Angriffs einzudämmen, hat sich die Depen- 
denztheorie geweigert, abzutreten und beeinflußt weiterhin viele der publizierten 
Arbeiten, was zum Mangel an ernsthafter kumulativer Forschung in Bereichen wie 
der Klassensoziologie beiträgt. Andererseits ist als Antwort auf die Krise des depen- 
denztheoretischen Marxismus keine nennenswerte “Warrensche’ Entwicklungsso- 
ziologie entstanden. Aus guten Gründen, denn Wartens Theorie ist systematisch be- 
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schränkt: Die komplexen und herausfordernden Entwicklungsprobleme der Dritten 
Welt heute können nicht zureichend in Begriffen der Dynamik und der differentiel- 
len Verbreitung der kapitalistischen Produktionswiese gefaßt werden, deren theore- 
tisches Primat das Kennzeichen des ‘klassisch-marxistischen’ Ansatzes ist. Man be- 
ginnt gegenwärtig vielleicht, dies zuzugestehen, aber bisher ist nicht geklärt worden, 
was hinter den jeweiligen theoretischen Grenzen der dependenztheoretischen und 
Warrenschen Position steckt. 

Ein Grund dafür ist die immer noch gängige Vorstellung, daß sich vielversprechende 
Forschungswege eröffnen, wenn man grundlegende marxistische Begriffe zur An- 
wendung bringt, die sich zwischen den extremen Paradigmen der siebziger Jahre 
bewegen. Allerdings läßt eine neuerliche Überprüfung des Streits um die Produk- 
tionsweisen nicht vermuten, daß eine solche Mittelposition existiert, oder daß die ın 
der Debatte befindlichen zentralen Begriffe überhaupt auf den Gegenstand der 
Entwicklungssoziologie anwendbar sind. Die Literatur zu den Produktions-/Sub- 
sumtionsweisen hat einiges Brauchbares an empirischem Material über Kleinbauern 
und städtische Arme produziert und hat auch zu einem gewissen Grad kumulativen 
Charakter, aber dies nicht wegen, sondern eher trotz des theoretischen Inputs. Auch 
weist sie einige bemerkenswerte Leerstellen auf. Obwohl einem politisch-ökonomi- 
schen Ansatz verpflichtet, neigt die neue Entwicklungssoziologie dazu, einer wirk- 
lichen Auseinandersetzung auszuweichen und hat nicht in dem Maße, das man hätte 
erwarten können, zur Klärung gegenwärtiger Entwicklungsprobleme beigetragen. 
Die Gründe für diese schwerwiegenden Beschränkungen sind, wie ich gezeigt habe, 
theoretischer Natur, aber die hartnäckige Fortexistenz falscher oder theoretisch be- 
schränkter Positionen und die beständige Neuauflage alter Fehler in neuem Gewand 
ist metatheoretisch zu erklären. Hinter der charakteristischen Voreingenommenheit, 
den blinden Flecken und Widersprüchen der neuen Entwicklungsoziologie steckt 
eine metatheoretische Verpflichtung, nachzuweisen, daß die Strukturen und Prozes- 
se, wie wir sie in der Dritten Welt vorfinden, nicht nur erklärbar, sondern unterm Ka- 
pitalismus notwendig sind. 

Diese allgemeine Formulierung umfaßt zwei Varianten: Den Typus von Notwendig- 
keit als Implikat des marxistischen Beharrens auf der Annahme, daß die hervorste- 
chenden Merkmale kapitalistischer Nationalökonomien und sozialer Formationen 
vom Begriff der kapitalistischen Produktionsweise und ihrer Gesetze abgeleitet oder 
‘abgelesen’ werden können, sowie eine Notwendigkeit, die, ebenfalls in der Marx- 
schen Theorie angelegt, von der Systemteleologie oder dem Funktionalismus vor- 
ausgesetzt wird. Die Kritik an der Methode des Ablesens scheint mir wichtig für die 
Einschätzung des eindimensionalen Charakters der Theorie Warrens und der Ergeb- 
nislosigkeit der durch Laclau begonenen Debatte um die Ananlyse der Produktions- 
weisen. Auf der anderen Seite scheint die Diskussion des Funktionalismus ein Licht 
zu werfen auf die widerholten Schwächen und die anhaltende Schwäche jener For- 
men der dependenz- und artikulationstheoretischen Analysen, die nicht unmittelbar 
vom Marxismus des Kapital abgeleitet sind. Ich möchte behaupten, daß die beiden 
Formen metatheoretischer Verpflichtung auf notwendige Relationen zusammen den 
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tieferen Grund der gegenwärtig festgefahrenen Situation der neuen Entwicklungsso- 
ziologie und das Hindernis bilden, das zuerst beseitigt werden muß, wenn wir in 
Zukunft besser abschneiden wollen. 

Im Rahmen dieses Aufsatzes wäre der Versuch unangebracht, abschließend detailliert 
die analytischen und Forschungsproblematiken zu beschreiben, denen sich die 
Entwicklungssoziologie in den späten achtziger Jahren und darüber hinaus zuwenden 
sollte. Hier wurde versucht, die Gründe der allgemeinen Misere in einem bestimmten 
umfangreichen Forschungsfeld aufzudecken. Eine Art Überblick, aus dem sich eine 
Liste neuer Forschungsproblematiken erstellen ließe, wurde nicht unternommen. 
Zweifellos werden sich substantielle Probleme und fruchtbare neue theoretische Ent- 
wicklungslinien aus der alltäglichen Konfrontation unserer intellektuellen Kreativi- 
tät mit den Krisen und Leiden der Welt ergeben. Eher unklar ist, inwiefern dieses 
Unternehmen weiterhin durch die in diesem Aufsatz eingehenden erörterten Proble- 
me verfolgt wird. 

Eine abschließende Klarstellung ist nötig. Wenn die hier vorgebrachte Analyse rich- 
tig ist, besteht der wesentliche Gedanke, der vermittelt werden sollte, nicht darin, daß 
eine bestimmte Theorietradition, nämlich der Marxismus, einige zentrale Schwie- 
rigkeiten und Mängel aufgewiesen hat, die in Zukunft etwas kritischer betrachtet 
werden sollten. Sicher ist dies eine Folgerung aus dem Gesagten, aber der wichtigste 
Schluß ist in gewissem Sinne spezifischer, in einem anderen Sinne allgemeiner. Zu- 
nächst treffen die Einwände nicht die marxistische Tradition als ganze (weder im Na- 
men einer alternativen Tradition noch von einem empirischen Standpunkt), sondern 
theoretische Formulierungen eines bestimmten Typs, die im Marxismus zentral sind 
und in den vergangenen Jahren vor allem in marxistischer Form Einfluß gefunden 
haben. Die Entwicklungssoziologie muß nicht vollständig von den auf Marx zurück- 
gehenden Fragestellungen und Begriffen niedriger Ordnung gereinigt werden, wohl 
aber von abstrakten Entitäten, die ‘notwendige strukturimmanente Effekte’ haben 
oder die Fähigkeit haben sollen, sozioökonomische Verhältnisse gemäß ihren “Erfor- 
dernissen’ zu formen. Die Neugier, zu wissen, warum die Welt ist wie sie ist, und wie 
sie verändert werden kann, muß nicht vom Marxismus erlöst werden, sondern von 
dessen verstecktem untergründigen Interesse, zu beweisen, daß in gegebenem Rah- 
men die Welt sein muß, wie sie ist. 

Der zweite wichtige Gedanke ist, daß es in der entwicklungssoziologischen Debatte 
Anlaß gibt zur (hoffentlich befristeten) Verschiebung der Aufmerksamkeit von der 
Theorie hin zur Metatheorie. Zusammen mit einem neuerwachten Interesse an den 
wirklichen Problemen der Entwicklungspolitik und -praxis scheint ein erweitertes 
Verständnis für diese Art von Fragestellung entscheidend, wenn wir aus der hier 
beschriebenen Sackgasse herauskommen und herausbleiben wollen. 
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Anmerkungen 


1 Ich beziehe mich hier und im folgenden auf den breiten Strom von Debatten und Forschungsarbei- 
ten, der in der ersten Hälfte der siebziger Jahre unter dem Einfluß marxistischer und ‘neomarxisti- 
scher’ Kritik der früheren Tradition der Literatur zur ‘Modernisierung’ enstanden ist. Einflußreiche 
Aufsatzsammlungen sind die von Chilcote und Edelstein (1974), Oxaal, Barnett und Booth (1975); 
sowie Gutkind und Wallerstein (1976). . 

2 Es gibt zahlreiche kritische Arbeiten zur dependenztheoretischen Literatur, zwei der jüngsten und 
brauchbarsten sind Palma (1981) und Gereffi (1983, Kap.1). Es ist die Auffassung vertreten worden, 
daß es außer den schon erwähnten Differenzen eine große Kluft gibt zwischen den Dependenztheo- 
retikern, die eine formale Theorie der Entwicklung und Unterentwickiung ausarbeiten wollen und 
jenen, besonders Fernando Heinrique Cardoso, für die der dependenztheoretische Ansatz eher »eine 
Methodologie zur Analyse konkreter Situationen der Unterentwicklung ist« (so Palma 1978, der 
damit die verschiedenorts durch Cardoso vertretene Auffassung wiedergibt). Diese einflußreiche 
Position scheint mir allerdings aus vier Gründen gänzlich unklar: (1) Bestimmte Schriften Cardosos 
(Etwa Cardoso 1972) sind einzig der Ausarbeitung einer substantiellen Hypothese (wenn nicht einer 
formalen Theorie) zur lateinamerikanischen Entwicklung gewidmet, die denen anderer Dependenz- 
theoretiker entgegengesetzt wird. (2) In Arbeiten wie etwa Dependency and Development in Latin 
America (Cardoso und Faletto 1979) haben sustantielle Annahmen einen impliziten aber bedeutsa- 
men Einfluß auf die Kategorien zur Analyse ökonomischer Veränderungen und soziopolitischer 
Brüche, die den Brennpunkt der Aufmerksamkeit bilden. (3) Das genannte und andere durch Cardoso 
inspirierte Bücher (etwa Evans 1979) sind zweifellos interessant, aber es ist fraglich, ob das, was sie 
bedeutsam macht, dasjenige ist, was sie zu Fallbeispielen dependenztheoretischer Analysen macht. 
(4) Die Behauptung, Dependenztheorie sei nur eine ‘Methodologie’ scheint auf einer ganz. unange- 
brachten Gleichsetzung von “Theorie’ mit einem bestimmten Ansatz zur empirischen Bewertung 
theoretischer Aussagen besonders dem internationalen statistischen Vergleich, zu beruhen (vgl. 
hierzu besonders Cardoso 1977a). 

3 Frank (1966, $. 4, 9-10, 10-13, i.O. nicht kursiv; Seitenangaben beziehen sich auf den Neudruck in 
Frank 1966). 

4 Phillips und Bernstein betonen ganz richtig den Umstand, daß dependenztheoretische Argumente auf 
einem »Gegensatz zwischen der Entwicklung in den (Entwickiungsländern) und einem idealisierten 
Entwicklungsprozeß (beruhen)..., einem Idealtypus der normalen kapitalistischen Entwicklung, der 
als Maßstab dient, anhand dem wir Unterentwicklung erfassen können, ein Idealtypus ... der nicht 
dem wirklichen Entwicklungsprozeß der meisten fortgeschrittenen kapitalistischen Länder ent- 
spricht« (Phillips 1977, S. 11; vgl. Bernstein 1979a, S. 85-87). Allerdings beruht ihre Kritik weder auf 
der historischen Willkür der Norm autonomer nationaler Entwicklung noch auf der oben benannten 
logischen Zirkularität, sondern auf weniger zwingenden Einwänden. Sie behaupten, dependenztheo- 
retisches Denken sei in einer »ideologischen Problematik« befangen, d.h. (1) daß die Fragestellung 
nicht die einer materialistischen Analyse sondern der bürgerlich-nationalistischen Entwicklungs- 
theorie entborgt sei, und daß (2) die Perspektive auf Dependez oder Unterentwicklung die »innere 
Zirkularität...widerspiegelt...die den ideologischen Diskurs aus theoretischer Sicht kennzeichnet, d.h. 
einen Diskurs , der unfähig ist, seinen Gegenstand zu problematisieren, um die für jede Wissenschaft 
notwendigen Analysen durchführen zu können« (Bemstein 1979a, S. 94, 83): Die erste Behauptung 
ist wahr, doch als eigenständige Kritik recht schwach, da die Mängel der nationalistischen Entwick- 
lungstheorie nicht erwähnt werden. Andererseits ist der Rückgriff auf Althussers Unterscheidung von 
Theorie und Ideologie, mit der die Aufmerksamkeit auf eine Art von ‘Zirkulität’ gelenkt wird, mit der 
etwas gemeint zu sein scheint, was gewöhnlich intellektuelle Konsistenz heißt, sicher unfruchtbar. 
Damit wird entschiedeneren Kritiken an logischen Irrtümern der Weg verbaut. 

5  Amins Verwendung des Gegensatzes von »extrovertierter« und »autozentrierter« Entwicklung unter- 
liegt weiteren Einwänden betreffs dessen Konsistenz mit anderen Teilen der Theorie der Akkumu- 
lation im Weltmaßstab (vgl. Bernstein 1979a, S. 12). 

6 Indiesem besonderen Zusammenhang ist dem Protest Cardosos zuzustimmen (1977a, S. 18), der u.a. 
von Duvall (1978, S. 58) und Henfrey (1981, S. 27) aufgenommen wird. 
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7 Vgl. etwa Dos Santos (1969, S. 110-112); Cardoso und Faletto (1979, Kap. 6); Girling (1973, S. 136- 
145); sowie Arrighi und Saul (1973, Kap. 3). 

8 Es geht hier nicht um das übliche Argument, die “Prüfer” hätten grob vereinfachte dependenztheore- 
tische Aussagen als Strohmänner benutzt, um sie mit den avanciertesten quantitativen Techniken zu 
erledigen. Im Gegenteil, die quantitativ orientierte Literatur wird zunehmend gewitzter, wenn es um 
die Operationalisierung der entwickelteren Dependenztheorien geht, und insgesamt sind die ausge- 
wiesenen Ergebnisse äußerst günstig für einige wichtige dependenztheoretische Annahmen. Der 
Einwand ist, daß die meisten Studien auf die Bewertung des statistischen Materials für die Depen- 
denztheorie beschränkt sind und die Möglichkeit außer acht gelassen wird, daß die aufgespürten 
Relationen auch mit anderen Interpretationen vereinbar sind, insbesondere jenen, die durch neoklas- 
sische und den Mainstream der institutionalistischen Entwicklungsökonomen vorgebracht werden. 
Vgl. besonders Bornschier, Chase-Dunn und Rubinson (1978), Mahler (1980), und Jackson et al. 
(1981). Der Ansatz von McGowan und Smith (1978) scheint unter diesem Aspekt noch vielverspre- 
chender. 

9 Rhys Jenkins’ Studie zur lateinamerikanischen Automobilindustrie könnte als doppelte Ausnahme 
erscheinen. Aber sowohl sein Schluß, daß aus der Beibehaltung von einheimischen Besitz und 
Kontrolie wichtige und erhebliche langfristige Vorteile erwachsen, wie die Analyse, die ausländi- 
schen Besitz im Kontext verschiedener anderer Erklärungsfaktoren betrachtet, stellen dieses Buch 
eher in die respektable Tradition des lateinamerikanischen Strukturalismus — oder in eine Post- 
Dependenz-, Post-neoklassische Phase — denn in die dependenztheoretische Tradition, wie sie hier 
erörtert wird. Eine neuere, ähnlich gelagerte Arbeit eines Soziologen (Gereffi 1983) enthält besonders 
erhellende Bemerkungen über die Mängel der gängigen dependenztheoretischen Einschätzung des 
Gewichts multinationaler Konzerne (vgl. etwa S. 60-61) und scheint ebenfalls nicht als dependenz- 
theoretische Analyse qualifizierbar. 

10 Auch Ökonomen unterschiedlicher Schulen argumentieren gehaltvoll in ähnliche Richtung, vgl. 
Cohen (1974, Kap. 6), Bath und James (1976), Lipton (1977, Kap. 3), die Beiträge von Albert Fishlow 
und Carlos Diaz-Alejandro in Fishlow et. al. (1978) sowie Little (1982, Kap. 12). 

11 Das besondere Konzept technologischer Dependenz ist es öfteren auf eine Weise angewandt worden, 
die diesem Einwand entgeht und die die subtileren, wachstumsbezogenen Problematiken bestimmter 
Ökonomen zum Ausdruck bringt. Aber selbst in dieser, für die Dependenztheorie völlig untypischen 
Form, wird das Konzept in der Fachliteratur zunehmend in Frage gestellt (vgl. Soete 1981; Fransman 
1985). 

12 Gemeint sind hier die ‘Prebisch-These’ und die ursprüngliche, neomarxistische Formulierung der 
Theorie ungleichen Tauschs durch Arghiri Emmanuell (1972). Wenn Dependenztheoretiker erklä- 
ren, das Neue an ihren Beiträgen in den sechziger Jahren sei nicht die Betonung ‘externer’ Faktoren, 
sondern ein Begriff der Dependenz im Blick auf die internen gesellschaftlichen Strukturen (vgl. 
Cardoso 1977a, S. 12-13 oder Quijano 1977, S. 99-103) betonen sie damit jene unkritische Über- 
nahme der Auffassungen von ECLA und UNCTAD zum Welthandel. Cardoso (1977b) illustriert 
diesen Umstand in anderer Weise. Meines Wissens hat Immanuel Wallerstein nie die Theorie des 
ungleichen Tauschs erklärt, auf der sein enorm einflußreiches Konzept des Weltsystems entscheidend 
beruht (Wallerstein 1974; 1979; 1980). Eine professionelle Einschätzung der Prebisch-These vom 
heutigen Stand der Dinge aus gibt Spraos (1983). 

13 Hirschmann (1968); Little, Scitovsky und Scott (1970); Balassa et al. (1971); verschiedene Beiträge 
in Baer und Samuelson (1977) sowie eher fachspezifisch Lipton (1977). 

14 Die Sicht des Kerns der Dependenztheorie einzunehmen verpflichtet, wie ich meine, nicht dazu, eine 
bestimmte Position zu komplizierten Problemen zu beziehen. Etwa zur Frage, wie weit und in 
welchem Stadium Handelsregime liberalisiert werden sollten, inwiefern “importierte Technologie’ 
ein schwieriges reales Problem darstellt, unter welchen Bedingungen multinationale Konzerne die 
durch staatliche Politik geschaffenen Probleme entschärfen (entweder durch ihre wirtschaftlichen 
Entscheidungen oder weil sie den Trägern des status quo vor Ort soziopolitische Unterstützung 
gewähren); schließlich, ob die Öffnung für ausländisches Kapital und den Handel die Lösung anderer, 
drängender Probleme verhindern kann, die weder von den dependenztheoretischen Autoren noch von 
der neoklassischen Analyse beachtet werden (vgl. Fransman (1985) für einen exzellenten Überblick 
über einige derartige Probleme). Mit anderen Worten: Die Dependenztheorie kann nicht verteidigt 
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werden, indem sie als einzige Alternative zur neoliberalen, neoklassischen oder Sicht der Welt 
ausgegeben wird — dies gelänge nur bei vollständiger Unkenntnis der ökonomischen Literatur. 
Von einem Standpunkt, der dependenztheoretischen Vorstellungen näher ist als der meine, übt 
Foster-Carter (1979-80) interessante Kritik an den philosophischen Prinzipien, die solchen Bemü- 
hungen zugrundeliegen, eine Grenze zwischen marxistischem und dependenztheoretischem Denken 
zu ziehen. 

Palmas schon erwähnte Artikei inbegriffen (1978, 1981). Ebenfalls relevant ist Shanin (1984). 

Zu dieser Phase vgl. besonders Warren (1980, Kap. 3, 4) — trotz seiner einseitigen Marx-Lektüre (und 
der scharfen Zurückweisung des Arguments von Mori, S. 153 Fußn.). Vgl. auch Communist 
International (1977, S. 117); Degras (1956, S. 384) und besonders Day (1977). Im Rückblick scheint 
klar, daß Aidan Foster-Carter die Konsistenz des ‘Paläo-Marxismus’ bezüglich solcher Fragen über- 
bewertet hat und daß mein eigener Aufsatz über Frank (Booth 1975) zu dem falschen Eindruck 
beigetragen haben mag, die Dependenztheorie sei das Ergebnis der ersten bedeutsamen Begegnung 
des Marxismus mit dem Nationalismus in der Dritten Welt. j 

Warren behauptet, daß die ‘Revision’ der Marxschen Position zum kapitalistischen Imperialismus 
durch die Anführer der russischen Revolution teilweise motiviert war durch das politische Bedürfnis, 
Verbündete gegen die zentralen kapitalistischen Staaten zu gewinnen und daß der aufsprießende 
Nationalismus in der Dritten Welt nach dem zweiten Weltkrieg neue Versionen der ‘leninistischen 
Weltanschauung’ für Marxisten und andere Radikale politisch akzeptabel wie psychologisch 
befriedigend gemacht hat. Allerdings ist nicht klar, warum er sich so sicher ist, daß Marx und Engels 
in der Welt der siebziger und achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts immun gegen derartige Ver- 
lockungen gewesen sein sollten (man denke etwa an die irischen Patrioten und russischen Narodniki). 
Ähnlich argumentiert Phillips (1977), der einige interessante Gedanken zu den politischen Quellen 
der ‘'neomarxistischen’ Moden der späten Sechziger und frühen Siebziger entwickelt, aber unerklär- 
licherweise den frühen Marxismus von einer »moralistischen These des Widerspruchs zwischen dem 
Kapitalismus überhaupt und den Bedürfnissen der Menschheit« (S. 16) freispricht. 

Einer der Herausgeber einer solchen Zeitschrift bestätigt dies. (Ronald Chilcote in seiner Einleitung 
zur Ausgabe der Latin American Perspectives, die dem Thema ‘Marxismus und Dependenz’ gewid- 
met ist [Chilcote 1981]). Auch einige der besten Lehrbücher für Studenten der Entwicklungssoziolo- 
gie enthalten eher unkritische Zusarmmenfassungen der dependenztheoretischen Sicht der Industria- 
lisierung, besonders Sandbrook (1982, S. 49-58). Zahllose Bücher geringerer Qualität, die eine ähn- 
liche Perspektive vertreten (wobei die Rede vom Imperialismus meist bevorzugt wird), werden welt- 
weit jedes Jahr veröffentlicht. 

Oft wird eine ‘wiederspiegelungstheoretische’ marxistische Fassung der Politik und des Staates als 
der Dependenztheorie immanent angenommen (vgl. Fagen 1977,S. 9-11), obwohl es natürlich eine 
Reihe mehr oder weniger ‘instrumenteller’ Anwendungsformen gibt. Neben diesem staatstheoreti- 
schen Aspekt, der zur Folge haben kann, daß bloß ad hoc unternommene und widersprüchliche 
politische Maßnahmen mit einer Analyse abgesegnet werden, die sie als Teil eines gesellschaftlich 
verankerten ‘Projekts’ oder ‘Akkumulationsmodells’ begreift, wird die poltische Realität der Dritten 
Welt dependeztheoretisch hauptsächlich dadurch verdunkelt, daß die unterschwelligen Interessen- 
konflikte zwischen den auf den Binnenmarkt und den exportorientierten gesellschaftlichen Kräften 
gewaltig übertrieben werden. Beispiele dafür sind die schon zitierten Arbeiten von Cardoso und 
Faletto (1979); Dos Santos (1969); Quijano (1977) und Chilcote und Edelstein (1974). Ich habe beide 
Aspekte aus meiner Sicht erörtert in Booth (1982; 1983). 

Die Reaktion auf die ursprüngliche Darstellung der Thesen Warrens (1973) wird korrekt bewertet bei 
Bernstein (1982, S. 226-230). Ton und Substanz jüngere Kritiken fallen dagegen eher ab (vgl. Lipietz 
1982; Ahmad 1983), allerdings liefert Ronaldo Muncks Literaturbericht faire und sachdienliche 
Kritik (1981). 

Ein wichtiges Beispiel dafür ist die Behandlung der Trends in der Einkommensverteilung. Daß 
verschiedene Länder darunter auch solche mit ähnlichen Wachstumsraten, sehr unterschiedlich 
abschneiden, wird zunächst anerkannt und dann zugunsten der allgemeinen These beiseitegescho- 
ben. Warren wiederholt auch den Lehrbuchfehler, aus aktuellen Querschnittsdaten unmittelbar auf 
den Gang des Fortschritts zu schließen und übernimmt die evolutionistische Sicht des Verhältnisses 
von sozialer Ungleichheit und Wachstums, die unter Entwicklungsökonomen vor zwanzig oder 
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dreißig Jahren in Mode war, aber in letzter Zeit aus guten Gründen an Boden verloren hat (S. 199- 
211). 

Nachkolonialen Regimen wird eine längere Liste von Errungenschaften zugeschrieben (S. 170-174), 
Ergebnis einer breiteren Streuung der Absatzmärkte und größerer Kontrolle über Firmen in auslän- 
dischem Besitz — Maßnahmen, die im vorhergehenden Kapitel keineswegs als mögliche Desiderata 
erwähnt werden. Investitionen im Gesundheits- und Bildungsbereich werden als wichtiger Beitrag 
der kolonialen »Stufe« zum darauffolgenden ökonomischen Fortschritt bezeichnet, aber der neuere 
Ansatz bei den »Grundbedürfnissen« wird mit der Behauptung abgetan, er würde »das Wachstum 
zugunsten der Einkommensverteilung schmälern« (S. 206). 

Aus unten noch deutlich werdenden Gründen entschuldige ich mich nicht für die Verwendung des 
Ausdrucks, den Henry Bernstein in seiner Kritik an der Theorie der Unterentwicklung von Frank und 
Amin prägt. 

Die mehr theoretischen Beiträge sind sehr gut, mit unterschiedlichen Schwerpunkten, dargestellt und 
diskutiert bei Foster-Carter (1978); Harriss (1979); Wolpe (1980) und Goodman und Redclift (1981, 
Kap. 2 und 3). 

Nämlich zur Suche nach Faktoren, die dem ‘tendezielien Fall der Profitrate’ entgegenwirken. Vgl. zur 
Kritik daran Steedman (1977, Kap. 9) und Cutler et al. (1977-78, Bd, I, Kap. 4 und 6). 

Hindess und Hurst (1975, S. 9); oder »ein integrierter Zusammenhang gesellschaftlicher Produktiv- 
kräfte und Produktionsverhältnisse, verbunden mit einer bestimmten Form des Eigentums an den 
Produktionsmitteln» (Laclau 1978, S. 33, nach Oscar Lange). 

Alavi (1982); Alavi et al. (1982); vgl. Frank (1978) und Amin (1976). 

Dependenztheoretische Interpretationen werden vorgetragen durch Fine (1978) und Alavi (1982, S. 
185-191). In einem historischen Kontext wird der Begriff des ‘Übergangs’ in starker Form durch Kay 
(1982) vertreten und in einer vielleicht eher zweideutigen Form durch Bernstein (1979b). 

Brenner geht nichtein auf die konkrete Transformation von ökonomischen Formationen, die aufgrund 
ihrer nichtkapitalistischen Klassenstruktur zurückliegen, zu kapitalistischen Ökonomien, die zwar 
einen Produktivitätszuwachs erfahren, aber im Vergleich zu fortgeschrittenen industrialisierten 
Ökonomien (im üblichen Sinne) unterentwickelt bleiben. Dasselbe gilt für den Aufsatz von Mandle 
(1972), der in gewissem Maße Brenners These vorwegnimmt, doch füllt Weaver (1976), dessen 
Beitrag den von Brenner ergänzt, einige Lücken. 

Die Bedeutung von Brenners These ist tatsächlich geringer und ihre kritische Wirkung auf die 
Arbeiten zur Dependenz und zum Weltsystem schwächer als es auf den ersten Blick scheinen mag: 
Das Phänomen des Kolonialismus wird durch Brenner kaum diskutiert. Er sieht den entscheidenden 
Gegensatz zwischen jenen, die die externen, im Handel liegenden Ursachen von Entwicklung und 
Unterentwicklung betonen, und jenen, die sehen, daß die entschiedenen Determinanten die internen 
sozialen Verhältnisse, Klassenkämpfe und Herrschaftssysteme sind. Nun beruht natürlich der Stand- 
punkt, daß Unterentwicklung von außen aufgezwungen wird, auf einer spezifischen Sicht der Aus- 
wirkungen des direkten Kolonialismus und anderer, nichtökonomischer Beziehungen zwischen Na- 
tionen und Territorien. In diesem Zusammenhang ist es oft völlig richtig, die innere Klassenstruktur 
als abhängig von inter-gesellschaftlichen Verhältnissen zu begreifen: Die Kolonialmächte veränder- 
ten auf dramatische Weise die sozialen und ökonomischen Strukturen der kolonialisierten Gebiete 
und dort, wo, entsprechend Brenners These, der Handel allein nicht ausreichte, um die vorkapitali- 
stischen Verhältnisse zu brechen, unternahmen sie alle anderen dafür notwendigen Schritte. In dem 
Maße, als sie dazu beigetragen haban, diesen Aspekt der Geschichte der Dritten Welt zu erhellen, 
können Dependenztheoretiker kaum des Ökonomismus oder ‘Neo-Smithianismus’ geziehen werden; 
diesen Schuh müssen sich wohl tatsächlich ihre Gegner anziehen — man denke hier an unsere obige 
Diskussion von Warrens Buch. Brenners Kritik scheint also doppelt beschränkt zu sein, auf eine 
besondere historische Periode und auf einen, historisch gesehen, Spezialfall reinen Handeis. 

Die Vielzahl der angewandten grammatikalischen Modi und Tempusformen oder die scheinbar 
zufällige Auslassung eines Verbs sind symptomatisch für das Problem. So werden etwa die Arbeits- 
kraft oder die Produkte aus Kleinbetrieben »unter ihrem Wert (unter kapitalistischen Bedingungen) 
verkauft (Boesen 1979, S. 157, 1.O. kursiv); »zu Preisen, die niedriger sind als ein kapitalistischer Un- 
ternehmer verlangen würde« (Schejtman 1980, S. 128); zu Preisen, welche die Löhne oder ‘Lebens- 
haltungskosten’ der Unternehmensmitglieder »niedriger machen, als sie andernfalls sein müßten« 
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(Godfrey 1977, S. 67); und »niedriger, als sie bei Abwesenheit des marginalen Pols sein müßten« 
(Sandbrook 1982, S. 67). Recht ähnliche finden sich bei Friedmann (1980, S. 173); Kitching (1980, 
Anhang); sowie Moser und Young (1981, S. 54). 

Ich möchte zugestehen, daß einige der einflußreichsten Arbeiten in der dependenztheoretischen 
Tradition auf diese Weise nicht sinnvoll diskutiert werden können. 

Theotonio Dos Sanbots, Ruy Mauro Marini und Vania Bambirra behaupten, daß der ‘dependente 
Kapitalismus’ durch spezifische Bewegungsgesetze charakterisiert wird (vgl. Henfrey 1981, S. 23- 
24 und Gereffi 1983, S. 37-38). Andere Autoren skizzieren eine Theorie der ‘dependenten Reproduk- 
tion’ (Vgl. Munck 1981, S. 174). 

Die Debatte konzentriert sich ganz richtig auf die beiden zentralen Gedanken von Marx im ‘Vorwort 
von 1859’ — dem Paar von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen und dem Basis/Überbau 
— Bild mit der These, daß die Ökonomie in letzter Instanz determinierend ist. Die umstrittene Be- 
hauptung lautet, daß diese Gedanken als Aussagen über funktionale Beziehungen zwischen untex- 
schiedlichen Strukturtypen rekonstruiert werden müssen. Cohen (1978) drückt dies folgendermaßen 
aus: (1) »Die Produktionsverhältnisse zum Zeitpunkt t sind vom Typ V, weil V der Anwendung und 
Entwicklung der Produktivkräfte zum Zeitpunkt t angemessen ist, wobei deren Entwicklungsstand in 
t angegeben sei« (S. 160, i.O. kursiv) und (2) »... Eigentumsverhältnisse werden wiederum funktional 
erklärt durch die Produktionsverhältnisse: Rechtsstrukturen entstehen und zerfallen dadurch, daß sie 
ökonomische Formen fördern oder behindern, die den Produktivkräften gemäß sind. Die Eigentums- 
verhältnisse sind bestimmt durch die Erfordernisse der Produktionsverhältnisse« (S. 230). In der 
Sprache von Cutler et al. (S. 230): »Mit diesen Thesen wird nicht die begrenzte Behauptung auf- 
gestellt, daß spezifische soziale Verhältnisse bestimmte Existenzbedingungen zur Voraussetzung 
haben, sondern, daß bestimmte Typen gesellschaftlicher Verhältnisse ihre eigenen Existenzbedin- 
gungen sicherstellen können« (Bd. I, S. 209). Ich stimme mit diesen (ansonsten differierenden) Auf- 
fassungen überein und halte den Einwand für nicht überzeugend, daß die Aussagen im ‘Vorwort’ 
nichts anderes seinen als ‘Forschungshypothesen’ oder diagnostische Hilfen, wie er jüngst von Terrel 
Carver (1982) vorgetragen wurde. Selbst wenn nicht akzeptiert wird, daß Marx’ Theorie des groben 
Verlaufs der Geschichte funktionalistisch ist, ist ziemlich offensichtlich, daß sein Konzept der 
“industriellen Reservearmee’ und die verschiedenen marxistischen und postmarxistischen Thesen zu 
Faktoren, die dem tendenziellen Fall der Profitrate entegegenwirken, als funktionalistisch gefaßt 
werden müssen (vgl. Giddens 1981, S. 18). 

Cohen behauptet, daß wir rational Hypothesen mit funktionalen Erklärungen aufstellen können, 
selbst wenn uns die erforderlichen »Ausarbeitungen« fehlen, um zu zeigen, »aufgrund welcher Kau- 
salzusammenhänge diese Erklärungen triftig sind«. Derartige Hypothesen, so sein Argument, 
schaffen nützliche Fragen für künftige Forschungen (1987, Kap. 10). 

Ich möchte nicht zu sehr vereinfachen. Auf der einen Seite gibt es dependenztheoretische Aussagen, 
deren Funktionalismus explizit (doch den Autoren nicht unbedingt bewußt) ist: Dos Santos’ 
Erklärung ungleichzeitiger Entwicklung als »notwendiges und strukturelles Merkmal der Weltwirt- 
schaft«, (1970); Amin (1976) über die »Funktionen der Peripherie«; Taylor (1979) über »die Repro- 
duktionserfordernisse imperalistischer Durchdringung« usw. Auf der anderen Seite sind Autoren wie 
Cardoso (z.B. 1973) bemüht, sich von spezifisch funktionalistischen Ansprüchen zu distanzieren, die 
für sie unhaltbar sind (etwa Marinis Behauptung, die Entwicklung des Kapitalismus ‘erfordere’ die 
Überausbeutung der Arbeitskräfte in der Peripherie). Nichtsdestotrotz gewinnt Cardosos eigene 
Erklärung (Cardoso 1972 und Cardoso und Faletto 1979) viel an Prägnanz durch einen impliziten 
negativen Funktionalismus: Die Erfordernisse des internationalen Kapitals und daher die Möglich- 
keiten von Transformationen in der Dritten Welt, sind nicht mehr so, wie sie waren. Schließlich gibt 
es Autoren wie Wallerstein (1974, 1979, 1980), deren Erklärungen reichlich teleologisch sind sowohl 
in funktionalistischem wie nicht funktionalistischem Sinn (vgl. Skocpol 1977) — von daher zum Teil 
ihr enormer, allerdings eher bedauerlicher Einfluß. 


(Übersetzung aus dem Englischen durch Klaus Fritz) 
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Kurt Hübner 

Flexibilisierung und die Verselbständigung des 
monetären Weltmarkts. 

Hindernisse für einen neuen langen Aufschwung? 


Zusammenfassung: Flexibilisierung in der Weltwirtschaft, insbesondere der Über- 
gang zu flexiblen Wechselkursen bedeutet keineswegs ein Mittel zur Stabilisierung 
oder zum automatischen Ausgleich von Leistungsbilanzen. In diesem Aufsatz wird 
gezeigt, daß das System der flexiblen Wechselkurse und die dadurch erschlossenen 
spekulativen Anlagesphären von Geldkapital das institutionelle Ambiente für die im 
Gefolge der Überakkumulation von Kapital stattgefundene Verselbständigung des 
monetären Weltmarktes bereitstellte. Diese Flexibilisierung erscheint somit selbst 
als Ausdruck von Entwicklungen, die einen neuen langfristigen Aufschwung blok- 
kieren. 


1. Einleitung 


»Flexibilisierung« scheint das neue Zauberwort, wenn es um den Entwurf und die 
Beschreibung von Auswegen aus der »Krise des Fordismus« geht. Eine Reihe von 
Autoren sehen den Weg zu einem »Regime flexibler Akkumulation« in den entwik- 
kelten kapitalistischen Ländern schon weit beschritten und die Konturen eines neuen, 
nach-fordistischen Akkumulationsregimes am Ende der achtziger Jahre nicht mehr 
länger als bloße Konturen am Horizont sondern bereits zum Greifen nahe. 


»Das neue Regime«, so etwa Harvey (1987, S. 109), »das während der tiefen Rezession der Jahre 1973- 
75 in Bewegung gesetzt und durch die ebenso heftige »Reagan«-Rezession von 1981-82 gefestigt wurde, 
zeichnet sich durch eine erstaunliche Flexibilität in Bezug auf Arbeitsmärkte, Arbeitsprozesse, Waren- 
und Konsummuster aus.. Gleichzeitig hat es rapide Verschiebungen im Muster der ungleichen Entwick- 
lung sowohl von Branchen ais auch von Regionen bewirkt — ein Prozeß, der durch die schnelle Her- 
ausbildung von völlig neuen Finanzsystemen und -märkten unterstützt wurde.« 


In differenzierter argumentierenden Analysen wird darauf verwiesen, daß zwar eine 
Reihe flexibler Strukturen geschaffen wurden, aber nicht alle Formen von Flexibili- 
sierung ein kohärentes Akkumulationsregime kreieren. Boyer und Coriat (1987) 
beispielsweise unterscheiden unter dem Aspekt von Krisenüberwindung zwischen 
flexibler Spezialisierung und flexibler Automation: Flexible Spezialisierung zielt 
danach auf die Serienproduktion einer Vielzahl von Produkten durch flexible Ferti- 
gungssysteme, die bislang entweder als Kleinserienfertigungen den fordistischen 
Produktionsmethoden versperrt blieben oder nur als rigid standardisierte Produkte 
hervorgebracht wurden. Diese mit Produktdifferenzierung und Marktsegmentierung 
einhergehende Strategie ist ihnen zufolge in letzter Instanz allerdings eine bloße An- 
passung an verlangsamtes Wachstum und stagnierende Märkte: Ohne tiefgreifende 
Änderung der Konsumnorm komme es bloß zu einem sektoralen Umverteilungspro- 
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zeß zugunsten der Anbieter, dieals erste die kostengünstigeren Produktionsmethoden 
der flexiblen Spezialisierung einführen und deshalb »Pionier«-Profite beziehen kön- 
nen. Die flexible Automatisierung ziele demgegenüber nicht allein auf neue Produk- 
tionsprozesse sondern auch auf neue Produkte in Gestalt neuer Massenkonsumgüter. 
Nicht Marktsegmentierung sondern die Eröffnung neuer Märkte steht im Zentrum 
dieser Strategie. Die damit bewirkte Veränderung der »Nachfragefunktionen«, so das 
Argument (vgl. Boyer/Coriat 1987, S. 568), könne einen neuen Produktivitäts- 
Wachstums-Nexus herstellen, der die Chance eines neuen langen Aufschwungs in 
sich berge. 

Ich will in den nachfolgenden Ausführungen einige Argumente entwickeln, die 
solche Konzepte von Flexibilisierung hinsichtlich ihrer Krisenüberwindungsfunk- 
tion zumindest problematisch machen. Den Begriff der Flexibilisierung werde ich 
dazu auf einem Felde diskutieren, wo er in der vorherrschenden Flexibilisierungsli- 
teratur nur selten aufzufinden ist: Dem Feld der kapitalistischen Weltwirtschaft, 
genauer: dem monetären Weltmarkt!. Diese Wahl der Diskussionsebene ist nicht 
willkürlich. Im Rahmen der Theorie der Regulation, auf die ich mich dabei beziehe, 
lassen sich vier Kriterien formulieren, denen ein neues, einen Ausweg aus der »Krise 
des Fordismus« weisendes Entwicklungsmodell genügen muß: (a) eine neue Form 
der Arbeitsprozesse i. S. eines neuen industriellen Paradigmas; (b) ein neues makro- 
ökonomisches Muster 1. S. eines neuen Akkumulationsregimes; (c) eine Reihe neuer 
institutioneller Regelungen i. S. einer neuen Regulationsweise; und (d) eine neue 
»internationale« Konfiguration (vgl. etwa Leborgne/Lipietz 1987, S. 1). Die Diskus- 
sion um Flexibilisierung dreht sich bislang allein um die Kriterien (a) - (c) (vgl. dazu 
etwa die Beiträge in »Labor and Society« Nr. 1 1987). Angesichts der entwickelten 
Struktur.der kapitalistischen Weltwirtschaft und des hohen Maßes an Integration der 
entwickelten kapitalistischen Länder in dieselbe dürfte es mehr als berechtigt sein, 
das Augenmerk aufdiese Ebene zu richten. Wie im folgenden deutlich werden dürfte, 
gibt es darüber hinaus auch einen streng flexibilisierungstheoretischen Grund für 
diese Analyseebene: Die kapitalistische Weltwirtschaft, verstanden als Raum ökono- 
mischer Reproduktion und politischer Organisation der Regelung internationaler 
ökonomischer Beziehungen, ist seit den frühen siebziger Jahren selbst Objekt starker 
Flexibilisierungstendenzen. 


2. Das Grundargument 


Der ökonomischen Theorie sind Flexibilisierungseffekte weithin bekannt. Versteht 
man unter Flexibilisierung allgemein den Grad der Anpassungsfähigkeit von Mengen 
und Preisen einzelner ökonomischer Akteure an sektorale oder gesamtwirtschaftliche 
Mengen- und Preissignale, dann verkörpert das neoklassische Marktmodellein Flexi- 
bilisierungskonzept höchster Form. Das neoklassische Marktmodell mit seinen ge- 
nuinen Gleichgewichtseigenschaften, die wiederum das Resultat der unterstellten 
Flexibilitäten sind, ist allerdings eine theoretische Fiktion. Dies zeigt sich bereits, 
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wenn man die Prämisse logisch-kontinuierlicher Zeit auflöst und intertemporale Ent- 
scheidungskonstellationen, also Entscheidungen entlang von Vergangenheit — Ge- 
genwart — Zukunft einführt. So läßt sich bekanntermaßen in einem dynamischen 
Modell der Preisbildung, dem sog. cobweb-Modell, der Nachweis führen, daß bei 
Veränderungen von Preisen im Laufe einer Produktionsperiode es zu Mengen-Preis- 
Bewegungen kommen kann, die in kumulative Ungleichgewichte münden. Bekannt 
geworden sind solche Prozesse als »Hanauer Schweinezyklus«: Da die Entscheidun- 
gen von Produzenten zur Ferkelaufzucht auf dem zu einem bestimmten Zeitpunkt ge- 
gebenen Preis für Schweinefleisch basieren und infolge der langen Inkubationszeit 
der spätere Verkaufspreis vom Ausgangspreis stark abweichen kann, kommt es zum 
Zeitpunkt der abgeschlossenen Produktion zu Mengen-Preis-Inkongruenzen, die sich 
durch die nachfolgenden Anpassungsreaktionen dynamisch fortpflanzen und so Un- 
gleichgewichte generieren. Ein völlig flexibles System wie der idealtypische Markt 
mit unbegrenzten Preisflexibilitäten? birgt also in dynamischer Betrachtung hohe In- 
stabilitätsrisiken. Das cobweb-Theorem läßt sich aufdiehochsensiblen und -flexiblen 
internationalen Geldmärkte übertragen. Dort sind es nicht besonders lange sondern 
im Gegenteil extrem kurze »Inkubationszeiten« zwischen »Produktionsentschei- 
dung« und »-ausführung«, die zu Instabilitäten führen. Angesichts der technologi- 
schen »Revolution« des electronic banking haben sich die Transaktionszeiten enorm 
verkürzt; Preisentwicklungen auf einzelnen Märkten können sich so in enormer 
Schnelligkeit verstärken und sowohl extreme Ausschläge nach oben wie nach unten 
bewirken. Dies ist dann die Stunde von Arbitrage- und Spekulationsoperationen. 

In der »realen Welt« (Davidson) gehören solcherlei Preisschwankungen zum Alltag. 
Dies gilt insbesondere für Transaktionen auf internationalen Märkten, wo nicht nur 
Waren gegen Geld sondern simultan auch inländisches gegen ausländisches Geld 
getauscht wird, also die Zirkulationsfigur W — G- W’ ein simultanes Annex in der 
Figur G - G* hat. Als Transaktionsorte fungieren der Warenmarkt und der Devisen- 
markt; Akteure sind Käufer und Verkäufer von Waren und Käufer und Verkäufer von 
Devisen. Erst die Umwandlung von ausländischem in inländisches Geld zeigt dem 
einzelnen Produzenten, ob der erzielte Preis ausreicht, seinen Kostpreis plus einen 
genügendhohen Profitaufschlag zu realisieren. Die Preise aufden Warenmärkten und 
den Devisenmärkten sind von unterschiedlichen Faktoren bestimmt. So gehen in die 
Bestimmung des Wechselkurses Faktoren ein, die über die konkreten Produktions- 
und Preisbestimmungsbedingungen des einzelnen Produzenten hinausreichen und 
die gesamte komparative ökonomische Potenz von Produzenten- und Käuferland 
einschließen. Für die Entwicklung des Wechselkurses ausschlaggebend ist also nicht 
die Produktivitäts- und Kostenstruktur eines einzelnen Produzenten oder eines Sek- 
tors sondern das Produktivitäts- und Kostenniveau der gesamten Ökonomie. Je nach 
Internationalisierungsgrad des zinstragenden Kapitals können darüber hinaus nicht- 
realwirtschaftliche Entwicklungen und Entscheidungen ökonomischer politischer 
Akteure bedeutenden Einfluß auf die Wechselkurse ausüben. Kurzum: im Falle inter- 
nationaler Warentransaktionen? kann es infolge unvorhersehbarer Wechselkurs- 
schwankungen zu starken Abweichungen zwischen Erlöspreisen im Zeitpunkt der 
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Produktionsaufnahme/erweiterung t, und dem Verkaufszeitpunkt t, kommen. In dy- 
namischer Betrachtung impliziert diese Möglichkeit das Risiko kumulatiıver Instabi- 
litäten in der Weltwirtschaft. 

Historisch hat sich die kapitalistische Weltwirtschaft in Formen organisiert, die spe- 
zifische Regulationen oder Regulierungen? bereitstellten, um dieses Instabilitätspo- 
tential zu reduzieren. Dabei handelt es sich um verschiedene Weltwährungssyszeme 
und -regime, die in je eigentümlicher Weise Instabilitätspotentiale reduzieren. Die 
Systeme des Goldstandards und des Gold-Devisen-Standards haben diese Leistung 
durch einen relativ hohen Grad an Regulierung und Regelbildung zu erfüllen ver- 
sucht. Der Gold-Devisen-Standard, oder besser: Dollarstandard, war beispielsweise 
miteinem System fixer Wechselkurse verknüpft, das die nationalen Notenbanken bei 
(Markt-)Kursabweichungen unter/oberhalb bestimmter enger Margen zu Interven- 
tionen auf den Divisenmärkten verpflichtete. Zumindest für überschaubare Zeiträu- 
me war damit für internationale Transaktionen ein Wechselkursrisiko für nationale 
Produzenten ausgeschaltet: Die erlösten Devisen konnten zu politisch garantierten 
Kursen gegen nationales Geld eingetauscht werden. 

Seit Beginn der siebziger Jahre wurde dann der Dollarstandard, wie er nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Gestalt des Weltwährungssystems von Bretton Woods festge- 
schrieben wurde, durch ein weitgehend flexibles Währungsregime abgelöst, das auf 
strikte Regulierung und fixe Paritäten verzichtete und wieder auf die Selbstregula- 
tionskapazitäten vertraut. Mit diesem Übergang von einem Weltwährungssystem zu 
einem Weltwährungsregime sind eine Reihe von Strukturinnovationen verknüpft, die 
sich als Substitution politischer Regulierungsformen durch marktförmige Regulation 
interpretieren lassen. Ich werde diese Entwicklung im weiteren nachzeichnen und 
dabei als zentrale These herauszuarbeiten versuchen, daß mit dem Übergang von 
politischer Regulierung zu marktförmiger Regulation in Gestalt der Zunahme flexib- 
ler Institutionen die weltwirtschaftlichen Instabilitäten und mithin die Instabilitäten 
nationaler Ökonomien sich erhöht haben. Den Grund für diese Instabilitäten sehe ich 
allerdings nicht in der prinzipiellen Dysfunktionalität der Marktregulation. Vielmehr 
möchte ich argumentiueren, daß der Übergang zu einem Flexkursregime einen hohen 
Risikoabsicherungsbedarf erzeugt hat, der ein institutionelles Ambiente nach sich 
zog, das zu einer Verselbständigung von Geld- und Finanztransaktionen führte. Läßt 
sich diese These überzeugend entfalten, dann kann als Kehrschluß formuliert werden, 
daß — zumindest auf weltwirtschaftlicher Ebene - ein neuer langer Aufschwung eine 
Verringerung des Flexibilisierungsgrades erfordert. 


3, Aufstieg und Niedergang des Systems von Bretton Woods 


Der »lange ökonomische Aufschwung« der entwickelten kapitalistischen Länder 
nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte auf der Grundlage relativ hochregulierter öko- 
nomischer Beziehungen im nationalen wie im weltwirtschaftlichen Raum. In der 
Retrospektive läßt sich diese Entwicklung eher als Aufbau eines »atlantischen For- 
dismus« (Davis 1986) denn als bloße »internationale Konfiguration« nationaler fordi- 
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stischer Reproduktionsmodelle interpretieren: Erst durch die Herstellung eines inter- 
nationalen Wirtschaftsraumes für Warenzirkulation und die Etablierung von Normen 
und Regeln für den internationalen Waren- und Geldverkehr konnten die dominanten 
Produktionsbedingungen des fordistischen »forerunners« USA, vermittelt über die 
Konkurrenz der Kapitale, sich zum zentralen Akkumulationsmotor entwickeln und 
konnten auf diese Weise die Tendenzen der Angleichung der Produktionsbedingun- 
gen, d.h. die nationalen »Fordismen« sich durchsetzen.’ Die Durchsetzung nationa- 
ler »Fordismen« hatte so gesehen den Aufbau entsprechender weltwirtschaftlicher 
Tauschstrukturen zur Voraussetzung. Es ist deshalb auch nicht erstaunlich, daß be- 
reits ab Ende der fünfziger Jahre, nach Abschluß der Rekonstruktionsphase in West- 
europa, die Steigerungsraten des Welthandels weit oberhalb der Zuwachsraten der 
Weltindustrieproduktion lagen und diese Entwicklung sich bis weit in die siebziger 
Jahre hinein noch verstärkt hat (vgl. etwa Aglietta 1975, S. 90 £.). Ohne die Konsti- 
tution eines weltwirtschaftlichen Raumes wären zumindest die westeuropäischen 
Länder vermutlich gar nicht in der Lage gewesen, das fordistische Akkumulations- 
modell imitativ nachzuholen: Die das fordistische Regime konstituierenden Massen- 
produktionslinien und economies of scale-Technologien hätten angesichts derrelativ 
kleinen Binnenmärkte nicht die Produktivitätsgewinne und damit auch nicht die Ver- 
teilungsspielräume erbracht, die für den virtious circle der Vergangenheit verantwort- 
lich zeichnen. 

Die Rekonstruktion der kapitalistischen Weltwirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg 
war ein politisches Projekt, dessen Grundintentionen auf der Konfernez von Breiton 
Woods 1944 erörtert und dann festgelegt wurden (vgl. dazu de Cecco 1979). Ent- 
standen ist nach den Zweiten Weltkrieg ein Regime das »embedded liberalism« 
(Ruggie 1982), in dessen Zentrum die Hegemonialmacht USA und das Weltwäh- 
rungssystem von Bretton Woods stehen. Festgelegt wurde, daß die Wechselkurse 
zwischen Währungen fixiert und die nationalen Währungen konvertibel sein sollten; 
nur im Falle von »fundamental disequlibrium« der Zahlungsbilanzen konnten nach 
internationaler Absprache Wechselkursänderungen vorgenommen werden. Zur Fi- 
nanzierung kurzfristiger Zahlungsbilanzdefizite wurde das Institut des Internationa- 
len Währungsfonds eingerichtet, das für diesen Fall die notwendige internationale 
Liquidität bereitstellen sollte. Als Leitwährung konnte sich der US-Dollar etablieren, 
der in einem fixen Verhältnis zu Gold definiert wurde; die USA übernahmen darüber 
hinaus eine Einlöseverpflichtung von Dollar gegenüber Gold. Auf diese Weise waren 
alle nationalen Währungen auf den US-Dollar bezogen, der als Weltgeld fungierte. 
In dieses internationale Regulierungssystem waren allerdings von Beginn an Wider- 
spruchspotentiale eingebaut, die sich seit den frühen sechziger Jahren bemerkbar 
machten und dann zu Beginn der siebziger Jahre die Auflösung des Bretton Woods 
System auslösten. Als zentrales Problem erwies sich die Doppelfunktion des US- 
Dollar als nationales und als Weltgeld. Die kapitalistische Weltwirtschaft konnte 
nämlich nur mit Liquidität versorgt werden, indem die USA für ein permanentes 
Zahlungsbilanzdefizit sorgten. Angesichts des stetigen Überschusses der Handelsbi- 
lanz, der auf diekomparativ überlegenen Produktionsbedingungen verwies, erforder- 
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te dies einen Nettokapitalexport beträchtlichen Ausmaßes. Die monetären Äquiva- 
lente der Direktinvestitionen und Kredite flossen zunächst in Gestalt von Exporter- 
lösen wieder in die USA zurück und bewirkten auf diese Weise auch einen internen 
Wachstumsschub. Unter dem Druck der US-amerikanischen Konkurrenz und mone- 
tär alimentiert durch die Kapitalexporte der USA wurde dieser Kreislauf allerdings 
immer mehr durchlöchert. 


»Die erfolgreiche Finanzierung des europäischen Wiederaufbaus durch die Vereinigten Staaten«, so faßt 
Wachtel (1986, S. 61) diese Entwicklung zusammen, »machte deren Produkte mit unseren konkurrenz- 
fähig und reduzierte den Dollarrückfluß durch amerikanische Exporte. Europa mußte nicht mehr so viel 
von den Vereinigten Staaten importieren. Tatsächlich konnten die Europäer damit beginnen, uns einige 
ihrer Produkte zu verkaufen, die gegenüber den in den USA produzierten Waren attraktiver waren. Als 
sich der Rückfluß, der im Ausland gehaltenen Dollars, durch amerikanische Handelsüberschüsse ver- 
minderte, mußten die Vereinigten Staaten, das System von Bretton Woods durch den Verkauf ihre relativ 
festen Goldbestandes aufrechterhalten.« 


Dazu war die US-Regierung weder bereit noch angesicht des Mißverhältnis von 
extern akkumulierten Dollars und Goldbeständen in der Lage. 

Soweit die US-Dollar nicht wieder durch Güterkäufe des Auslandes, Direktinvesti- 
tionen des Auslandes oder durch die Wahrnehmung der Goldeinlösepflicht der USA 
zurückflossen, entfalteten diese Dollar ein eigenständiges ökonomisches Leben, das 
sich auf den sog. Euro-Dollar-Märkten abspielte.’ Die auf diesen Märkten gehandel- 
ten Dollar waren nicht länger allein Transaktions- und Zahlungsmittel sondern 
nahmen die ökonomische Funktion zinstragenden Geldkapitals an, das auf ökonomi- 
sche Verwertung zielte. Unterstützt durch die US-amerikanische Wirtschafts- und 
Bankenpolitik gewannen diese Märkte seit den späten sechziger Jahren zunehmend 
Bedeutung, vor allem für die spekulativen Aktivitäten von Devisenbesitzern, die aus 
dem wachsenden Korrekturbedarf des Fixkurssystems ihre Gewinne zu schlagen ver- 
suchten. Als die USA 1971 ihre erstes Defizit der Handelsbilanz bekanntzugeben 
hatten und damit offensichtlich war, daß die Phase der produktiven Überlegenheits- 
stellung der Vergangenheit angehörte, waren weder die Goldeinlösepflicht des Dollar 
noch das Fixkurssystem länger aufrechtzuerhalten. Die Pfeiler des Bretton Woods 
Systems waren zusammengebrochen. Für das Ende von Bretton Woods verantwort- 
lich zeichnet also m. a. W. die Verschiebung der Relationen zwischen offizieller und 
privater internationaler Liquidität, diebeide nach unterschiedlichen »Logiken« funk- 
tionieren: Während die offizielle Liquidität nach währungs- und geldpolitischen 
Kriterien entlang der institutionellen Regeln durch politische Institutionen zu steuern 
versucht wird, gehorcht die private Liquidität dem ökonomischen Verwertungskal- 
kül von Vermögensbesitzern. Die Entstehung eines transnationalen Geld- und Kapi- 
talmarktes vor dem Hintergrund der kriseninduzierenden Ausgleichung der Produk- 
tionsbedingungen von Profit zwischen den entwickelten kapitalistischen Ländern, 
also der erfolgreichen Durchsetzung des »atlantischen Fordismus«, hat dem interna- 
tionalen Regulierungssystem die Grundlagen entzogen. 

Paradoxerweise, so läßt sich zusammenfasen, war es der große Erfolg der internatio- 
nalen Nachkriegsordnung, die über die Sicherung stabiler internationaler Tauschbe- 
ziehungen und monetärer Transaktionen die Akkumulations- und Wachstumsprozes- 
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se der entwickelten kapitalistischen Länder vorangetrieben und die Produktionsbe- 
dingungen von Profit zunehmend angeglichen hat, der für diesen institutionellen Zu- 
sammenbruch verantwortlich zeichnet. Krise des internationalen Regulierungssy- 
stems und Krise der Hegemonialmacht USA gingen so Hand in Hand. 


4. Flexibilisierung und Aufbau einer internationalen Kreditökonomie 


Das Fixkurssystem und die Leitwährungsrolle des US-Dollar wurden nach der 
Aufkündigung der Goldeinlöseverpflichtung der US-Währung im August 1971 und 
dann nach der Freigabe der Wechselkurse in 1973 durch ein Regime des Multiwäh- 
rungsstandards mit flexibler Kursbestimmung zwischen den Währungsblöcken er- 
setzt. Ihre Währungen frei floaten lassen Japan, die USA, Kanada und in gewisser 
Weise auch Großbritannien; die Währungen fast aller anderen Länder sind dagegen 
in irgendeiner Weise fixiert, sei es gegenüber einer anderen Währung oder sei es ge- 
genüber einem Währungskorb bzw. einer synthetischen Verrechnungseinheit. Aber 
auch in diesen Fällen steht den fixierten Innenverhältnissen ein flexibles Außenver- 
hältnis der jeweiligen Währungen gegenüber. 

Global betrachtet, waren zwischen 1973 und 1981 die Bewegungen der realen ef- 
fektiven Wechselkurse nicht besonders groß. Nimmt man etwa die Relationen vom 
März 1973 zum Ausgangspunkt, dann schwankte der US-Dollar in diesem Zeitraum 
mit einer Bandbreite von etwa 12 vH, die DM mit etwa 14 vHund der japanischen Yen 
mit — allerdings doch beträchtlichen — 30 vH (vgl. Cooper 1984, S. 17). Diese auf 
Quartalsbasis berechneten Kursschwankungen sagen allerdings nichts über die täg- 
lichen Schwankungen aus, die mit dem Übergang zum Flexkursregime einhergingen. 
Für die ökonomischen Akteure entscheidend sind aber gerade die täglichen Schwan- 
kungen, die mit dem Übergang zum Flexkursregime beträchtliches Ausmaß annah- 
men. Eine besonders dramatische Berg- und Talfahrt erlebte der US-Dollar: Von der 
zweiten Aprilwoche bis zur zweiten Maiwoche 1986 etwa wurden die D-Mark, der 
Schweizer Franken und der japanische Yen gegenüber dem Dollar um 60 vH (gemes- 
sen an den Kursen von 15 Monaten zuvor) aufgewertet. In der zweiten Maihälfte 
wertete sich der Dollar gegenüber diesen Währungen um durchschnittlich 8 vH auf, 
um dann von Anfang Juni bis Ende August sich wiederum um nahezu 13 vH abzu- 
werten (vgl. BIS 1987, S. 166). Parallel zu diesen Schwankungen nahmen der Risiko- 
absicherungsbedarf sowie die Spekulationsoperationen zu. 

Eine direkte Folge des Übergangs zum Flexkursregime war die enorme Steigerung 
des Transaktionsvolumens an den internationalen Devisenbörsen, das sich binnen 
weniger Jahre vermehrfachte (vgl. Strange 1986, S. 11). Mittlerweile werden täglich 
mehr als 200 Mrd. $ an den Devisenbörsen umgesetzt - ein mehrfach höherer Betrag 
als er zur Finanzierung des internationalen Warentausches und zur Finanzierung von 
Direktinvestitionen notwenig wäre. Von der New York Federal Reserve wird der 
tägliche Umsatz an den Finanzmärkten aufetwaeine Billion Dollar geschätzt. Das ex- 
plosive Wachstum der Finanztransaktionen erschließt sich aus der Darstellung bei 
Pillay in diesem Heft. 
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Während im System fester Wechselkurse die Finanzabteilungen der Unternehmen 
nur Devisenterminmarktgeschäfte machten, um sich gegenüber möglichen Zinsdif- 
ferentialen zwischen Wertpapierforderungen oder Verpflichtungen, die auf unter- 
schiedliche Währungen lauten, abzusichern, war es jetzt im Flexkursregime notwen- 
dig, sich auch gegen die täglichen Kursschwankungen abzusichern. Das Wechsel- 
kursrisiko im Zuge internationaler Transaktionen wurde mithin von den nationalen 
Zentralbanken auf die privaten Akteure übertragen. Eine direkte Konsequenz dieser 
Privatisierung ist die Entstehung bzw. gewaltige Ausdehnung von Sekundärmärkten, 
auf denen diese Risikoabsicherung erfolgen. Fine anschauliche Beschreibung dieser 
Kette findet sich bei Strange: Die Unternehmen schützen sich gegen Währungsrisiken 
durch Devisentermingeschäfte. 


»Jede derartige Order an die Bank des Unternehmens veranlaßt dort aber auch die entgegengesetzte 
Transaktion, da die Banken keine ‘offenen’, d. h. unausgeglichenen Devisenpositionen eingehen wollen. 
Die Notwendigkeit für Deckungsgeschäfte der Unternehmen und zum Ausgleich der Bücher Depositen 
zwischen verschiedenen Währungen hin- und herzubewegen, ist wesentlich für das Wachstum und den 
Umfang des Interbankenhandels verantwortlich. Als Folge davon tendiert der Terminpreis (d.h. der Auf- 
oder Abschlag auf den gegenwärtigen Preis der Währung) dazu, im Interbankenhandel entsprechend den 
Unterschieden in den Zinssätzen für Eurogelder in den verschiedenen Währungen bestimmt zu werden. 
Dies ist die Verbindung zwischen dem Devisenmarkt und dem kurzfristigen Geldmarkt, zwischen den 
Wechselkursen und den Zinssätzen. Und aufgrund der größeren Unbeständigkeit der Wechselkurse wur- 
de der Eurogeldmarkt zu dem Kanal, durch den jedes Ereignis, das die Wechselkurse berührt ... un- 
mittelbar auf die Geldmärkt übertragen wird. Die notwendige Bedingung dieser Übertragung ist der Wille 
der Banken ... keine Risiken in fremden Währungen einzugehen und die Notwendigkeit der Exporteure 
und Importeure sich gegen solche Risiken zu schützen« (Strange 1986, S. 12). 


Die entscheidende Konsequenz des Übergangs zum Flexkursregime in den frühen 
siebziger Jahren ist also weniger das Ausmaß der Wechselkursschwankungen, wie 
dies vor allem die keynesianische Kritik behauptet (vgl. etwa Herr 19387), als vielmehr 
die Entstehung und Ausdehnung einer Vielzahl finanzieller Transaktionen und Ope- 
rationen, seies um sich gegen Währungs- und Zinsrisiken abzusichern, sei es allein 
aus spekulativen Gründen oder seies aus genuinen Verwertungsgründen. Mit der Eta- 
blierung des Flexkursregimes wurde das Wachstum des monetären Weltmarktseg- 
ments entscheidend gefördert und die Ablösung der geld- von derrealwirtschaftliche 
Sphäre beschleunig‘ Augenfällig ist diese Entkopplung bei den Eurodollartransak- 
tionen: Während der siebziger Jahre nahmen die Eurodollartransaktionen um jahres- 
durchschnittlich 25 vH zu, demgegenüber der Welthandel gerade um etwa4 vHp.a. 
wuchs. Selbst wenn man das Volumen der Direktinvestitionen in Rechnung stellt, 
ändert sich an der Entkopplung zwischen monetärer und realer Sphäre der Weltwirt- 
schaft nur wenig.® 

Die Herausbildung eines Multiwährungsstandards in Verein mit einem Flexkurssy- 
stem hat sich als besonders prädestiniertes ökonomisches Milieu für Devisenspeku- 
lationsgeschäfte herausgestellt. Die keynesianische Interpretation dieser Konstella- 
tion, derzufolge das Fehlen eines wertstabilen Mediums für internationale Liquidität 
Vermögensbesitzer nahezu zwinge, permanente Umschichtungen ihres Vermögens 
in unterschiedliche Währungen vorzunehmen, um ihr Portfolio zu optimieren und 
dies die weltwirtschaftlichen Instabilitäten erhöhe (vgl. etwa Herr 1986), erklärt 
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allerdings nur ein Moment der neuen Verwertungsstruktur. Der monetäre Weltmarkt 
ist nicht allein der Ort der Portfoliooptimierung; seit den späten siebziger Jahren ist 
er selbst zu einem genuinen Ort der Verwertung von Geldkapital geworden. Die in- 
ternationalen Geld- und Kreditmärkte haben im letzten Jahrzehnt eine Fülle von 
Verwertungsmöglichkeiten für anlagesuchendes Geldkapital kreiert, das selbst Fi- 
nanzfachleute nur noch mit Mühe zu überschauen vermögen (vgl. de Cecco 1987). 
Das »financial engeneering« hat aber nicht nur neue Anlageformen in Gestalt von 
Finanzinnovationen geschaffen sondern auf diesem Wege auch die Mobilität des 
Geldkapitals zwischen den Anlagesphären rapide erhöht. Anders als von den Markt- 
orthodoxen erwartet, hat sich aus der Deregulierung des Weltwährungssystems und 
dem Rückbezug auf flexible Märkte kein friktionsloser und gleichgewichtsinduzie- 
render Geld- und Kapitalmarkt entwickelt. Vielmehr sind die neu entstandenen Märk- 
te so miteinander verkettet, daß Preissignale auf einem Markt von anderen Märkten 
aufgenommen und verstärkt werden — sowohl nach unten wie nach oben. Die Re- 
flexibilisierung der internationalen Währungs- und Kreditbeziehungen hat so mehr 
Instabilitäten neu erzeugt als alte Instabilitäten begrenzt. 

Allerdings sollten nicht Ursache und Wirkung oder notwendige und hinreichende 
Bedingungen dieses Prozesses verwechselt werden. Tatsächlich hat das neue Wäh- 
rungs- und Kreditregime in erster Linie das institutionelle Ambiente für diese Trans- 
aktionen bereitgestellt; die eigentlichen Triebkräfte für die rapide Ausweitung des 
monetären Weltmarktes sind im realwirtschaftlichen Akkumulationsprozeß zu su- 
chen. Der enorme Zuwachs an internationaler Liquidität verkörpert die Kehrseite 
einer säkularen Überakkumulationskrise der entwickelten kapitalistischen Länder. 
Der seit den sechziger Jahren festzustellende trendmäßige Rückgang der nationalen 
Profitraten (vgl. Tabelle 1) ist ein weltmarktvermittelter Prozeß, dessen Grundlage in 
der stofflichen und wertmäßigen Angleichung der Produktionsbedingungen von Pro- 
fit in den entwickelten kapitalistischen Ländern zu verorten ist, der die Extraprofit- 
möglichkeiten zunächst der USA und dann der fordistischen Nachzügler zunehmend 
eingeschränkt hat und dann vermittelt über den zeitgleichen zyklischen Fall der Pro- 
fitrate schließlich die Weltwirtschaftskrise 1974/75 auslöste (vgl. ausführlich Altva- 
ter/Hoffmann/Semmler 1979; Altvater/Hübner/Stanger 1983). 


Tabelle 1: Industrielle Kapitalrenditen (vor Steuern) 


1960 1973 1982 Trend 


USA 18.9 18.5 10.6 -2.7 
Japan 333 32.4 20.7 -4.9 
Germany 26.2 16.5 11.7 -3.0 
France 15.6 18.2 13.8 -2.7 
UK 16.4 95 5.5 -5.3 


Quelle: Chan-Lee/Sutch 1985, S. 141 
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Die mitdiesem (synchronen) Rückgang der nationalen Profitraten eingeleitete Akku- 
mulationskrise führte spiegelbildlich zum Aufbau einer »Plethora von Kapital« 
(Marx), welche infolge der pessimistischen Profiterwartungen, diesich wiederum auf 
rückläufige marginale Profitraten stützten, keine produktive Anlage erfuhr. Mit den 
Profitraten sind bis Anfang der achtziger Jahre zwar auch die Profitquoten im Trend 
zurückgegangen, doch fiel dieser Rückgang, wiederum Chan-Lee/Sutch (1985, S. 
142) zufolge, wesentlich geringer aus. Dem privaten Unternehmenssektor istes in al- 
len entwickelten kapitalistischen Ländern im Verlaufder Akkumulationskrise gelun- 
gen, die Lohnquote zu senken und die Profitquote nach Steuern wieder deutlich zu 
steigern.” Ein Indikator für das veränderte Akkumulationsverhalten des privaten 
Unternehmenssektors ist der rückläufige Anteil der Nettoinvestitionen an den Unter- 
nehmergewinnen (Nettoakkumulationsquote): In der BRD ging diese Quote zwi- 
schen 1973 und 1982 von 39,9 auf 25,6 vH zurück, inden USA von 30,5 auf 11,5 und 
in Großbritanien von 31,5 auf 10,6 vH (vgl. Altvater/Hübner 1986, S. 34). 

Das Wachstum des monetären Weltmarktes seit den siebziger Jahren läßt sich mithin 
als »Reflex« des Aufbaus überschüssiger Liquidität im realwirtschaftlichen Akku- 
mulationsprozeß interpretieren, die zu den herrschenden Verwertungsbedingungen 
nicht produktiv investiert wird. Zwischen monetärem Weltmarkt und realwirtschaft- 
licher Akkumulation besteht allerdings keine simple Kreislaufbeziehung: Die Ver- 
wertung von Geldkapital im produktiven Akkumulationsprozeß, gemessen als Pro- 
fitrate, und im Geldmarkt, gemessen als Zinsrate, konkurrieren miteinander. Der 
Verteilungskonflikt um die Mehrwertmasse zwischen Profit- und Zinsbeziehern be- 
stimmt der Verlauf der Akkumulationskrise der achtziger Jahre. 

Damit sich die überschüssige Liquidität des realen Sektors strukturell in ein Wachs- 
tum des monetären Sektors »übersetzt«, müssen die Verwertungsbedingungen des 
monetären Sektors für anlagesuchendes Geldkapital komparativ günstiger gestaltet 
sein. Ein Maß für die komparativen Verwertungsbedingungen stellt das sog. Tobin- 
sche q dar, das allgemein als erwartete Profitrate zum Angebotspreis von Realkapital 
definiert ist. Empirisch messen läßt sich das Tobinsche q als Verhätnis von Marktwert 
eines Unternehmens zu den Wiederbeschaffungskosten des Nettoanlagevermögens. 
istq > 1, dann lohnt es sich, produktive Investitionen vorzunehmen; im Falleq < 1 
erweisen sich die Finanzanlagen als ökonomisch sinnvollere Anlagealternative. Em- 
prirische Untersuchungen der OECD (1986, S. 10) haben ergeben, daß in allen 
entwickelten kapitalistischen Ländern das Tobinsche q zwischen 1970 und 1980/84 
unter den Betrag von 1 gefallen ist. Eine Ausnahme macht allein die BRD, wo die 
»relative Ertragsrate« zwar auch stark zurückgegangen ist, sich aber noch knapp 
oberhalb des Betrages von 1 bewegt. Insgesamt verweisen diese Daten auf die kom- 
parativ günstigeren Verwertungsbedingungen des finanzwirtschaftlichen Sektors. 
Legt man die Definition des Tobinschen q zugrunde, dann kann es zu einer günstige- 
ren Verwertungskonstellation der monetären Sphäre bereits dann kommen, wenn die 
Profitraten auf das Realkapital zurückgehen und sich die Profiterwartungen der 
Unternehmen verringern. Der Rückgang der Profitrate und die dauerhafte Unteraus- 
lastung der Produktionskapazitäten dürfte bis Anfang der achtziger Jahre für die 


Flexibilisierung und die Verselbständigung des monetären Weltmarkts 59 


Verschlechterung der relativen Ertragsrate verantwortlich gewesen sein. Seit 1984 
sind allerdings Untersuchungen der OECD zufolge die Profitraten wieder angestie- 
gen (OECD 1986). Das Wachstum des monetären Weltmarktes hat dennoch ungebro- 
chen angehalten. So berichtet die BIZ, daß im Jahr 1986 die Auslandsaktiva der 
Banken um mehr als 650 Mrd. $ anstieg und dies der bei weitem größte Anstieg sei, 
der jemals innerhalb eines Jahrs verzeichnet wurde (vgl. BIZ 1987, S.97). Von Hickel 
(1987) wird für dieses Profitverwendungsverhalten der »zu hohe Profiterwartungsan- 
spruch« der Unternehmen verantwortlich gemacht. Dies scheint mir aber kein über- 
zeugendes Argument zu sein. Der Profiterwartungsanspruch ist nur deshalb hoch, 
weil es alternative Geldkapitalanlagen mit vergleichsweise günstigeren und/oder 
rısikoärmeren Verwertungsraten gibt. Erklärt werden muß also, aus welchen Gründen 
die Verwertungsrate für Geldkapital auf den internationalen Geldmärkten derarthoch 
ist, daß produktive Investitionen entweder unterlassen oder auf das Nötigste be- 
schränkt werden. 

Die Antwort auf diese Frage führt wiederum auf den Übergang zu einem Flexkurs- 
regime zurück. Die seit den frühen siebziger Jahren entstandene Polarisierung der 
nationalen Leistungsbilanzen wurde, ganz entgegen den Erwartungen der Flexkurs- 
befürworter, nicht etwa abgebaut sondern sogar noch verstärkt. Die Folge war die 
Entstehung eines extrem hohen Kreditbedarfs in der Weltwirtschaft und der Aufbau 
einer internationalen Schuldenökonomie, die wesentlich für den steilen Anstieg und 
die Persistenz des Realzinsniveaus verantwortlich zeichnen. 

Strukturelle Leistungsbilanzüberschüsse konnten Japan, die Bundesrepublik und 
auch Großbritanien erzielen; zu den Verlierern im weltwirtschaftlichen Restrukturie- 
rungswettlauf zählen die Länder der Dritten Welt und insbesondere die USA (vgl. 
Tabelle 2).'° 


Tabelle 2: Polarisierung der Leistungsbilanzen 
— Kumulierte Werte 1978-78 in Mrd. $ — 


Überschußländer Defizitländer 
Japan 248,2 Italien - 16,6 
BRD 54,6 USA -506,7 
GB 40,6 Entwicklungsländer? -394,9 


a Entwicklungsländer nach Definition des IWF (1987, S. 171) 
Quelle: IMF 1987, 5.212, eig. Berechnungen 


Hintergrund dieser Polarisierungsprozesse sind vor allem unterschiedliche interna- 
tionale Wettbewerbspositionen der nationalen Ökonomien. Dies gilt insbesondere in 
Bezug auf die US-amerikanische Ökonomie, die gegenüber Japan und der Bundesre- 
publik, aber auch gegenüber einigen Schwellenländern deutlich an Konkurrenzfähig- 
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keit verloren haben und zwischen 1982 und 1987 ein Handelsbilanzdefizit von ca. 700 
Mrd. $ ansammelte. Dieses US-Defizit läßt sich nur zum Teil aus der Überbewertung 
des US-$ während der ersten Phase der Reagan-Administration erklären. Verschie- 
dene empirische Untersuchungen verweisen vielmehr darauf, daß die US-amerikani- 
sche Industrie im internationalen Restrukturierungswettlauf über eine Mehrzahl von 
Sektoren hinweg den Anschluß verloren hat (vgl. bspw. Kremp/Mistral 1985). Das 
strukturelle Leistungsbilanzdefizit der Gruppe der Drittweltländer wiederum ver- 
dankt sich neben den mehr oder weniger großen Defiziten der Handelsbilanz vor 
allem den hohen Nettozinszahlungen als Folge der seit den frühen siebziger Jahren 
eingegangen Kreditengagements (vgl. dazu Altvater 1987; Altvater/Hübner 1987). 
Zur Schließung dieser strukturellen Leistungsbilanzdefizite ist in allen Fällen ein 
struktureller Kapitalimportbedarf entstanden, der nur befriedigt werden konnte, 
indem die Verwertungsbedingungen für Geldkapital aus den Überschußländern sich 
auf ein Niveau einpendelten, das Vermögensbesitzer zu solchen Transaktionen ver- 
anlaßt. Die Kreditierung der strukturellen Leistungsbilanzdefizite wurde zu einer 
einträglichen Aktivität des privaten Bankensystems. Zwar hat sich der IWE seit 
Beginn der achtziger Jahre von einer währungs- zu einer kreditpolitischen Institution 
verwandelt, doch reichten die finanziellen Ressourcen bei weiter nicht aus, um das 
erforderliche Kreditvolumen in Bewegung zu setzen. Die entstandene internationale 
Schuldenökonomie ist auf Krediten des privaten Bankensystems gebaut. 

Die günstigen Verwertungsbedingungen für Geldkapital i. S. eines hohen Realzins- 
niveaus haben sich erst Anfang der achtziger Jahre herausgebildet. Noch Mitte der 
siebziger Jahre waren in den entwickelten kapitalistischen Ländern die langfristigen 
Realzinssätze auf einem äußerst niedrigen Niveau, in einzelnen Jahren und Ländern 
nahmen sie sogar negative Beträge an (vgl. Tabelle 3). Diese Entwicklung des Real- 
zinsniveaus verweist auf eine Transformation des weltwirtschaftlichen Reproduk- 
tionsprozesses, die im Laufe der siebziger Jahre einsetzte und in den achtziger Jahren 
einen vorläufigen Höhepunkt gefunden hat. 

Die erste Phase nach der Weltwirschaftskrise 1974/75 ist durch eine Realkassenpo- 
litik des privaten Unternehmenssektors gekennzeichnet, die überschüssige Liquidität 
auch dann auf den internationalen Geld- und Kreditmärkten anzulegen, wenn die Ver- 
wertungsrate niedrig ist.'' Der Grund dafür dürfte im Rückgang der nationalen Pro- 
fitraten und den dadurch bewirkten Wachstums- und Absatzeinbußen zu finden sein. 
Angesichts unterausgelasteter Produktionskapazitäten und der Unsicherheit über 
neue profitable Anlagefelder im produktiven Sektor wareine Zurückhaltung bei Neu- 
investitionen (bei gleichzeitigem Anstieg der Ersatzinvestitionen, d. h. der Moderni- 
sierung bestehender Produktionslinien) eine weitverbreitete Strategie. Aufgebaut 
wurden in dieser Phase Überschußkassen, die möglichst geldnah sortiert wurden, um 
gegebenenfalls umgehend zur Verfügung zu stehen. Unter dem Eindruck hoher Li- 
quiditätszuflüsse kam es in der gleichen Phase auf den Finanzmärkten zu breiten 
Deregulierungs- und Liberalisierungsoffensiven, die darauf zielten, neue Verwer- 
tungsmöglichkeiten für dieses Geldkapital zu schaffen. 

Die Situation der Überliquiditätt wurde zu Beginn der achtziger Jahre abgebaut, als 
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Tabelle 3: Realzinsentwicklung in ausgewählten Ländern * 


BRD GB Japan USA 


1970 48 345 210 1.06 
1971 316 032 09 1.67 
1972 257 214 070 2.29 
1973 234 227 2.60 0.56 
1974 3292 115-118 2.89 
1975 237 0 518 972  -142 
1976 350-017 -175 1.28 
1977 267-089  -117 0.95 
1978 3.10 4.84 -1.48 0.82 
1979 343° 108. 367°. «136 
1980 340-141 566  -1.09 
1981 408 2834 1.46 2.47 
1982 395 498 316 6.51 
1983 49 50 473 770 
1984 542590 4.90 7.87 
1985 472 490 4.20 7.38 
1986 61T 657 29 6.19 
1987: 556 612 446 5.69 


*  Umlaufrendite festverzinslicher Staatsschuldpapiere mit einer Restlaufzeit von mindestens drei 
Jahren abzüglich der Verbraucherpreisentwicklung 


a 1. Halbjahr 
Quelle: SVR JG 1987/88; S. 272 und S. 282; eig. Berechnungen 


neben den großen Kreditnachfragern der Dritten Welt, des realen Sozialismus sowie 
einiger westeuropäischer Länder jetzt auch die USA als volumenmäßiger bedeuten- 
der Kapitalimporteur auf die Märkte traten. Die Umlenkung der internationalen 
Kapitalströme in die USA konnte nur mit einer Anhebung der Verwertungsrate für 
Geldkapital gelingen. Erforderlich war aber darüber hinaus auch die Herstellung 
neuen Vertrauens in die US-Valuta, deren Außenwert Ende 1979 auf einen Tiefpunkt 
abgefallen war. Für die neue Reagan-Regierung entpuppte sich in dieser Situation das 
Flexkursregime als eine politische Ressource, die für dieses Ziel eingesetzt werden 
konnte: 


»In einem unregulierten Devisenmarkt«, so Wachtel (1987, S. 30), »ist der Zinssatz, der einem Devi- 
senhändler angeboten wird, die einzige Waffe, die ein Land besitzt, um seine Währung zu verteidigen. 
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Ein Zinssatz, der höher ist als der eines Konkurrenten, ermutigt Devisenspekulanten zum Kauf der 
entsprechenden Währung, so daß sich deren Wert in freien Spiel der Marktkräfte erhöht.« 


Die Polarisierung der Leistungsbilanzen wurde auf diese Weise nicht abgebaut. 
Gefördert wurde vielmehr der Aufbau einer internaiionaien Krediiökonomie zugun- 
sten eines supranationalen Sektors von »Geldmandarinen« (Wachtel), die die Pola- 
risierungsstruktur finanziert und verfestigt. Die negativen Rückwirkungen auf den 
realwirtschaftlichen Akkumulationsprozeß liegen auf der Hand: 


»Ansehnliche Realrenditen kurzfristiger Anlageformen können produktionshemmend wirken, da sie den 
Erwerb liquider Finanzaktiva zu Lasten der laufenden privaten Verbrauchsausgaben und der Vorratsin- 
vestitionen der Unternehmen begünstigen. In der Tat kann ınan die hohen Realrenditen beim Geldver- 
mögen als zusätzliche Erklärung dafür anführen, daß..der private Sektor der Länder der Zehnergruppe die 
Realeinkommenszuwächse..nicht in vollem Umfang in höhere Ausgaben umsetzte« (BIS 1987, S. 71). 


Derrealwirtschaftliche Akkumulationsprozeß ist mithin von der monetären Seite des 
Verwertungsprozesses her blockiert. Mit der Verselbständigung des monetären 
Weltmarktes haben sich die Zinsansprüche gegenüber dem Mehrwertfonds struktu- 
rell erhöht. Der realwirtschaftliche Unternehmenssektor hat sich diesen Verwer- 
tungsstrukturen angepaßt, indem ein relativer großer Anteil der erzielten Profite in 
Finanzanlagen fließen und Zinserträge einen immer größeren Anteil des cash flow 
ausmachen. Die Konsequenz dieser Transformation kapitalistischer Verwertungs- 
strukturen ist eine geringe Akkumulations- und Wachstumsentwicklung und das 
Verharren in einer Stagnationsspirale. 


5. Was tun? 


Es dürfte weithin unstrittig sein, daß sich seit den frühen siebziger Jahren eine 
Scherenbewegung zwischen Regulierungsanforderungen und Regulierungskapazi- 
täten des monetären Weltmarktes herausgebildethat. Dieser scissor effect kann durch 
ein bloßes Zurück zum System von Bretton Woods nicht abgebaut werden. Der Über- 
gang von dem Fixkurssystem von Bretton Woods zu einem Flexkursregime war nicht 
allein die Substitution einer politischen Regulierung der Weltwährungs- und Kredit- 
beziehungen durch eine Marktregulation. Das Flexkursregime selbst hat den Boden 
für ubiquitäre Markttransaktionen und damit für neue Anlagesphären von Geldkapi- 
tal geschaffen, die jegliche Rückkehr zu dem starren Regelsystem von Bretton Woods 
unterbinden. Verglichen mit den späten sechziger Jahren ist der monetäre Weltmarkt 
in den späten achtziger Jahren eine Veranstaltung, die alle historischen Vergleiche 
sprengt. 

Die Instabilitäten der kapitalistischen Weltwirtschaft und die Blockaden für einen 
neuen langen Aufschwung liegen nicht genuin in der Flexibilisierung der Weltwäh- 
rungs- und Kreditbeziehungen selbst begründet. Das Flexkursregime hat aber die 
institutionellen Voraussetzungen für eine Verselbständigung des monetären gegen- 
über dem realen Weltmarkt und damit für die Zuspitzung des interkapitalistischen 
Verteilungskampfes um den Mehrwertfonds geschaffen. Seit den achtziger Jahren 
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ist der Verteilungskampf zwischen Lohnarbeit und Kapital durch die Auseinander- 
setzung zwischen Profit- und Zinsanspruchen überlagert. Die realwirtschaftliche 
Akkumulationsprozeß ist in einer »Zinsklemme« befangen, die einen neuen langen 
Aufschwung behindert. Diese »Suprematie« des Geldkapitals wird von einigen Theo- 
retikern zum Anlaß genommen, die nationalen Ökonomien und Wirtschaftspolitiken 
als abhängige Variablen zu fassen, die sich an die »externen« Daten der Weltwirt- 
schaft optimal anzupassen hätten. So schlägt Scharpf (1987) bspw. vor, durch geeig- 
nete wırtschaftspolitische - »angebots-keynesianische« — Maßnahmen die nationalen 
Profitraten auf ein solches Niveau anzuheben, daß die relative Ertragsrate deutlich 
größer ein wird, d. h. daß produktive Investitionen den Finanzanlagen wieder vor- 
gezogen werden. In der Konsequenz heißt das nichts weniger als daß die Löhne als 
variabler Puffer gegenüber den Zinsansprüchen der Vermögensbesitzer fungieren 
sollen: Je höher die Zinsansprüche gegenüber dem Mehrwertfonds, desto mehr müs- 
sen die Lohnstückkosten gesenkt werden. Die sozio-ökonomischen Flexibilisie- 
rungsstrategien bringen diese wirtschafts- und gesellschaftspolitische Defensive ge- 
genüber dem »Sachzwang Weltmarkt« prägnant zum Ausdruck, indem sie allein auf 
die Umbildung der Binnenstrukturen der nationalen Akkumulationsprozesse zielen. 
Bei stagnierender oder nur langsam wachsender Weltwirtschaft haben diese Stra- 
tegien aber einen Nullsummencharakter: Was eine nationale Ökonomie im interna- 
tionalen Restrukturierungswettlauf gewinnt entspricht dem Verlust der anderen. Die 
Polarisierung der Leistungsbilanzen würde so nur verstärkt und das Wachstum derin- 
ternationalen Kreditökonomie weiter forciert. 

Wirtschafts- und gesellschaftspolitisch müßte es deshalb darum gehen, die Ansprü- 
che der »Geldmandarine« auf den Mehrwertfonds zu reduzieren, um so den Vertei- 
lungsspielraum zwischen Löhnen und Profiten auszuweiten. Die Rückgewinnung 
von Regulierungskapazitäten, die auf den vielfältigen Teilmärkten des monetären 
Weltmarktes anzusetzen hätte, wäre dazu ein erster Schritt. 


Anmerkungen 


1 Vgl. zu diesem Begriff Schubert 1985. 

Dieser Markt unterscheidet sich jetzt von einem neoklassischen Markt a la Walras: Dort werden in 
einem durch den Aktionator durchgeführten tätonnement-Prozeß erst Gleichgewichtspreise festge- 
legt und dann die Produktionsprozesse aufgenommen. Die Produzenten haben also völlige Sicherheit 
über ihren Verkaufspreis in einer späteren Periode. In diesem zeitlosen Modell ökonomischer Pro- 
zesse verliert der Begriff von Preisflexibilität jeden realen Bezug. 

3 Dies gilt selbstverständlich nicht allein für des Fall des Warenkapitals. Das gleiche Argument läßt 
sich, vielleicht sogar noch überzeugender, für die Internationalisierung des produktiven Kapitals 
entfalten. Investitionsentscheidungen zwischen Inland und Ausland werden, wenn auch nicht aus- 
schließlich, so doch gewichtig von den mittelfristig erwarteten Wechselkursrelationen bestimmt. 

4 Ich schlage vor, beide Begriffe unterschiedlich zu interpretieren. »Regulierung« meint einen zielge- 
richteten Eingriff oder die Aufstellung einer Norm bzw. Regel durch einen politischen Akteur; »Re- 
gulation« sei demgegenüber verstanden als ein regelmäßiger Ablauf, der sich aus den nicht-inten- 
tionalen Wirkungen politisch-ökonomischer Entscheidungen ergibt (vgl. genauer Hübner/Mahnkopf 
1988; Hübner 1988). 


64 


Kurt Hübner 


10 


11 


Diese These richtet sich gegen die übliche Leseweise der Entwicklungsgeschichte »des« Fordismus 
im Rahmen der Regulationstheorie, die mehr oder weniger ausschließlich, unter Heranziehung der 
Methoden komparativer Politikforschung, auf die nationalen Bedingungskonstellationen abstellt. Ich 
möchte mit meiner These nun keineswegs das Kind mit dem Badewasser ausschütten und allein auf 
die weltwirtschaftlichen Bedingungskonstellationen abheben. Behauptet wird allein, daß ohne die 
Berücksichtigung weltwirtschaftlicher Konstellationen, und das heißt vor allem ohne die Analyse des 
Hegemonialsystems, keine adäquate Erklärung des langen Nachkriegaufschwungs und der Krise 
geliefert werden kann. 

Beim IWF handelt es sich also zunächst um eine währungspolitische Institution, die auf die Sicherung 
der Zirkulationsfunktion des Weltgeldes abstelite. Seit den frühen achtziger Jahren hat sich ein Funk- 
tionswandel des IWF durchgesetzt: Von einer währungspolitischen Institution wurde er zu einer kre- 
ditpolitischen Institution. Ich werde darauf noch eingehen. 

Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) definiert als Euro-Dollar einen Dollar »..den 
eine außerhalb der Vereinigten Staaten befindlichen Bank erworben und unmittelbar oder nach 
Umtausch in eine andere Valuta zur Kreditgewährung an einen Letztschuldner verwendet hat, u. U. 
nach ein- oder mehrmaliger Plazierung von Bank zu Bank« (BIS 1985, S. 142). Zu berücksichtigen 
ist bei dieser Definition, daß nicht etwa Dollar in Form von Zentralbankgeld sondern allein auf Dollar 
lautende Depositen bei innerhalb der USA ansässigen Banken gehandelt werden. 

Auf das enorme Wachstum des Eurocurrency banking verweist auch die OECD (1983, S. 12 ff.). Die 
in dieser Untersuchung dokumentierten Reihen zeigen ein jahresdurchschnittliches Wachstum des 
Eurocurrency banking von fast 30 vH zwischen 1964 und 1981; demgegenüber wuchs im gleichen 
Zeitraum das Welthandelsvolumen nur um ca. 15 und das BIP der OECD-Länder um 11 vH. Stelltman 
in Rechnung, daß das Welthandelsvolumen seit Mitte der siebziger Jahre nur noch gering wuchs, dann 
ergibt sich auch aus diesen Zahlen ein Beleg für die Entkopplung zwischen realer und monetärer 
Akkumulation. 

Mit überzeugender Plausibilität verweist dieselbe OECD-Studie deshalb auch darauf, daß der 
trendmäßige Rückgang der Profitraten zum überwiegenden Teil aus dem Verfall der Kapitalproduk- 
tivitäten, sprich: dem Anstieg des Kapitalkoeffizienten zu erklären sei (Vgl. Chan-Lee/Sutch 1985, 
S. 144 f.). 

Großbritanien ist in dieser »Erfolgsreihe« ein Sonderfall, weil sich im Leistungsbilanzüberschuß 
einmal die — trotz Preisverfall — hohen Erlöse aus dem Nordseeölverkauf niederschlagen und zum 
zweiten auch die Nettozinseinnahmen aus den britischen Geldkapitalanlagen im Ausland eine be- 
trächtliche Höhe aufweisen. — Angemerkt werden sollte, daß es sich bei dieser Darstellung der 
Polarisierungsstrukturen nur um eine grobe Schematisierung handelt. Für eine genauere Analyse 
wäre es insbesondere notwendig, die Differenzierungsprozesse in der Gruppe der Drittweltländer zu 
berücksichtigen. 

Negative Realzinsen implizieren keineswegs automatisch, daß mit den Finanzanlagen Verluste 
erwirtschaftet wurden. Neben dem Zinsaspekt wirkt, wie bereits ausgeführt, auch der Wechselkurs- 
aspekt: Durch geschicktes Anlageverhalten und entsprechende Absicherungsgeschäfte konnten in 
dieser Phase im Zuge des Übergangs zum Flexkursregime Wechselkursgewinne eingestrichen 
werden. 


Literatur 


Aglietta, M. (1979): Die gegenwärtigen Grundzüge der Internationalisierung des Kapitals, in: Ch. 


Deubner et. a. (Hrsg), Die Internationalisierung des Kapitals. Neue Theorien in der internationalen 
Diskussion, Frankfurt/M./New York 


Altvater, E./Hoffmann, J./Semmier, W. (1979): Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschaftskrise, Berlin 
Altvater, E./Hübner, K./Stanger, M. (1983): Alternative Wirtschaftspolitik jenseits des Keynesianismus. 


Wirtschaftspolitische Optionen der Gewerkschaften in Westeuropa, Opladen 


Altvater, E./Hübner, K. (1986): Neokonservative Dilemmata, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Nr. 1 


65 


Altvater, E. (1987): Sachzwang Weltmarkt. Verschuldungskrise, blockierte Industrialisierung, ökologi- 
sche Gefährdung — der Fall Brasilien, Hamburg 

Altvater, E./Hübner, K. (1987): Ursachen und Verlauf der internationalen Schuldenkrise, in: dies. et. al. 
(Hrsg): Die Armut der Nationen. Handbuch zur Schuldenkrise von Argentinien bis Zaire, Berlin 

BIZ (1987): Geschäftsbericht 1986/87, Basel 

Boyer, R./Coriat, B. (1987): Is anew mode of development emerging? Technical flexibility and macro 
stabilisation: a tentative analysis, in: Ch. Andre/R. Boyer/R. Delorme/D. Leborgne/P. Petit (Hrsg): 
Aspects de la crise, Tome 1, Paris 

Chan-Lee, J. H./Sutch, H. (1985): Profits and rates of return, in: OECD Economic Studies, No. 5, Paris 

Chan-Lee, J.H. (1986): Pure profit rates and Tobin’s q in nine OECD countries, OECD working papers, 
Paris 

Cooper, R.N. (1987): Flexible exchange rates, 1973-1980: How bad have they really been?, in: ders.: The 
international monetary system, Cambridge, Mass. 

Davis, M. (1986): Phoenix im Sturzflug. Zur Politischen Ökonomie der Vereinigten Staaten in den 
achtziger Jahren, Berlin 

de Cecco, M. (1979): Origins of the post-war payments system, in: Cambridge Journal of Economics, 
No. 3 

de Cecco, M. (ed.) (1987): Changing money. Financial innovation in developed countries, Oxford 

Harvey, D. (1987): Flexible Akkumulation durch Urbanisierung: Überlegungen zum »Post-Modernism« 
in den amerikanischen Städten, in: PROKLA, H. 69, Berlin 

Herr, H. (1986): Weltgeld und Weltwährungssystem, Discussion Paper, Wissenschaftszentrum Berlin, 
Berlin 

Herr, H. (1987): Zur Stabilisierung ökonomischer Prozesse durch institutionelle Regelungen, IIM/LMP 
87-13, Wissenschaftszentrum Berlin, Berlin 

Hickel, R. (1987): Ein neuer Typ der Akkumulation? Anatomie des ökonomischen Strukturwandes — 
Kritik der Marktorthodoxie, Hamburg 

Hübner, K. / Mahnkopf, B. (1988): Ecole de la Regulation. Eine kommentierte Literaturstudie, Discus- 
sion Paper, Wissenschaftszentrum Berlin 

Hübner, K. (1988): Theorie der Regulation. Eine Auseinandersetzung mit einem neuen Ansatz der 
Politischen Ökonomie, unv. Mskr. N 

IMF (1986): World Economic Outlook, Washington 

Kremp, E. / Mistral, J. (1985): Commerce exterieur ame£ricain: d’oü vient, oü va le deficit?, in: La 
Documentation Francaise, No 22, Paris 

Labor and Society (1987): Vol. 12, No 1 

Leborgne, D. / Lipietz, a. (1987): New technologies, new modes of regulation: Some spatial implications. 
CEPREMAP No 8726, Paris 

OECD (1983): Eurocurrency banking: alarmist concermns and genuine issues, in: OECD Economic 
Studies, No 1, Paris 

OECD (1986): OECD Economic Outlook, No 40, Paris 

Pillay, V. (1988): Der Börsenkrach und sein Nachspiel, in: PROKLA, H. 71, Berlin 

Ruggie, J.G. (1982): International regimes, transactions and change: embedded liberalism in the postwar 
economic order, in: International Organiszation, Vol. 36, No 2 

Schubert, A. (1985): Die internationale Verschuldung, Frankfurt/M. 

Strange, $. (1986): Casino capitalism, Oxford 

SVR (1988): Jahresgutachten 1987/88, Drucksache 11/1317 

Wachtel, H.M. (1986): The money mandarins. The making of a supranational economic order, New York 

Wachtel, H.M. (1987): The politics of international money, Amsterdam 


66 


Vella Pillay 
Der Börsenkrach und sein Nachspiel 


Zusammenfassung: Gängigen Erklärungen, die den Börsenkrach auf bestimmte 
Techniken, wie den Programmhandel, zurückführen, wirddie Auffassung gegenüber- 
gestellt, daß die Globalisierung und Verzahnung der Finanzmärkte wesentlich für de- 
ren Instabilität verantwortlich ist, und daß daher auch alle Regulierungsbemühun- 
gen, die von fragmentierten Märkten ausgehen, ins Leere laufen müssen. Die Struk- 
turveränderungen der Finanzmärkte werden als Ausdruck von tiefgreifenden Ver- 
schiebungen der Weltwirtschaft interpretiert. 


Für diejenigen, die sich im internationalen Bank- und Finanzwesen betätigen, kam 
der Crash, der am 19. Oktober 1987 auf den Aktienmärkten stattfand, nicht ganz un- 
erwartet. In den vergangenen drei oder vier Jahren fand eine schwindelerregende, 
spekulative Aufwärtsbewegung im Handel mit einer Reihe von Wertpapieren statt, 
die ohne Bezug zur tatsächlichen ökonomischen Situation oder zu den grundlegen- 
den Anlegerkalkülen blieb, die angeblich die Aktien- und Wertpapierpreise regulie- 
ren. Ein Krach war unvermeidlich. Wie die Ereignisse vom 19. Oktober und danach 
zeigten, war das Ergebnis traumatisch — eine Beinahkatastrophe in dem Sinn, daß et- 
wa 1,7 Billionen Dollar an Wertverlusten zu verzeichnen waren, davon allein 700 
Milliarden Dollar in den USA. Der Schock breitete sich auf die Währungs- und in- 
ternationalen Bondmärkte (die Märkte für festverzinsliche Papiere) aus, aber zum 
Glück für das internationale Finanzsystem nicht in einem entsprechenden Ausmaß. 
Im Gefolge des Krachs wurden die Märkte für eine Vielzahl von Wertpapierformen 
nur durch substanzielle L.iquiditätsinfusionen von seiten der wichtigen Zentralban- 
ken und durch massive offizielle Interventionen auf den Devisenmärkten einigerma- 
Ben aufrechterhalten. 

Seit dem Krach gab es dann öfter Anfälle von Nervosität und Spannungen auf den 
Märkten. Was die Amerikaner »volatility« (Anfälligkeit) nennen wurde zu einer tief- 
sitzenden Eigenschaft des Finanzsystems. Die Preisinstabilität erstreckt sich auf die 
Fond- und Devisenmärkte mit täglichen Ausschlägen, die sogar noch größer sind als 
die der Voroktoberperiode. Darüber hinaus sind eine Anzahl von Märkten für gewis- 
se Wertpapiere in großen Schwierigkeiten — die Sekundärmärkte für wechselnd ver- 
zinsliche oder unverzinsliche Noten, für »junk bonds« und für »perpetual bank 
bonds« sind inzwischen fast verschwunden. Die Merger- und Aufkaufbewegung, die 
1986/87 eine Hauptaktivität der Kapitalmärkte darstellte, ist so gut wie eingeschla- 
fen, in.der Hauptsache weil die Hebel-Finanzierung durch die Kapitalmärkte prak- 
tisch blockiert ist. Auf den Märkten für Futures ist die Liquidität scharf zurückgegan- 
gen. Bei vielen Industrieunternehmen ist das Verhältnis des Marktwerts zum Buch- 
wert der Aktien rapide gesunken, während das Verhältnis der Schulden zum Buch- 
vermögen stark gestiegen ist. Im Banksektor haben die Zentralbanken schwer für die 
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Verbesserung des Verhältnisses von Eigenkapital zu Anlagewerten und für die Her- 
stellung hinreichender Eigenkapitaldeckung zu kämpfen, um Bankzusammenbrüche 
zu vermeiden. Diese Deckungsgrade herzustellen erweistsich als großes Problem, be- 
sonders in denjenigen Ländern, in denen die Geschäftsbanken auch im großen Stil In- 
vestitionen in den Aktien von Industrie- oder andern Unternehmen tätigen, wie in Ja- 
pan und Westdeutschland. 

Kurz, der Oktober-Krach hat ein Rattennest von Problemen aufgeworfen. Trotzdem 
glaube ich nicht, daß irgendwelche großen Änderungen für die freischwebenden in- 
ternationalen Finanzmärkte angesagt sind, jedenfalls keine substantiellen. Ich be- 
zweifle, daß die wichtigsten Regierungen und ihre Zentralbanken (mit dermöglichen 
Ausnahme Japans) die Macht oder auch nur die Absicht haben, das, was ihrem We- 
sen nach globale Märkte sind, unter die Art von regulativer Kontrolle zu bringen, die 
eine hinreichende Stabilität und Ordnung gewährleisten würde. Im folgenden werde 
ich mich mit einigen kritischen Aspekten dieser Situation befassen, und diejenigen 
Kräfte, die den Krach hervorgebracht haben, sowie einige der gundlegenderen Fak- 
toren, die gegenwärtig im Geldsystem wirksam sind, untersuchen. 


Quellen der Marktanfälligkeit 


Nach der auf den Finanzmärkten geläufigen Auffassung war der Krach das Resultat 
von bestimmten Handelstechniken und Praktiken, die sich in wachsender Instabilität 
und Anfälligkeit der Wertpapierpreise niederschlugen. Sowohl die Untersuchung der 
Kommission des amerikanischen Präsidenten - geleitet von dem Investment-Bankier 
Nicholas Brady — wie die der New Yorker Börse und die der Börsenaufsichtskom- 
mission (SEC) kommen zu einem ähnlichen Ergebnis. Sie finden die Schuldigen in 
solchen Handelstechniken wie dem Programmhandel oder der Portfolioabsicherung. 
Beide Praktiken stützen sich auf das zukünftige Niveau des Standard & Poor Index 
der 500 führenden Unternehmensaktien. Die Aktienindex-Futures erlauben dem Spe- 
kulanten für die kleine Anzahlung von 10 % eine Wette auf die künftige Bewegungs- 
richtung des S&P-Index zu plazieren, indem er Index-Future-Verträge kauft oder ver- 
kauft. Dieser Markt ist gegenüber dem aktuellen Handel mit Aktien gegen Kasse ein 
abgeleiteteter Markt. Er ist deshalb wesentlich spekulativ. Allerdings sind diese ab- 
geleiteteten Märkte tendenziell zu den dominanten Bewegungsfaktoren für die Ak- 
tienpreise auf den Barmärkten geworden. Ein Spekulant zieht Gewinn aus den Unter- 
schieden zwischen dem Index für den Barmarkt und dem Markt für Futures, was ei- 
gentlich nicht mehr sein sollte als eine einfache Arbitrage-Operation. Mit Hilfe des 
programmierten Handels hat das aber die folgende Form angenommen: Wo ein Inve- 
stor eine Divergenz zwischen Spot- und Futures-Markt beobachtet. kauft er auf dem 
billigeren und verkauft gleichzeitig auf dem teureren Markt. Das bildet den einen Flü- 
gel in der doppelten Operation, die die außerordentliche Anfälligkeit des Aktien- 
markts verursacht. 

Der zweite Flügel entsteht durch Portfoliosicherungstransaktionen der ganz großen 
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Institutionen, in der Hauptsache Banken, Versicherungen und Pensionskassen. Sie 
stellen gewisse ökonomische und finanzielle Entwicklungen, wie die Bewegung der 
langfristigen Zinssätze und die Geldpolitik des Federal Reserve in Rechnung, wenn 
sie sich ein Urteil über die künftigen Aktienkurse und die Kurse anderer Finanzinstru- 
mente und die der Währungen bilden. In Zeiten der Unsicherheit häufen sich ihre Ver- 
käufe von Index-Futures, um ihre Aktieninvestitionen zu schützen. Diese Verkäufe 
veranlassen wiederum die »Programm-Händler«, diese Futures zu kaufen, weil sie 
billig zu sein scheinen. Die »Programm-Händler« kompensieren jedoch unmittelbar 
ihre Futures-Käufe, indem sie Aktien auf den Kassa-Märkten verkaufen. Auf dieser 
Stufe betreten die Broker und andere Profis die Bühne. Sie bemerken, daß die kräf- 
tigen Verkäufe von Index-Futures-Verträgen zu einem Fall auf dem Spot-Markt füh- 
ren müssen. Demzufolge verkaufen sie sofort ihre eigenen Aktienbestände und die ih- 
rer Kunden. Dies gilt als das zentrale Ergebnis jener beiden Börsenhandelsstrategien 
und ebendeshalb als Erklärung des Krachs vom 19. Oktober. 

Nach dem Brady Report waren allein fünf Großinstitutionen für den Verkauf von 
mehr als 30 000 S&P Futures-Verträgen, mit einem Nominalwert von 4 Milliarden 
Dollar, verantwortlich, von insgesamt 85 000 Verträgen, die an diesem Tag gehandelt 
wurden. Geschützt durch den Verkauf ihrer Futures-Kontrakte, gingen diese fünf 
Häuser daran, systematisch ihre Aktienportfolios zu verkaufen. Eineähnliche Auffas- 
sung des Krachs entwickelt der Bericht der Securities and Exchange-Kommission 
(SEC, die US-amerikanische Börsenaufsichtsbehörde), indem ebenfalls aufgedeckt 
wurde, daß der Index-Futures-Markt es den Brokern erleichtert hatte, von dem Wis- 
sen um die Handelsabsichten ihrer Kunden zu profitieren, indem sie selbst auf eige- 
ne Rechnung zuerst ihre Transaktionen abwickelten. Die SEC bestätigt, daß der In- 
dex-Futures-Markt in vieler Hinsicht zu dem primären Markt geworden ist, auf dem 
die Aktienpreise bestimmt werden. Wie in einem Bericht formuliert wird: Der 
Schwanz begann mit dem Hund zu wedeln und wurde am Ende selbst der Hund. In 
den USA und noch deutlicher in Hongkong besaßen viele der Händler für Terminge- 
schäfte wenig Kapital. Als der Markt zusammenbrach, standen sie vor dem Bankrott. 
In London hingegen war im allgemeinen jeder der Händler Teil eines Bankenkonsor- 
tiums, ein Schlüsselfaktor, der eine ernsthafte Krise des Londonder Terminmarkts 
verhinderte. Aber damit wurde eine gewichtige Rückzugsbewegung der Geschäfts- 
banken vom Handel in diesen und in den Spot-Wertpapiermärkten nicht aufgehalten. 
Es versteht sich von selbst, daß sich ähnliche Handelspraktiken auch auf den Devisen- 
und Goldmärkten von London und anderen Finanzzentren entwickelt hatten. Man 
nennt diese Praktiken die »Chartist«-Techniken des Handels. Sie beruhen auf der sog. 
Theorie’, daß es möglich sei, die zukünftigen Preisbewegungen aus den vergange- 
nen Preisbewegungen vorherzusagen. Die »Chartisten« brauchen nicht zu wissen, ja, 
sie ignorieren mehr oder weniger, was im Rest der Wirtschaft oder sogar auf jedem 
der Märkte geschieht, auf denen sie operieren. Sie behaupten einfach, daß der Preis 
einer Anlage einem erkennbaren Muster folgt, das die Meinungsbalance zwischen 
Käufern und Verkäufern widerspiegelt. Wenn dieses Muster durchbrochen wird und 
die Preise unter eine gewisse Widerstandssch welle fallen, fallen die Preise weiter, bis 
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eine neue Widerstandsschwelle erreicht wird. Bedeutsam istnun, daß diese ‘Theorie’, 
ob sie nun stimmt oder nicht, einen starken Einfluß auf den Markt haben kann und 
wachsende Preisinstabilitäten erzeugt. 

Alle diese Erklärungen des Krachs vom 19. Oktober und der Folgeereignisse haben 
ohne Frage den Zweck, die Reichweite der Untersuchung der wirklichen, kausalen 
Faktoren, die die Operationen auf den Finanz- und Wertpapiermärkten regeln, zu be- 
grenzen-unddie Behauptung zu stützen, daß die Märkte selbst im Grunde solide blei- 
ben und geordnete Handelsbedingungen hervorbringen werden, wenn nurdie perver- 
sen Handelstechniken unter eine gewisse Kontrolle gebracht werden. Es gab dahin- 
gehende Vorschläge, daß vielleicht einige neue und kohärentere Regulierungsverfah- 
ren nötig sein könnten. Aber wenn man das Ausmaß der Deregulierung und die dar- 
aus hervorgehende Internationalisierung der Finanzmärkte, die in den letzten drei 
Jahren zu beobachten war, in Rechnung stellt, dann wird es schwierig, sich die Än- 
derungen vorzustellen, die von den bestehenden Regulierungsbehörden, von denen 
viele von den Märkten selbst eingesetzt werden, herbeigeführt werden könnten. 
Eine zu alldem alternative Auffassung des Krachs stütztsich aufein tieferes Verständ- 
nis der Marktentwicklungen, insbesondere in ihrem globalen Kontext. Danach sind 
alle wichtigen Finanzmärkte und die daran teilnehmenden Institutionen eng verzahnt. 
Die Ära der segmentierten Märkte ist schon lange vorbei. Was auf dem einen Markt 
passiert, hat Auswirkungen auf alle anderen. Auf jedem Markt (gleichgültig ob in- 
oder ausländisch) konkurrieren die Akteure aggressiv um Leihkapital, Kaufen und 
verkaufen Wertpapiere, bauen Devisen- und Warenterminpositionen auf, woraus 
eine Verknäuelung finanzieller Operationen resultiert, die historisch neu und einma- 
lig ist. Das muß man mit dem fragmentierten Regulierungsansatz vergleichen, der im- 
mer noch vorherrscht und ein so deutliches Überbleibsel des Finanzsystems der Ver- 
gangenheit darstellt. 

Henry Kaufman, bis vor kurzem bei der Brokerfirma Salomon Bros. tätig und ein be- 
kannter Analytiker des Finanzgeschehens, glaubt daß die Volatilität der Wertpapier- 
preise und auf den Devisen- und Kapitalmärkten »eine tief verwurzelte Eigenschaft 
unserer neuen Finanzwelt« ist (Kaufman in »Washington Post vom 12./13.2.1988 
und ders. 1986). Er ist der Auffassung, daß diese Preisinstabilität mit Sicherheit an- 
dauern wird. Dafür gibt er im wesentlichen drei Gründe an: 

1. Die Deregulierungen haben im Verbund mit der Herausbildung immer neuer For- 
men von Finanzinnovationen Geld und Kredit hoch mobil werden lassen. Wenn man 
der Standardtheorie glauben wollte, müßte ein reibungsloser internationaler Finanz- 
markt eigentlich insgesamt stabilisierend wirken. Dem hält Kaufman entgegen, daß 
diese Märkte einfach Preistrends übertreiben, weil sie große Gewinne durch »mar- 
gin«-Handel mit Futures ermöglichen, und das bei minimaler Investition. Wenn die 
Märkte kippen, beeilen sich diese Akteure, aus ihren Positionen herauszukommen, 
aber auf diese Art und Weise wird der Einbruch verstärkt und die Volatilität nimmt 
zu. Die Märkte sind das legitime Reich der Spekulanten geworden. 

2. Die Globalisierung der Märkte war ein Hauptfaktor dieser Instabilität. Der Okto- 
ber-Krach passierte nicht in einem Vakuum, denn alle wichtigen Märkte fielen zu- 
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sammen mit dem New Yorker Markt. Ähnliches gilt für ausländische Käufe von 
Schuldverschreibungen (bonds), die mächtige Auswirkungen auf den amerikani- 
schen Bondmarkt haben. Das war beim Rückzug der Japaner von diesem Markt zu be- 
obachten, der zu einem Anstieg der Verzinsung der US-Schuldverschreibungen und 
zu einem scharfen Preisfall dieser Titel führte. Daraus resultiert wiederum ein Druck 
auf den Dollarkurs, und selbst wenn offizielle ausländische Ankäufe getätigt werden, 
ergibt sich daraus noch nicht notwendig eine Verstetigung der Marktpreisbewegun- 
gen auf den Wertpapiermärkten. 

3. Ein säkularer, unterliegender Trend betrifft die Institutionen des Sparens — die 
Sparsummen fließen zu einer kleinen Anzahl großer und mächtiger Finanzinstitutio- 
nen, die den Geldmarkt dominieren und einen außergewöhnlichen Einfluß auf die 
Entwicklung des Marktgemischs ausüben, auf dem sie operieren. Dies muß man in 
Zusammenhang mit dem Prozeß der »securitisation« (Absicherung) sehen, der einen 
Mechanismus darstellt, mittels dessen Finanzvermögensbestandteile sich in und aus 
institutionellen Portfolios bewegen können. 

In bezug auf den letzten Punkt können wir einen grundlegenden Widerspruch ausma- 
chen in der Art, ın der die Märkte funktionieren. Einerseits hat der Markt durch»se- 
curitisation« eine wachsende Anzahl von vorgeblich (ver-)käuflichen Kreditinstru- 
menten geschaffen. Andererseits gibtes nur eine kleine Anzahl von Institutionen, die 
als zentrale Investitionsentscheidungsträger für diese Instrumente fungieren. Sie.ent- 
scheiden über Sein oder Nichtsein dieser Instrumente. Deshalb wird die Konzentra- 
tion der Macht in den Händen dieser Institutionen als die wesentliche Kraft angese- 
hen, die die Volatilität auf allen Finanzmärkten hervorbringt. 

Vieles von dem, was Kaufman — und andere mit ähnlichen Ansichten — vorbringen, 
ist korrekt. Aber es ist dennoch fraglich, ob diese Ansichten eine grundlegende Er- 
klärung für die traumatische Erfahrung des Oktober-Krachs darstellen können. Ich 
würde in diesem Zusammenhang noch etwas weiter ausholen. 


Die Kreditwirtschaft 


Voreinem Jahr schätzte die New Yorker Federal Reserve den Umsatz auf den Finanz- 
märkten an einem durchschnittlichen Arbeitstag auf eine Billion Dollar. Das macht 
etwa 2 Milliarden pro Minute. Diese Zahl schließt weder Transaktionen mit Gütern 
und Dienstleistungen noch Lohn- und Gehaltszahlungen oder für diese Zwecke auf- 
genommeneKredite ein. Auf derandern Seite muß diese Zahl mit dem täglichen Brut- 
tosozialprodukt der USA von etwa 10 Milliarden verglichen werden. 

Während der letzten 10 Jahre ist die Kreditmarktverschuldung mit 9 % pro Jahr ge- 
wachsen; der Marktwert der Wertpapiere mit 12 % pro Jahr und der von öffentlichen 
Schuldtiteln mit 17 % pro Jahr. Der tägliche weltweite Handel mit Futures und Op- 
tionenverträgen erreichte im dritten Quartal 1987 750 Milliarden Dollar, während die 
tägliche Bewegung von Fonds im Devisentausch sich auf 200 Milliarden Dollar be- 
läuft. Schließlich ist das Volumen der Auslandsaktiva der Banken der fortgeschritte- 


Der Börsenkrach und sein Nachspiel 71 


nen Industrieländer — im Prinzip handelt es sich um den Interbankenmarkt — um das 
1Ofache über das Niveau von vor 10 Jahren auf beinahe 1 Billion Dollar hochge- 
schnellt (Ende Juni 1987). 

Es istnicht einfach, diese Explosion finanzieller Transaktionen zu erklären, insbeson- 
dere in einer Periode relativ langsamen Wirtschaftswachstums und angesichts einer 
Palette von andern Schwierigkeiten, denen sich die kapitalistischen Ökonomien seit 
den Mittsiebzigern gegenübersahen — wie dem abflachenden Trend im internationa- 
len Handel, dem Ausbruch der bisher ungelösten Schuldenkrise in der Dritten Welt, 
der Inflation, und anderen wichtigen Ungleichgewichten in der Weltwirtschaft. 
Vielleicht läßt sich diese Explosion in der Finanzwelt als Ausdruck der Entwicklung 
des Verhältnisses von Geld, Kredit und Schulden (die die Form einer Reihe von 
Finanzinstrumenten annehmen) zu marktfähigen Waren verstehen, für die weitrei- 
chende, freie und grenzüberschreitende Märkte entstanden sind. Als Ergebnis eines 
kontinuierlichen Prozesses der Marktderegulierung und des Zusammenbruchs der 
traditionellen Schranken, die einst die Funktionen der spezialisierten Märkte und Fi- 
nanzinstitutionen trennten, hat sich das Geschäft mit Geld, wie die Daten anzeigen, 
spiralförmig in eine Umlaufbahn bewegt, die scheinbar unabhängig von der wirkli- 
chen Welt der Produktion, Beschäftigung, des Handels und der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Entwicklung ist. Was an dieser Entwicklung vielleicht einmalig ist, ist 
zunächst das außerordentliche Ausmaß dieses Geschäfts mit dem Geld, sodann des- 
sen globalisierter Charakter, mit Märkten jenseits der formalen Jurisdiktion der wich- 
tigsten geldpolitischen Instanzen. Darüber hinaus scheint, wie ich zu zeigen versuch- 
te, dieses Geldgeschäft von Volatilität und Spekulation zu leben. Es mag nicht klar 
sein, was was verursacht, aber es ist zumindest sicher, daß sich Volatilität und Spe- 
Kulation, im Kontext derlange hingezogenen Abflachung der globalen ökonomischen 
Entwicklung seit den frühen siebziger Jahren, in einer Art symbiotischer Umarmung 
zusammengeschlossen haben. 

Eine Anzahl charakteristischer Merkmale dieser symbiotischen Umarmung kann hier 
nur summarisch erwähnt werden: 

1. Die Finanzmärkte haben sich immer mehr zu Vehikeln kurzfristiger Operationen 
der Finanzinstitutionen und anderer professioneller Spekulanten entwickelt. Durch 
das Entstehen einer Reihe sekundärer Märkte, inklusive der Märkte für Finanzinstru- 
mente langer Laufzeit wie Schatzbriefe oder andere Kapitalanlageformen, haben die- 
se Instrumente einen wesentlich kurzfristigen Charakter bekommen und werden nun 
primär aufgrund spekulativer Kalküle und mittels der bereits erwähnten Techniken 
gehandelt. In dieser Hinsicht sind die fundamentalen betriebs- und volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte bei der Festlegung von Wertpapierpreisen durch den kontinu- 
ierlichen und rapiden Umschlag auf den Märkten für diese Anlageformen erodiert. 
Darüber hinaus hat das, was man allgemein »Restrukturierung des Kapitals« nennt, 
wenig mit der traditionellen Bedeutung dieses Ausdrucks zu tun. Heute geschieht der 
Erwerb von Aktienmehrheiten, Aufkäufen, Mergers (die alle auf Kredit mittels hoch- 
verzinslicher Schuldverschreibungen finanziert werden) vor allem zur Erreichung 
rein finanzmäßig definierter Ziele, nämlich Kapitalgesellschaften zu übernehmen, ih- 
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re profitablen Teile an sich zu ziehen und dadurch riesige Geldgewinne einzuheim- 
sen. Bei all dem organisieren und managen die Netzwerke des Kapitals, die Vermitt- 
ler (middlemen) der Wall Street und der Londoner City, das Geld und den Kredit für 
solche Operationen. 

2. Der Theorie nach wird die Bewertung irgendeines Anlageobjekts durch gewisse 
klar definierte und unabhängige Kriterien bestimmt, wie die Ertragskraft oder das da- 
mit verbundene Risiko. Das trifft für die meisten Fälle aber nicht mehr zu. Die Bewer- 
tung eines Anlageobjekts beruht immer mehr auf der Verfügbarkeit eines Darlehens 
für seinen Erwerb. George Soros hat das in seinem vor kurzem erschienenen Buch gut 
ausgedrückt: »Die Bewertung der Sicherheit, des Pfands (des Anlageobjekts, das der 
Kreditnehmer erwerben will) soll unabhängig vom Akt der Kreditaufnahme erfolgen, 
tatsächlich aber beeinflußt er die Bewertung des als Sicherheit dienenden Vermö- 
gensobjekts« (Soros 1987). Das impliziert, daß der Kredit selbst solche Anlagemärk- 
te füttert wie die Aktienbörse, den Immobilienmarkt und etliches andere, wobei die 
Anlageobjekte als Sicherheit oder als Garantie gelten, die den Verleiher überzeugen, 
daß er sein Geld zurückbekommen kann. In Großbritannien hat das Aufblähen des 
Kredits das Verhältnis der Häuserpreise zu den Einkommen scharf angehoben. Das- 
selbe galt für Aktien und Anteile vor dem Krach. In den USA war das nicht anders. 
Interessant daran ist, daß die Verleiher - in der Hauptsache die Banken, die Hypot- 
hekengesellschaften und andere — dann ihre vergebenen Kredite zu einem Pfandbrief 
verpacken, dessen Bewertung wiederum in der Hauptsache auf der Kreditgrundlage 
beruht. Die Pfandbriefe werden dann auf dem Markt plaziert. Diese Absicherungs- 
transaktion erlaubt es dem ursprünglichen Kreditgeber, die Liquidität wieder zu er- 
werben, die eine neue Runde der Kreditvergabe ermöglicht. Die auf den Kopf gestell- 
te Kreditpyramide vergrößert sich auf diese Weise fortwährend. Früher oder später, 
wenn der Markt für diese oder jene Anlageform schwach wird, setzt eine verlustbrin- 
gende Kettenreaktion ein — vom Halter des Absicherungsbonds hin zum Kreditgeber 
— weilder Wert des zugrundeliegenden Vermögensobjekts sich als weitaus niedriger 
herausgestellt hat als der Kredit, der für seinen ursprünglichen Kauf verfügbar ge- 
macht wurde. 

3. Die Finanzinnovationen, deren Zeuge wir waren, resultieren nicht notwendiger- 
weise aus einem zufälligen oder willkürlichen Prozeß. Zum Teil ist dieser Prozeß de- 
fensiv das gilt für die Innovationen, die als Reaktion auf Politik- oder Regulierungs- 
änderungen geschaffen wurden — zum Teil ist er aggressiv — die Schaffung von Fi- 
nanzinstrumenten, von denen die Finanzinstitutionen sich einen profitablen Markt 
versprechen. Irgendwelche auftauchenden Lücken werden hier rasch beseitigt, ob es 
die Fälligkeitsfristen, die Vermarktbarkeit oder die Erträge einer immer weiter wach- 
senden Palette von Finanzprodukten angeht. Darüber hinaus weiß man, daß Finanz- 
produkte selbst nurein begrenztes Leben haben; wenn ihr Potential erschöpft ist, wer- 
. den sie durch andere ersetzt. Die »floating rate note« war ein Produkt der inflationä- 
ren Bedingungen der siebziger und frühen achtziger Jahre. Als die Inflationserwar- 
tungen nachließen und die Zinssätze nachgaben, wurde die FRN zunehmend durch 
festverzinsliche Eurobonds ersetzt. Es lassen sich viele solche Beispiele finden und 
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sie stehen in Beziehung zum Aufstieg und Zerfall der sekundären Märkte für diese Fi- 
nanzprodukte. Potentiell entstehen die besorgniserregendsten Innovationen aus der 
»securitisation«, der Absicherung: Der Versuch der Geschäftsbanken, ihre Bestände 
an Kapitalschuldverschreibungen, Hypotheken und ähnlichen Aktiva zu reduzieren, 
indem sie sie wiederum zu verkäuflichen Wertpapieren verpacken, um auf diese Wei- 
se ihre Bilanzen nach dem Eintritt der Verschuldungskrise der 3. Welt aufzubessern. 
Als Ergebnis haben sich die Investitions-, Verschuldungs-, Absicherungs- und Spe- 
kulationsmöglichkeiten aufeineniedagewesene Weise vervielfältigt. Der Krach vom 
letzten Oktober hat diesen Prozeß nicht aufgehalten. 

4. Dieses dynamische Finanzinnovationssystem stellt die Aufsichtsbehörden und 
Zentralbanken vor gravierende Probleme, und nicht nur deshalb, weil ein Großteil 
der Neuheiten entworfen werden, um bestehende Regeln oder Steuern zu umgehen. 
So sind die gegenwärtigen Formen der Geldangebotskontrolle und -messung als 
Instrument der Geldpolitik durch und durch veraltet. Die Bank für internationalen 
Zahlungsausgleich hat diesen Punkt schon vor zwei Jahren in einer Untersuchung her- 
vorgehoben; das Argument war, daß als Folge des rapiden Wachstums im Volumen 
derjenigen Transaktionen, die durch die schnellgreifenden Mechanismen des Inter- 
bankenhandels geregelt werden, und der wachsenden Volatilität diese Finanzinnova- 
tionen unausweichlich zu Belastungen des internationalen Finanzsystems führen 
müssen. Die traditionelle Auffassung von dem, was man Liquiditätspräferenz nennt, 
trifftnicht mehr und keine Zentralbank kennt auch nur den Anfang einer Antwort auf 
dieses Problem. 

5. Wenn der Crash des vergangenen Oktober irgendsoetwas wie einen Langzeiteffekt 
hat, dann in der Richtung einer größeren Machtkonzentration im Mangagement der 
Finanzmärkte. Eine viel kleinere Gruppe von großen Konsortien, jedes verbunden mit 
oder unter der Kontrolle einer der Großbanken der City, beherrscht zunehmend die- 
se Märkte. In den USA wird die zu erwartende Aufhebung des Glass-Stegal-Geset- 
zes eine wichtige Restrukturierung des Bankensystems und der mit ihm verbundenen 
Märkte mit sich bringen, wobei sich wahrscheinlich die New Yorker Großbanken 
über das ganze Land ausbreiten und normale Bankgeschäfte mit Wertpapierhandel 
und vielem anderen verbinden werden. In London war ein ähnlicher Vorgang zu be- 
obachten, der durch den Crash noch zusätzliche Anstöße erhielt. Heute verlieren die 
britischen Banken gegenüber den ausländischen Großbanken an Boden, obwohl Lon- 
don für die globalisierte Struktur der Finanzmärkte erhebliche Bedeutung behält. Die 
ersten fünf der größten Banken, jede miteiner starken Stellung in London, sind inzwi- 
schen japanisch, die sechste ist die amerikanische Citicorp. 


Schlußfolgerungen 
Seit dem Crash im Oktober hat es einigen Druck für die Einleitung von sowohl na- 


tionalen wie auch von den fortgeschrittenen Industrieländern gemeinsam zu tragen- 
den politischen Maßnahmen gegeben, die das Spielcasino der Finanz beruhigen soll- 
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ten. Einige der US-amerikanischen Untersuchungskommissionen haben formale Re- 
gulierungsverfahren vorgeschlagen, gemäß denen die Federal Reserve eine Oberauf- 
sicht ausüben sollte. In London enthielt die offizielle Einschätzung des Krachs durch 
die Börse - im großen und ganzen eine selbsterteilte Absolution — Vorschläge für ein 
System internationaler Regeln, um den Wertpapierhandel zu ordnen. 

Wer über lange Jahre die nur halbherzigen Anstrengungen beobachtet hat, durch zwi- 
schenstaatliche und zwischen den Zentralbanken geschlossene Übereinkommen so 
verschiedene Probleme wie die Aufsicht über die Eurowährungsmärkte und den In- 
terbankenhandel, das Problem der adäquaten Kapitaldeckung bei den Banken und 
vieles andere zu lösen, muß wohl bezüglich der Möglichkeiten irgendwelcher orga- 
nisierter internationaler Ansätze zur Sicherstellung der Stabilität der Finanzmärkte 
skeptisch bleiben. Tatsächlich ist die Macht der Zentralbanken zur Steuerung der Fi- 
nanzmärkte sowohl durch die Deregulierung, als auch durch das System flexibler 
Wechselkurse beträchtlich erodiert. 

Im Zentrum dieses Problems stehen die Vereinigten Staaten. Es gibt eine klare Kor- 
relation zwischen der wachsenden Instabilität und Unvorhersehbarkeit des Finansy- 
stems und der wachsenden Instabilität der amerikanischen Wirtschaftspolitik, so- 
wohl nach innen als auch nach außen. Wenn die US-Handelspolitik eine andere und 
der Staatshaushalt in etwa ausgeglichen wäre, damit der unaufhörliche Zustrom von 
Dollarbeständen auf den internationen Markt gestoppt werden Könnte, dann wäre ein 
Gutteil der Spannungen zweifelsohne unter Kontrolle zu bringen. Aber so solles wohl 
nicht sein. Das Louvre-Abkommen zwischen der Siebenergruppe im Februar 1987, 
mit dem der Dollar durch Zentralbankinterventionen stabilisiert werden sollte, ver- 
schaffte den USA einfach das Mandat für kräftige Handelsdefizite, 1987 erreichte das 
Defizit mehr als 170 Milliarden Dollar. Trotz des Glaubens von Ökonomen und an- 
deren in die sog. J-Kurve und in die Möglichkeiten harmonischer wirtschaftlicher Zu- 
sammenarbeit zwischen den Großmächten werden uns die Ungleichgewichte der 
Weltwirtschaft für lange Zeit erhalten bleiben. Diese Ungleichgewichte sind Aus- 
druck von tiefgreifenden Verschiebungen in den wesentlichen Strukturen der Welt- 
wirtschaft — Verschiebungen, die die amerikanische Hegemonie und die Rolle des 
Dollars als Reservewährung unter Druck gesetzt haben. Die Instabilität der Finanz- 
märkte, ihre sich immer weiter fortsetzende Loslösung von der realen Wirtschaft und 
ihre Anfälligkeit für hektische Spekulationen in einer rein geldorientierten Umwelt 
— all dies spiegelt meiner Meinung nach diese grundlegenderen Ungleichgewichte 
und Spannungen im internationalen Wirtschaftssystem wider. 

Vor etwa sechs Jahren hat der amerikanische Ökonom Hyman Minsky, obwohl er 
daran festhielt, daß das Finanzsystem der fortgeschrittenen kapitalistischen Länder 
zu einer Hauptquelle ökonomischer Instabilität geworden sei, behauptet, ein wirkli- 
cher Einbruch oder eine Wiederholung der Krise der dreißiger Jahre sei unwahr- 
scheinlich. Er gab dafür zwei Gründe an. Erstens wäre die Federal Reserve bereit, die 
Rolle des »lender of last resort« auf einem Maßstab zu spielen, der hinreichend wä- 
re, um die Kettenreaktion von Bankrotten auf den Finanzmärkten aufzuhalten. Und 
zweitens würde die US-Regierung auch weiterhin große Haushaltsdefizite eingehen 
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und damit der Privatwirtschaft ein entscheidend wichtiges Liquiditätspolster bereit- 
stellen (Minsky 1982). Diese Überzeugung ist fragwürdig geworden, weil sich die 
Zeiten geändert haben, seit Minsky das schrieb. Die Globalisierung der Finanzmärk- 
te und die Tatsache, daß in den USA erhebliche Volumen an ausländischem Vermö- 
gen investiert werden, öffnen ganz andere und weniger steuerbare Wege zu einer 
Krise, Wege über den Dollarwechselkurs, über das Handelsdefizit und über den 
schwindelerregenden Anstieg der US-amerikanischen Zinsätze. 

Im Mittelpunkt all dieser Fragen steht die nach der zukünftigen Führung ım Weltka- 
pitalismus. Auch unter Berücksichtigung der Robustheit und Kraft der japanischen 
Ökonomie und ihrer außerordentlichen Fähigkeit, Überschüsse für internationale In- 
vestitionen zu produzieren, wird die Lösung dieser Frage nicht einfach und schmerz- 
los sein. Weder ist bisher ein einzelnes Land noch eine Gruppe von Ländern aufge- 
taucht, um die Führungsrolle zu übernehmen und eine neue internationale Ordnung 
ökonomischer und monetärer Regelungen und Disziplinierung durchzusetzen. Bei- 
des wären meiner Meinung nach notwendige Voraussetzungen, um eine neue Phase 
der Akkumulation in der kapitalistischen Welt in Gang zu bringen. 


(Übersetzung aus dem Englischen durch Heiner Ganßmann) 
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Barbara Töpper 
Schuldnerland Argentinien: Enteignung durch das 
internationale Finanzkapital oder hausgemachte Misere? 


Zusammenfassung: In dem Artikel geht es um die innenpolitischen Dimensionen der 
Verschuldung Argentiniens, die als nationales Komplement des imperialistischen 
Weltmarktzusammenhangs erst die gesamte Dynamik des Verschuldungsprozesses in 
ihren grundlegenden Dimensionen zu erklären vermag. Die unmittelbare Verantwor- 
tung für die gegenwärtige Krisensituation wird dabei dem argentinischen Finanzka- 
Pital zugewiesen, welches unter der Militärdiktatur die Auslandsverschuldung als 
spekulative Bereicherungsstrategie und zur Finanzierung der Kapitalflucht betrie- 
ben hatte. Die wirtschaftspolitischen Handlungsspielräume der gegenwärtigen de- 
mokratischen Regierung Alfonsin sind angesichts einer Machtkonstellation, inner- 
halb derer das Finanzkapital weiterhin dominiert, aufein Minimun reduziert: sowohl 
die anfänglichen bescheidenen Reaktivierungsversuche als auch die spätere Stabili- 
sierungspolitik des »Plan Austral« waren letztlich zum Scheitern verurteilt. 


Die im Titel dieses Aufsatzes enthaltene Fragestellung knüpft an den in Prokla 63/ 
1986 erschienenen Artikel von Gabriela Simon »Die Enteignung Argentiniens durch 
das internationale Finanzkapital, über die imperalistischen Strukturen des monetären 
Weltmarkts.« an. In Auseinandersetzung mit dem aktuellen Diskurs der Banker und 
ihrer wissenschaftlichen Repräsentanten, u.a. des Kieler Instituts für Weltwirtschaft, 
der nachzuweisen versucht, daß die Krise Argentiniens aufgrund von selbstverschul- 
deter Inflation und Kapitalflucht hausgemacht sei, war hier die gegenteilige These 
vertreten worden, daß der Ausgangs- und Endpunkt der Verschuldung von der Ent- 
wicklung auf den internationalen Finanzmärkten bestimmt sei: 


»Die Dritte Welt bleibt dabei Objekt und Lückenbüßer für die wechselnden Reproduktionsbedingungen 
des Kapitals in den Industrieländern (...) Diesen Konjunkturen des monetären Weltmarktes sind die 
Entwicklungsländer — soweit sie sich auf ihn einlassen — relativ hilflos aufgeliefert« ($. 72). 


Diese These von der reinen Opferrolle der Dritten Welt- und zumal eines Landes wie 
Argentinien - ist genauso einseitig wie die von G. Simon angegriffene Behauptung 
der Alleinverschuldung. Die darin implizierte Unterstellung des übermächtigen 
Wirkens eines anonymen Systemzusammenhangs ist steril, weil sie so abstrakt ist, 
daß im konkreten Kontext der Verschuldungssituation niemand mehr in politisch 
relevanter Form verantwortlich gemacht werden kann. Aber selbst wenn der Imperia- 
lismus und monetäre Weltmarkt an konkret identifizierbaren Akteuren wie IWF, Ban- 
ken und Gläubigerstaaten dingfest gemacht werden, ist damit doch nur die halbe 
Wahrheit benannt. Hier soll natürlich keineswegs das Wirken der von G. Simon 
untersuchten Systemzusammenhänge geleugnet, noch die Verantwortung der impe- 
rialistischen Akteure geschmälert werden. Was jedoch zum Widerspruch herausfor- 
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dert, ist die Einseitigkeit der Schuldzuweisung: Es ist eben nicht einfach so, daß die 
»Strukturdefekte der Entwicklungsländer« nur »eine passive Rolle« spielen, indem 
sie für das internationale Finanzkapital eine »geeignete Angriffsfläche« bieten (S. 
86). Es stimmt auch nicht, daß man den »Täter mit seinem Werkzeug« verwechselt, 
wenn man auch die Strukturprobleme der Dritten Welt für die Verschuldungskrise 
verantwortlich macht. Was sind denn das für Strukturprobleme? G. Simon räumt 
selbst ein, daß dahinter konkrete Herrschaftsverhältnisse stehen, daß die gegenwär- 
tige Krise in Argentinien ohne die jahrelange Vorherrschaft der Finanzbourgeoisie 
nicht denkbar wäre. Und in ihrer Analyse der Wirtschaftspolitik Martinez de Hoz 
weistsie ja gerade nach, wie über diese Politik - freiwillig und gezielt - die Verschul- 
dungskrise hergestellt wurde. Oder war Martinez de Hoz, war die Militärregierung 
bloß willen- und bewußtloses Werkzeug des Imperalismus? 

Die Behauptung des einseitigen Wirkens eines »Sachzwangs Weltmarkt«', der linear 
auf die internen Strukturen einer Gesellschaft wie der argentinischen durchschlägt, 
fällt in die Frühzeiten einer noch undifferenzierten Imperalismus-Theorie zurück, 
während die späteren dependenz-theoretischen Ansätze bereits sehr viel differenzier- 
ter von spezifischen Verflechtungen zwischen internen und externen Faktoren aus- 
gingen, wobei ein besonderes Augenmerk auf die Rolle der herrschenden Kompra- 
dorenbourgeoisie gelegt wurde. Die grundlegenden Defizite der Dependenz-Theorie 
wurden dann. aber gerade darin gesehen, daß diese Verschränkung von internen und 
externen Einflüssen noch immer nicht ausreichend konzeptionalisiert war, so daß die 
Theorie nicht erklären konnte, wie trotz des Wirkens weitgehend gleicher Weltmarkt- 
zwänge die einzelnen Länder der Dritten Welt doch recht unterschiedliche Entwick- 
lungserfolge aufwiesen, was offensichtlich auf sehr verschiedene interne Verarbei- 
tungskapazitäten für externe Einflußfaktoren hinweist. So ist es zwar richtig, daß die 
Kompradorenbourgeoisie weltmarktorientiert und deshalb auch als extern determi-. 
nierter Faktor anzusehen ist. Andererseits ist diese Bourgeoisie über ihre Einbettung 
in nationale Reproduktions- und Herrschaftszusammenhänge, deren Spezifika auch 
sie geprägt haben, längst zum internen Faktor geworden, dessen Besonderheiten nicht 
mehr stromlinienförmig aus dem Wektmarktzusammenhang abzuleiten sind. Dassel- 
be gilt in noch stärkerem Maße für andere soziale Gruppen, für politische Institutio- 
nen und Kulturen sowie die durch diese Strukturen wiederum geprägten wirtschaft- 
lichen Reproduktionsverläufe. 

Im Hinblick auf das Verschuldungsproblem ist die genaue Analyse der Verschrän- 
kung von externen und internen Faktoren von besonderer politischer Brisanz. Denn 
bei der Diskussion um Lösungsmöglichkeiten für die Verschuldungskrise wird 
implizit oder explizit die Frage der Verantwortlichkeit immer mitdiskutiert, und je 
nach ihrer Beantwortung fallen die Lösungsstrategien sehr unterschiedlich aus. Un- 
genauigkeiten und Einseitigkeiten dürfen daher nichteinfach stehen gelassen werden. 
Der argentinische Wirtschaftswissenschaftler Aldo Ferrer, dem man sicherlich keine 
monataristischen Ambitionen nachsagen kann, sagt es deutlich: 


»Das grundlegende Problem der lateinamerikanischen Ausiandsverschuldung liegt nicht bei den Banken 
oder dem IWF. Es beruht auf dem Versagen, anzuerkennen und sich dem zu stellen, was ihre wirklichen 
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Probleme sind« (Ferrer 1985, S. 85). Und weiter: »So lange, wie die lateinamerikanischen Staaten wei- 
terhin das Wesen ihrer Konflikte und Probleme verleugnen, können sie von den Bankern, dem IWF und 
anderen Führungsinstanzen der entwickelten Welt nichts anderes als die traditionellen Konzepte erwar- 
ten (...) Wenn sich die Spielregeln des internationalen Systems nicht verändern, so liegt das weitgehend 
an dem Versagen der Schuldnerländer, die Verantwortung für sich selbst zu übernehmen und ihre eige- 
nen Entwicklungsressourcen sowie ihr heimisches Potential zu nutzen« (Ferrer 1985, S. 85). 


Die argentinischen Akteure im Verschuldungsgeschäft 


Worin also besteht die Verantwortlichkeit Argentiniens für seine Schuldenkrise und 
wer sind die entscheidenden Akteure dabei? 

G. Simon beschreibt, wie der Wirtschaftsminister der Militärregierung Videlas, 
Martinez de Hoz, in einer ersten Phase zwischen 1978 und 1980 mit Hilfe der syste- 
matischen Überbewertung des Peso und staatlich garantierter Wechselkurse, im Zu- 
sarmmenspiel mit hohen Zinsen, die private Auslandsverschuldung betreibt und er- 
möglicht, während er in der zweiten Phase (1980-81) die öffentliche Verschuldung 
forciert, um damit die private Kapitalflucht ins Ausland zu finanzieren (Simon 1986, 
S. 76-78; Schvarzer 1983, S. 60-65). Mit der Person Martinez de Hoz sowie den Mit- 
gliedern seines Wirtschaftskabinetts wurde die Verschuldungspolitik direkt von eini- 
gen Repräsentanten der argentinischen Finanzoligarchie, der »patria financiera«, be- 
trieben, die damit ganz direkt und gezielt ihre eigene Interessenpolitik verfolgte: 30 
Unternehmen und 13 Banken, die zu den großen nationalen Finanzgruppen gehören, 
vereinigten über die Hälfte der privaten und später verstaatlichten Schulden auf sich 
(Schvarzer 1983, S. 67). 

Nicht das Land Argentinien trifft somit die direkte Verantwortung für die Verschul- 
dung, sondern eben diese Finanzgruppen und ihre politischen Repräsentanten, die 
ohne Rücksicht auf das Land in die eigenen Taschen und später auf die eigenen Aus- 
landskonten und -anlagebereiche gewirtschaftet haben. Es ist unzweifelhaft, daß oh- 
ne den internationalen Kontext diese spekulative Bereicherungsstrategie nicht mög- 
lich gewesen wäre und die gegenwärtige Verschuldung des Landes niemals auch nur 
annähernd solche dramatischen Ausmaße erreicht hätte. Der Vergleich mit anderen 
lateinamerikanischen Ländern, v.a. Brasilien, macht jedoch deutlich, daß der interna- 
tionale Zusammenhang keinen unausweichlichen und linearen Systemzwang dar- 
stellt, sondern daß es die konkrete Interessenlage und -politik der jeweils herrschen- 
den Klasse und ihres Staates ist, die letztlich für Ausmaß und Form der Verschuldung 
zuständig ist. Von einem willenlosen »Werkzeug« in den Händen imperialistischer 
Akteure kann somitnicht die Rede sein. Angesichts der ungeheuren Gewinne, die die 
Verschuldungsstrategie Martinez de Hoz für die »patria financiera« gebracht hat, und 
angesichts der Tatsache, daß weit über die Hälfte der gesamten argentinischen Aus- 
landsschuld wertmäßig durch argentinische Auslandsguthaben gedeckt ist, handeltes 
sich bei der Verschuldung nicht primär um die Ausbeutung des Landes Argentinien 
durch das internationale Finanzkapital. Ohne daß geleugnet werden soll, daß auch 
ausländische Banken kräftig am Verschuldungsgeschäft partizipiert haben, läßt sich 
jedoch zweifelsfrei sagen, daß dieses in erster Linie ein gigantischer Umverteilungs- 
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hebel von der argentinischen Bevölkerungsmehrheit zu den argentinischen Finanz- 
gruppen gewesen ist. Dasselbe gilt übrigens offensichtlich auch für die De-Industria- 
lisierungspolitik der Militärregierung: Außenhandelsliberalismus, überbewertete 
Währung und hohe Zinsen haben u.a. die traditionelle Industrie, darunter mehrheit- 
lich kleine und mittlere Unternehmen, in die Krise getrieben, während gleichzeitig — 
z.T. verbunden mit staatlich subventionierten regionalen Verlagerungsprozessen — 
Konzentrations- und Zentralisierungsprozesse von Industriekapital bei den großen 
Finanz- und Industrieimperien, den sog. »capitanes de laindüstria« gelaufen sind. Die 
Verschuldungsproblematik ist somit in erster Linie ein Problem der internen Macht- 

und Verteilungsverhältnisse. Dieses innenpolitische Machtproblem — und nicht so 
sehr eine als makroökonomische Größe gemessene Verschuldung - stellt das eigent- 
lich schwerwiegende Erbe dar, welches die demokratische Regierung Alfonsins nach 
dem Rückzug der Militärs angetreten hat. 


Dimensionen der Verschuldung 


Natürlich bedeuten die durch hohen Schuldendienst und geringe Neukapitalzuflüsse 
bedingten Nettokapitalabflüsse eine erhebliche Begrenzung der finanziellen Umver- 
teilungsspielräume. So lag der Nettokapitaltransfer für den Drei-Jahreszeitraum 
1984-86 bei etwa 5,7 Mrd. US$ (Secretaria de Hazienda, S. 26) - bei gleichzeitigem 
Anwachsen der Gesamtverschuldung von 48 auf 55 Mrd. US$. Diese permamenten 
Ressourcenabflüsse führen — zumal angesichts der allgemeinen wirtschaftlichen 
Stagnation — zur progressiven Erosion der produktiven Basis der Gesellschaft. Der 
Verfall der Weltmarktpreise für die argentinischen Exportprodukte (die Secretarfa de 
Hazienda schätzt den dadurch bedingten Einkommensverlust für 1985-87 auf 7-13 
Mrd. US$) machte das Problem des Devisenabflusses für den Schuldendienst um so 
gravierender: 1986 lag die Schuldendienstquote (Anteil der Zinsen an den Exporter- 
lösen) bei 61% (Secr. de Hazienda, S. 26). Zur Bedienung der Schulden notwendige 
Außenhandelsüberschüsse wurden in den letzten Jahren nur durch Importbegrenzun- 
gen erzielt. Mit diesen Überschüssen konnte jeweils nur etwa gut die Hälfte der fäl- 
ligen Zinsen bezahlt werden; der Rest mußte durch beständige Weiterverschuldung 
finanziert werden. Während also die Verschuldung unter der Militärdiktatur rein spe- 
kulative Gründe hatte, dient sie unter der demokratischen Regierung ausschließlich 
der Finanzierung der Zinsleistungen und damit des Erbes der Diktatur. 

Aber der Schuldendienst belastet nicht nur die Zahlungsbilanz. Da das Gros der Aus- 
landverschuldung vom Staat übernommen wurde, stellter u.a. auch eine entscheiden- 
de Belastung des Haushalts dar.? Die für verteilungspolitische Zielsetzung überhaupt 
infrage kommenden finanziellen Spielräume des Staates werden damiterheblich ein- 
geschränkt. Ebenso begrenzt sind aber auch die Möglichkeiten einer Reduzierung des 
Haushaltsdefizits — die traditionelle Forderung des IWF. 
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Verschuldung und Demokratie 


Insgesamt kann man somit schlußfolgern, daß ein Schuldenmanagement, in dessen 
Ergebnis es zu realen Ressourcenabflüssen kommt, mit Demokratisierung grundsätz- 
lich inkompatibel ist — jedenfalls sofern man darunter auch die sozialökonomische 
Verwurzelung parlamentarisch-demokratischer Institutionen versteht und nicht le- 
diglich die repressive Legitimation von Herrschaft. Da Nettokapitalabflüsse immer 
eine »Allokationsentscheidung« zu Gunsten des Schuldendienstes und zu Ungunsten 
von produktiven Investitionen und Konsum darstellen (Ferrer), sind sie auch Aus- 
druck einer verteilungspolitischen Entscheidung im Sinne erhöhter Einkommens- 
konzentration. Umgekehrt hat eine dezidierte Haltung gegenüber den Gläubigern 
bestimmte innenpolitische Voraussetzungen und läuft aufgrund ihrer verteilungspo- 
litischen Implikationen automatisch auf eine direkte Konfrontation mit den internen 
Machtgruppen hinaus. Verteilungspolitische Spielräume der Regierung sind somit 
nicht in erster Linie durch den makroökonomischen Faktor des Ressourcenabflusses 
sondern durch innenpolitische Machtgrenzen eingeschränkt; die Frage, ob die Regie- 
rung fähig ist, gegebene Spielräume im Bereich der Auslandsverschuldung auszu- 
nutzen oder zu erweitern, bzw. ob sie hier noch Terrain abgibt, ist auch die Frage, mit 
welchem Erfolg sie in der Lage ist, diese inneren Machtgrenzen in ihrem Sinne aus- 
zuweiten. Das Einschwenken der demokratischen argentinischen Regierung auf tra- 
ditionelle Umschuldungsverhandlungen seit der zweiten Hälfte des Jahres 1984 und 
die mit dem IWF abgestimmte Stabilisierungspolitik des Plan Austral ist daher nicht 
nur eine »Kapitulation vor den Gläubigern« (Simon 1986), sondern mindestens eben- 
so die Kapitulation der demokratischen Regierung und ihrer verteilungspolitischen 
Zielsetzung vor der herrschenden Finanzoligarchie: Diese konnte an einem konflikti- 
ven Kurs in der Schuldenpolitik grundsätzlich schon deswegen kein Interesse haben, 
weil im Fall von Sanktionen seitens der Gläubiger auch das Fluchtkapital hätte be- 
rührt werden können. 

Wie kam es aber zu dieser innenpolitischen Kapitulation in der Verschuldungsfrage 
und welches ist das Ergebnis? 


Das Schuldenmanagement des Kabinetts Grinspun 


Fest steht, daß die Regierung Alfonsin bei ihrem Amtsantritt im Dezember 1983 be- 
züglich der Schuldenproblematik einer weitgehenden Fehlperzeption unterlag: we- 
der war ihr in ausreichendem Maße klar, wer die Finanzgruppen im einzelnen waren 
und welchen Machtfaktor sie inzwischen darstellten, noch hatte sie einen realisti- 
schen Begriff von Umfang und Modus der Kapitalflucht sowie von dem zu erwarten- 
den Verhalten der Gläubiger. So hatte man zum einen gehofft, die Demokratisierung 
als entscheidendes Argument ın die Waagschale bei den Schuldverhandlungen wer- 
fen zu können und über die »Solidarität der Demokraten« zu einem weichen Gläubi- 
gerverhalten und günstigen Refinanzierungskonditionen zu gelangen. Darüber hin- 
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aus glaubte man, den Gläubigern demonstrieren zu können, daß das Land seine 
Anpassungsleistung bereits erbracht habe und es daher unmöglich sei, auf dem Weg 
der traditionellen Orthodoxie weiterzugehen. Wie sich in den nächsten Monaten her- 
ausstellte, gingen beide Rechnungen nicht auf. Daneben aber war man davon ausge- 
gangen, nachweisen zu können, daß die Verschuldung, da sie ja eben nicht aus den 
Erfordernissen nationaler Entwicklung enstanden, sondern rein spekulativ zustande 
gekommen war, zu weiten Teilen »illegitim« sei, so daß von der neuen Regierung die 
Verantwortung nur für den »legitimen« Teil der Schulden zu übernehmen sei und 
sich daher auch nur auf diesen die Notwendigkeit der Refinanzierung erstreckte 
(Schvarzer 1985, S. 5 f.). Einige Schätzungen, die zu dieser Zeit angestellt wurden, 
bezifferten den Anteil der »illegitimen« an der Gesamtschuld auf 40 bis 50%. Von 
der Regierung initiierte Untersuchungen über den Ursprung der Schulden führten je- 
doch zu keinem Ergebnis. Denn abgesehen von kleineren Unregelmäßigkeiten war 
der Verschuldungsprozeß formal legal verlaufen: Die Militärregierung hatte Devi- 
senkredite auf den internationalen Finanzmärkten aufgenommen, um anschließend 
diese Devisen an die lokalen Wechselstuben und Banken zu verkaufen, die sie ihrer- 
seits an ihre Privatkunden weiterverkauften. Damit verlor sich die Spur. Am Ende 
wies die Zahlungsbilanz lediglich einen Gesamtbetrag von über 22 Mrd. US$ aus, die 
»ungerechtfertigt« abgeflossen waren. Der andere Weg, wenigstens einen Teil der 
Schulden über die Kontrolle der Unternehmensbilanzen zurückzuverfolgen, wurde 
(vordergründig wegen Datenschutzbestimmungen bei den Steuerbehörden) nicht ein- 
geschlagen; dahinter stand aber de facto der mangelnde politische Wille, sich ernst- 
haft mit den entsprechenden Unternehmergruppen anzulegen. 

Die Realität, vor der die Regierung bei ihrem Amtsantritt stand, sah so aus: Die De- 
visenreserven waren nahezu vollständig verbraucht. Die wegen der unklaren Situa- 
tion zwischen den Wahlen im September und der Regierungsübernahme im Dezem- 
ber 1983 suspendierten Refinanzierungsverhandlungen hatten dazu geführt, daß am 
10. Dezember Zahlungsrückstände über 3,2 Mrd. US$ aufgelaufen waren. Die für 
1984 anstehenden Fälligkeiten lagen bei über 20 Mrd. US$. 

Aufgrund der genannten Fehlperzeption handelte das neue Wirtschaftskabinett Grin- 
spuns zunächst unter der angenommenen Voraussetzung eines relativ großen Spiel- 
raums: Zunächst wurden die Gläubiger um eine Frist bis zum 30. Juni 1984 für die 
Überprüfung des Umfangs der Schulden und die Erarbeitung eines Vorschlags für den 
Zahlungsmodus gebeten. Dieses wurde allgemein als einseitiges Moratorium ver- 
standen und von den Gläubigern mit äußerstem Mißtrauen aufgenommen. Da die Re- 
gierung überdies, angesichts ihrer verteilungspolitischen Zielsetzungen und des von 
ihr geleisteten Versprechens von Reallohnerhöhungen, ein Abkommen mit dem IWF 
vermeiden wollte und daher zu direkten Umschuldungsverhandlungen mit den Ban- 
ken und dem Pariser Club zu gelangen suchte, reagierten letztere mit Ablehnung und 
bestanden auf dem vorherigen Abkommen mit dem IWF. Als dann auch noch in den 
ersten Monaten des Jahres 1984 — konjunkturbedingt — relativ hohe Devisenerlöse für 
die argentinischen Exporte ins Land strömten, was angesichts des de facto Moratori- 
ums die Anhäufung beträchtlicher Reserven ermöglichte, erregte dies in internationa- 
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len Finanzkreisen den Verdacht, Argentinien bereite sich auf eine harte Auseinander- 
setzung vor. In »Business Week« vom 6. Februar 1984 z.B. wurde spekuliert, daß Ar- 
gentinien mit Hilfe dieser Reserven und aufgrund seiner Eigenversorgungskapazität 
mit Energie und Nahrungsmitteln längerfristige Konflikte überstehen könnte. Inter- 
essant ist aber in unserem Zusammenhang vor allem die Tatsache, daß dies in Argen- 
tinien selbst eine heftige öffentliche Diskussion über die Frage auslöste, ob die Schul- 
den bezahlt werden sollten oder nicht, bzw. welche Konsequenzen das jeweils haben 
würde. Die politische Rechte attackierte aufs schärfste die Möglichkeit einer Zah- 
lungsverweigerung und Außenabschottung der Wirtschaft und malte die Gefahr ei- 
nes Absgleitens in die Dritte Welt bzw. in die Arme der Sowjetunion an die Wand. Die 
Peronisten, die grundsätzlich eher für ein Moratorium votierten, beschränkten sich 
in dieser Auseinandersetzung v.a. darauf, die Glaubwürdigkeit der Regierung in Fra- 
ge zu stellen. Die dezidierteste Position im nationalen Sinne wurde von Aldo Ferrer, 
dem Präsidenten des Banco de la Provincia de Buenos Aires, vertreten, welcher vor- 
schlug, den Schuldendienst nicht über die 15 % der Exporterlöse hinaus steigen zu las- 
sen, sich darin aber als pünktlicher Zahler zu erweisen und im übrigen möglichen 
Sanktionen seitens der Gläubiger durch eine entschlossene Importsubstitutionspoli- 
tik zu begegnen. 

Der ganzen Debatte nahm Grinspun schließlich den Wind aus den Segeln, indem er 
verlauten ließ, die angehäuften Devisenreserven dürften zu keinerlei Spekulation An- 
laß geben. D.h. statt hier eine eindeutige Position zu beziehen, lavierte die Regierung 
herum und hielt sich aus der eigentlichen politischen Diskussion zur Verschuldungs- 
frage weitgehend heraus. Wenig später griff die Rechte erneut die Debatte auf, indem 
sie ein von renommierten liberalen Wirtschaftswissenschaftlern, darunter die.ehem. 
Wirtschaftsminister Krieger Vasena und Roberto Aleman, verfaßtes Dokument ver- 
öffentlichten, mit welchem nachgewiesen werden sollte, daß das Abkommen mit dem 
IWF und die Umschuldung der für 1984/85 anstehenden Fälligkeiten unabdingbar 
seien. Von da an wurde die Notwendigkeit des Abkommens mit dem IWF mit schö- 
ner Regelmäßigkeit von der Tagespresse betont. Im April kam es auf Verlangen der 
peronistischen Fraktion in beiden Kammern des Parlaments zu einer Befragung Grin- 
spuns zur Verschuldungsproblematik, als deren wesentliches Ergebnis die peronisti- 
schen Abgeordneten bilanzierten, die Regierung habe keinerlei Maßnahmen ersgrif- 
fen, um die für die 30 Mrd. US$ Fluchtkapital Verantwortlichen ausfindig zu machen 
und zur Rechenschaft zu ziehen. 

Parallel zu diesen Auseinandersetzungen um die Verschuldungsfrage liefen die Kon- 
troversen um den expansiven verteilungspolitischen Kurs des Kabinetts Grinspun. 
Die wirtschaftspolitischen Ziele Grinspuns waren im wesentlichen die Anhebung der 
Reallöhne, Reaktivierung der Wirtschaft und Begrenzung der Inflation. Wirtschaft- 
liche Schlüsselvariablen wie Löhne und Preise, regulierte Zinsraten und Wechselkur- 
se sollten dabei den erwarteten Inflationsraten angepaßt werden. Die Reallöhne, die 
unter der Militärdiktatur vollständig verfallen waren, sollten bis Ende 1984 um 6-8 % 
angehoben werden. Bereits im Dezemeber 1983 wurden die Mindestlöhne um ca. 55 
% und die Durchschnittslöhne um 17 % erhöht (International Monetary Fund 1984) 
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und sollten danach laufend den erwarteten monatlichen Inflationsraten angepaßt 
werden. Da die Inflation dann de facto sehr viel schneller wuchs, wurden zunächst 
auch noch weitere nachträgliche Anpassungen vorgenommen. Die Reaktivierung 
der Wirtschaft sollte v.a. über Nachfrageausweitung via Reallohnerhöhungen sowie 
durch erhöhte staatliche Sozialleistungen ermöglicht werden. Daneben sollten über 
niedrige bzw. negative Realzinsen produktive Investitionen angereizt werden. 

Die Inflationsbekämpfung sollte in erster Linie über Preiskontrollen erfolgen. So er- 
ließ die Regierung im Dezember 1983 einen 40-tägigen Preisstop, von dem etwa 700 
Unternehmen und etwa 70 Konsumartikel betroffen waren. Für die Genehmigung 
von Preiserhöhungen war danach der Nachweis erhöhter Produktionskosten notwen- 
dig, wobei im Falle von Lohnkosten nur die staatlich dekretierten Lohnerhöhungen 
und im Falle finanzieller Kosten nur die regulierten Zinssätze geltend gemacht wer- 
den durften. Im Juni 1984 wurden dann für etwa 30 Artikel Höchstpreise eingeführt. 
Das Haushaltsdefizit sollte v.a. über erhöhte Steuereinnahmen (Erhöhung verschie- 
dener Einzelsteuern sowie das erhoffte Ergebnis einer Steueramnestie) und die Kür- 
zung einiger Investitionsausgaben sowie der Verteidigungsausgaben reduziert wer- 
den, während die Gehälter. im öffentlichen Dienst ebenso wie im privaten Sektor 
angehoben und die Ausgaben in den Bereichen Gesundheit, Erziehung und Soziallei- 
stungen ausgedehnt werden sollten. 

Im Ergebnis gelang es mit diesen Instrumenten nicht, das Investitionswachstum in 
Gang zu setzen; das nachfrageinduzierte Wachstum der ersten Jahreshälfte 1984 kam 
gegen Jahresende wieder zum Stillstand. Die gestiegene Nachfrage wurde von den 
Unternehmern weitestgehend nicht mit einer Angebotsausweitung beantwortet, son- 
dern über Preiserhöhungen abgeschöpft. Die Inflationsraten, die schon aufgrund des 
Indexierungssystems beträchtlich waren, zogen weiter an: die Jahresrate für 1984 lag 
bei ca. 680 %. 

Die wachsenden Inflationsraten wurden dann aber zu dem entscheidenden innenpoli- 
tischen Argument für die Wiederaufnahme der Verhandlungen mit dem IWF. Anfang 
Juni tat die Regierung den ersten Schritt auf den IWF zu, indem sie eine »letter of in- 
tent« verabschiedete, die zunächst dem Kongreß vorgelegt und erst dann dem IWF 
präsentiert werden sollte. Damit verstärkten sich jedoch die Spannungen auf dem Feld 
der internationalen Verhandlungen. Denn weder entsprach die Form dieses Vorgangs 
als einseitige, ohne vorherige Absprache mit dem Fonds erfolgte Übergabe der »letter 
of intent« den internationalen Gepflogenheiten, noch war ihr Inhalt konform mit der 
üblichen Orthodoxie der IWF-Auflagen. So sah sie u.a. einen link zwischen Schul- 
dendienst und Exporterlösen vor (ohne diesen allerdings zu quantifizieren); sie for- 
derte eine Senkung der Zinsen und Ausdehnung der Fristen, die mit nationalen 
Wachstumszielen vereinbar wären, sowie die 6-8%ige Anhebung der Reallöhne für 
1984; das Haushaltsdefizit sollte bei 9,4 % des BIP belassen und 1985 nur leicht auf 
8,2 % gesenkt werden. 

Die Spannungen verstärkten sich vor dem Hintergrund der Konferenz von Cartage- 
na, mit der— wie real auch immer — die Möglichkeiteines Schuldnerkartells ins Blick- 
feld rückte: Das US-Finanzminsterium verweigerte die Verlängerung eines Über- 
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brückungskredits, die Banken gingen zur täglichen Refinanzierung der fälligen Kre- 
dite über. Spätestens Ende Juni war der Versuch einer Ausweitung der Verhandlungs- 
spielräume gegenüber dem IWF endgültig gescheitert. Von daan ginges nurnoch um 
den Modus der Kapitulation, die schließlich Ende Dezember mit der Unterzeichnung 
einer neuen »letter of intent« mit dem IWF perfekt war. Schon im September war ein 
Memorandum mit dem Fonds unterzeichnet worden, das u.a. die Senkung der Infla- 
tion auf 300 % für 1985 vorsah, Senkung der Produktionskosten einschl. der Löhne, 
Lockerung der Preiskontrollen, Senkung des Haushaltsdefizits auf5,1 % v.a. über die 
Anhebung der öffentlichen Tarife, sowie die Abwertung der Währung. Dies ermög- 
lichte Anfang Dezember den Abschluß eines Refinanzierungsabkommens mit den 
Banken über insgesamt 4,2 mMrd. US$ sowie eine Neukreditzusage über 1,27 Mrd. 
US$ seitens der Gläubigerstaaten und des IWF. 

Während die Unternehmer und die politische Rechte das Abkommen begrüßten, wur- 
de es von der peronistischen Opposition als Neuauflage der traditionellen Anpas- 
sungskonzepte A la Martinez de Hoz und als geeignetes Instrument für die Vertiefung 
der Abhängigkeit abgelehnt. 

Die Gläubigerbanken verhielten sich weiterhin abwartend, da sie- zu Recht - die Fä- 
higkeitder Regierung zur Umsetzung der mit dem IWF vereinbarten Maßnahmen be- 
zweifelten. Die Preise stiegen im Januar 1985 z.T. bedingt durch die Abwertung und 
die Anhebung der Tarife — weiter. Im Februar stellte eine IWF-Delegation offiziell 
fest, daß die vereinbarten Ziele nichterreicht worden seien. Wenig später traten Wirt- 
schaftsminister Grinspun und Zentralbankpräsident Garcia Väzquez zurück. 

Die »Washington Post« hatte die Kapitulation der argentinischen Regierung bereits 
anläßlich des Refinanzierungsabkommens vom Dezember kommentiert: 

»Alfonsin bittet um ausländische Hilfe, um die Demokratie in Argentinien zu retten, weil er nicht in der 
Lage ist, die Argentinier davon zu überzeugen, daß sie für ihre Demokratie selbst aufkommen müssen; 
für diejenigen, die ihr Vermögen im Ausland halten, ist ihre finanzieile Sicherheit nämlich wichtiger als 
politische Freiheit.« : j 
Grinspun selbst formulierte bei seinem Rücktritt: 


»Innerhalb der Regierung gibt es nebeneinander zwei antagonistische politische Projekte: das eine zielt 
auf ein geschrumpftes Land, während es bei dem anderen um die Realisierung des Landes geht.« 


Der »Ambito Financiero«, das große liberale argentinische Wirtschaftsblatt, drückt 
es so aus: »Der Präsident befand sich zwischen zwei Feuern, wobei Grinspun und 
Varcfa Väzquez absolut entgegengesetzte Positionen vertraten.« 

So kann man schlußfolgern, daß der Kniefall vor dem IWF nur der äußere Ausdruck 
für die Entscheidung eines innenpolitischen Machtkampfes war, der sowohl in- 
nerhalb der Regierung, als auch gesamtgesellschaftlich stattgefunden hatte und als 
dessen Ergebnis die expansionsorientierte gegenüber der orthodoxen stabilisierungs- 
politischen Position unterlegen war bzw. bei dem sich die »patria financiera« eindeu- 
tig als die gesellschaftlich herrschende Kraft erwiesen hatte. Die Frage, die sich hier 
stellt, ist, ob der expansive und auf dem internationalen Feld der Umschuldungen 
konfliktive Kurs überhaupt jemals eine reelle Chance gehabt hat, ober ob nicht bei der 
Regierungsübernahme im Dezember 1983 die internen Machtverhältnisse so eindeu- 
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tig und die Interessenliäson der lokalen Machtgruppen mit den Akteuren der interna- 
tionalen Finanzszene so übermächtig war, daß eine dezidierte nationale Position in 
der Schuldenfrage von vornherein eine Illusion und daher zum Scheitern verurteilt 
war. 

Die Versäumnisse der Regierung sind ziemlich klar: Der traditionelle Keynesianis- 
mus Grinspuns war angesichts der weitgehenden Internationalisierung und Dolla- 
risierung der argentinischen Ökonomie längst zum Anachronismus geworden. Die 
Regierung hätte eine viel gezieltere Aufklärungspolitik hinsichtlich der Kompromit- 
tierung der Finanzgruppen mit der Militärdiktatur und mit der Kapitalflucht betreiben 
müssen. Siehhätte sehr viel offensiver die Verbindung von Schuldendienst und finanz- 
Kapitalistischem Interesse aufzeigen und dabei v.a. solche Ansätze wie den von Fer- 
rer in die Diskussion einbeziehen müssen. V.a. aber hätte sie sich eine starke politi- 
sche Basis für eine expansive Umverteilungspolitik schaffen müssen und sich nicht 
auf ihrer absoluten Mehrheit bei den Wahlen vom September 1983 ausruhen dürfen. 
Statt sich mit den Gewerkschaften anzulegen?, hätte sie diese zu Bündnispartnern 
machen sollen. Auch mit Teilen des politischen Peronismus hätte sie zumindest par- 
tielle Allianzen bilden können. Kurz: Sie hätte das versuchen sollen, was Ferrer als 
einzig mögliche Strategie in der Verschuldungsfrage bezeichnet: Sie hätte die De- 
mokratisierung vorantreiben müssen: 


»Die einzig realistische Antwort ist die Vertiefung demokratischer Mechanismen, in deren Kontext die 
Auslandsverschuldung nur als eine der zahlreichen Herausforderungen, mit denen Schuldnerländer kon- 
frontiert sind, behandelt wird« (Ferrer 1985, S. 85). 


Stattdessen ist sie genau in die Falle getappt, vor der Ferrer warnte: statt die innenpo- 
litische Auseinandersetzung zu wagen, hat sie die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit 
nach außen gelenkt auf das Gerangel bei den internationalen Verhandlungen und sich 
damit in eine schier ausweglose Situation hineinmanövriert: 

»Die Probleme zu verleugnen, heißt, ihre Lösung aufzuschieben und sie damit noch weiter zu verschär- 
fen - in diesem Falle bedeutet dies zunehmende Rezession, Arbeitslosigkeit und Verarmung in weiten 
Sektoren der lateinamerikanischen Gesellschaften. Die Schuldnerländer können diese Realitäten nicht 
länger verleugnen, indem sie weiterhin in New York, Washington oder Paris darüber diskutieren, welche 
Wirtschaftspolitiken zu verfolgen sind, indem sie Verantwortlichkeiten an diese Verhandlungsforen de- 
legieren, die ihnen selbst zukommen. Da es überdies schwierig ist, eine irgendwie geartete Ordnung in 
die heimischen Probleme zu bringen, treten die lateinamerikanischen Staaten unter den denkbar ungün- 
stigsten Bedingungen in die internationalen Verhandiungen ein. Die Programme, die ihre eigenen verfüg- 


baren Ressourcen vermindern, sind nur dazu angetan, ihre heimische Situation weiter zu verkomplizie- 
ren« (Ferter 1985, S. 85). 


Mit ihrer unentschlossenen innenpolitischen Haltung und der Verzögerungstaktik bei 
den Schuldenverhandlungen hat die Regierung der Finanzoligarchie die notwendige 
Zeit gegeben, das traditionelle Instrument der Umverteilung und das für den IWF ent- 
scheidende Argument zu reaktivieren: die Inflation. Inflation ist — und das gilt ganz 
besonders für Argentinien — nie ein rein technisch-ökonomisches, sondern immer ein 
eminent politisches Problem: angesichts unklarer Hegemonialverhältnisse und einer 
hochmonopolisierten Wirtschaftsstruktur war die Inflation der entscheidende Hebel, 
mit dem die Oligarchie direkt politisch nicht durchsetzbare Verteilungsentscheidun- 
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gen zu ihren Gunsten herbei führen konnte. Expansive Politiken, die nicht an umfas- 
sendere politische Maßnahmen gekoppelt waren, wurden so regelmäßig unterlaufen. 
Die Inflation des Jahres 1984 war damit zum einen das Instrument, die von Grinspun 
intendierte Umverteilung rückgängig zu machen. Zum anderen war sie ein wirksamer 
Mechanismus der politischen Destabilisierung der Regierung und lieferte damit das 
Argument für die Unmöglichkeit einer unabhängigen, an nationalen Prioriäten orien- 
tierten Politik und für die Notwendigkeit einer Unterwerfung unter das Diktat des 
TWE.* Mit dem Explodieren der Inflationsraten wurden aber die notwendigen Anpas- 
sungslasten immer härter, die Eingriffe von außen immer gravierender. 

Wie bereits bemerkt, ist dieses zögerliche, unklare und widersprüchliche Vorgehen 
u. a. auf beträchtliche Gegensätze innerhalb der Regierung selbst zurückzuführen. 
Diese heterogene Zusammensetzung des Kabinetts istaber damit ihrerseits auch Aus- 
druck des mangelnden politischen Willens bei den Entscheidungsträgern, eine grund- 
legende Veränderung der Machtstrukturen herbeizuführen und auf diese Weise über- 
haupt erst die Verankerung der Demokratie zu ermöglichen. 


Schuldenmanagement und Stabilisierungspolitik: Der Plan Austral 


Das neue Wirtschaftskabinett Sourouilles, der im Februar 1985 sein Amt als Minister 
antrat, sah sich angesichts der Gefahr einer Hyperinflation und des wachsenden 
Drucks der Gläubiger vor die Notwendigkeit einer grundlegenden Neuorientierung 
gestellt. Nachdem die Verhandlungen in einer Übergangszeit so schleppend wie bis- 
her fortgesetzt worden waren und nachdem ein erneutes Abkommen mit dem IWF zu- 
stande gekommen war, veröffentlichte die Regierung am 14. Juni auf überraschende 
Weise den »Plan Austral«, der, damit die vorgesehene Schocktherapie voll zur Wir- 
kung kommen konnte, bis dahin geheim gehalten worden war. Obwohl die in ihm vor- 
gesehenen drastischen Maßnahmen der Inflationsbekämpfung von der traditionellen 
Orthodoxie abwichen, gab der IWF seine Zustimmung. Damit war der Weg freigege- 
ben für Umschuldungsverhandlungen, die im August stattfanden. Neben der defini- 
tiven Zusage der bereits im Vorjahr vereinbarten 4,2 Mrd. US$ gelang jetzt eine um- 
fassende Refinanzierung der zwischen 1982 und 1985 aufgelaufenen Fälligkeiten 
über insges. 14 Mrd. US$. Im November wurden die Verhandlungen über die nach 
1985 anstehenden Fälligkeiten aufgenommen. 

Der Plan Austral war ın einigen Grundzügen bereits im Januar durch die Veröffent- 
lichung eines Dokuments, der »Lineamientos de una estrategia para el crecimiento 
econömico 1985-89«, vorbereitet worden, welches von dem späteren Minister Sou- 
rouille und einigen Mitgliedern seines Kabinetts verfaßt worden war. Ausgangspunkt 
in der Argumentation für den vorgeschlagenen Entwicklungsplan war die These von 
der Notwendigkeit des Schuldendienstes, wofür die Drosselung des internen Kon- 
sums und die Senkung des relativen Anteils der Reallöhne für unerläßlich erachtet 
wurden. Adolfo Canitrot, Mitverfasser der »Lineamientos«, hatte bereits in mehreren 
Veröffentlichungen auf den engen Zusammenhang zwischen Handelsbilanzsaldo 
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und Reallöhnen hingewiesen, wobei ein Handelsbilanzüberschuß als Funktion einer 
umgekehrten Reallohnentwicklung verstanden wurde. 

Oberstes Ziel des Plan Austral selbst war dann v. a. die Vermeidung der Hyperin- 
flation, um die historische Erfahrung des Jahres 1975 nicht zu wiederholen, als im 
Gefolge des sog. »Rodrigazo«° die Hyperinflation zur vollständigen politischen De- 
stabilisierung geführt und damit den Boden für den Militärputsch vom März 1976 
bereitet hatte. In der Inflationsbekämpfung ging der Plan Austral weiter als das IWF- 
Programm: während dieses die graduelle Absenkung der Inflationsrate von 40 % im 
Juni 1985 auf 8% ım März 1986 vorgesehen hatte, zielte der Plan Austral auf die so- 
fortige schockartige Senkung der Inflation auf Null. Durch die Aufhebung des Inde- 
xierungssystems sollte die Eigendynamik der Inflation durchbrochen werden. Ein 
weiteres Ziel war die Ordnung der öffentlichen Finanzen, um die Stabilisierung des 
Systems der relativen Preise und die Remonetarisierung der Wirtschaft zu erreichen 
und die Regulierungskapazität des Staates im Bereich der Geld- und Fiskalpolitik zu 
verbessern. 

Im einzelnen umfaßte der Plan Augstral folgende Maßnahmen: 

1. Einfrieren (Congelamiento) von Löhnen, Preisen und Tarifen für öffentliche Dien- 
ste auf unbestimmte Zeit. Damit das funktionieren konnte, mußte das Gefüge der 
relativen Preise einigermaßen realistisch sein, d.h. den realen Machtverhältnissen 
entsprechen, so daß auf diesem Niveau eine gegebene Struktur der Einkommensver- 
teilung festgeschrieben wurde. Zu diesem Zwecke waren bereits vorher die öffentli- 
chen Tarife und Brennstoffpreise angehoben worden. Die Währung wurde um 18 % 
abgewertet. Fleisch- u. a. Nahrungsmittelpreise wurden vorübergehend freigegeben, 
so daß sie noch erheblich anziehen konnten. Die Löhne wurden Ende des Monats um 
22,6 % angehoben (Rozenwurcel 1986, S. 7). Außerdem wurden die Zinssätze auf zu- 
nächst monatlich 4 % (passiv) bzw. 6 % (aktiv) und später auf 3,5 % bzw. 5 % abge- 
senkt, was bei einer angestrebten Inflationsrate von Null ziemlich hohe Realzinsen 
bedeutet hätte. 

2. Währungsreform und Einführung des »Austral«, der mit einer Parität von 1:1000 
zum alten Peso festgelegt wurde. Der Wechselkurs zum Dollar wurde bei 0,80 Aus- 
trales pro Dollar fixiert. Für Verbindlichkeiten, die vor dem 15. Juni in Pesos einge- 
gangen waren, wurde eine Konversionsskala zwischen Peso und Austral festgelegt, 
welche die tägliche Wertminderung des Peso gegenüber dem Austral vorsah, um auf 
diese Weise eine durch hohe Realzinsen bedingte Umverteilung zwischen Kreditneh- 
mern und Gläubigern zu verhindern. 

3. Reduzierung des Haushaltsdefizits auf 2,5 % des BIP für die zweite Jahreshälfte 
1985 (gegenüber 11,5 % für 1984) und Verzicht des Staates auf Defizitfinanzierung 
über Emission. Vielmehr sollte das verbleibende Haushaltsdefizit ausschließlich über 
Auslandskredite finanziert werden und das Wachstum der umlaufenden Geldmenge 
sollte direkt an das Wachstum der internationalen Reserven gekoppelt werden (Ro- 
zenwurcel 1986, S. 6 f.). Die Reduzierung des Haushaltsdefizits sollte über die Erhö- 
hung der öffentlichen Tarife sowie der Außenhandels- und Brennstoffsteuern und 
über die Einführung einer Zwangsanleihe für höhere Einkommensempfänger erfol- 
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gen. Weiterhin ging man davon aus, daß der Inflationsstop die bisherige inflations- 
bedingte Erosion der Staatseinnahmen bremsen und damit auch zu ihrer Erhöhung 
beitragen würde. Öffentliche Investitionen und die im öffentlichen Dienst gezahlten 
Löhne und Gehälter waren schon vorher gekürzt worden und sollten auch auf abseh- 
bare Zeit nicht wieder angehoben werden (Heymann 1987, S. 285). 

In verteilungspolitischer Hinsicht bedeutete der Plan Austral zunächst einmal, daß 
die gegebenen Verteilungsverhältnisse festgeschrieben wurden und daß auf dieser 
Grundlage —- v. a. durch die Währungsreform und die Einführung der neuen Währung 
»Austral« — ein v. a. psychologischer Neuanfang versucht werden sollte. Es drück- 
tesich darin das offizielle Eingeständnis aus, daß die Regierung mit ihren verteilungs- 
politischen Ambitionen gescheitert war und daß — um Schlimmeres, d. h. wachsen- 
de inflationsbedingte Einkommenskonzentration — zu verhindern, die gegebenen 
Machtverhältnisse, die vorher falsch eingeschätzt worden waren, als Vorbedingun- 
gen für langfristige wirtschaftliche Stabilisierung anzuerkennen waren. Gleichzeitig 
aber drückte sich in der Art und Weise, wie der Plan eingeführt worden war, auch das 
Eingeständnis eines zumindest partiellen Scheiterns weitergehender Demokratisie- 
rungsvorstellungen aus: der Konsens über die zu verfolgende Verteilungspolitik war 
nicht Ergebnis einer breiten demokratischen Diskussion, sondern einer Überra- 
schungsaktion, wobei man sicher davon ausgehen kann, daß hinter den Kulissen die 
geplanten Maßnahmen mit den Repräsentanten der Oligarchie abgestimmt waren. Im 
Endeffekt konnte jedoch ein — zumindest vorübergehender — Konsens hergestellt 
werden, welcher sich in der breiten Zustimmung der Bevölkerung zum Plan Austral 
ausdrückte. Diese Zustimmung beweisen u. a. verschiedene Meinungsumfragen, 
nach denen die Popularität von Alfonsin und Sourouille nach der Verabschiedung des 
Plan Austral erheblich angestiegen ist. Der erste praktische Test für die Konsensfä- 
higkeit des Plan Austral war dann die Wiedereröffnung der Banken am 19. Juni: 80 
% der Bankeinlagen wurden sofort in Australes umgewandelt (Ehrke 1985, S.7). Die 
Unternehmerverbände und konservativen Politiker stimmten in öffentlichen Stel- 
lungnahmen im großen und ganzen dem Plan zu. Kritik wurde v.a. seitens des Indu- 
striellenverbandes UIA an den absehbaren rezessiven Konsequenzen geübt sowie 
von Seitenderkons- vativen Partei UCD an den dirigistischen Elementen, insbes. der 
Zwangsanleihe (Ehrke 1985, S. 8). Der politische Peronismus und die Gewerkschaf- 
ten reagierten mit spontaner Ablehnung. Angesichts der Popularität des Plan Austral 
differenzierte sich die peronistische Position im Vorfeld der Parlamentswahlen vom 
3.November. Aufgrund ihres inneren desolaten Zustandes schafften es die Peronisten 
nicht, eine einheitliche Position und damiteine wählbare Alternative zur Regierungs- 
partei UCR zu entwickeln. So variierten sie zwischen totaler Zustimmung und eben- 
so totaler Ablehnung. Hauptkritikpunkte waren das Fehlen eines Reaktivierungspro- 
gramms, der antinationale Charakter und die Nähe zum IWF, das Einfrieren der Ver- 
teilungsverhältnisse zu einem Zeitpunkt, wo die Löhne im Rückstand waren sowie 
die Tatsache, daß so weitreichende Maßnahmen wie eine Währungsreform nicht von 
der einzig dafür legitimierten Instanz, dem Parlament, beschlossen worden waren. 
Auch die Gewerkschaften hatten keine einheitliche Position: während die orthodoxen 
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Gruppierungen sich ablehnend verhielten, stimmte die reformorientierte »Gruppe der 
25« dem Plan Austral weitgehend zu (Ehrke ‘1985, S. 10). 

Derinsgesamt für argentinische Verhältnisse ungewöhnlich hohe Konsens verschaff- 
te der Regierung plötzlich einen relativ großen Handlungsspielraum gegenüber den 
ausländischen Gläubigern; er war entscheidend für die Zustimmung des IWF. Die 
Abweichungen des Plan Austral von der traditionellen IWF-Orthodoxie, seine sog. 
»Heterodoxie«, ist zwar v. a. hinsichtlich ihrer Auswirkungen nicht allzu gravierend; 
andererseits herrschte in den eineinhalb Jahren vor Verabschiedung des Plans in der 
internationalen Finanzwelt ein derartiges Mißtrauen gegenüber Argentinien, daß die 
Vertrauenswürdigkeit sicherlich nicht leicht wieder herzustellen war. Daher läßt sich 
schlußfolgern, daß im Falle eines solchen nationalen Konsenses auch eigenständigere 
Politiken möglich sind, d. h. die Handlungsspielräume einer Regierung auf interna- 
tionalem Feld unter diesen Bedingungen beträchtlich größer sind. Der Preis im Fal- 
le des Plan Austral war allerdings die Anerkennung der ungleichen, undemokrati- 
schen Verteilungsverhältnisse und der — zumindest mittelfristige — Verzicht auf ihre 
Modifizierung im Sinne größerer Gerechtigkeit. Eine Regierung, die zunächst ihre 
Möglichkeiten völlig falsch eingeschätzt hatte und der es überdies an politischem 
Willen mangelte, ernsthafte und die Gesellschaftsstrukturen in ihrer Tiefe verändern- 
de Demokratisierungsanstrengungen zu unternehmen, hat hier erkannt, daß die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung ihrer Kontrolle vollständig zu entgleiten droht; 
sie hat in letzter Minute das Ruder herumgerissen, um wenigstens den Ist-Zustand 
festzuschreiben. 


Die Ergebnisse des Plan Austral 


Insgesamt sind vier Etappen der Implementierung des Plan Austral zu unterscheiden: 
1. Die Zeit des Congelamiento bis Ende März 1986; 

2. Die Phase der Flexibilisierung bis Ende September 1986; 

3. Die Maßnahmen zur Überwindung der erneut angestiegenen Inflationsraten bis 
Ende Februar 1987; 

4. Das Scheitern des erneuten Congelamiento vom 24. Februar und das weitere An- 
wachsen der Inflationsraten (bis September 1987). 


1. Phase: Juni 1985 bis Ende März 1986 


Zunächst war ein drastischer Abfall der Inflation auf weniger als 3% im monatlichen 
Durchschnitt zu verzeichnen. Bis März 1986 gelang die Stabilisierung des Wechsel- 
kurses bei der ursprünglichen Parität von 0,80 A = I US$. Auch der Parallelkurs, der 
als Gradmesser des Vertrauens in die wirtschaftliche Stabilität anzusehen ist, entfern- 
te sich nicht stark vom offiziellen Kurs. Erst im März erfolgte die erste Abwertung um 
3,75 %. Das Haushaltsdefizit konnte beträchtlich reduziert werden, so daß es für das 
gesamte Jahr 1985 bei 5,9 % des BIP und 1986 nur noch bei 3,6 % lag (Banco Cen- 
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tral). Im Zeitraum Juni 1985 bis Ende März 1986 wurde es um insges. 5,5 % des BIP 
reduziert (Rozenwurcel 1986, S. 9). Das ist im wesentlichen auf die durch den Infla- 
tionsstop bedingten staatlichen Einnahmeerhöhungen zurückzuführen. 

Die rezessiven Tendenzen setzten sich zunächst fort. Seit Jahresende wurden jedoch 
wieder Produktionszuwächse v. a. von der Industrie ausgehend verzeichnet. Diese 
Reaktivierung verstärkte sich im Laufe des Jahrs 1986: Gegenüber einer negativen 
Wachstumsrate des BIP von 4,5 % (1985) wuchs das BIP 1986 um ca. 6,5 % (Rozen- 
wurcel 1986, S. 19).’ Trotz des Erfolges bei der Inflationsbekämpfung bestand wei- 
terhin eine erhebliche Residualinflation, die durch das Congelamiento nur zurückge- 
staut war. Dabei kam es zu weiteren Verschiebungen im Gefüge der relativen Preise, 
wovon v.a. die Nahrungsmittel- allen voran die Fleischpreise profitierten. Um zu ver- 
hindern, daß dies langfristig wieder zu emporschnellenden Inflationsraten führte, be- 
gann die Regierung ab April mit der Flexibilisierung der Preiskontrollen. 


2. Phase: April 1986 bis September 1986 


Bereits im Januar waren die Löhne um 5 % angehoben worden. Im Februar und März 
wurden Preiserhöhungen für einige Industriegüter genehmigt. Im April schließlich 
wurden das Congelamiento aufgehoben und durch ein System allgemeiner Preisan- 
passungen an die für 1986 erwartete Inflationsrate von 28 % ersetzt. Damit verbun- 
den war ein System vorangekündigter Tarifanhebungen, neue Lohnleitlinien und eine 
Politik der Miniabwertungen, Hauptziel dieser Maßnahmen war, zu verhindern, daß 
die Ungleichgewichte in der Struktur der relativen Preise sich verstärkten. Das Mo- 
ment der Indexierung, das eigentlich hatte beseitigt werden sollen, wirkte sich damit 
wieder verstärkend auf das Inflationswachstum aus. Mit der Flexibilisierung erhöh- 
te sich so der inflationäre Rhythmus bis auf einen neuen Höhepunkt von 8,8 % im Au- 
gust. Dies hing z. T. mit der Lohnentwicklung zusammen, die sich - insbes. in der 
Industrie — nicht an die staatlichen Leitlinien hielt; außerdem zogen die Preise für 
Nahrungsmittel weiterhin kräftig an (Rozenwurcel 1986, S. 11 £.). Da die nominalen 
Zinssätze hinter den Inflationsraten zurückblieben, d. h. das Niveau der Realzinsen 
sogar leicht negative Werte erreichte, war dies gleichzeitig auch ein verstärkendes 
Moment für die wirtschaftliche Reaktivierung. 


3. Phase: September 1986 bis Februar 1987 


Im September wurde ein neues Maßnahmenpaket verabschiedet, das die Verstärkung 
der Preiskontrollmechanismen und die Eliminierung der automatischen Anpassung 
(d. h. die Indexierung) vorsah. Für die Lohnentwicklung gab es jedoch neue Leitli- 
nien, die die vierteljährliche Anpassung an eine erwartete Inflationsrate von monat- 
lich 3 % vorsahen. Wechselkurs und öffentliche Tarife sollten ebenfalls an diese Ra- 
te angepaßt werden. Weiterhin wurden verschiedene Instrumente zur Erhöhung der 
Geldmengenkontrolle eingeführt. 

Im Ergebnis konnten die Inflationsraten bis Jahresende vorübergehend auf 4,7 % (im 
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Dezember) gedrückt werden. Die erhöhten monetären Kontrollen führten jedoch zur 
beträchtlichen Erhöhung der Realzinsen auf etwa das Ausgangsniveau nach Verab- 
schiedung des Plan Austral. Die Stabilisierung war diesmal jedoch nur von sehr kurz- 
fristiger Dauer, und im Januar lag die Inflationsrate bereits wieder bei 7,6 %. Dies ist 
im wesentlichen auf die schleichende Wiederaufnahme der Indexierung in praktisch 
allen Wirtschaftsbereichen zurückzuführen. 


4. Phase: Februar 1987 bis September 1987 


Diese letzte Phase ist gekennzeichnet durch das definitive Scheitern des Plan Austral. 
Ende Februar wurde zunächst eine modifizierte Neuauflage des ursprünglichen Plans 
verabschiedet, mit. der man hoffte, die erneut angestiegenen Inflationsraten in den 
Griff zu bekommen: Preise und Löhne wurden - nach vorherigen Anpassungen - er- 
neut eingefroren. Für den Wechselkurs wurde ein sukzessiver Abwertungsplan an- 
gekündigt, die Zinssätze wurden gesenkt. Bis April/Mai konnte die Inflationsrate 
auf diese Weise noch einmal vorübergehend auf 3,4 % bzw. 4,2 % gedrückt werden. 
Danach jedoch stieg sie unaufhörlich an bis zu einem vorläufigen Höhepunkt von 
13,7 % im August. 


Demokratische Stabilisierung? 


Der Plan Austral ist somit in seinem Hauptziel, der Inflationsbekämpfung, geschei- 
tert. Die Inflationsraten haben zwar noch nicht wieder annähernd das Niveau der Zeit 
vor der Verabschiedung des Plans erreicht; die Entwicklung ist noch weit entfernt von 
einer Hyperinflation. Dadurch jedoch, daß es nicht gelungen ist, die allgemeine In- 
dexierung der Preise zu durchbrechen (bzw. dies durch einzelne wirtschaftspolitische 
Maßnahmen noch verstärt wurde), Konnte auch die Eigendynamik der Inflation nicht 
beseitigt werden. Die sozialpsychologische Komponente der Inflationserwartung hat 
sich als resistentes Strukturmoment erwiesen, welchem mit den Mitteln des Conge- 
lamiento dauerhaft nicht beizukommen war. Damit aber ist der Plan Austral auch in 
seinen weiteren Zielsetzungen gescheitert: 

— Eine Stabilisierung des Preissystems als Voraussetzung für ein sicheres Investi- 
tionsklima und damit anhaltendes Wachstum wurde nicht erreicht; 

- ebenso wenig gelang eine dauerhafte Stabilisierung der öffentlichen Finanzen, wo 
der inflationsbedingte Einnahmenausfall sich wieder zunehmend bemerkbar macht; 
— damit aber ist die Regierung auch hinsichtlich einer erhöhten Kontrolle über die 
Wirtschaftsenwicklung mit Hilfe von Geld- und Fiskalpolitik gescheitert. 

Aber v. a. im Hinblick auf das erklärte Ziel, die über hohe Inflationsraten vermittel- 
te Einkommensumverteilung aufzuhalten und die gegebene Verteilungsstruktur fest- 
zuschreiben, um auf diesem Niveau eine gesamtwirtschaftliche Stabilisierung zu er- 
reichen, ist der Plan Austral gescheitert: der Prozeß der Einkommenskonzentration ist 
offensichtlich weiter fortgeschritten. So kann man wohl davon ausgehen—obwohlex- 
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akte Daten darüber nicht vorliegen — daß die Reallöhne im Durchschnitt gesunken 
sind. Die offiziellen Daten des staatlichen Statistischen Amtes INDEC weisen zwar 
— von einigen Schwankungen abgesehen - seit Verabschiedung des Plan Austral eine 
gewisse Stabilisierung der Löhne im Industriesektor aus.? Aber abgesehen davon, daß 
es sich hier um eine Stabilisierung auf einem insgesamt niedrigen Niveau handelt, 
sind von ihr auch nur die relativ privilegierten Sektoren betroffen: Die Daten von IN- 
DEC basieren auf Zahlen, die 1328 Industrieunternehmen, darunter die bedeutend- 
sten, umfassen. Man kann daher davon ausgehen, daß die Ziffern für kleinere Unter- 
nehmen, die in der Erhebung nicht enthalten sind, weit darunter liegen (Jozami 1987, 
S.13). Von Einkommensverlusten betroffen aber waren v.a. die Angestellten im öf- 
fentlichen Dienst, wo aufgrund der Notwendigkeitder Defizitreduzierung Löhne und 
Gehälter erheblich gekürzt wurden. Nach Angaben von Jozami ist das mittlere Ein- 
kommensniveau im Öffentlichen Dienst Ende 1986 gegenüber dem Niveau von En- 
de 1985 um 30 % gesunken. Da von insgesamt etwa 10 Mio. ökonomisch aktiven Per- 
sonen in Argentinien 1,8 Mio. im öffentlichen Dienst arbeiten (Barrera 1987,S. 136), 
fallen solche Kürzungen gesamtgesellschaftlich erheblich ins Gewicht. Insgesamt 
muß von einer wachsenden Heterogenität der Einkommensniveaus unter den Lohn- 
abhängigen ausgegangen werden (Sevares 1986, S. 8). Der Versuch der Regierung, 
hier über die Lohnleitlinien vom Frühjahr 1986 einen gewissen Ausgleich zu schaf- 
fen und gleichzeitig von einzelnen Unternehmen konzedierte Lohnerhöhungen im 
Nachhinein zu legitimieren, führte in einzelnen Industriebranchen zu nicht vorherge- 
sehenen erheblichen Lohnzuwächsen, die von den Unternehmen jedoch sofort auf die 
Preise übergewälzt wurden, was einen Großteil der wieder angezogenen Inflations- 
raten erklärt (Jozami 1987,S.13f.). Die von der Regierung reklamierte einkommens- 
politische Neutralität des Plan Austral war somit nur vorübergehend gegeben. Das 
Wiederanziehen der Inflationsraten führte zur weiteren progressiven Einkommens- 
konzentration. Die zahlreichen Generalstreiks der Gewerkschaftszentrale CGT sind 
politischer Ausdruck des Widerstandes der Gewerkschaften gegen diese Lohnent- 
wicklung — eines Widerstandes, der im Ergebnis die beschriebene Entwicklung 
jedoch ohnmächtig hat hinnehmen müssen. Dies ist u. a. Ergebnis der politischen 
Schwächung der Gewerkschaftsbewegung unter der Militärdiktatur sowie der er- 
heblichen Fraktionierung der Gewerkschaften untereinander und im politischen Pe- 
ronismus. 

Der Plan Austral war somit zum einen Instrument einer — gegenüber der Politik Grin- 
spuns — geordneteren Verwaltung der von der Diktatur ererbten Verteilungs- und 
Machtverhältnisse. Gleichzeitig jedoch war die mit ihm betriebene Einkommenspo- 
litik auch gekoppelt an eine neue Politik gegenüber den Gewerkschaften, die über 
neue Arbeitsgesetze die Begrenzung der Tarifverhandlungen und eine Dezentralisie- 
rung der Gewerkschaftsmacht bzw. Verlagerung der Tarifauseinandersetzungen auf 
Unternehmensebene und damit letztlich der Fortsetzung der politischen Entmach- 
tung der Gewerkschaften betreibt. 

Diese — wenn auch mit anderen Mitteln verfolgte — Kontinuität mit der Diktatur wird 
auch im Bereich der Wechselkurs- und Geldpolitik deutlich: Grundsätzlich ist eine 
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effektive geldpolitische Kontrolle, sofern sie nicht mit tiefgreifenden Strukturrefor- 
men verbunden ist, schon aufgrund der weitgehenden Dollarisierung des Geldmit- 
telumlaufs in Argentinien nicht möglich: Für Mitte 1985 wird das Volumen an Dol- 
lars, das in der argentinischen Wirschaft im Umlauf ist, auf etwa dieselbe Höhe 
geschätzt wie das Volumen an im Umlauf befindlicher nationaler Währung (Jozami 
1987, S. 5; IDEC 1987, S. 4). Hinzu kommt die Existenz eines umfangreichen inof- 
fiziellen Finanzmarktes, der den staatlichen Kontrollmöglichkeiten enge Grenzen 
setzt. Auf währungspolitischem Gebiet istes v. a. der doppelte Devisenmarkt (neben 
dem offiziellen ein paralleler), der politische Eingriffsmöglichkeiten begrenzt und 
spekulativen Geschäften Raum läßt. Unter diesen Bedingungen eng begrenzter Hand- 
lungsspielräume für den Staat war die Intention des Plan Austral, den Dollarkurs 
langfristig stabil zu halten und die Inflation über hohe Zinssätze zu bekämpfen, fol- 
gerichtig, und gerade auf diesem Gebiet waren im ersten Jahr der Implementierung 
des Plans offensichtliche Erfolge zu verzeichnen. Im Prinzip handelt es sich dabei 
jedoch um nichts anderes, als um eine Neuauflage der von Martinez de Hoz betriebe- 
nen Geld-und Währungspolitik mit ähnlichen Folgen: Hohe Gewinne im Finanzsek- 
tor, verbreitete Rezession aufgrund hoher Produktionskosten und wachsende Außen- 
verschuldung. Angesichts der Oligopolstruktur der argentinischen Industrie waren 
die Unternehmen aber in sehr unterschiedlichem Maße in der Lage, die hohen Produk- 
tionskosten auf die Preise überzuwälzen. Da dies v. a. in der Großindustrie möglich 
war, trug auch die Politik der hohen Zinsen dazu bei, die Inflationsraten seit Sommer 
1986 wieder hochzutreiben, während gleichzeitig in Teilen der Großindustrie inve- 
stiert wurde und Wachstumsraten zu verzeichnen waren. Der Zentralisierungsprozeß 
innerhalb der Industrie verstärkte sich somit weiter — auch dies durchaus in Kontinu- 
ität mit.der Zeit Martinez de Hoz. Mit der wieder anwachsenden Inflation aber wur- 
de die Politik der hohen Zinsen unterhöhlt, und damit setzte genau der Prozeß ein, der 
vermieden werden sollte: Flucht in den Dollar, Abwertungsdruck, Inflation, wachsen- 
de Kapitalflucht usw. Damit ist der Versuch gescheitert, aus der ersten Phase der 
(gelungenen) Stabilisierung heraus zu einem Prozeß längerfristigen Wirtschafts- 
wachstums zu gelangen; es erwies sich, daß die vorübergehende Preisstabilität nicht 
ausreichend war, um die Investitionsneigung der Unternehmer in breitem Maße zu er- 
höhen und darüber langfristige Wachstumsprozesse in Gang zu setzen. Die expansi- 
ven Tendenzen in der ersten Jahreshälfte 1986 reichten in weiten Bereichen nur für 
die Zahlung einiger Überstunden, eine bessere Auslastung der Produktionskapazitä- 
ten und ansonsten die Erhöhung der Preise (Barrera 1987, S. 135). Der traditionell en- 
ge Zusammenhang von wachsender Einkommenskonzentration und wirtschaftlicher 
Stagnation ist somit durch den Plan Austral nicht nur nicht durchbrochen, sondern im 
Gegenteil noch vorangetrieben worden. 

In dieselbe Richtung gehen auch die bisher nur sehr zögerlich in Angriff genomme- 
nen und sich überhaupt erst seit Sommer 1986 in Umrissen abzeichnenden Maßnah- 
men zur Strukturreform: Nicht gerechtere Verteilung im Sinne einer demokratischen 
Stabilisierung von unten ist hier intendiert, sondern gezielte weitere Konzentration 
der gesellschaftlichen Ressourcen bei der »patria financiere« und einigen wenigen 
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großen Industrieimperien, den sog. »capitanes de la indüstria«, deren technologische 
Kapazität so weit fortgeschritten ist, daß sie auf dem Weltmarkt und insbesondere 
auch im Rahmen der argentinisch-brasilianischen Integrationspoltik konkurrenzfä- 
hig auftreten können. Die ersten Schritte in diese Richtung sind selektive Exportför- 
derungsmaßnahmen und graduelle Öffnung gegenüber dem Weltmarkt; eine Art 
Wirtschaftsamnestie mit dem Gesetz des »blanqueo de capitales«, womitder Versuch 
unternommen werden soll, wenigstens einen Teil des Fluchtkapitals zurückzuholen; 
Kapitalisierung der Schulden; Anreize für Auslandskapital v. a. im Energiebereich; 
Reform des Staates, d.h. v. a. Teilprivatisierungen bei den öffentlichen Unternehmen 
und eine generelle Verkleinerung und Effektivierung des Staatsapparates. Das partei- 
politische Pendant zu diesen wirtschaftspolitischen Orientierungen ist die sog. »con- 
vergencia«, d.h. der Versuch der Regierungspartei UCR, einen Konsens mit den Par- 
teien der Rechten und des Zentrums für die Wirtschaftspolitik herzustellen. 

Vor diesem Hintergrund ist dann das Management der Auslandsverschuldung nur 
noch ein Mosaiksteinchen im Gesamtbild: es wird deutlich, daß auch das konserva- 
tive Schuldenmanagement in erster Linie dazu dient, ein günstiges internationales 
Klima für die angestrebte weltmarktintegrierte Akkumulationsstrategie zu erzielen 
(Barrera 1987, Bocco 1986). Diese Tendenz wird sehr deutlich bei den Umschul- 
dungsverhandlungen des Jahres 1987, als es um die Refinanzierung von insgesamt 
29,5 Mrd. US$ fällig gewordener Schulden ging. Wie bisher folgten die Verhandlun- 
gen den traditionellen Konzepten: zunächst stand-by-Abkommen mit dem IWF im Ja- 
nuar, mit dem dann der Weg für die Verhandlungen mit den Banken freigegeben war. 
Die Möglichkeit, sich an das im Februar 1987 von Brasilien erklärte einseitige Mo- 
ratorium anzuhängen, wurde in Argentinien nicht ernsthaft diskutiert. Das einzige, 
was Argentinien so zu erreichen vermochte, war die Senkung des Spread um etwa die 
Hälfte auf 13/16 des Libor.” Die Verhandlungen über ca. 2 Mrd. US$ Neukredite 
schleppten sich zäh hin, weil die Banken sie an verschiedene Bedingungen wie »on- 
lending« und Kapitalisierung eines Teils der Schulden knüpften. Schließlich wurde 
im August ein Abkommen über Kapitalisierung geschlossen, das Investitionen bis zu 
4 Mrd. US$ innerhalb von 5 Jahren vorsieht. Die Hälfte davon soll über Konversion 
der öffentlichen Auslandschuld finanziert werden, die andere durch zusätzliche Mit- 
tel aus dem Ausland, so daß auf jeden kapitalisierten Dollar ein zusätzlicher neuer 
Dollar kommt. Die Konversion der Schulden soll dabei ohne Wertberichtigung, d.h. 
zu ihrem Nominalwert erfolgen, während der reale Marktwert mittlerweile bei etwa 
65 % liegt. 

Mit Hilfe dieses konventionellen Schuldenmanagements hat Argentinien sich inzwi- 
schen den Ruf eines einigermaßen pünktlichen Zahlers erworben. Weitere Konflik- 
te mit den Gläubigern sind jedoch bereits vorprogrammiert, wenn nämlich die erneu- 
te Reduzierung des mit den Inflationsraten wieder angestiegenen Haushaltsdefizits 
gefordert ist, was jedenfalls erhebliche innenpolitische Konflikte provozieren wird. 
Damit sind wieder die internen Machtverhältnise angesprochen. 
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Lösung des Verschuldungsproblems? 


Im Ergebnis kann man resümieren, daß in Argentinien - nach dem gescheiterten Ex- 
periment Grinspuns — zwar ziemlich direkt die Politik des IWF betrieben wird, da die 
dirigistischen bzw. heterodoxen Elemente des Plan Austral, die von der IWF-Ortho- 
doxie abweichen, im Endeffekt keine Modifikation der stabilisierungspolitischen 
Konsequenzen, die eine »reine« IWF-Politik gehabt hätte, bedeuten. Insofern ist es 
richtig, daß Weltmarktzwänge direkt und ungebrochen auf die Wirtschafts- und So- 
zialstrukturen des Landes durchschlagen. Die Ursache für diese geringe interne Ver- 
arbeitskapazität von externen Einflüssen liegt aber in den politischen und sozialen 
Strukturen Argentinien selbst begründet: in der Tatsache, daß die innenpolitische 
Auseinandersetzung mit der »patria financiera«, welche die direkte Weltmarktorien- 
tierung betreibt, nicht stattfindet. Die Weltmarktdynamik soll damit nicht geleugnet 
werden; was jedoch betont werden soll, ist die Eigenverantwortung jeder Gesellschaft 
und ihrer Regierung für die Artund Weise, wie sich ein Land dieser Dynamik entwe- 
der einseitig ausliefert oder sich diese zunutze macht. Ganz im Sinne von Marx: 


»Die Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber sie machen sie nicht aus freien Stücken, nicht un- 
ter selbstgewählten, sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und überlieferten Umständen« 
(Marx: Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte). 


Der eigenen Verantwortung — auch im Sinne Ferrers — gerecht werden aber heißt im 
Falle der argentinischen Verschuldung, in erster Linie das innenpolitische Problem 
zu lösen und erst dann, unter neuem Vorzeichen, an eine Lösung der Verschuldungs- 
frage zu gehen. 


Anmerkungen 


1 Vgl. zu diesem Begriff Altvater 1987. 
2 Die Verteilung zwischen öffentlicher und privater Auslandsschuld hat sich wie folgt entwickelt: 


öffent. privat 
1976 63% 37% 
1978 67% 33% 
1979 52% 48% 
1980 53% 47% 
1982 66% 34% 
1984 77% 23% 
1986 85% 15% 


Quelle: Banco Central 
Nach Angaben der Secretrarta de Hazienda liegt der Anteil der Zinszahlungen am Zentralhaushalt bei 
etwa 10 %. Nach Schätzungen von Schvarzer liegt er dagegen um ein Mehrfaches darüber und umfaßt 
etwa ein Drittel des Zentralhaushalts bzw. mind. 15 % der konsolidierten staatlichen Gesamtausgaben 
(Schvarzer 1986, $. 49). Wie auch immer diese Zahlen jeweils zustande kommen — und das Un- 
zuverlässigste in Argentinien ist die Datenbasis — so ist doch das Problem deutlich. 

3 Über das Ley Mucci, mit welchem der Arbeitsminister Mucci die Orthodox-peronistische Vormacht- 
stellung in den Gewerkschaften aufbrechen wollte. 

4 Nachdem die vorher an die Wand gemaiten Schreckgespenster von Embargos, Versorgungsengpäs- 
sen und internationaler Isolation im Falle einer dezidierten Schuldenpolitik bereits für erhebliche 
Unruhe gesorgt hatten. 
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5 Rodrigazo: Die Schocktherapie des damaligen Wirtschaftsministers Eelestino Rodrigo vom Juni 
1975, mit der die Wechselkurse auf einen Schlag um 160 % (Im- und Export) bzw. 100 % (finanzielle 
Transaktionen), die Benzinpreise um 161 % und die Transporttarife um 75 % angehoben wurden. 

6 Vgl. Gallup-Argentina und Mora y Araujo 

7  Imdiitten Trimester 1986 wuchs das BIP gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres um 11 %, 
das Industrieprodukt sogar um 25,8 %. Der Konsum weitete sich im selben Zeitraum um 14,7 % aus, 
die Investitionen sogar um 39,8 % — die Investition in Ausrüstung und Maschinerie allein um 34,6 
% - vgl. ebenda, S. 9/10. 

8 Index der durchschnittlichen monatlichen Reallöhne in der Industrie (Basis: 1983 = 100) 


1985 1986 1987 
Jan 127 112 110 
Febr 105 98 94 
März 106 95 95 
April 104 100 100 
Mai 110 106 94 
Juni 97 89 
Juli 94 110 
Aug 91 111 
Sept 91 101 
Okt 98 110 
Nov 93 101 


Dez 105 108 
Quelle: INDEC 
9 Was einer Einsparung von immerhin 5,7 Mrd. US$ gleichkommen soll. 
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Nicola Liebert 
Schuldenkrise: Die Position der Gläubiger und das 
Potential für einen Schuldenerlaß * 


Zusammenfassung: Seit dem offenen Ausbruch der internationalen Schuldenkrise 
im Jahr 1982 und der damit verbundenen Gefährdung des internationalen Finanzsy- 
stems ist es den Banken gelungen, ihre ökonomische Position stets zu verbessern. 
Infolge des Aufbaus von Rücklagen, der Verlagerung ihrer Aktivitäten auf neue 
Märkte und Akteure und der Nutzung von Finanzinnovationen wie z.B. Debt Equity- 
Swaps haben die Banken bis Ende der achtziger Jahre die verschuldeten Länder 
immer mehr in die Defensive drängen können. Was die Banken im internationalen 
Schuldenkonflikt gewonnen haben, haben die exportorientierten Unternehmen der 
entwickelten kapitalistischen Länder, insbesondere der USA, verloren. Die ökonomi- 
schen Voraussetzungen für eine- wenigstensteilweise-Streichung derSchulden sind 
bei den Banken erfüllt. Die politische Durchsetzung eines solchen Schritts scheint 
dagegen in weiter Ferne. 


Ruft man sich ins Gedächtnis, was die sogenannten Strategien zur Lösung der 
Schuldenkrise bislang erbracht haben, wird man zum Ergebnis gelangen, daß von 
einer Lösung der Krise nicht gesprochen werden kann: Der Schuldenberg wächst und 
wächst, mittlerweile auf ca. 1,2 Bio. US$; die Verelendung in den Entwicklungslän- 
dern (EL) steigt im selben Maße. In Lateinamerika beispielweise ist im Durchschnitt 
aller Länder das pro-Kopf BSP von 1981 bis 85 um 13,2% geschrumpft (berechnet 
nach Sachs 1986). Betrachtet man die derzeitige Situation näher, Kommt ein zweiter 
Aspekt zum Vorschein: Zwar ist die Krise aus der Sicht der Schuldnerländer un- 
verändert dramatisch, jedoch aus der Sicht der Gläubiger, der transnationalen Ban- 
ken, ist das bisherige Schuldenmanagement durchaus als erfolgreich zu bezeichnen. 
Und tatsächlich sind die vorherrschenden Strategien (Umschuldungen, IWF-Anpas- 
sungsprogramme, unfreiwillige Kreditvergabe der Banken, Baker-Plan, Debt-Equity 
Swaps) allesamt in erster Linie nicht auf Problemlösung ausgerichtet!, sondern auf 
Systemstabilisierung. Die Banken, und damit das internationale Finanzsystem, sind 
nicht mehr unmittelbar bedroht durch renitente Schuldner. Ende der achtziger Jahre 
scheinen sie sogar wieder eine Position der Stärke erlangt zu haben. Darüber hinaus 
sind sie auch auf die EL als Kunden nicht mehr angewiesen, da sie ihre Geschäfte 
mittlerweile auf andere Märkte verlagert haben. 

Nicht nur Banken gehören allerdings zu den Betroffenen, sondern auch die nicht- 
finanziellen Unternehmen und Regierungen der Gläubigerländer. Es hat sich gezeigt, 
daß die Interessen der Gläubiger nicht homogen sind: Das Finanzkapital steht gegen 


* Mein besonderer Dank gilt Klaus Enderle für seine vielfältigen Anregungen. 
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das produktive Kapital. Bislang folgten die Krisenstrategien ausschließlich den Inter- 
essen des Finanzkapitals, der Banken - jetzt wird es sich, vor allem in den USA, nicht 
mehr auf Dauer abwenden lassen, daß auch die Interessen des produktiven Kapitals, 
und zwar sowohl des für den inländischen Markt als auch für den Export produzieren- 
den Kapitals, stärker berücksichtigt werden. Genaus dies erscheint heute, da die 
Bankenposition gestärkt ist, um so mehr nötig und auch möglich. Diese Interessen- 
strukturen und deren Veränderung werde ich im dritten Abschnitt diskutieren. 

Die aufgestellten Überlegungen führen dazu, eine Streichung der Schulden, zumin- 
desteines Teils, als angemessene Strategie herauszustellen, was im vierten Abschnitt 
geschieht. So weit, so gut, wird man nun denken, da weiß man sich mittlerweile nicht 
nur mit Alfred Herrhausen, sondern auch mit der US-amerikanischen Regierung 
einig. Es soll daher bereits an dieser Stelle betont werden, daß die Überlegungen hier 
nicht enden dürfen, sondern daß ein Schuldenerlaß nur der allererste kleine Schritt auf 
dem Weg zu einer Lösung der grundlegenden Probleme der EL sein kann. 


Der finanzielle Sektor: Wie gefährdet ist das Finanzsystem? 


Nach der ‘Eruption’ der Krise im August 1982, als Mexico seine Zahlungsunfähigkeit 
bekannt geben mußte, stellte das »Nachbeben« eine starke Bedrohung für das Finanz- 
system der kapitalistischen Welt dar. Schnell wurden Rettungsmaßnahmen ergriffen: 
So erhielt Mexico Überbrückungskredite von der Bank für Internationalen Zahlungs- 
ausgleich (BIZ) und dem US-Finanzministerium, der TWF stellte Mittel aus der »Er- 
weiterten Fonds Fazilität« zur Verfügung, die mexikanische Zentralbank konnte auf 
ihre Swap Line mit der Federal Reserve Bank of New York zurückgreifen, und die 
US-Regierung zahlte Vorschüsse auf zukünftige Ölimporte. Kurz darauf wurden ähn- 
liche Maßnahmen für Brasilien und Argentinien notwendig. Durch sich anschließen- 
de Umschuldungen in Verbindung mit der Einschaltung des IWF wurde das Schul- 
denproblem zwar nicht gelöst, aber vertagt, so daß die Banken Zeitgewannen undsich 
bemühen konnten, die Situation zu entschärfen. Zunächst geschah dies durch weitere, 
“unfreiwillige’ Kreditvergabe an die Schuldner?; in anderen Worten heißt dies nichts 
anderes, als daß die Banken sich die Zinsen auf die EL-Kredite selbst bezahlten, um 
den Anschein, die Zahlungen seien einzubringen, aufrechtzuerhalten. Diese Kredite 
werden daher auch als ‘recycling loans’ bezeichnet, womit angedeutet wird, daß sie 
nicht für produktive Investitionen in den EL verwendet werden, sondern sogleich 
wieder an die Gläubiger in Form von Zinszahlungen zurückfließen. Auch die Ban- 
kenaufsichten der Gläubigerländer standen den in Bedrängnis geratenen Geschäfts- 
banken zur Seite, indem sie es zuließen, daß auch eindeutig uneinbringbare Kredite 
zum vollen Nennwert in den Bilanzen belassen werden konnten, so daß Abschrei- 
bungen, die sich die Banken zunächst nicht hätten leisten können, nicht notwendig 
waren. 

Die Schuldenkrise ist für die Banken zwar riskant, aber keineswegs ein ökonomisches 
Desaster. Zwar mögen viele Bankmanager in Anbetracht des Schuldengebirges 
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schlechte Träume gehabt haben, zur selben Zeit aber konnten die Privatbanken 
exorbitante Gewinne realisieren. 1985 erhielten sie 30 Mrd. US$ mehr ausdenEL als 
sie an neuen Krediten an diese Länder vergaben (World Debt Tables 1987); im 
gleichen Jahr betrug der Gewinn etwa der US-amerikanischen Citicorp aus ihren 
Lateinamerikageschäften 250 Mio. US$, was einem Viertel ihres Gesamtgewinns in 
jenem Jahr entspricht (Guardian 23.9.1987). Am Beispiel Brasiliens wurde gezeigt, 
daß die Gläubiger insgesamt gar den doppelten Betrag dessen einnehmen, was sie seit 
1970 an das Land geliehen haben, wenn Brasilien in den nächsten 5 Jahren die fälligen 
Zinsen auf seine Kredite entrichtet (Altvater, Hübner, in dies. 1937). Den Banken 
gelanges also, sich durch anfänglich beträchtliche Gebühren für Umschuldungen und 
hohe spreads (Aufschläge) über den internationalen Zinssätzen LIBOR und Prime 
Rate fürumgeschuldete Kredite schadlos zu halten. Dazu strichen sie zumindesteinen 
Großteil der Zinsen für die EL-Kredite ein, wobei noch hinzuzufügen ist, daß die 
internationalen Zinssätze in der ersten Hälfte der 80er Jahre außerordentlich hoch 
waren’. 

Dennoch war in Bankenkreisen nicht länger zu verleugnen, daß in der Schuldenfrage 
beide Seiten, Schuldner wie Gläubiger, ineinem Abhängigkeitsverhältnis zueinander 
stehen - die Schuldnerländer gerieten in ökonomische und finanzielle Abhängigkeit, 
die Gläubiger aber sind von finanzieller Instabilität bedroht. Es setzte sich die 
Überlegung durch, daß die Banken, wenn es ihnen gelänge, sich von den Risiken der 
Schuldenmisere abzukoppeln, eine weitaus stärkere Verhandlungsposition erlangten 
und sich keine Sorgen mehr um unfreiwillige Kredite, andauernde Umschuldungs- 
verhandlungen und störrische Schuldner zu machen brauchten. So weit wie möglich 
soll zwar der Schuldendienst gesichert werden, jedoch sind die Bilanzen von schlech- 
ten Risiken zu befreien. Die Abhängigkeit der EL könnte dagegen fast risikolos 
verewigt werden, denn diejenigen Verbindlichkeiten, die die Schuldnerländer weiter- 
hin zu bedienen imstande sind, sollen bei den Banken verbleiben. 

Die auf diesen Erwägungen aufbauende Strategie der Banken setzt sich aus vier 
Elementen zusammen: 

1. Seit Ausbruch der Krise wurde die Neukreditvergabe anEEL drastisch zurückgefah- 
ren, wie aus Tabelle 1 hervorgeht; von einem Höhepunkt von 52 Mrd. US$ 1981, im 
Jahr vor dem Ausbruch der Krise, auf bloße 5 Mrd. US$ im Jahre 1986. An die 


Tabelle 1: Finanzflüsse von Geschäftsbanken an EL 
(einschl. kurzfristige Kredite, in Mrd. US$) 


| 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986* 


alle EL 490 520 376 341 174 13,5 5,0 
Latein- 
amerika 36,0 41,0 315 151 140 5,0 1,0 


* geschätzt 


Quelle: OECD, Financing and External Debt of Developing Countries, 1987 
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lateinamerikanischen Schuldner wurden im selben Jahr gar nur noch 1 Mrd. US$ 
Kredite von Geschäftsbanken vergeben. 

Den Banken gelang es, ihre ausstehenden Forderungen an EL merklich zu vermin- 
dern, nicht nur indem sie die Kreditvergabe an EL fast völlig einstellten, sondern auch 
durch den Verkauf von Schuldtiteln (mehr davon unten) und inzwischen auch 
zunehmend durch Abschreibungen. Tabelle 2 stellt den Umfang von Forderungsre- 
duktionen von US-Banken dar: Es zeigtsich, daß die Forderungen der US-Banken an 
EL insgesamt, die 1982 noch um 8,5% angewachsen waren, sich 1984 erstmalig 
verringerten (um -1,8%); 1986 waren es gar -12,5%, d.h. sie verminderten sich um die 
Summe von 17,3 Mrd. US$. Im Falle der lateinamerikanischen Länder waren die 
Banken im Rahmen von Umschuldungen häufiger zu der Vergabe von neuen Kre- 
diten gezwungen, so daß hier eine weniger deutliche Verminderung der ausstehenden 
Forderungen zu verzeichnen ist, jedoch ist miteiner zeitlichen Verzögerung die glei- 
che Tendenz erkennbar wie bei den EL in ihrer Gesamtheit. Auf die Gründe, warum 
die größten US-Banken, wie aus der Tabelle ersichtlich, nicht ganz so gut dastehen, 
werde ich noch ausführlicher eingehen. Es wird in jedem Fall deutlich, daß die 
Banken seit 1984 durchweg (dies gilt auch für Banken anderer Gläubigerländer) eine 
zunehmende Verbesserung ihrer Position erreichen konnten. 


Tabelle 2: Veränderungen von ausstehenden Forderungen von US-Banken 
in Mrd. US $ und in % 


1982 1983 1984 1985 1986* 

Mrd.$ % Mrd.$ % Mrd.$ % Mrd.$ % Mrd.$ % 
Forderungen an 
kapitalimpor- 
tierende EL 
alle US-Banken 116 85 57 39 -27 -18 -119° -79 -17,3 -12,5 
9 größte 713 87 33 36 -08 -08 -6,7. -7,1 -88 -10,1 
Forderungen an 
Lateinamerika _ 
alle US-Banken 6,9 82 2,1 2,3 1,8 19 744,5 -47 -69 -75 
-9 größte 41 8 11 21 25 47 15 27 26 -48 


* basierend auf Daten des ersten Halbjahres umgerechnet auf ein Jahr 
Quelle: Watson, Kincaid u.a. 1986 


2. Für die verbleibenden Verbindlichkeiten begannen die US-Geschäftsbanken ab 
Mai 1987, Rückstellungen? vorzunehmen. Citicorp ging voran mit 3 Mrd. US$, Chase 
Manhattan (1,6 Mrd. US$), Bank America (1,1 Mrd. US$), Manafacturers Hanover 
(1,7 Mrd. US$) und andere folgten (Guardian, 21.8.1987). Zum Vergleich: Das 
Engagement dieser Banken in den EL betrug zur gleichen Zeit bei Citicorp 11,6 Mrd. 
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US$, Chase 7,0 Mrd. US$, Bank America 7,3 Mrd. US$, Manufacturers 7,6 Mrd. US$ 
(siehe Tabelle 3). Den US-Banken folgten die britischen Banken; die deutschen und 
schweizer Banken hatten bereits vor längerer Zeit Rücklagen in Höhe von durch- 
schnittlich ca. 30% ihrer ausstehenden Kredite an EL anzusammeln begonnen. Die ja- 
panischen Banken zogen sich besonders elegant aus der Affäre: Sie gründeten ein 
Konsortium aus 28 führenden japanischen Banken, das Kredite an hochverschuldete 
Länder übernimmt und entweder Wertberichtigungen vornimmt oder die Kredite 
weiterverkauft — die Verluste der neuen Gesellschaft werden durch steuerpolitische 
Erleichterungen erträglich gemacht, und die Bilanzen der Banken sind von ‘faulen’ 
Krediten gesäubert (Wall Street Journal, 18.3.1987). Tabelle 3 zeigt, daß die Rück- 
stellungen der großen US-Banken im Mai 1987 zwischen 13% und 29% ihrer aus- 
stehenden Lateinamerika-Kredite betrugen, bei westdeutschen Banken gab es Rück- 
stellungen von 50% bzw. sogar 70% bezogen auf Kredite an EL allgemein. 


Tabelle 3: Rückstellungen der größten Privatbanken, Mai 1987 


Ausstehende Kredite Rückstellungen in % 
in Mrd. US $ der ausstehenden Kredite 
US-Banken* 
Citicorp 11,6 25 
Bank America 71,3 29 
Chase Manhattan 7,0 15 
Morgan Guaranty Trust 4,6 20 
Chemical 5,3 20 
Manufacturers Hanover 7,6 13 
Westdeutsche Banken** 
Deutsche Bank 3,4 70 
Dresdener Bank 3,4 50 


* Kredite an lateinamerikanische Länder 


** Kredite an 31 EL 
Quelle: Economist, 30.5. 1987 


Es kann den Banken durchaus als große Leistung angerechnet werden, wenn die BIZ 
schätzt, daß von 1982 bis 1985 sich durch Erhöhung von Eigenkapital und Rücklagen 
der internationalen Banken der Zehnergruppe das Verhältnis von ausstehenden 
Forderungen zu Kapital um mehr als 25% vermindert hat (BIZ 1987). Die großen 
Regionalbanken der USA (z.B. Security Pacific aus Los Angeles oder Continental 
Illinois aus Chicago) haben im Laufe des Jahres 1987 gar Rückstellungen von bis zu 
50% ihrer ausstehenden EL-Kredite vorgenommen. Dadurch und durch das Vorpre- 


102 A Nicola Liebert 


schen einiger finanzstarker Money-Center-Banken (insbesondere Citicorp) waren 
diverse Großbanken schon fast an die Wand gestellt, da sie nicht mitzuziehen in der 
Lage waren?. Für eine Zeitlang sah es sogar so aus, als wäre die Einigkeit der Banken 
untereinander, durch die sie die Macht eines Gläubigerkartells erlangt hatten, durch 
den Konkurrenzkampf gefährdet. Die Gefahr scheint aber nunmehr gebannt: Im 
Januar 1988 erklärten die stärksten New Yorker Money-Center-Banken (Bankers 
Trust und J.P. Morgan), keine weiteren Rückstellungen mehr vornehmen zu wollen. 
Dies bewirkte ein Aufatmen in den Führungsetagen manch anderer Banken — für 
Manufacturers Hanover insbesondere hätten Rückstellungen von etwa 50%, wären 
sie nötig geworden, das Auslöschen ihrer gesamten Kapitalbasis bedeutet (Econo- 
mist, 31.1.1988). Zwar birgt das Konkurrenzverhältnis der Banken untereinander 
immer ein Risiko für die Eintracht der Gläubiger in sich, jedoch hat es sich jetzt her- 
ausgestellt, daß es den Banken gelungen ist, den Schuldnerländern gegenüber an 
Stärke zu gewinnen und sich durch Rückstellungen abzusichern, ohne dabei diese 
Position der Stärke durch übermäßige Konkurrenzkämpfe zu gefährden. Rückstellun- 
gen bestärken die Banken nun noch darin, keine Kredite mehr an EL zu vergeben, 
können sie es doch nicht vor ihren Aktionären und Einlegern rechtfertigen, mit einer 
Hand Kapital zurückzulegen und so auf das Risiko der ausstehenden Kredite hinzu- 
weisen und gleichzeitig mit der anderen Hand neue Kredite an dieselben Risiko- 
schuldner zu vergeben. 

3. Ohnehin war in den letzten Jahren eine Abkehr von traditionellen Kreditgeschäften 
zu verzeichnen. Durch Finanzinnovationen® erschlossen sich die Banken die Mög- 
lichkeit, ihr Portfolio zu diversifizieren und einen Ausgleich zu schaffen für ihre durch 
uneinbringliche EL-Schulden belasteten Aktivgeschäfte. Allgemein handelt es sich 
hier um die Emission von handelbaren Wertpapieren (‘securitization’), also die 
Schaffung von fiktivem Kapital, statt Kreditvergabe. Durch die Ausweitung dieses 
Anleihenmarktes, der fast ausschließlich auf Geschäfte innerhalb der OECD ausge- 
richtet ist, schaffen sich die Banken eine zunehmende Unabhängigkeit vondenEL als 
ihren wichtigsten Geschäftspartnern der 70er Jahre. Betrug beispielsweise der Anteil 
der Neukreditgeschäfte der Banken mit EL 1982 noch 27%, so war es im Jahre 1986 
nur mehr 1% (Watson, Kincaid u.a. 1986). Die EL sind nun nicht nur von den 
traditionellen Krediten abgeschnitten, sie sind auch fast vollkommen aus den neuen 
Finanzmärkten ausgeschlossen. Waren die Banken in den 70er Jahren noch von den 
EL als Kunden abhängig’, ist es ihnen jetzt gelungen, trotz nach wie vor bestehender 
Überliquiditätinden kapitalistischen Industrieländern (IL) einen Markt von ungeahn- 
ter Größe zu erschließen, der ohne die riskanten Geschäfte mit der Peripherie 
auskommt‘. 

4. Gerade innerhalb des letzten Jahres rückte eine weitere Art von neuen Finanzge- 
schäften in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit: Schuldenswaps und in erster Linie 
dabei Debt-Equity Swaps. Diese Swaps sind zwar nicht neu. Bereits kurz nach dem 
Ausbruch der Krise 1982 kam es zu den ersten Schuldenaustauschaktionen zwischen 
Banken, aber erst die qualitativ neue Methode der Debt-Equity Swaps rückte diese 
Transaktionen in das allgemeine Interesse. Gehandelt werden die Schuldtitel auf 
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Sekundärmärkten, und zwar mit einem Abschlag, der das Risiko widerspiegelt, das 
diese unsicheren Kredite darstellen. Mittlerweile sind die Marktwerte der Schulden 
zahlreicher Länder unter die 50%-Marke bezogen auf den Nennwert gefallen (vgl. 
Financial Times, 2.10.1987). 

Die Swaps der Banken untereinander können verschiedene Ausprägungen anneh- 
men. So können zum einen Schuldtitel von verschiedenen Schuldnerländern ge- 
tauscht werden (loan swaps), und zwar entweder Titel zu gleichen Nominalwerten, 
bei denen dann die Differenz der Marktwerte durch zusätzliche Zahlungen ausge- 
glichen werden (par swaps), oder Titel zu gleichen Marktwerten (ratio swaps), zum 
anderen können Forderungen mit unterschiedlichen Verzinsungsarten (etwa festver- 
zinslich/variabel oder LIBOR/Prime Rate) getauscht werden (interest swaps); zum 
dritten werden in unterschiedliche Währungen denominierte Schulden getauscht 
(currency swaps). Swaps kommen dem Interesse der Banken entgegen, ihr Portfolio 
so weit wie möglich zu diversifizieren, um von einem etwaigen Moratorium oder 
einer Zahlungsunfähigkeit einzelner Länder weniger gefährdet zu sein (Risikostreu- 
ung), wobei den loan swaps besondere Wichtigkeit zukommt. Auch ein Rückzug aus 
bestimmten Ländern oder Regionen kann anstrebenswert sein; so versuchten bei- 
spielsweise US-Banken verständlicherweise ihr Engagement in der Golf-Region zu 
verringern und tauschten aus diesem Grund mit arabischen Banken saudiarabische 
gegen lateinamerikanische Schulden. 

Besonders kleinere Banken, die nur verhältnismäßig geringe Forderungen an einzel- 
ne Länder haben, versuchen, sich gänzlich von den Schulden einiger oder günstig- 
stenfalls aller ihrer Schuldner zu befreien, indem sie Schuldtitel gegen Cash auf dem 
Sekundärmarkt verkaufen. Dabei nehmen sie zwar Verluste in der Höhe des Ab- 
schlags vom Nominalwert, mit dem die Forderungen auf dem Sekundärmarkt gehan- 
delt werden, hin, dafür aber haben sie die Gewißheit, wenigstens einen Teil des 
verliehenen Geldes zurückzuerhalten, und sie befreien sich von dem Ärger ständiger 
Umschuldungen und unfreiwilliger Kreditvergabe — die erwähnten Verluste sind 
kaum mehr dramatisch zu nennen, nachdem die Banken Rückstellungen vorgenom- 
men haben. Nur einen Haken gibt es hierbei: Seit die Banken durch die Rückstellun- 
gen eingestanden haben, daß die Kredite womöglich ‘faul’ sind (»Durch Citicorps 
Rückstellungen ergeht es der Welt auf einmal wie dem kleinen Jungen, der sah, daß 
der Kaiser gar keine Kleider anhat« [Guardian, 21.5.1987, Übers. N.L.]), fiel auch der 
Wert der Schulden auf dem Sekundärmarkt erheblich, so daß die Banken sich einem 
Teufelskreis gegenüber sehen — wegen der Abschläge brauchen sie Rückstellungen, 
dadurch vergrößern sich aber die Abschläge, sie brauchen weitere Rückstellungen 
usw.?. Eine weitere Einschränkung ist, daß strikt marktlogisch der Marktwert desto 
tiefer fällt, je mehr Schulden auf dem Sekundärmarkt angeboten werden; die Nach- 
frage für solch risikoreiche Papiere ist zu gering, und dasselbe gilt auch für die im 
folgenden beschriebenen Debt-Equity Swaps. Es ist absehbar, daß die Preise noch 
weitaus niedriger werden, sobald die japanischen Banken, die bislang noch nicht als 
Anbieter auftreten, wie angekündigt auf den Schuldenmarkt drängen. Für die Groß- 
banken gibt es noch einen anderen Grund, sich nicht zu sehr im Sekundärmarkt für 
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EL-Schulden zu engagieren: Sie sorgen sich um den Wert der verbleibenden, nicht 
‘geswapten’ Schulden, denn wenn die Banken Abschläge vom Nominalwert der 
Schulden gewähren, kommt das einem Eingeständnis gleich, daß der Nennwert eben 
nicht mehr dem tatsächlichen Wert entspricht. Letztendlich Könnte die Bankenauf- 
sicht eine Wertberichtigung in den Bilanzen der Geschäftsbanken erzwingen, wäh- 
rend die Schuldnerländer insistieren könnten, ihren Schuldendienst lediglich auf den 
Marktwert ihrer Schulden berechnet zu entrichten. Dies aber wären viele Banken zu 
verkraften nicht in der Lage. Daher halten sich die Großbanken hierbei zurück; sie 
verdienen lediglich daran, daß sie als Maklerinnen für Swaps kleinerer Banken 
fungieren. Generell vermeiden es die Banken, die Geschäfte auf dem Sekundärmarkt 
zu publik zu machen. Auch fürchten die großen Banken eine Schwächung ihrer 
Position bei Umschuldungsverhandlungen, wenn sie trotz hoher Abschläge noch auf 
einen Schuldendienst für den Nennwert der Schulden beharren. 


Tabelle 4: Grundkapital (einschl. Anleihen und Rücklagen) 
und Aktivvermögen der US-Banken 


| 1982 1983 1984 1985 1986* 


Forderungen an EL in Mrd. US $ 140,0 143,9 140,7 131,7 124,6 
Verhältnis v. Forderungen an EL 

zu gesamtem Aktivvermögen in % 11,1 10,8 10,0 8,6 8,1 
Verhältnis von Grundkapital zu 

Forderungen an EL in % 50,4 55,1 65,5 80,0 88,8 
* 1. Hälfte 


Quelle: Watson, Kincaid u.a. 1986 


Hieraus ist zu folgern, daß Swaps nicht, wie vielfach verkündet, eine Lösung der 
Schuldenkrise darstellen. Vielmehr müssen Swap-Transaktionen im Zusammenhang 
mit der Strategie der Banken, ihr eigenes Problem der finanziellen Verwundbarkeit 
zu beheben, gesehen werden. In Verbindung mit den drei bereits genannten Maßnah- 
men ergibt sich, daß die Banken mittlerweile sich aus einer akuten Gefahrensituation 
befreit haben: Die Bankenforderungen an EL sind zwischen 1982 und 86 von 140 
Mrd. US$ auf 125 Mrd. US$ gesunken, das Verhältnis von austehenden EL-Krediten 
zu dem gesamten Aktivvermögen der Banken fiel im selben Zeitraum von 11% auf 
8%, während das Deckungsverhältnis von Grundkapital der Banken zu EL-Schulden 
sich von 50% auf 89% verbesserte (s. Tabelle 4). Es ist bezeichnend für die neue 
Stärke der Banken gegenüber den Schuldnerländern, daß sie sich beispielsweise 
durch das Schuldendienstmoratorium Brasiliens 1987 nicht einmal einzuschüchtern 
lassen brauchten. So erklärte etwa Citicorp ausdrücklich, daß die Bank sich nicht von 
Brasilien erpressen lassen wolle (Handelsblatt, 17.3.1987) - und tatsächlich erreichte 
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Brasilien mit seinem Konfrontationskurs keine Verbesserung seiner Lage. Wenn, wie 
abzuschen ist, der derzeitige Trend weiter anhält, werden sich die Banken so weit von 
der Verschuldung derEL abkoppeln, daß zwar die Krise der EL nicht gelöst sein wird, 
wohl aber die Krise der Banken. 


Debt-Equity Swaps 


Für Dept-Equity Swaps giltim wesentlichen das oben Gesagte. Auch hier verkaufen 
Banken Forderungen mit einem Abschlag, aber die Käufer verwenden diese nicht für 
spekulative Zwecke (high risk — high yield), sondern benutzen die Schuldtitel, um sie 
sich im Schuldnerland zum Nennwert in heimische Währung umtauschen zu lassen 
und dann mit diesem Geld Investitionen im Schuldnerland vorzunehmen. Des öfteren 
benutzen Banken selbst ihre Forderungen, um damit Investitionen in den Finanzsek- 
toren der Schuldnerländer zu finanzieren, d.h. Beteiligungen an Banken und Versi- 
cherungen zuerwerben. Eine andere Möglichkeit, die allerdings nicht in allen Schuld- 
nerländern zugelassen wird, ist, daß Bürger des Schuldnerlandes ihre ins Ausland 
verbrachten Devisen (Fluchtkapital) so mit Gewinn repatriieren. Der häufigste Fall 
ist jedoch, daß ein multinationales Unternehmen Schuldtitel aufkauft und damit ent- 
weder eine Neuinvestition tätigt bzw. einen bereits existierenden Betrieb erweitert 
oder-und das dürfte die am weitesten verbreitete Swap-Art sein — bestehende Unter- 
nehmen des Schuldnerlandes aufkauft oder zumindest eine Kapitalbeteiligung (equi- 
ty) erwirbt. So ergibt das böse Wort vom Ausverkauf der Schuldnerländer Sinn. 

Im Gegensatz zu den oben genannten Arten von Swaps, die keine direkten Auswir- 

kungen auf die Situation der jeweiligen Schuldnerländer haben, ergeben sich durch 

Debt-Equity Swaps nicht bloß Probleme für Banken, sondern in viel größerem Um- 

fang für die Schuldnerländer. Der Vorteil für diese Länder, nämlich daß ein Teil ihres 

Schuldenberges abgetragen wird, wird mehr als aufgehoben durch die sich ergeben- 

den Nachteile: i 

a) der Abschlag vom Nennwert kommt den Konzernen der kapitalistischen Indu- 
strieländer (IL), nicht den EL zugute; 

b) viele der Investitionen hätten ohnehin stattgefunden, ohne daß das Schuldnerland 
dafür heimische Währung den Investoren zur Verfügung hätte stellen müssen; 

c) Unternehmen, die bereits in dem betreffenden Schuldnerland tätig sind, könnten 
versucht sein, ihr Kapital von dort abzuziehen, bloß um es dann anschließend 
wieder mit Gewinn im selben Land zu reinvestieren; 

d) die Liquiditätsbeschaffung im Schuldnerland für die Rückzahlung der Schulden 
in heimischer Währung an die Investoren, die nun im Besitz der Forderungen sind, 
birgt eine nicht zu unterschätzende Inflationsgefahr in sich, die nur durch eine 
Begrenzung des Swap-Volumens und vor allem durch eine Senkung der öffentli- 
chen Ausgaben, Abbau von sozialen Leistungen, Rückgang der öffentlichen 
Investitionen usw. abzuwenden ist; 

e) in der Konsequenz wird der Handlungsspielraum der Regierungen der EL einge- 
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schränkt, da keine Finanzierungsmöglichkeit mehr für staatliches Handeln be- 
steht; 
f) zur Inflationsvermeidung müssen die inländischen Zinsen hochgehalten werden, 
wodurch Investitionen von Inländern benachteiligt werden; 
g) die Kontrolle von nationalen Industrien geht in die Hände von Ausländern über; 
h) zu guter Letzt ist zu betonen, daß der Kapitaltransfer aus den EL nicht aufhört 
durch die Umwandlung der Schulden, denn ausländische Investitionen müssen 
genauso wie Kredite mit Devisen bedient werden - die Outflows (Gewinntransfer 
und Kapitalrepatriierung) können auf längere Sicht sogar leicht den Schulden- 
dienst, der auf die ursprünglichen Schulden hätte geleistet werden müssen, über- 
steigen!". 
Aus all diesen Gründen versuchen die meisten EL, das Volumen der Swap-Transak- 
tionen zu begrenzen; gleichzeitig halten sich, wie erwähnt, viele Banken zurück, und 
die Investoren ihrerseits klagen über mangelnde Anlagemöglichkeiten indenEL. Der 
Börsencrash vom Oktober 1987 hat potentielle Investoren gewiß nicht ermutigt, 
Kapitalbeteiligungen in EL zu erwerben, da nun Liquidität solch immerhin risikorei- 
cher Anlagen vorgezogen werden dürfte. Der Markt ist daher kaum erweiterungsfä- 
hig. Die geschätzten Angaben über das Volumen der Swaps liegen für 1986 zwischen 
5 Mrd. US$ (Schubert 1987) und 6 Mrd. US$ (Hannon/Haugen 1987), — eine äußerst 
unscheinbare Summe gegenüber einer Schuldenlast von mittlerweile etwa 1,2 Billio- 
nen Dollar. Debt-Equity Swaps werden also sicher nicht das Ende der Schuldenkrise 
einleiten; betrachtet man außerdem die zögerliche Haltung der Investoren und die 
verhältnismäßig geringe Zahl von profitablen Unternehmen, die in den EL zur 
Übernahme zur Verfügung stehen, und die oben beschriebenen Sorgen der Banken, 
ist es ebenso unsinnig anzunehmen, daß sich das ganze Streben der Gläubiger darauf 
richtet, »durch Umschuldungen Zeit zu gewinnen und während dieser Zeit ein 
möglichst hohes Volumen an Direktinvestitionen vor allem im Zuge der Debt-to- 
Equity-Swaps durchzusetzen«, wie H. Schui dies vermutet (Schui 1988, S. 160). 
Stattdessen müssen Debt-Equity Swaps im Kontext der Bankenstrategie, diemaxima- 
le Flexibilisierung und Unabhängigkeit der Banken anstrebt, gesehen werden, und 
hier erfüllen sie zweifellos ihre Aufgabe: Die Banken stehen stärker da denn je zuvor 
seit Ausbruch der Schuldenkrise. 


Der reale Sektor: Auswirkungen der Schuldenkrise auf die Wirtschaft der 
Industrieländer 


Die Schuldenkrise ist zweifellos ein Problem für Gläubiger und Schuldner - aber sind 
sie wirklich die einzig Betroffenen? Gibt es nicht auch andere Betroffene, deren Inter- 
essen nicht denen der Banken entsprechen und die deshalb andere Strategien favori- 
sieren würden als jene? Im folgenden sollen diese Fragen am Beispiel der US-Wirt- 
schaft beantwortet werden. Die USA stehen hier im Mittelpunkt der Betrachtung, da 
sie als Hegemonialmacht der kapitalistischen Welt und darüber hinaus als größter 
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Gläubiger zumindest der lateinamerikanischen, also der am höchsten verschuldeten 
Länder'!, bei der Formulierung von Lösungsstrategien immer die zentrale Rolle 
spielten und voraussichtlich auch weiter spielen werden. Viele der nun folgenden 
Argumente lassen sich jedoch auch auf andere westliche IL übertragen. Worum es 
sich hierbei handelt, wurde von A. Watkins prägnant zusammengefaßt: 

»Die Schuldenkrise schadet der Gesundheit der US-Wirtschaft, der Durchführung der US-Außenpolitik, 
der Stabilität des Finanzsystems der USA und der Arbeitslosenrate in den USA — ganz zu schweigen von 
unserer nationalen Sicherheit ... Gegenwärtig wird die Politik der USA gegenüber der Schuldenkrise so 


formuliert, als seien die Banker die Einzigen, die ein besonderes Interesse an den Ergebnissen dieser 
Politik haben.« (Watkins 1986, S. VIII, Übers. N.L.) 


Die Interessen der Vereinigen Staaten mit Bezug auf die Schuldenkrise sind durchaus 
widersprüchlich - die Verschuldung der EL bringt sowohl Vor- als auch Nachteile für 
die USA mit sich. So ist es zu erklären, daß die US-Strategien gegenüber der Schul- 
denkrise nie einheitlich und zielgerichtet waren. Die Vorteile, die die Verschuldung 
der EL für die Vereinigten Staaten und andere westliche IL mit sich brachte, sollen 
nur kurz angerissen werden. Zunächst einmal können aufgrund der Krise der EL 
Ressourcen in großem Umfang aus diesen Ländern abgezogen werden. Die Rohstoff- 
importe der IL verbilligen sich erheblich, seit sich die terms of trade der EL rasant 
verschlechtern'?, wodurch unter anderem zu erklären ist, daß die Inflationsraten der 
IL ausgesprochen niedrig sind und die Monetaristen, die allerorten an der Regierung 
sind, scheinbare Erfolge vorweisen können. Es kommt neben diesem Realtransfer 
auch zu einem finanziellen Transfer aus den EL, dadiese einerseits kaumnoch Kapital 
aus den IL erhalten, andererseits aber hohe Schuldendienstzahlungen an die IL ab- 
führen. So bessern perverserweise die EL die Zahlungsbilanzen der IL auf, und zwar 
inzwischen immerhin mit fast 60 Mrd. US$ jährlich (Economist, 26.9. 1987). Daß zu 
diesem doppelten Transfer nun auch die Möglichkeit hinzugekommen ist, zu Schleu- 
derpreisen die Industrien der Schuldnerländer aufzukaufen, macht die Lage für die IL 
nur noch angenehmer. Es istnoch zu erwähnen, daß die IL durch die prekäre und ab- 
hängige Situation der EL einen politischen und ökonomischen Hebel gegen jene er- 
langt haben und sie mit Hilfe von IWF und Weltbank zu den IL genehmen wirtschaft- 
lichen und politischen Reformen zwingen. Aus den genannten Faktoren erklärt es 
sich, warum die IL im Grunde gar kein besonderes Interesse hatten, die Schuldenkrise 
tatsächlich zu lösen. Umschuldungen boten sich an, um die EL in Verschuldung und 
Abhängigkeit zu halten, ohne das internationale Bankensystem kollabieren zu lassen. 
An diesen Vorteilen knüpft Schui (1988) mit seiner Interpretation der Schuldenkrise 
an. Ihm zufolge liegt dem ganzen Schuldendebakel eine groß angelegte, von langer 
Hand geplante Strategie der USA zugrunde, wobei er den Ausgangspunkt Ende der 
60er Jahre ansetzt, als die Hegemonie der USA ins Wanken geriet und die Vorteilspo- 
sıtion des Dollars nicht mehr gewährleistet war. Spätestens 1979 werde dann eine 
neue US-Politik erkennbar, deren Grundideen darin bestehen sollen, daß durch eine 
hohe Sockelarbeitslosigkeit die Macht der Gewerkschaften gebrochen wird, gleich- 
zeitig im Inland kleine und schwächere Kapitale ausgeschaltet werden, so daß sich 
auch bei stagnierender Nachfrage die dominierenden Unternehmen weiter vergrö- 
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Bern können, und daß die Staatsnachfrage gezielt in den von diesen Unternehmen 
besetzten Wirtschaftszweigen (hauptsächlich Rüstung und high tech) erhöht wird. Im 
internationalen Bereich will diese Politik laut Schui den Kapitalexport rentabel 
machen und schwächere Kapitale weltweit ausschalten, um die Möglichkeiten für 
Direktinvestitionen zu verbessern. Die Methode, dies zu erreichen, basierte auf der 
Zinspolitik. Mit Absicht (!) soll demnach die US-Regierung ihre Hochzinspolitik ver- 
längert und damit den Konjunkturabschwung ab 1980 vertieft haben. Der Dollar 
steigt, die Auslandskonkurrenten auf dem Binnenmarkt werden erfolgreicher, und 
die Arbeitslosigkeitnimmt zu. Gleichzeitig bewirkt der durch die hohen Zinssätze ge- 
stiegene Schuldendienst der EL, daß einerseits die US-Banken ihre Gewinne auswei- 
ten können, andererseits geraten die EL in eine Krise, so daß die lokalen Unternehmen 
ruiniert werden und zur Übernahme durch IL-Konzerne bereitstehen. Letztendlich 
haben die USA nun die Möglichkeit, mit Hilfe von IWF und Weltbank die Wirtschaf- 
ten der EL durch strikte Auflagen so umzuwandeln, wie es in das Interesse des US- 
Kapitals paßt. Angesichts von so viel Voraussicht kann es dann kaum noch verwun- 
dern, daß Schui bereits die Ölkrisen als Teil der US-Strategie sieht. Sind dann die 
neuen Strukturen, die Modernisierung und Spezialisierung der US-Industrie, ge- 
schaffen, kann die Konsolidierung beginnen, indem der Dollarkurs wieder gesenkt 
wird, so daß nun die US-Defizite beseitigt werden können. 

In der Tat ist Schui darin zuzustimmen, daß die Schuldenkrise für bestimmte Interes- 
sengruppen erhebliche Vorteile mit sich bringt und auch, daß gewisse Interessen die 
Krise für sich funktionalisieren und die US-Politik gegenüber der Verschuldungskri- 
se in ihrem Sinne beeinflussen konnten. Was aber an Schuis allzu logisch erscheinen- 
der Darstellung auffällt, ist, daß es sich um eine reine ex-post-Betrachtung handelt, 
in die alle Entwicklungen auf dem Weltmarkt ebenso wie in der US-Ökonomie ein- 
gefügt werden, so daß am Ende alles wie ein geradezu teuflisch zu nennender Plan 
aussieht. Nur hat er es sich etwas zu einfach gemacht: Ohne zu differenzieren bringt 
er die unterschiedlichsten Interessen und Akteure zusammen, nämlich Politiker, Fi- 
nanzkapital, Gewerkschaften, binnenmarkt- und exportorientiertes Kapital. Der ein- 
zige Interessengegensatz, den er gelten lassen will, ist der zwischen zukunftsorien- 
tiertem ‘big business’ und kleinen Industrien mit rückständiger Technologie, wobei 
ersteres der Nutznießer der oben beschriebenen Strategie ist. Es erscheint jedoch un- 
plausibel, daß sich Politiker so ausschließlich für die Interessen einer einzigen Kapi- 
talgruppe einspannen lassen, zumal wenn die geforderte Strategie ständig so nahe am 
Rande desökonomischen Abgrunds entlangmanövriert. Schui vergißt außerdem, daß 
es unmöglich im Interesse des Finanzkapitals gewesen sein kann, sich in eine Position 
zu begeben, in der es von dem good-will der EL abhängig war, den Schuldendienst 
weiter zu leisten, in der manche Banken zeitweise in ihrer Existenz bedroht waren und 
es Anlaß gab, um das gesamte Finanzsystem der kapitalistischen Welt zu fürchten. 
Umgekehrt kann es nicht im Interesse des produktiven Kapitals sein, daß nun die EL 
dazu gezwungen sind, ihre Importe drastisch zu kürzen und als Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt ebenso wie auf dem Binnenmarkt der USA aufzutreten. Das multinatio- 
nale Kapital wiederum hat kein Interesse daran, daß die EL zu tief in eine Krise ge- 
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raten, denn je instabiler die ökonomischen Bedingungen in einem Land sind, desto 
weniger laden sie zu Direktinvestitionen in dem betreffenden Land ein. Wie der von 
Schui geschilderte komplizierte Plan, in dem angeblich mit Absicht wirtschaftlicher 
Abschwung und Krisen hervorgerufen wurden, politisch durchsetzbar gewesen sein 
soll, wo die politische Instanz, die solch weitgreifende und vorausschauende, aber 
gleichzeitig so risikoreiche Entscheidungen getroffen haben soll, ist, geht aus seinen 
Ausführungen nicht hervor. Auch bei nur geringer Kenntnis der politischen Struktu- 
ren der USA wird jedoch klar, daß es sich um ein extrem dezentralisiertes System han- 
delt, in dem gerade die Interessenvielfalt und -gegensätzlichkeit politische Entschei- 
dungen prägt, in dem Akteure, wie sie die von Schui formulierte Strategie vorausset- 
zen würde, nicht existieren. 

Es stellte sich im Laufe der Zeit heraus, daß die USA durch die Schuldenkrise eben 
nicht nur Vorteile haben, auch wenn die Fraktion des multinationalen high-tech- 
orientierten Kapitals sicherlich weniger von diesen Nachteilen betroffen war. Es ist 
einleuchtend, daß die Schuldnerländer erst genügend Exportgewinne realisieren 
müssen, um den Schuldendienst finanzieren zu können, d.h. derselbe Mechanismus, 
der den Banken ihre Gewinne ermöglicht, gereicht den Produzenten in den IL, zu- 
vorderst in den USA, zum Nachteil, da die Produkte, die die Schuldner zu exportieren 
gezwungen sind, insbesondere auf den US-Markt drängen. Speziell im Zusammen- 
hang mit dem US-Handelsbilanzdefizit ist dies gravierend. Je mehr Waren importiert 
werden, desto weniger werden im Land selbst produziert - aber geringere Produktion 
ist gleichbedeutend mit weniger verdientem Einkommen und damit auch mit gerin- 
geren Ausgaben, so daß der letztendliche Nachfrage- und Produktionsrückgang ein 
Vielfaches des ursprünglichen Handelsdefizits beträgt. Bislang gelang es den USA, 
die daraus resultierenden negativen Wachstumsimpulse durch rasant steigende Haus- 
haltsdefizite zu kompensieren. Dies jedoch wird in Zukunft problematischer werden, 
da schon jetzt die Vereinigten Staaten die Defizite nur noch durch eine wachsende 
Auslandsverschuldung finanzieren können — das traditionelle Gläubigerland USA 
ist der Welt größter Schuldner geworden. Geringeres Wirtschaftswachstum jedoch 
bewirkt einen Rückgang der Importe, so daß die Chancen der EL, ihren Schulden- 
dienst zu finanzieren, schrumpfen. Und dies wiederum führt zu Verlusten für die 
Banken. 

Wie weit die Schuldenkrise mitverantwortlich ist für das US-Handelsbilanzdefizit, 
verdeutlichen folgende Zahlen: Etwa 85 % der lateinamerikanischen Exportsteige- 
rung gingen in die USA. Obwohl das lateinamerikanische Exportvolumen zwar im 
Verhältnis zur Größe des US-Marktes klein ist, hat es dennoch spürbare Auswirkun- 
gen, da die Exporte meist auf wenige Güter konzentriert sind. Was die Ausfuhren der 
USA betrifft, gingen 1981 41 % in die EL, 1985 nur noch 34 % (Economic Report of 
the President 1987). Der Rückgang der Exporte nach Lateinamerika von 37 % im 
Zeitraum von 1981 bis 1983 ist für die Hälfte des gesamten Rückgangs der US-Ex- 
porte im selben Zeitraum verantwortlich (Lever 1984). Das bedeutet, die lateiname- 
rikanischen Staaten, und nicht etwa Japan, waren die Hauptverursacher des enormen 
Anstiegs des US-Handelsbilanzdefizits. 1981 bis 1984 verschlechterte sich die Han- 
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delsbilanz der USA mit Japan um etwas über 18 Mrd. US$, mit Lateinamerika aber 
um 23 Mrd. US$, von einem Überschuß von 7 Mrd. US$ auf ein Defizit von 16 Mrd. 
US$ (Watkins 1986). Außer auf die Handelsbilanz der Vereinigten Staaten kommt es 
auch zu Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt: Schätzungen darüber, wieviele Arbeits- 
plätze durch die Schuldenkrise verlorengingen, schwanken zwischen 400 000 und 2 
Mio. (a.a.O.). Die Branchen, die besonders hart getroffen werden, sind ausgerechnet 
die Krisenbranchen der USA. Einerseits können gerade Produkte wie Maschinen, 
Fahrzeuge, Agrarprodukte, Stahl und ähnliches nurnoch schlecht in den EL abgesetzt 
werden; so halbierten sich von 1980 bis 83 z.B. die Exporte von Fahrzeugen, Eisen 
und Stahl nach Lateinamerika (a.a.O.). Andererseits drängen viele Schuldnerländer 
ihrerseits mit ähnlichen Produkten auf den Weltmarkt (Brasilien beispielsweise mit 
Stahl, Argentinien mit Weizen und Sojabohnen) und verschlechtern so die Chancen 
der US-Anbieter. Besonderes dramatisch ist der Fall der Sojaexporte: 1980/81 kamen 
weltweit 40 % aller Sojaexporte aus den USA (7200 t); die argentinischen Exporte 
waren mit398t unbedeutend. 1984/85 exportierten die USA noch 4700t, Argentinien 
dagegen 2400 t (a.a.O.). Die Farmkrise in den Vereinigten Staaten kann also nicht 
getrennt gesehen werden von der Verschuldungskrise der EL. Die USA, als bedeuten- 
der Rohstoffexporteur, leiden jetzt außerdem ihrerseits teilweise unter dem Rohstoff- 
preisverfall auf dem Weltmarkt. Auch politisch können sich den Interessen der USA 
zuwiderlaufende Probleme ergeben: Wird den EL nämlich eine immer drastischere 
Austerität aufgezwungen, sind sozialistisch orientierte Revolutionen oder fanatisch 
nationalistische Regierungen ein mögliches Ende. 

Die Vereinigten Staaten stehen vor einem Dilemma: Um die Schuldenkrise wie bisher 
unter Kontrolle zu halten, um zumindest einen Teil des Schuldendienstes zu erhalten, 
müssen sie die notwendigen Dollars den Schuldnerländern zu Verfügung stellen. Da 
dies kaum noch über Neukredite geschieht, müssen die USA ein Handelsbilanzdefi- 
zit gegenüber den EL wohl oder übel hinnehmen, d.h. sie müssen den EL Exporte er- 
möglichen. Genau dies aber können sie sich derzeit nicht leisten. Finanzminister Ba- 
ker hat das erkannt, als er seinen Plan 1985 formulierte, der den bis dahin üblichen 
Strategien widersprach und einen verstärkten Finanzfluß in dieEL vorsah. Der Baker- 
Plan aber war zum Scheitern verurteilt, da die Summen, von denen die Rede war (ins- 
gesamt knapp 30 Mrd. US$), fast lächerlich zu nennen sind; aber noch nicht einmal 
die waren aufgebracht worden, da für die Banken nicht genügend Anreize gegeben 
waren, nach Bakers Wünschen ‘dem schlechten Geld noch gutes hinterherzuwer- 
fen’!?, Baker hatte also denselben Fehler wie später Schui gemacht: er vernachlässig- 
te die Interessengegensätze zwischen den verschiedenen Kapitalfraktionen innerhalb 
der USA. R. Dornbusch hat das Dilemma der USA folgendermaßen beschrieben: 


»Wir stehen in der Tat unschlüssig vor einer Situation, wo wir uns entscheiden müssen. Wollen wir in die 
EL exportieren, dann müssen wir ihnen erlauben, mehr zu uns zu exportieren, um die Devisen zu ver- 
dienen, um für unsere Exporte und für ihre Schulden zu zahlen; oder wollen wir auf den Schuldendienst 
verzichten, dann verlieren wir keine Arbeitsplätze. Unsere Politik bislang war es, den Kopf in den Sand 
zu stecken und uns keine Sorgen um das Problem zu machen.« (in US Congress 1984, S. 43, Übers. N.L.) 
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Zwischenbilanz: Wie wäre es mit Schuldenerlaß? 


Würden allerdings die USA und andere Industrienationen zumindest einen Teil der 
Schulden erlassen, wäre das Dilemma schnell gelöst. Lange jedoch war das Thema 
Schuldenerlaß weitgehend tabu — inzwischen haben selbst Banker (Alfred Herrhau- 
sen und Henry Kaufman) und Politiker der Gläubigerländer (z.B. der britische Fi- 
nanzminister Nigel Lawson) das Wort in den Mund genommen. Zum Jahreswechsel 
kam es sogar zu einer neuen Entwicklung an der Schuldenfront: Zwischen den USA 
und Mexiko wurde ein Abkommen geschlossen, in dem de facto die Streichung eines, 
wenn auch nur kleinen, Teils der Schulden vorgesehen war. Zunehmend wirderkannt, 
daß die Krise der EL auch den IL zum Schaden gereicht; die Eintreibung der Schulden 
ist nur noch um den Preis der doppelten Krise, nämlich in EL, die den Gürtel immer 
enger schnallen müssen, wie in den IL, wo Arbeitslosigkeit und — jedenfalls im Fall 
der USA - Handelsbilanzdefizite verschlimmert werden, möglich, und das lediglich 
zur Sicherstellung der Profite der transnationalen Banken. Heute müssen die EL 
durch die vom IWF verordneten Anpassungsmaßnahmen für die Aufbringung des 
Schuldendienstes »zwangssparen« (Hankel 1984), also eine negative Einkommens- 
und Entwicklungspolitik verfolgen und auf die Ausweitung ihrer Binnenökonomien 
verzichten, um etwas zu erreichen, was weder ihnen noch ihren Gläubigern nützt: ex- 
portorientiertes Wachstum und Importdrosselung — bloß damit den Banken Verluste 
erspart bleiben. 

Bisher waren die rein an Bankeninteressen ausgerichteten Strategien immer dadurch 
gerechtfertigt worden, daß andernfalls das finanzielle Chaos drohe — und das wäre 
nicht nur für die IL, sondern auch für die EL katastrophäl. Diese Argumentation hatte 
zweifellos ihre Berechtigung, jedoch sind die Finanzinstitute seit dem Ausbruch der 
Krise nicht auf der Stelle getreten. Genau dieser Punkt muß mehr Aufmerksamkeit 
finden. Die alten Argumente sind hinfällig geworden, denn wenn die Schuldenstra- 
tegien bislang einen Erfolg hatten, so war es der, das internationale Finanzsystem zu 
stabilisieren. Es wäre nun geradezu verwerflich, diesen Stabilisierungserfolg nicht zu 
nutzen und endlich auch die anderen von der Schuldenkrise betroffenen Akteure zum 
Zuge kommen zu lassen. Es muß Abschied genommen werden von der Vorstellung, 
ein Schuldenerlaß müßte in jedem Fall Verluste für die Gläubigerländer mit sich 
bringen, denn 


»internationale Finanzierung, einschließlich der EL-Schulden, ist kein Null-Summen-Spiel; ein Gewinn 
für einen Schuldner ist nicht automatisch ein Verlust für den Gläubiger.« (Decoodt 1986, S. 6, Übers. 
N.L.) 


WasindenEL nicht für den Schuldendienst aufgewendet wird, wird für Konsum- und 
Kapitalgüter ausgegeben, die oftmals importiert werden, bzw. für eine Wachstums- 
steigerung, was wiederum zu mehr Importen führt. Ebenso wie also die Exportchan- 
cen der IL verbessert werden, vermindert sich die Exportkonkurrenz der EL, wenn 
diese nicht mehr zu Exportsteigerungen um jeden Preis gezwungen sind. Schulden- 
streichung, so ergibtsich daraus, ist kein Transfer von der ’Ersten’ in die ‘Dritte Welt’, 
sondern vielmehr ein Transfer innerhalb der ‘Ersten Welt’ vom Finanz- zum Indu- 
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striesektor. Es ist hinzuzufügen, daß in den IL gerade die notleidenden Bereiche der 
Industrie unterstützt würden, da die EL-Importe zum Gutteil aus ‘traditionellen’ 
Industriegütern (Stahl, Fahrzeuge, auch landwirtschaftliche Produkte) bestehen. 
Die Banken müßten sicherlich einige Verluste hinnehmen, was jedoch erträglich 
gestaltet werden Kann, wenn nicht alle Schulden auf einen Schlag erlassen werden. 
Die Höhe der Verluste hängt von den Durchführungsmodalitäten ab, bei denen 
verschiedene Möglichkeiten bestehen: nur schrittweise eine Entschuldung vorzuneh- 
men, überhaupt nur einen bestimmten Teil der Schulden zu erlassen oder nur bei den 
am schlimmsten betroffenen Ländern anzusetzen!*. Einige Verluste würden nun- 
mehr, wie dargestellt, die Banken auch nicht dem Untergang weihen. Ohnehin wür- 
den diese sich wahrscheinlich in Grenzen halten: So berechnet etwa C. Dziobek 
(1987), daß eine Abschreibung von 30 % der Schulden undeine Streichung der Zinsen 
über LIBOR Verluste bedeuten würden, die nichthöher sind als die Gewinne der Ban- 
ken im Zeitraum von 1983 bis 86 (!). Es muß bedacht werden, daß die Banken durch 
Debt-Equity Swaps und sonstige Verkäufe von Forderungen auf dem Sekundärmarkt 
bereits jetzt Verluste hinnehmen, d.h. also, daß sie offenbar unter bestimmten Bedin- 
gungen zu Abschreibungen bereit sind. Auch haben die Banken durchaus ihrerseits 
einen gewissen Anreiz, zumindest einen Teil der Schulden zu erlassen: Zeitraubende 
Umschuldungsverhandlungen und unfreiwillige Kreditvergabe werden überflüssig, 
und, was vielleicht wichtiger ist, im Vergleich zu einem Moratorium der Schuldner- 
länder hätte ein Schuldenerlaß den Vorzug, geplant und miterheblich weniger Risiko 
durchgeführt werden zu können. Es besteht nämlich die Gefahr, daß die Schuldner, 
wenn die Banken sich durch die vier im zweiten Abschnitt dargestellten Strategien 
immer sicherer und unabhängiger von denEL fühlen, den Schuldendienst womöglich 
schlicht einstellen, denn dann ist der Anreiz, die Zahlungen aufrechtzuerhalten, näm- 
lich die Hoffnung auf neue Kredite, nicht mehr gegeben. 


Schuldenerlaß konkret: der Fall Mexiko 


Das im Dezember 1987 geschlossene Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten 
und Mexiko’? ]äßt mittlerweile hoffen, daß sich die im letzten Abschnitt dargestellten 
Überlegungen auch in den Köpfen der verantwortlichen Politiker und Banker 
durchsetzen. Längst dürfte (im Stillen) auch ihnen klargeworden sein, daß ein 
beträchtlicher Teil der Schulden ohnehin uneinbringlich geworden ist - die zunächst 
noch zaghafte Anerkennung der Realitäten war längst überfällig. Worum handelt es 
sich also? Der von Morgan Guaranty Trust für die Regierungen Mexikos und der USA 
ausgearbeitete Plan sah ursprünglich die Ausgabe einer sogenannten Null-Kupon- 
Anleihe, i.e. eine Anleihe, für die alle angefallenen Zinsen am Ende der Laufzeit auf 
einmal gezahlt werden, durch die US-Regierung vor, die mit allen anfallenden Zinsen 
und Zinseszinsen insgesamt 10 Mrd. US$ wert sein sollte. Mexiko sollte dafür den 
Betrag von 2 Mrd. US$ zahlen. Diese sollen zur Sicherheit in den USA hinterlegt 
werden. Mexiko soll daraufhin von den Gläubigerbanken ausstehende Forderungen 
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zurückkaufen, und zwar wurde gehofft, zum Marktwert, der derzeit für mexikanische 
Verbindlichkeiten bei ca. 50 % liegt. Die Banken erhalten dafür von Mexiko Bonds, 
die durch die US-Null-Kupon-Anleihe gedeckt sind; für die Zinszahlungen auf diese 
Papiere (1,6 % über LIBOR) ist weiterhin die mexikanische Regierung verantwort- 
lich. Durch diesen Handel, so hoffte man, könnten somit etwa 20 Mrd. US$ mit Hilfe 
der 10Mrd. US$ in Form von US-Anleihen zurückgekauft werden. Der Abschlag, den 
die Banken beim Verkauf ihrer Forderungen gewähren müssen, entspricht so einem 
Schuldenerlaß, da, anders als bei Debt-Equity Swaps, der Abschlag dem Schuldner- 
land selbst zugute kommt. Zum ersten Mal sieht also dieser Plan die Reduktion der 
Schuldenlast eines Landes vor, statt daß wie bei den bisherigen Strategien immer nur 
neue Schulden hinzugefügt werden. 

Allerdings war klar, daß die Durchführung des Plans von den in Frage kommenden 
Banken abhing, deren Teilnahme freiwillig war. Zunächst begrüßten sie den Vor- 
schlag: Die neuen Papiere bieten höhere Erträge und geringeres Risiko als die alten 
Forderungen; darüber hinaus können sie sich durch deren Erwerb von weiteren Kre- 
ditverpflichtungen befreien. Jedoch folgte prompt das Aber: Der Abschlag von 50 % 
sei erheblich zu hoch. Der mexikanischen Regierung stand es jedoch frei, Gebote von 
Banken, die zu niedrig erschienen, auszuschlagen. Ende Februar 1988 fand die mit 
Spannung erwartete Versteigerung der neuen mexikanischen Bonds statt, undes zeig- 
te sich tatsächlich, daß ein Abschlag von 50 % bei weitem nicht zu realisieren war. 
45 % der abgegebenen Gebote wurden von Mexiko abgelehnt, so daß nur 3,7 Mrd. 
US$ Schulden für einen durchschnittlichen Preis von 68 % des Nennwerts, also im 
Austausch für neue Papiere im Wert von 2,6 Mrd. US$, zurückgekauft werden konn- 
ten. Der Nutzen, den Mexiko damit durch dieses Geschäft hat, bleibt sehr begrenzt: 
Das Land spart in den nächsten 20 Jahren knapp über 2,6 Mrd. US$ an Schulden- 
dienstzahlungen, wobei 532 Mio. US für die US-Anleihe, durch die die neuen mexi- 
kanischen Bonds gedeckt werden, gezahlt werden müssen -dem stehen Schulden von 
insgesamt 103 Mrd. US$ gegenüber (Financial Times, 4.3.1988). Quantitativ gesehen 
handelt es sich also höchstens um einen Tropfen auf dem heißen Stein. Jedoch sollte 
diese Maßnahme deswegen trotzdem nicht abgetan werden, denn qualitativ stellt sie 
eine neue Entwicklung in der Schuldenfrage dar. Als solche wollte sie auch das mexi- 
kanische Finanzministerium verstanden wissen, das nach Bekanntgabe des Ergebnis- 
ses der Versteigerung erklärte, die Aktion sei trotz des mageren finanziellen Gewinns 
ein Erfolg gewesen, da erstmalig die Gläubiger die Tatsache anerkannt haben, daß der 
Buchwert der Schulden nicht mehr den realen Wert widerspiegelt (a.a.O.) — dies 
könnte ein erster Schritt dahingehend sein, daß der Schuldendienst der EL in Zukunft 
nicht mehr auf den Nominalwert der Schulden, sondern auf den Marktwert berechnet 
geleistet zu werden braucht. 

Warum die Banken sich nur so zurückhaltend an diesem Geschäft beteiligten, obwohl 
esinder Theorie nichts anderes bedeutet als das, was sie ohnehin schon häufig in Form 
von Verkäufen von Forderungen auf dem Sekundärmarkt bzw. Debt-Equity Swaps 
praktizieren, läßt sich durch mehrere Faktoren erklären: Die neuen mexikanischen 
Bonds sind zwar mit einem höheren Zinssatz versehen als es die alten Forderungen 
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waren, aber obwohl sie durch die US-Anleihe gedeckt sind, stellen sie doch ein Risiko 
dar, da Mexiko nach wie vor für die Zinszahlungen verantwortlich ist; daher ist es 
wahrscheinlich, daß die Bonds ihrerseits bald auf dem Sekundärmarkt im Wert fallen. 
Die Banken müßten außerdem, wenn sie sich an dem Handel beteiligen, die Abschlä- 
ge in einem großen Brocken verdauen der häufigeren kleinen Transaktionen an Stelle 
wie bisher üblich. Noch schwerwiegender ist, daß insbesondere viele von den Groß- 
banken es vorziehen dürften, nicht durch ein solches Geschäft zuzugeben, daß die 
mexikanischen Verbindlichkeiten nur noch zwei Drittel oder die Hälfte ihres Nomi- 
nalbetrags wert sind. Der Grund dafür ist, daß die Bankenaufsicht ihre Haltung zu der 
Frage, ob ein so offensichtliches Eingeständnis nicht dazu führen würde, daß die 
Banken dazu gezwungen werden, für die verbleibenden Forderungen entsprechende 
Wertberichtigungen vorzunehmen, noch nichteindeutig geklärt hat. Immerhin hat die 
Wertpapier- und Börsenaufsichtsbehörde der USA den Banken im Fall einer Betei- 
ligung an dem Tauschgeschäft bereits die buchhalterische Anerkennung von Verlu- 
sten auch für die im Portfolio der Banken verbleibenden Forderungen empfohlen 
(Frankfurter Rundschau, 29.2.1988). Abschreibungen in diesem Umfang auf einen 
Schlag zu verdauen, wäre für die meisten Banken bei dem derzeitigen Stand der Dinge 
"inakzeptabel. Für kleinere Finanzinstitute mit geringen ausstehenden Forderungen an 
Mexiko, die sich aus diesem Land ganz zurückziehen wollen und dafür auch hohe 
Abschläge in Kauf zu nehmen bereit sind, ist der Erwerb der neuen Papiere sicher 
reizvoller. Aber auch hier gibtes Grenzen, istes doch verhältnismäßig problemlos für 
diese Banken, aufdem Sekundärmarkt Cash für ihre Forderungen zu kaum geringeren 
Preisen zu erhalten; die neuen Bonds haben allerdings den Vorteil, wahrscheinlich 
leichter verkäuflich zu sein als die alten Schuldtitel. Es war also von vorneherein ab- 
sehbar, daß die Großbanken sich zurückhalten würden und daß generell die Nachfrage 
und die gebotenen Abschläge gering sein würden. 
Trotz dieser Einwände ist die Initiative eindeutig als begrüßenswert zu bezeichnen, 
da immerhin damit ein neuer Standard für künftige Verhandlungen zwischen Schuld- 
nern und Gläubigern gesetzt wird. Von seiten der USA wurde allerdings sofort betont, 
daß ein solches Abkommen nur für Länder mit ausreichenden Devisenreserven, die 
sich den [IWF-Programmen unterwerfen und die deutliche Anstrengungen zur Anpas- 
sung (nach US-Gusto) unternehmen, in Frage käme. Ob Brasilien, das kurz nach der 
Bekanntgabe des Abkommens mit Mexiko Interesse an einem vergleichbaren Handel 
äußerte, dies auch erreichen kann, sei deshalb dahingestellt. Da es sich aber bei dem 
Mexiko-Deal gezeigt hat, daß den Banken ein Schuldenerlaß immer noch nicht 
schmackhaft genug gemacht werden Konnte, wäre es wünschenswert, daß auf die 
Banken politischer Druck ausgeübt wird, einen Schuldenteilerlaß auch unter Hinnah- 
me einiger Nachteile zu akzeptieren. Ein erster Schritt wäre es schon, wenn die Ban- 
kenaufsicht eine solche Maßnahme dadurch erleichtern würde, daß sie den Banken 
eindeutig zugesteht, ihre verbleibenden Forderungen zu den Buchwerten in den 
Bilanzen zu behalten. Es ist dennoch wichtig, den Mexiko-Plan in die Betrachtung 
aufzunehmen, zeigt er doch, daß Schuldenerlaß keine Utopie zu sein braucht, so nur 
der politische Wille vorhanden ist. Denn um ein politisches Problem handelt es sich 
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hier schon längst: Politische Schritte sind gefordert, wo ökonomische Maßnahmen 
für die Verbesserung der Situation der Schuldner seit 1982 permanent versagt haben. 


Anmerkungen 


1 


Als Lösungsstrategien beruhen sie sämtlich auf falschen Prämissen, z.B. daß eine drastische Ausfuhr- 
steigerung aus allen Entwicklungsländern auf einmal machbar sein soll, ohne daß die Rohstoffprei- 
se weiter sinken und ohne daß der Protektionismus der Industrieländer eine Schranke bildet; oder daß 
rasantes Wachstum in EL wie in IL es den Schuldnerländern auf einmal ermöglicht, die zum wieder- 
holten Mai umgeschuldeten Beträge irgendwann doch zurückzuzahlen usw. 

Die unfreiwillige Kreditvergabe war eine Bedingung, die der IWF zur Voraussetzung für seine Ab- 
kommen mit den Schuldnerländern machte. Da die Banken an vom IWF überwachten Anpassungs- 
programmen in den EL sehr interessiert waren, mußten sie sich notgedrungen den dahingehenden 
Wünschen des IWF fügen. 1983 wurden im Zusammenhang mit Umschuldungen z.B. 13 Mrd. US$ 
an neuen Krediten vergeben, 1984 waren es noch 10,4 Mrd. US$ (World Debt Tables 1987). 
Nominale und reale Zinssätze in % 


Nominale Zinssätze Reale Zinssätze* 
Libor US Prime Rate LIBOR US Prime Rate 
1980 14,0 15,3 0,6 1;7 
1981 16,7 13,9 38,0 40,6 
1982 13,6 14,9 33,7 35,2 
1983 9,9 10,8 , 4,6 5,5 
1984 11,3 12,0 10,0 10,7 
1985 8,6 9,9 21,7 23,1 


* deflationiert mit dem Rohstoffexportindex (außer Öl) aus den EL 
Quelle: UN World Economic Survey 1987 


Es ist zu bedenken, daß die Kredite, die den EL in den 70er Jahren so großzügig zuflossen, mit va- 
riablen Zinssätzen versehen waren. D.h. die EL nahmen Kredite zu Niedrigstzinssätzen (real gesehen 
teilweise negativ) auf und fanden sich plötzlich in der Situation wieder, auf dieselben Kredite extre- 
me Zinszahlungen leisten zu müssen. 

Rückstellungen sind ein Passivposten in den buchhalterischen Bilanzen der Banken, die, anders als 
Rücklagen, die Gewinnrechnung belasten, d.h. den Gesamtgewinn schmälern. Der Vorteil gegenüber 
Rücklagen ist, daß die Banken so geringere Steuern zu zahlen haben. Rückstellungen oder Rückla- 
gen sind notwendig, damit die Banken Wertberichtigungen vornehmen können. Dies bedeutet, daß 
die Bilanzen geändert werden, um den tatsächlichen Wert eines Aktivpostens (ausstehenden Kredits) 
wiederzuspiegeln; im Fall von Schuldtiteln ist das der Sekundärmarktwert. Bislang taten die Banken 
alles, um solche Wertberichtigungen zu vermeiden. 

Daß aber ein Mitziehen bei weiteren Runden von Rückstellungen für die Banken zum Zwang wird, 
zeigtsich auch daran, daß der Aktienmarkt diejenigen Banken, die Rückstellungen oder Abschreibun- 
gen vornehmen, belohnt, während sich die verbleibenden Banken mit einem Sinken ihrer Aktienkur- 
se konfrontiert sehen (Economist, 9.1. 1988). 

Im einzelnen sollen hier aus Platzgründen die verschiedenen neuartigen Finanzierungsinsttumente 
nicht dargestellt werden. Es sei hier auf den Artikel von U. Traber (1986) verwiesen. 

Wie sehr die Banken um die Gunst der EL buhlten, wird durch die scharfe Zinssatzkonkurrenz für EL- 
Kredite in den 70er Jahren verdeutlicht, so daß die Banken teilweise negative Realzinssätze hin- 
nahmen (UN World Economic Survey 1987). 

Dies wird vor allem dadurch möglich, daß die neuen Finanzierungsinstrumente auch gerade das durch 
die Überliquidität in den kapitalistischen IL im Überfluß vorhandene Spekulationskapital in die lang- 
fristige Finanzierung einbinden. 
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9 Die Differenz zwischen Marktwert und Nennwert der ausstehenden Schulden war Anfang 1986 et- 
wa genauso groß wie im Jahre 1987 die Differenz zwischen Marktwert und dem Niveau, bis zu dem 
im Durchschnitt Rückstellungen gemacht worden waren, da der Marktwert etwa im gleichen Maß fiel 
wie Rückstellungen vorgenommen wurden (Economist, 23.7. 1987). 

10 Ausführlicheres zu den möglichen Problemen durch Debt-Equity Swaps findet sich in Hannon, Hau- 

gen (1987); BIZ (1987); Roberts, Remolona (1987). 

1977 beispielsweise hielten US-Banken in 12 Ländern einen Anteil von 50 % der Forderungen an die 

jeweiligen Länder (Nunnenkamp / Junge 1985). 

12 Um die Devisen für den Schuldendienst aufbringen zu können, müssen die EL ihre Exporte — und das 

sind bei den meisten Schuldnerländern Rohstoffe — kräftig steigern. Tun aber alle Schuldner dassel- 
be, ist die unausweichliche Konsequenz, daß die Rohstoffpreise wegen des Überangebots auf dem 
Weltmarkt ins Rutschen kommen. 
»Wenn der jährliche Schuldendienst nicht drastisch gekürzt wird ... und Rohstoffe nicht angemes- 
sen neubewertet werden, werden die lateinamerikanischen Länder und die Länder der Dritten Welt 
generell zu der fast vollkommenen Ausbeutung ihrer natürlichen Ressourcen verdammt sein ... Dies 
würde eine buchstäbliche territoriale Eroberung des Südens durch den Norden bedeuten, nicht durch 
einen offenbaren militärischen Konflikt, sondern im Namen der sakrosankten Konzepte “Entwick- 
lung’ und ‘Interdependenz’.« (Schatan 1987, S. 23, Übers. N.L.) 

13 Ausführlicheres zum Baker-Plan in BIZ 1985, Bogdanowicz-Bindert 1985 und 1986, Johnson 1985 
u.a. 

14 Zwei der bekanntesten Vorschläge, wie ein Schuldenerlaß gestaltet werden kann, stammen von W. 
Hankel (1983) und F. Castro (1985). Hankel plädiert für die Einrichtung eines Gegenwert-Fonds, in 
den der Gegenwert des Schuldendienstes in nationaler Währung des Schuldnerlandes eingezahlt wer- 
den müßte, so daß das Transfer-Problem gelöst wäre. Die Gelder aus dem Fonds, der gleichzeitig eine 
Art von internationaler Aufsicht darstellen soll, würden dann wiederum im Schuldnerland für Ent- 
wicklungsprojekte verwendet. Castro hingegegen unterscheidet zwischen legitimen und illegitimen 
Schulden (das sind diejenigen Schulden, die durch Entwicklungen außerhalb des Einflusses der EL 
entstanden, wie etwa durch Ölpreissteigerungen; dazu können auch die von Militärregierungen auf- 
genommenen Schulden zählen), wobei letztere nicht zurückzahlbar sein sollen. Jener Teil der Schul- 
den soll von den Regierungen der IL übernommen werden und in Raten durch Abzweigungen vom 
Militärhaushalt abgetragen werden. 

15 Warum gerade wieder Mexiko mit diesen neuen Maßnahmen bedacht wird, ist dadurch zu erklären, 
daß Mexiko wirtschaftlich das für die USA wichtigste Schuldnerland ist, es außerdem politisch ge- 
sehen direkt den ‘Hinterhof’ der USA darstellt und daß die USA sich nun, in Anbetracht von bevor- 
stehenden harten Verhandlungen mit Brasilien und Argentinien, bei Mexiko den Rücken freihalten 
wollen. 
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Manuel Castells 
Hochtechnologie, Weltmarktentwicklung 
und strukturelle Transformation. * 


Zusammenfassung: Im Zentrum des ökonomischen Restrukturierungsprozesses seit 
den siebziger Jahren stehen die neuen Technologien. Die Telekommunikationstech- 
nologien sind dabei die elektronischen Autobahnen des einbrechenden Informations- 
zeitalters, aufderen Boden eine neue Struktur der internationalen Arbeitsteilung ent- 
steht. Von den Auswirkungen des Technikwandels sind die Ökonomien der Dritten 
Welt in besonderem Maße betroffen. Zu erwarten ist eine weitere Desintegration der 
nationalen Volkswirtschaften sowie eine Separierung der Ökonomien in einen höchst 
dynamischen internationalisierten Sektor, eine Reihe desintegrierter Segmente, die 
als abhängige Zuliefererbetriebe fungieren sowie eine Vielzahl lokaler Teilmärkte, 
die durch das Prinzip des täglichen Erfindens von Überlebensstrategien regiert wer- 
den. Die weitaus überwiegende Zahl der Drittweltländer dürfte aus diesem neuen 
Verwertungszusammenhang völlig ausgeschlossen werden. Als Alternative zu diesen 
bedrohlichen Entwicklungstendenzen wird eine umfassende Nutzung des Entwick- 
lungs- und Emanzipationspotentials der Neuen Technologien vorgeschlagen. 


Einleitung 


Wir haben das Privileg und die Verantwortung, an einer der größten technologischen 
Revolutionen der Menschheitsgeschichte teilnehmen zu können. Diese findet statt in- 
mitten eines weltweiten Prozesses ökonomischer Restrukturierung, der begleitet wird 
von einer gefährlichen Neuausrichtung makropolitischer Strategien. Zwei wesentli- 
che Grundzüge zeichnen diese technologische Revolution aus: Sie zielt auf die Bear- 
beitung und Gewinnung von Information ab; ihre Resultate sind prozeßorientiert, 
weshalb ihre Auswirkungen den gesamten Bereich menschlicher Aktivität erfassen. 
Wie bei allen historischen Durchbrüchen im wissenschaftlichen Fortschritt, lassen 
sich eine ganze Reihe von gleichzeitig auftretenden, zusammenhängenden und sich 
gegenseitig verstärkenden Entdeckungen ausmachen. Einige dieser Entdeckungen 
betreffen neue Produkte, wie spezielle Materialien, andere die technische Nutzung 
von existierenden Technologien, wie die Raumfahrttechnologie. Aber der wesentli- 
che Aspekt der derzeitigen technologischen Revolution liegt in der Möglichkeit be- 
gründet, Informationen zu bearbeiten und zu gewinnen und in der Einführung dieses 
technischen Vermögens in alle menschlichen Lebensbereiche: in die Produktion, die 


* Mit Erlaubnis des Autors von uns gekürzte Fassung eines Beitrags für die »Royaumont Conference« 
(Dezember 1985) des »Commitee for a Just World Peace«. Es handelt sich dabei um Forschungser- 
gebnisse des »North American programm of the Peace and Global Transformation Project of the Uni- 
ted Nations University«. 
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Konsumption, die Verwaltung, die Freizeit, kurz in alle Funktionen und Handlungen, 
in denen wirleben und sterben. Mikroelektronische Geräte verarbeiten Informationen 
in zunehmend effektiveren und dennoch preiswerteren miniaturisierten Schaltkrei- 
sen. Computer benutzen Mikroprozessoren, um Informationen mitnoch größerer Ge- 
schwindigkeit und Exaktheit zu bearbeiten. Dadurch wird die Speicherungskapazität 
erhöht und derZugang für Nichtexperten zum Computersystem erleichtert, womit die 
Informationsmacht dezentralisiert und diversifiziert werden kann. Telekommunika- 
tionsmittel übermitteln und verarbeiten Informationen. Sie bringen zu sinkenden 
Kosten und mit steigender Übertragungskapazität alle Informationsverarbeitungs- 
maschinen (einschließlich des Menschen) unabhängig von Raum und Zeit zusam- 
men. Die Automation führt elektronisch gesteuerte, flexible technische Vorrichtun- 
gen in alle Arbeitsprozesse ein. Die neuen Medien verbreiten Ton und Bild über die 
ganze Welt, mit der Möglichkeit, die Elemente der Botschaft in zeitlicher Folge von- 
einander zu trennen. Ihnen wohnt auch das Potential inne, Interaktionssysteme aufzu- 
bauen. Und (die wahrscheinlich relevanteste Technologie der Zukunft) die Gentech- 
nik dekodiert das Informationssystem des Lebendigen, um es neu zu programmieren. 


Die Hochtechnologie und die ökonomische Restrukturierung 
in der Folge der Krise 


Technologische Revolutionen finden nicht in einem sozialen Vakuum statt. Sie ent- 
wickeln sich in sehr spezifischen sozio-ökonomischen und historischen Kontexten, 
deren Besonderheiten die Formen und Zielsetzungen des Technologiegebrauchs und 
sogar die Entwicklung der Technik selbst bestimmen. Damit soll nicht behauptet 
werden, technologische Entdeckungen tauchten notwendig als Antworten auf Be- 
dürfnisse des Systems auf. Wissenschaft und Forschung haben ihre eigene Entwick- 
lungslogik mit Momenten qualitativer Sprünge und der Beschleunigung des Erfin- 
dungstempos, die durch ein Zusammenspiel zwischen wissenschaftlicher Forschung, 
den institutionellen Rahmenbedingungen, unter denen diese stattfindet, und der 
Nachfrage nach technischen Vorrichtungen produziert werden. 

Die derzeitige technologische Revolution begann während der 70er Jahre, zu einer 
Zeit, als die Weltwirtschaft eine bedeutende strukturelle Krise durchmachte. Deren 
Ursachen und strukturelle Besonderheiten habe ich anderweitig untersucht (Castells 
1980). Mitte der 80er Jahre wurden in den Zentren der Weltökonomie einige funda- 
mentale Funktionsmechanismen der Kapitalakkumulation und der sozialen Ordnung, 
auf der das System beruht, restrukturiert (Camus, Delattre, Dutailly, Eymard-Duver- 
nay, Vassille 1981; O’Connor 1984; Bowles, Gordon und Weisskopf 1983; Carnoy, 
Shearer und Rumberger 1983). 

Der Kapitalismus hat sich selbst in einem Prozeß sozialer Auseinandersetzungen und 
siegreicher politischer Kämpfe ‘reformiert’. Er hat einen Teil seiner Dynamik und 
viel von seiner sozialen Durchsetzungskraft zurückerobert, indem er einerseits die 
Zahl der Menschen, die von diesem System profitieren, verringert hat und indem er 
andererseits alle Gruppen möglicher Gewinner dieses neuen aggressiveren Typus des 
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Kapitalismus auf dem gesamten Planeten vereinigt. In den letzten Jahren (in der Pha- 
se 1970-80) hat sich ein neues Modell wirtschaftlichen Wachstums herauskristalli- 
siert, das eine Abkehr vom Keynesianismus und vom Wohlfahrtsstaatskapitalismus 
darstellt. Da die Hochtechnologie eine wesentliche Rolle in diesem dramatischen 
ökonomischen Restrukturierungsprozeß gespielt hat (als ein Werkzeug, nicht als Ur- 
sache), ist es notwendig, die besonderen Merkmale dieses neuen Modells ökonomi- 
scher Politik schematisch zu skizzieren und die spezifische Bedeutung der neuen 
Technologien für jede der wesentlichen ökonomischen Achsen auf dem Weltmarkt 
genau zu analysieren (Carnoy und Castells 1985). Dieses Modell ist nicht notwendig 
bestimmten politischen Parteien, Regierungen oder Ländern zuzuordnen, obwohl die 
Reagan- und Thatcher-Administrationen klare Verfechter zu sein scheinen. Sehr ähn- 
liche Strategien wurden in den meisten westeuropäischen Ländern entwickelt, ob sie 
nun durch Christdemokraten, Liberale oder Sozialdemokraten regiert wurden und 
selbst in kommunistisch geführten Regionen (Italien) oder von Regierungen mit 
kommunistischer Beteiligung (Frankreich in einer bestimmten Periode). Zur glei- 
chen Zeit haben sich in Ländern der 3. Welt, angeregt oder diktiert durch den IMF und 
internationale Finanzinstitutionen, ähnliche Austeritätspolitiken entwickelt, so daß 
sich insgesamt, nicht ohne Widersprüche und Widerstände, eine neue ökonomische 
Logik durchgesetzt hat, die nicht bloß kapitalistisch ist, sondern eine spezifische Art 
von Kapitalismus verkörpert. Die Verallgemeinerung eines solchen Modells ökono- 
mischer Politik (das historisch nicht irreversibel ist) bedeutet natürlich nicht, daß al- 
le Regierungen gleich sind, oder daß die Politik keine eigenständige Rolle spielt. 
Wenn ein System an eine historische Grenze stößt, aber nicht durch einen sozialen, 
politischen Prozeß transformiert werden kann, läßt sich eine soziale Desintegration 
nur durch eine Konsolidierung, Stärkung und Dynamisierung der bereits institutiona- 
lisierten strukturellen Logik vermeiden. Da die Ökonomie (unter kapitalistischen Be- 
dingungen) die Gesellschaft strukturiert und weil die Ökonomie auf internationaler 
Ebene durch starke Interdependenzen gekennzeichnet ist, stehen die Regierungen 
einzelner Länder vor dem Dilernma, sich entweder der dominierenden Logik in der 
vorteilhaftesten Weise anzupassen oder gegen den Strom zu schwirnmen, was als iso- 
liertes Unternehme: kaum Aussicht auf Erfolg verspricht. Deshalb steigen die mei- 
sten Länder auf eine neues Modell ökonomischer Politik ein, das die folgenden, teils 
von den Regierungen, teils von privaten Unternehmen umgesetzten Maßnahmen um- 
faßt: 

(1) Kontrolle der Inflation durch fiskalische Austerität und monetäre Restriktionen 
mit dem Ziel, den Wohlfahrtsstaat teilweise abzubauen. 

(2) Verringerung von Löhnen, Lohnnebenkosten, sozialen Leistungen und anderen 
lohnbezogenen Kostenfaktoren. Folglich steigt die Profitquote proportional, soweit 
alle andere Bedingungen unverändert bleiben (Bowles, Gordon und Weisskopf 
1983). 

(3) Erhöhung der Produktivität und der Rentabilität von Unternehmen durch Entlas- 
sungen, Kurzarbeit, durch die Erhöhung der Arbeitsintensität und durch Innovatio- 
nen (Reich 1983). 
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(4) Reorganisation der Branchenstruktur durch Abzug von Kapital aus solchen Sek- 
toren, Regionen und Unternehmen, die an Rentabilität einbüßten und verstärkte In- 
vestition in neue Produkte und Produktionsverfahren, im allgemeinen in die Hoch- 
technologieproduktion, in verschiedenste private Dienstleistungen und in den Grund- 
besitz (Bluestone und Harrison 1982). Eine wesentliche Entwicklung innerhalb der 
ökonomischen Restrukturierung (besonders in Europa und Lateinamerika) stellt die 
Schrumpfung des öffentlichen Sektors und die Ausrichtung der staatlichen Betriebe 
an der Rentabilitätslogik dar. 

(5) Gewaltiges Wachstum der informellen Ökonomie, d.h. von allen möglichen öko- 
nomischen Aktivitäten, die außerhalb der staatlichen Regulierung und Kontrolle wu- 
chern, was immer auch ihr Legalitätsstatus sein mag. Dazu gehören die astronomi- 
schen finanziellen Umsätze in kriminellen Aktivitäten (besonders in der Produktion 
und der Distribution von Drogen), aber im wesentlichen geht es dabei um Schwarz- 
arbeit, unbezahlte Steuern, Nichteinhaltung von Gesundheits- und Sicherheitsbestim- 
mungen, von Arbeitsgesetzgebungen und ähnliches mehr (Portes und Walton 1981; 
Piore und Sabel 1984). In Ländern wie den USA heizt die massive Immigration nicht 
gemeldeter Arbeiter diesen Prozeß einer wachsenden Penetration des Zentrums durch 
die Peripherie an. Die informelle Ökonomie stellt heute ein Kernelement aller Volks- 
wirtschaften dar, nicht nur für das Überleben der Marsginalisierten, sondern auch für 
die Dynamik der kleinen Betriebe, auf die ein Großteildes Wachstums und der zusätz- 
lichen Beschäftigung zurückgeht (Sassen-K.oob 1984) und für den Wertetransfer aus 
dem informellen Sektor an die Großbetriebe durch Subkontrakte und ein Netzwerk 
dezentralisierter Produktion. 

(6) Öffnung des Weltmarkts und wachsende Internationalisierung der Produktion, 
wobei die Vorteile des jeweils günstigsten Standortes für die Produktion, das Mana- 
gement und die Kontrolle der Märkte innerhalb eines weltweit verknüpften Systems 
genutzt werden. Diese allgemeine Strategie wird sowohl von den Konzernen als auch 
von den Regierungen befolgt, und sie ruft ihrerseits paradoxerweise protektionisti- 
sche Reaktionen hervor, sobald Sektoren, Regionen oder Länder in dem halsbreche- 
rischen Wettbewerb zu verlieren beginnen (Bienefeld und Godfrey 1982; Little 
1982). 

(7) Relative Kontrolle der Weltmarktpreise von Rohstoffen und Energieträgern durch 
das Zentrum, wodurch die Stabilität des Preissystems und der Warenströme gesichert 
wird (OECD 1984). 

(8) Internationalisierung der Finanzmärkte, hervorgerufen durch die Deregulierung 
des internationalen Währungssystems und durch den Fortschritt in den informations- 
verarbeitenden Technologien. Durch die Entstehung von Geld, das elektronisch 
transferiert werden kann (z.B. durch Chips), und die fortschreitende Integration von 
Märkten und Börsen, wird bald jedes Land, das die Technologie und das Kapital da- 
zu besitzt, direkt auf die wesentlichen Finanzinstitutionen auf der ganzen Welt ein- 
wirken können (Hamilton 1984). 

Diese skizzenhafte Darstellung des vorherrschenden ökonomischen Modells betont 
dessen Kohärenz und inhärente Logik, ohne die Widersprüche und potentiell destruk- 


122 Manuel Castells 


tiven Abweichungen von der modelleigenen Rationalität zu untersuchen. So drückt 
sich zum Beispiel im Fall der USA die Forderung nach einer restriktiven Steuerpoli- 
tik und einem ausgeglichenen Haushalt real in einem noch größeren Defizit, mit einer 
Verlagerung innerhalb des Budgets von den Sozialausgaben zu den Militärausgaben 
aus was von Herbert Marcuse als Übergang vom Welfarestate zum Warfarestate be- 
zeichnet wurde. Das Defizit wurde ohne Anheizung der Inflation durch den Zufluß 
von Kapital aus der ganzen Welt finanziert, wodurch anderswo Geldquellen für In- 
vestitionen versiegten und der Dollarkurs hochgetrieben wurde, was wiederum nega- 
tiv auf die Handelsbilanz der USA zurückwirkte. 

Es ist wichtig, diese Charakteristik des postkeynesianischen Modells des Kapitalis- 
mus im Gedächtnis zu behalten, weil die technologische Revolution genau in der 
Restrukturierungsphase heranreifte und eine wesentliche Rolle bei der Implementie- 
rung des Modells spielte. Andererseits werden die Konturen der technologischen Ent- 
wicklung ihrerseits nun durch die sozialen und ökonomischen Funktionen, die die 
ökonomisch-politischen Verhältnisse ihr zuweisen, geprägt. 

Die Neuen Technologien stehen in folgender Weise im Zentrum des derzeitigen öko- 
nomischen Restrukturierungsprozesses. 

(1) Sie tragen, alle wirtschaftlichen Bereiche ergreifend, zu einer qualitativen Erhö- 
hung der Produktivität bei, in der Industrie, der Agrikultur und besonders bei den 
Dienstleistungen (Baran 1985). Da die neuen Technologien primär auf die Verarbei- 
tung von Information abzielen, und dies genau die Funktion vieler Dienstleistungen 
ist, werden sie sich in diesem Bereich und im Bürobereich am stärksten auswirken. 
Zur Zeit läßt sich der deutlichste Einfluß auf die Produktivität allerdings in der Indu- 
strie und dort besonders in der Automobilindustrie beobachten. Der UNIDO-Bericht 
(1984, S. 18) zu diesem Thema stellt fest, daß 


»die Position der Automobilindustrie im Industriesystem sich verändert hat. Sie stellt nicht länger einen 
arbeitsplatzschaffenden Industriezweig dar. Sie spielt vielmehr eine Vorreiterrolle bei der Einführung 
und beim Gebrauch neuer Technologien und Materialien verschiedenster Art und verändert auf diese 
Weise auch Teile der vertikalen Industriestruktur. Diese Veränderungen bleiben wahrscheinlich nicht auf 
die OECD-Länder beschränkt, obgleich sich ihre gegenwärtige Dynamik, in diesem Bereich konzen- 
triert«. 


In den 80er Jahren macht die Automobilindustrie auf Grund der Einführung von In- 
dustrierobotern und den CAD/CAM-Systemen flexibler Produktion tatsächlich eine 
bedeutende Transformation des Produktionsprozesses und der gesamten industriellen 
Logik durch. Berücksichtigt man zusätzlich die Entwicklung neuer Materialien, so 
scheint es, daß sich die Automobilindustrie in wenigen Jahren von einer elektrome- 
chanischen zu einer Elektronik-Plastik-Industrie gewandelt haben wird. Dadurch 
wird die Produktivität dramatisch steigen und die Beschäftigung drastisch zurückge- 
hen. Ähnliche Trends können in Schlüsselindustrien wie der Elektronikindustrie 
(Ernst 1980; Cohen und Zysman 1986; Jacobson und Sigurdsun 1983) und in der Te- 
lekommunikationsindustrie (Borrus, Bar und Warde 1984) beobachtet werden. 

(2) Gleichzeitig stärken die potentiellen oder aktuellen arbeitsplatzvernichtenden 
Auswirkungen der neuen Technologien die Position des Unternehmertums gegen- 
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über Arbeitnehmern und Gewerkschaften und ermöglichen ihnen, Konzessionen bei 
Löhnen und Arbeitsbedingungen im Austausch für den Erhalt des Beschäftigungs- 
Kontingents oder für die Verlangsamung des Rationalisierungstempos durchzuset- 
zen. Obgleich die Technik als solche also kein Instrument des Kapitals darstellt, läßt 
sie sich als Druckmittel bei der Neudefinition der Machtverhältnisse zwischen Arbeit 
und Kapital, einem Kernelement der gesamten ökonomischen Restrukturierung, be- 
nutzen (Institut Syndical Europeen 1980, AFL-CIO 1984). 

(3) Dertechnologische Wandel stellt weiterhin eine wesentliche Quelle für Neuinve- 
stitionen, den Motor der ökonomischen Erholung, dar. Dafür gibtes zwei Gründe. Er- 
stens, wie der OECD-Bericht von 1984 (S. 10) feststellt: 


»Die Ursache für die über den Erwartungen liegenden Investitionen scheint die Erhöhung der margina- 
len Grenzproduktivität in jenen Ländern zu sein, in denen der Anteil der Computerisierung und der Ein- 
satz anderer Hochtechnologien signifikant zugenommen hat. Damit, so scheint es, steigt die Rentabili- 
tät einer gegebenen Investition. Investitionen, die vorher unterhalb der Rentabilitätsgrenze lagen, werden 
nun profitabel. Dieses Phänomen ist besonders wichtig für die USA und Japan«. 


Zweitens: auf Grund der Antizipation der erhöhten Nachfrage nach neuen Techno- 
logien kommt es zu verstärkten Investitionen in diesem Bereich, wodurch die Öko- 
nomie aus der Rezession gerissen wird und gleichzeitig tiefgreifende Wandlungs- 
prozesse im Hinblick auf aufsteigende und absteigende Industriezweige stattfinden 
(Bluestone und Harrison 1984; Henderson und Castells 1986). 

(4) Neue Technologien stimulieren Märkte, besonders für die Haushalte gehobener 
Einkommen, in dem sie neue Produkte hervorbringen (wie Heimcomputer und neue 
Kommunikationsmittel), oder indem sie neue Varianten existierender Produkte durch 
deren Ausstattung mit informationstechnischen Vorrichtungen kreieren. 

(5) Endlich, aber nicht weniger wichtig — neue Technologien und Telekommunika- 
tionsmittel stellen die materiellen Bedingungen des derzeitigen ökonomischen In- 
ternationalisierungsprozesses dar, dem wahrscheinlich wesentlichsten Aspekt des 
neuen Modells der Kapitalakkumulation. Nur durchein integriertes Netz an Telekom- 
munikationsmitteln und Computern istes möglich, Produktion, Distribution und Ma- 
nagement in einem weltweit zusammenhängenden, flexiblen System gleichzeitig zu 
dezentralisieren und zu integrieren. 

Die neuen Telekommunikationstechnologien sind die elektronischen Autobahnen 
des Informationszeitalter; ihre Rolle kommt jener des Eisenbahnnetzes im Laufe des 
Industrialisierungsprozesses gleich (Nicol 1985). Weiterhin, Produktion und Distri- 
bution im Weltmaßstab ist nur möglich auf Grund der doppelten Voraussetzung ei- 
ner perfekten Standardisierung von Teilen (die auch bei weit entfernt liegenden Pro- 
duktionsstandorten zusammengefügt werden können) einerseits und einer flexiblen, 
klientelorientierten Produktion (die ein Grundprodukt an die spezifischen Besonder- 
heiten des anvisierten Endverbrauchermarkts anpassen kann) andererseits (UNIDO 
1984; Henderson und Scott 1986). Beide Verfahren sind abhängig von einer Automa- 
tisierung der Produktion und flexiblen elektronischen Werkzeugen, die reprogram- 
miert werden können. Das Weltfließband und der planetare Bazar erfordern beides, 
die elektronische Fabrik und das ‘on-line’ Management. Die neuen Technologien ste- 
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hen also im Zentrum des Prozesses der ökonomischen Restrukturierung, der eine 
neue internationale Arbeitsteilung hervorbringt und dessen Ausformungen entschei- 
dend sind für die Gestaltung unserer zukünftigen Welt. 


Hochtechnologie, die neue internationale Arbeitsteilung und 
die Zukunft der 3. Welt 


Durch die neuen Technologien wird ‘die neue internationale Arbeitsteilung’, wie sie 
in verschiedenen Teilen der Welt während der 70er Jahre als Reaktion auf die öko- 
nomische Strukturkrise entstand, obsolet. Diese internationale Arbeitsteilung basier- 
te im wesentlichen auf den Strategien multinationaler Konzerne, die ihre Produktion 
in Länder verlagerten, in denen niedrige Löhne, Fehlen von Umweltschutz- und Ge- 
sundheitsbestimmungen, pro-unternehmerische und repressive Regierungspolitiken 
und steuerliche Ausnahmeregelungen die Produktionskosten, verglichen mit jenen 
in den Mutterländern, substantiell verringerten (Palloix 1977, Peet 1984; Nayyar 
1978; Schmitz 1984): So entstand eine Nord-Süd-Arbeitsteilung mit hochtechni- 
sierten Industrien und höheren Dienstleistungsbetrieben im Norden und einfachen 
Montageoperationen, niedrige Qualifikationen erfordernde Fertigungen und Roh- 
stoffextraktionen im Süden (Brandt 1980). Multinationale Unternehmen waren die 
entscheidenden Akteure in diesem Prozeß, besonders in den dynamischsten Bran- 
chen, wie der Elektronikindustrie (UNIDO 1981; Ernst 1980) und in jenen Sektoren, 
die globale Restrukturierungen durchmachten wie die Automobilindustrie (Maxey 
1981; UNIDO 1984). Aber neben den multinationalen Konzernen verfolgten auch 
kleine und mittlere Betriebe der neu industrialisierten Peripherie wie in Hong Kong 
(Chen 1979; Schiffer 1983), Korea und Taiwan (Browett 1983) die Strategie einer 
Produktion für den Weltmarkt auf der Basis komperativ niedriger Produktionskosten. 
Es folgte eine Neuformierung der Weltökonomie, eine Intensivierung des Welthan- 
dels und ein Sprung nach vorn seitens einer Gruppe neu industrialisierter Länder 
(Browett 1985; Bradford 1982, Bienefeld und Godfrey 1982): Durch eine Dezentra- 
lisierungsbewegung von produktivem Kapital vom Zentrum weg und einer dynami- 
schen Entwicklung von einheimischem Kapital in den Peripherien, unterstützt durch 
entwicklungsorientierte nationale Regierungen, haben neue Akteure die internatio- 
nale Arena betreten, und so eine wachsende Differenzierung der sogenannten 3. Welt 
herbeigeführt. Die Entwicklung von Hochtechnologien und der technologische Wan- 
del fördern und modifizieren diese neue internationale Arbeitsteilung. Die Transfor- 
mation des Internationalisierungsprozesses speist sich aus unterschiedlichen, aber 
zusammenhängenden Quellen, die im folgenden analysiert werden. 

Einerseits ermöglicht eine preiswertere und effektivere Automation des Arbeitspro- 
zesses den Konzernen, ihre Fabriken in den Mutterländern zu belassen (manchmalbei 
Neuansiedlung in ländlichen Regionen) und dennoch ihre Produktionskosten zu sen- 
ken (Rada 1982; Cohen, Zysman u.a. 1986). Die hohe Arbeitslosigkeit in den von 
wirtschaftlichen Depressionen heimgesuchten Regionen der USA und Europas, und 
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die Politik ökonomischer Anreize, mit der regionale Regierungen diesem Problem 
beizukommen versuchen, verbessern eher die Chancen für eine regicnale als für eine 
internationale Arbeitsteilung (Glasmeier 1986; Sawers und Tabb 1984; Massey 
1984): Diese Möglichkeit läßt sich sogar in Branchen wie der Textilindustrie be- 
obachten, die als exklusives Betätigungsfeld der neu industrialisierten Länder galten, 
bis elektronisch ausgerichtete Technologien wie ‘laser cutting’ und CAD/CAM se- 
steuerte Maschinerie in den in Europa und den USA verbliebenen Industrien instal- 
liert wurden (UNIDO 1984; Botkin, Dimancescu und Stats 1984). Weiterhin, nicht 
nur die Abwanderung von Konzernen des Zentrums in die Peripherie hat sich verrin- 
gert, es scheint auch ein Prozeß der Rückverlagerung in den Norden stattzufinden (Ra- 
da 1982), der augenscheinlich durch eine Kombination von politischer Ungewißheit 
im Ausland, höheren Lohnkosten in den ersten NIC-Ländern (wie Singapur und Hong 
Kong) und dem Bedarf an qualifiziertem Personal für die Bedienung und Reparatur 
von immer komplizierterer elektronisch gesteuerter Maschinerie induziert wird 
(UNIDO 1981, 1984). 

Trotzdem läßt sich der Prozeßeiner weltweiten Dezentralisierung der Produktion, der 
sich nun zusätzlich auf Länder der äußeren Peripherie erstreckt, auch weiterhin be- 
obachten. Die erste Gruppe von NICs, Korea, Taiwan, Hong Kong, Singapur, Malay- 
sia und die industrialisierten Regionen von Brasilien und Mexiko konzentrieren sich 
nun auf kompliziertere, höhere Qualifikationen erfordernde Produktionsaktivitäten 
undkönnen, wie im Fall von Korea und Singapur, sogar miteinigen westeuropäischen 
Ländern konkurrieren (Regierung von Korea 1985; Botkin, Dimancescu, und Stata 
1984). Gleichzeitig betreten weniger entwickelte Länder mit einem großen Reservoir 
an billigen Arbeitskräften die internationale Arena am unteren Ende, besonders Thai- 
land und die Philippinen (Henderson 1986; Lim 1982; Akrasanee 1977). Aber je mehr 
die Automation voranschreitet, um so geringer wird die Bedeutung, die niedrige 
Lohnkosten bezüglich der komperativen Vorteile eines gegebenen Standortes spie- 
len. Eine der größten Paradoxien der Auswirkungen der Automation auf die Beschäf- 
tigung ist, daß sie die Länder der 3. Welt am stärksten treffen, da der beginnende In- 
dustrialisierungsprozeß dieser Länder, wie ausbeuterisch das auch immer sein mag, 
auf der Kostendifferenz zwischen ungelernten Arbeitern in den Staaten des Zentrums 
und denen der Peripherie beruht. 

Die nächste Vergleichsrunde bei den Lohnkosten wird sich auf qualifiziertes Perso- 
nal, darunter die Ingenieure, beziehen. Dies ist es, was Länder wie Singapur (aber 
auch Brasilien) anzubieten versuchen. Aber es ist nicht wahrscheinlich, daß die Aus- 
bildung technisch versierter Arbeitskräfte schnell genug vonstatten gehen könnte, vor 
allem im großen Rahmen, um eine zweite Phase der Dezentralisierung, von der in- 
dustriellen Basis des Nordens weg, in Gang zu setzen. Die wesentliche Tendenz, die 
von den neuen Technologien ausgeht, ist die Erhöhung der Bedeutung der Produkti- 
vität gegenüber der Bedeutung der Lohnkosten im Prozeß der Kapitalakkumulation; 
dadurch wird die Position der technologisch fortschrittlichen Volkswirtschaften im 
internationalen Wetttbewerb gestärkt. 

Während die Lohnkosten im Zuge der Automation für die Standortwahl der Konzer- 
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ne an Bedeutung verlieren, deutet der derzeitige Trend auf eine Internationalisierung 
der Konzernstrukturen mit dem Ziel hin, sich näher bei den verschiedenen Märkten 
anzusiedeln. Damit kehrt sich die Tendenz der 70er Jahre, als die Exportbasen auf den 
Weltmarkt hin ausgerichtet waren, um (Henderson und Scott 1986; Lee 1981; Balas- 
sa 1982; Perlo 1986). Dies ist ein zentrales Faktum, das einer Erklärung bedarf. Die 
Internationalisierung der Produktion und die Intensivierung des Welthandels in den 
beiden letzten Jahrzehnten haben zu nationalen Wirtschaftspolitiken geführt, die in 
wachsendem Maße von ihrem Erfolg auf internationaler Ebene abhängen. Die inter- 
nationale Konkurrenzfähigkeit stellt eine Schlüsselfrage für das Schicksal jeder Re- 
gierung sowohl national als auch in der Außenpolitik dar. Um die Wettbewerbsfähig- 
keit ihrer nationalen Unternehmen zu stärken, haben viele Regierungen sowohl auf 
Handelsbeschränkungen zurückgegriffen als auch auf exportfördernde Programme, 
damit nationale Konzerne sich eine Binnenmarktbasis für ihre anschließende Opera- 
tion auf dem Weltmarkt aufbauen können (Zysman und Cohen 1983): Diese Strate- 
gie ist als japanisches Modell bekannt geworden (Johnson 1982), aber sie wird in 
wachsendem Maße auch in vielen NIC-Ländern angewandt, besonders in Korea (Ro- 
senberg 1980) und Brasilien (Costa Souza 1985). 

Die Europäische Gemeinschaft hat ihre Maßnahmen gegen ‘unfairen Wettbewerb’ 
von Nicht-EG-Staaten verstärkt, besonders gegen japanische Exporte und Produkte 
der Elektronikindustrie (so wird zum Beispiel ein 17%iger Zoll auf alle importierten 
Halbleiter erhoben). In den USA hat der Protest gegen Importe, besonders aus Japan, 
von 1983-86 dramatisch zugenommen, was trotz der Reaganschen Freihandelsphilo- 
sophie zur Einführung von Kontingentierungen für eine Reihe von Produkten und so- 
gar zur Androhung eines Handelskriegs mit Japan geführt hat. Wegen der steigenden 
Gefahr protektionistischer Maßnahmen wählen Konzerne aus allen Ländern Stand- 
orte, die ihre Präsenz in ausländischen Schlüsselmärkte garantieren. Dabei werden sie 
auf Grund der strategischen Bedeutung, die der Eroberung internationaler Märkte 
durch nationale Unternehmen zukommt, häufig von ihren nationalen Regierungen 
unterstützt. So etablieren sich amerikanische und japanische Firmen in wachsender 
Zahl in der EG; japanische Konzerne (besonders Toyota und Nissan) residieren in den 
Vereinigten Staaten; koreanische Unternehmen lassen sich in Kanada nieder. Aus der 
ganzen Welt fließen Investitionen in die USA, einige in Wertpapiere und Grundbe- 
sitz, aber die meisten in die Gründung neuer oder in den Kauf alter Unternehmen, be- 
sonders im Westen und Südwesten des Landes (Schoenberger 1985; Glickman 1985). 
Große potentielle Märkte wie Brasilien, Mexiko und China werden von ausländi- 
schen Investoren erschlossen, die sich dort niederlassen, um zukünftig von der Aus- 
weitung neuer Gruppen von Konsumenten profitieren zu können. Im Endeffekt bleibt 
der Weltmarkt die Zielscheibe, aber die Strategie der Multilokation wird zunehmend 
wichtiger im Verhältnis zur Strategie des Aufbaus von Exportbasen. Zwei Konse- 
quenzen ergeben sich hieraus für die 3. Welt: 

Aufdereinen Seite entsteht die Tendenz einer Konzentration des größten Teils der In- 
vestitionen in den entwickeltsten Ländern, wodurch die in den 70ern beginnende 
Nord-Süd-Dezentralisierung durch eine Nord-Nord- und Süd-Nord-Bewegung sub- 
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stituiert wird. Auf der anderen Seite müssen einheimische Märkte in den NIC’s und 
in der 3. Welt im ganzen, zumindest in den Branchen, die als rentabel gelten, mit den 
internationalen Konzernen geteilt werden. Daraus folgt, daß die Abhängigkeit, wenn 
auch nicht notwendig die Unterentwicklung, jener 3. Welt-Länder zunehmen wird, 
die bis zu einem gewissen Grad industrialisiert sind. 

Der neue Internationalisierungstrend von produktivem Kapital ändert die derzeitige 
internationale Arbeitsteilung fundamental, weil er die Präsenz und Verankerung der 
Produktion im jeweiligen Markt betont, obgleich solche Produktionsanlagen weiter- 
hin finanziell und technologisch von den Volkswirtschaften der Mutterländer abhän- 
gig bleiben. Die Entwicklung der neuen Technologien spielt eine wesentliche Rolle 
in diesem neuen Muster der Internationalisierung der Ökonomie. Dies hat die im Fol- 
genden dargelegten Gründe. 

Erstens erlauben die neuen Kommunikationstechnologien die Koordination des Ma- 
nagements und den technologischen Transfer zwischen den verschiedenen Einheiten 
eines Konzerns, auch bei weit voneinander entfernt liegenden Standorten (Nicol 
1983; Piercy 1984). Auf diese Weise kann ein Land sich einer Multilokationsstrate- 
gie bedienen, um die Märkte auf der ganzen Welt zu durchdringen und dennoch, auf 
Grund der einfachen Kommunikations- und Datenübertragungswege, seine ökono- 
mische Kohärenz bewahren (UNCTC 1984). Das ist deshalb so wichtig, weileine ein- 
fache Verlagerung der Produktion keinen täglichen Kontakt zwischen der Zentrale 
und den Außenstellen der Konzerne erfordert (da es sich hauptsächlich um Routine- 
operationen handelt), eine Verankerung der Produktion im ausländischen Markt aber 
eine engere Koordination der Unternehmensstrategie verlangt (UNIDO 1984). Dies 
ist wiederum nur möglich auf Grund der Leistungsfähigkeit, der Flexibilität und der 
geringen Kosten der neuen Telekommunikationstechnologien. 

Zweitens basiert die neue Strategie der Internationalisierung, die Multilokationsstra- 
tegie, im wesentlichen auf der Gelegenheit, die sich durch hochtechnologische Pro- 
dukte und Dienstleistungen bietet, ganze Länder als geschützte Märkte zu überneh- 
men - Länder, die einen hohen Bedarf an neuen Informationstechnologien haben, die 
aber noch weit hinter den derzeitigen Vorreitern auf dem Gebiet der Hochtechnolo- 
gie zurückliegen. Unter diesem Aspekt scheint Westeuropa für die nächsten Jahre 
der am schnellsten wachsende Markt für Unternehmen der Hochtechnologie zu sein. 
Deshalb versuchen alle multinationalen Konzerne, einschließlich der europäischen, 
sich eine gute Position innerhalb dieses Marktes zu sichern. Trotzdem, der wichtig- 
ste Markt für Produkte der Hochtechnologie sind immer noch die USA (vor allem auf 
Grund des derzeitigen Erneuerungsprozesses industrieller Anlagen in den Vereinig- 
ten Staaten). Das erklärt, weshalb die amerikanischen Unternehmen der Hochtech- 
nologie ihre produktiven Kapazitäten noch immer im wesentlichen auf den einhei- 
mischen Markt ausrichten. Japanische und europäische Firmen versuchen durch 
massive Investitionen oder durch die Errichtung von Joint Ventures in den US-Markt 
einzudringen. 

Weiterhin scheint die Präsenz im technologischen Umfeld der USA eine Vorausset- 
zung für die Konkurrenzfähigkeit im Wettlauf um technologische Innovationen zu 
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sein. Zum Beispiel erwarb der staatliche französische Elektrogigant Thomson kürz- 
lich die fast bankrotte, höchst unrentable amerikanische Firma Mostek, die ihren Sitz 
in Dallas hat, um einen zusätzlichen Zugang zum Elektronikmarkt zu gewinnen. Ja- 
pan ist die zweitgrößte Industrienation der Welt, aber seine verschiedenen Formen 
von verschleiertem Protektionismus halten es immer noch frei von einer Penetration 
durch die ausländische Konkurrenz (Borrus, Millstein und Zysman 1983; Johnson 
1982). Aber die Deregulierung der Nippon Telephongesellschaft 1985 und die wäh- 
rungs- und finanzpolitischen Maßnahmen, die am Ende desselben Jahres durch die 
Nakasone-Regierung verabschiedet wurden, scheinen ein neues Problembewußtsein 
des japanischen Establishments über die Gefahr eines Gegenschlags durch die USA 
und die EG zu signalisieren, sollte der herrschende Protektionismus ohne Abstriche 
fortgesetzt werden. Folglich ist zu erwarten, daß zumindest ein Teil des Japanischen 
Markts sich dem Weltmarkt öffnen wird, woraus eine weitere Zunahme der Verflech- 
tung entlang der Nord-Nord-Achse resultieren wird. Die Industrien der Hochtechno- 
logie, dem dynamischsten industriellen Sektor von heute, tendieren dazu, sich in 
OECD-Ländern anzusiedeln, wodurch der technologischen Führungsrolle ein Mo- 
ment der Selbstverstärkung zuwächst. Daneben existieren einige neue potentielle 
Märkte für die Hochtechnologieproduktion in den ölproduzierenden Ländern (beson- 
ders im Mittleren Osten) und in einigen NIC’s (besonders Korea, Brasilien, Mexiko, 
Indien und in einigen Jahren China), aber diese sind im Verhältnis zum Gesamtmarkt 
eher begrenzt, und sie liegen, was die technologischen Kapazitäten betrifft, weit hin- 
ter dem Zentrum zurück. 

Ein großer Teil der 3. Welt (besonders Afrika) scheint von dem derzeitigen Prozeß 
der technologischen Modernisierung unberührt zu bleiben, sowohl was den Marktals 
auch was die Produktion betrifft. Für den größten Teil der Welt scheinen die Auswir- 
kungen der technologischen Revolution auf den Bereich des Telekommunikations- 
netzes, auf die Enklaven von großen weltmarkt-orientierten Konzernen und, traurig 
genug, auf den militärischen Bereich zunehmend diffiziler Waffensysteme be- 
schränkt zu sein. 

Drittens hat das Bedürfnis, an Schlüsseltechnologien heranzukommen, die von mul- 
tinationalen Unternehmen zurückgehalten werden, zahlreiche Regierungen dazumo- 
tiviert, sich aktiv um die Ansiedlung dieser Firmen in ihren Ländern zu bemühen. Auf 
Grund des dringenden Bedarfs an technologischem Transfer erhalten die Unterneh- 
men finanzielle, materielle und gesetzliche Vorteile, die auf einen signifikanten Bo- 
nus für die Multilokationsstrategie hinauslaufen (UNIDO 1981; Balassa 1982). Län- 
der und Regionen in Ländern treten in Wettbewerb um die Gunst der Konzerne. Da 
in den meisten Fällen der Beschäftigungseffekt solcher Niederlassungen sehr be- 
grenzt ist und die Finanzierung der Investitionen zum großen Teil durch staatliche 
und regionale Kapitalzuschüsse geregelt wird, muß wohl die Suche nach technologi- 
schem know how die Hauptursache sein für die Anstrengungen der Regierungen, Un- 
ternehmen der Hochtechnologie anzulocken. So ist die technologische Lücke nicht 
nur die Konsequenz, sondern auch die Hauptursache für den neuen Prozeß der Inter- 
nationalisierung von produktivem Kapital, indem sie die Multilokation neuer Indu- 
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strien ermutigt. Wir bewegen uns weg von einer Strategie, die auf dem Aufbau von 
Exportbasen beruhte, hin zu einer neuen Form der Internationalisierung, die auf den 
Export der produktiven Basis selbst gegründet ist und die das Ziel hat, neue Märkte 
zu erobern. Diese Strategie wird im Austausch für einen kleinen Zipfel des technolo- 
gischen ‘know hows’, das die technologische Revolution hervorgebracht hat, von den 
nationalen Regierungen subventioniert. 

An dieser Stelle scheint eine Analyse der spezifischen wirtschaftspolitischen Maß- 
nahmen angebracht, mit denen verschiedene Länder die stukturelle ökonomische 
Krise zu überwinden versuchen. Nur durch die Untersuchung des Zusammenspiels 
zwischen den derzeitigen Strategien der ökonomischen Restrukturierung und den 
qualitativen Veränderungen, die durch die Diffusion der neuen Technologien indu- 
ziert werden, läßt sich die entstehende internationale Ökonomie begreifen. 

Drei wesentliche Faktoren begünstigen die Chancen eines Landes, in der derzeitigen 
ökonomischen Krise am Prozeß der ökonomischen Erholung teilnehmen zu können, 
die Größe seines inländischen Marktes, seine technologischen Möglichkeiten und sei- 
ne Fähigkeit, die öffentlichen Ausgaben ohne großes Inflationsrisiko (zum Beispiel 
durch die Finanzierung eines Haushaltsdefizits über den Verkauf von Regierungsan- 
leihen an ausländische Kapitalgeber) erhöhen zu können (OECD 1984; Layard, Ba- 
sevi, Blanchard, Buiter und Kleppe 1984). Bei gleichzeitiger Wirkung von allen drei 
Faktoren verstärken diese sich gegenseitig, so daß es zu ausgeprägt hierarchischen 
Beziehungen zwischen den Ländern auf dem Weltmarkt kommt. Betrachtet man, wie 
durch diese Faktoren die Länder in der Rangfolge eingestuft werden (eine Aufgabe, 
die an dieser Stelle nicht genauer ausgeführt wird, um eine weitere Komplizierung der 
Analyse zu verhindern), so ergibt sich folgendes Bild: An der Spitze stehen die Ver- 
einigten Staaten, dicht von Japan gefolgt; dahinter, mit wachsendem Abstand, die Eu- 
ropäische Gemeinschaft; noch weiter dahinter die neu industrialisierten Länder, zu 
denen die Wachstumsökonomien des pazifischen Beckens, Teile von Mexiko und 
Brasilien, Indien und bestimmte Gegenden in den OPEC-Ländern gehören; und 
schließlich die Mehrzahl der Länder der 3. Welt, deren Position sich im Verhältnis 
zum Zentrum zunehmend verschlechtert, möglicherweise mit der Ausnahme von 
China; am untersten Ende der Pyramide eine wachsende Zahl von Ländern und Re- 
gionen, und damit von Menschen, die in einer noch lockeren Verbindung mit der glo- 
balen ökonomischen Struktur stehen. Diese Struktur bildet aber dennoch den grund- 
legenden, irreversiblen Rahmen ihrer Existenz. 

Obgleich diese internationale Hierarchie gut bekannt ist, ist es wichtig, an zwei Tat- 
sachen zu erinnern. Erstens, es handelt sich um eine interdependente Struktur, nicht 
nur um eine einfache Abfolge von Rangfolgen und einem rechnerischen Nacheinan- 
der, sondern aus asymmetrischen tatsächlichen Beziehungen. Zwischen Zentrum und 
Peripherie existiert keine einfache Trennung, sondern eine hochdifferenzierte, kom- 
plexe Struktur, deren genaue Funktionsweise in jeder spezifischen historischen Phase 
aufgedeckt werden muß. Zweitens, die Technik stellteinen entscheidenden Faktor in- 
nerhalb der Organisation der Gesamtstruktur dar, und zwar einen besonders dynami- 
schen. Die technologische Lücke wächst und wird irreversibel, sofern keine Anstren- 
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gungen zur Umkehr des derzeitigen Trends unternommen werden, womit auch die 
asymmetrische Struktur der Welt selbst irreversibel würde. 

Mit dieser Gefahr sieht sich nicht nur die 3. Welt, sondern auch Europa konfrontiert. 
Der gemeinsame Markt ist in Wirklichkeit wegen seiner unvollkommenen und will- 
kürlichen Integration ziemlich zersplittert. Der Mangel an Flexibilität der europä- 
ischen Volkswirtschaften und die Bürokratisierung des öffentlichen Sektors haben 
Europa zur Stimulierung des ökonomischen Wiederaufschwungs völlig vom Tem- 
po der US-Ökonomie abhängig gemacht. Im letzten Jahrzehnt wurden in den Verei- 
nigten Staaten, trotz der Rezession der US-Ökonomie, 20 Millionen neue Arbeitsplät- 
ze geschaffen (zugegebenermaßen zählen jugendliche Fast Food-Arbeiter dazu), 
während Westeuropa netto etwa 5 Millionen Arbeitsplätze verlor. Weiterhin, die eu- 
ropäischen Industrien der Hochtechnologie befinden sich mit wenigen Ausnahmen in 
keinem guten Zustand. Die technologische Lücke zwischen ihnen und ihren amerika- 
nischen und japanischen Konkurrenten wächst, was sie zeitweise dazu veranlaßt, vor 
der technologischen Überlegenheit zu kapitulieren und sich den Gewinnern einfach 
anzuschließen (wie im Fall von Olivetti). Ein offizieller Bericht der Europäischen Ge- 
meinschaft von 1984 stellt fest, 

»Europa wird früher oder später durch den Konkurrenzdruck gezwungen werden, die neuen Technolo- 
gien einzuführen. Wenn es ein Anwachsen der derzeitigen technologischen Lücke zu den USA und zu Ja- 
pan erlaubt, wird die Assimilierung der neuen Technologien unter den schlechtmöglichsten Bedingungen 
stattfinden, unter verminderter Wettbewerbsfähigkeit, zunehmender Arbeitslosigkeit und technologi- 
scher Abhängigkeit, die sich in eine industrielle, ökonomische und kulturelle Abhängigkeit übersetzt« 
(EG 1984). 

Aus europäischer Perspektive sind die Aussichten düster, wie aus dem gleichen Do- 
kument von 1984 hervorgeht: 


»Die europäische Industrie verliert an Boden im Bereich der Hochtechnologie. Acht von zehn "Personal 
Computern’, die in Europa verkauft werden, stammen von amerikanischen Herstellern; neun von zehn Vi- 
deorecordern kommen aus Japan. Europäische Firmen besitzen nur 30 % ihres nationalen Anteils an in- 
tegrierten Schaltkreisen und nur 13 % des Weltmarkts. Auf diesem Sektor repräsentiert Europa ein Drit- 
tel des Weltmarkts, aber es kontrolliert nur 40 % seines eigenen Marktes und 10 % des Weltmarkts. Die 
Situation verschlechtert sich weiter. Alle europäischen Anbieter von ‘Mainframe Computern’ sahen sich 
gezwungen, mit japanischen und amerikanischen Firmen Abkommen über einen Technologietransfer zu 
schließen.« 

Andere Schätzungen sind noch pessimistischer und schreiben Europa gerade einmal 
7% des Weltmarkts für Halbleiter (dem Herzstück der Informationstechnologien) ge- 
genüber 53 % den Vereinigten Staaten und 39 % den Japanern, zu (The Economist, 
November 1984). 

Trotzdem, Europa hat erstklassige wissenschaftliche Institutionen und eine starke 
technologische Basıs, wodurch es auf den Gebieten der Luftfahrt, der Raketentech- 
nik, der Nuklearenergie und bei den Kommuniaktionsmedien mit der Entwicklung 
Schritt halten Konnte. Aber zwei wesentliche Mängel stellen ein entscheidendes Han- 
dikap für Europa dar: Der erste ist die Unfähigkeit, Entdeckungen in industrielle und 
kommerzielle Verwendungsmöglichkeiten umzusetzen; der zweite ist das Versagen 
der europäischen Forschung und Technologie in zwei Schlüsselbereichen, in der Mi- 
kroelektronik und in der Computertechnik. Weil diese den Kern der Informations- 
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technologien bilden und weil es die Informationstechnologien sind, die den derzeiti- 
gen Schub an technologischen Innovationen dominieren, ist es zweifelhaft, ob Euro- 
pa die bestehende Lücke jemals schließen kann. Einige europäische Programme zur 
technologischen Kooperation, wie ESPRIT, versuchen nun Ressourcen und politi- 
schen Willen zusammenzufassen, um eine technologische Abhängigkeit zu verhin- 
dern, die in der heutigen Welt eine Abhängigkeit auf allen Gebieten bedeuten würde. 
Die Lancierung von EUREKA 1985 unter der Initiative der französischen Regierung 
könnte ein wesentlicher Schritt in diese Richtung sein. Aber EUREKA hängt zu sehr 
mit dem politischen Kampf gegen SDI zusammen, ein Kampf, den viele europäische 
Regierungen scheuen, gerade wegen ihrer Angst, den Zutritt zu einer wichtigen Quel- 
le für neue Technologien zu verlieren. Insgesamt wird sich Europa über die Schlüs- 
selrolle, die die technologische Revolution bei der Restrukturierung der Welt spielt, 
bewußt. Es bleibt abzuwarten, ob die politische Priorität, die dem technologischen 
‘aggionamento’ eingeräumt wird, ausreicht, um die bürokratischen und kulturellen 
Hindernisse zu überwinden und damit die Mobilisierungskräfte freizusetzen, die Eu- 
ropa braucht, um zumindest mit den Vereinigten Staaten und Japan Schritt halten zu 
können. Diese Frage ist von ausschlaggebender Bedeutung für die Welt insgesamt, 
besonders für die 3. Welt. Denn nur wenn ein technologisch fortgeschrittenes Euro- 
pa existiert, hat die 3. Welt die Möglichkeit, die Konditionen ihrer technologischen 
Entwicklung mit einer Vielzahl von Partnern aushandeln zu können, ohne direkt mit 
der technologisch-politischen Rivalität der beiden Supermächte konfrontiert zu wer- 
den oder zwischen einer amerikanischen oder japanischen ökonomischen Dominanz 
wählen zu müssen. 

Die Auswirkungen der technologischen Revolution auf die 3. Welt innerhalb der in- 
ternationalen Arbeitsteilung sind noch dramatischer und weitreichender. Tatsächlich 
hat der Prozeß der ökonomischen Restrukturierung zusammen mit dem Einfluß der 
Neuen Technologien den Begriff einer 3. Welt selbst obsolet gemacht — wenn dieser 
überhaupt jemals angemessen war. Die ökonomisch-gesellschaftlichen Bedingungen 
vieler Länder verändern sich nicht einfach (das geschah immer),.sondern sie werden 
von widersprüchlichen Prozessen erfaßt, deren Dynamik die Staaten in distinkte 
historische Konstellationen auseinanderreißt. Zur größeren Klarheit werden hier die 
unterschiedlichen Auswirkungen der derzeitigen technologisch-ökonomischen Re- 
strukturierung auf mehrere Gruppen von Ländern mit spezifischen Stellungen in der 
internationalen Arbeitsteilung schematisch dargestellt: 

(A) Eine erste Gruppe umfaßt die wenigen neuindustrialisierten Länder, im wesent- 
lichen Korea, Taiwan, Hong Kong, Singapur und Malaysia, das sich um Anschluß be- 
müht. Ihre Verflechtung mit den Zentrumsökonomien, besonders mit der Dynamik 
des US-Markts, wächst beständig. Sie haben sich der neuen Technologien sowohl als 
Werkzeug zur Modernisierung ihrer Industrien bedient, was ihre Konkurrenzfähig- 
keit erhöhte, als auch als Produktreihe, um mit dem hohen technologischen Stand ih- 
rer Elektronikindustrie Zugang zum Weltmarkt zu erringen. 1984 zum Beispiel belief 
sich die Zahl der Beschäftigen in Koreas Elektronikindustrie auf 350 000 Arbeiter 
(Regierung von Korea 1985), das sind mehr als alle Silicon Valley- und Route-128- 
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Arbeiter zusammen, auch wenn das Qualifikationsniveau der koreanischen Arbeiter 
deutlich hinter dem der amerikanischen Kollegen zurückliegt. Deshalb kann man da- 
von ausgehen, daß die ‘vier asiatischen Tiger’ den Anschluß an die industrialisierte 
Welt gefunden haben. Wahrscheinlich werden sie einige europäische Länder in näch- 
ster Zukunft überholen, indem sie sich von einer auf niedrigen Preisen basierenden 
Exportstrategie wegbewegen, hin zu einer neuen industriellen Wettbewerbsfähigkeit, 
die aufder dynamischen Assimilation neuer Technologien und neuer technologischer 
Produkte beruht. Es muß hier daran erinnert werden, daß diese Leistung nichtetwa das 
Ergebnis eines ‘laisser faire’-Kapitalismus war oder mit den Segnungen der’off sho- 
re’ Produktion multinationaler Konzerne zu erklären ist. Alle vier Fälle sind Beispiele 
staatsgesteuerter ökonomischer Entwicklungsprozesse (Schiffer 1983; Castells 1985 
für Hong Kong; für Korea: Hamilton 1984; für Singapur: Wade 1984; Lee 1981; ins- 
gesamt: Chen 1979; Browett 1985). Bis auf den Fall Singapur spielen die multinati- 
onalen Unternehmen eine geringe Rolle für das Volumen der Exporte (74 % der Ex- 
porte Hong Kongs und 79 % der koreanischen Exporte stammen von lokalen Firmen, 
nicht von ausländischen Tochtergesellschaften). Der einheimische Markt ist für ihre 
industrielle Expansion entscheidend, was logischerweise nicht für die Stadtstaaten 
(Singapur und Hong Kong) gilt. Die Strategie, mit Hilfe der technologischen Revo- 
lution und einer starken Exportorientierung im Sprung nach vorn den Anschluß an die 
industrialisierte Welt zu gewinnen, stellt im historischen Trend eine Ausnahme dar, 
obgleich sie eine wichtige Ausnahme ist, aus der wir viel über den Entwicklungspro- 
zeß und die Möglichkeiten einer fruchtbaren Assimilation neuer Technologien lernen 
können. Autoritäre politische Regime, wie jene, die die vier Länder regieren, sind we- 
der eine Voraussetzung noch eine Konsequenz des Entwicklungsprozesses. Es ist 
eher wahrscheinlich, daß diese autoritären Regierungen durch die komplexe bürger- 
liche Gesellschaft, die aus einer entwickelten hoch-industrialisierten Ökonomie em- 
porsteigt, unterminiert werden. 

(b) Eine zweite Gruppe von Ländern läßt sich entsprechend dem Modell der soge- 
nannten neuen internationalen Arbeitsteilung einordnen. Sie machen eine abhängige 
Industrialisierung durch, die an die dezentralisierte Produktion multinationaler Un- 
ternehmen oder ihrer Subunternehmen gekoppelt ist, und die auf dem Vorhandensein 
billiger Arbeitskräfte und dem weitgehenden Fehlen staatlicher Regulierungen be- 
ruht. Die zweite Garde von südostasiatischen Ländern (Lee 1981) Kann hier hinzuge- 
rechnet werden (Vasquez 1985), besonders Thailand und die Philippinen und ein Teil 
von Malaysia, zusammen mit einer Reihe von karibischen Inseln, von denen sich ei- 
nige auf routinemäßige »key punching«-Operationen für datenverarbeitende Dienst- 
leistungen spezialisieren, die durch Satelliten hin- und zurückgesendet werden. Auch 
einige Gegenden von Ländern, die grundsätzlich eine andere Position in der Weltöko- 
nomie einnehmen, könnten dieser Gruppe zugeordnet werden: die mexikanischen 
Grenzregionen (Perlo 1986), die chinesischen ‘Special Economic Zones’ und einige 
brasilianische Industriezweige (wie die Schuh- und Lederproduktion), die auf der Ba- 
sis geringer Liohnkosten völlig auf den Export hin ausgerichtet sind. Für diese Grup- 
pe von Ländern hat das neue technologisch-ökonomische Modell einen widersprüch- 
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lichen, doppelten Effekt. Auf der einen Seite kann die Produktion mit technischen 
Mitteln über die ganze Welt zerstreut und anschließend wieder zusammengefügt wer- 
den. Kleine Betriebe, die sich einer Datenübertragungsausrüstung bedienen, können 
auf dem Weltmarkt operieren und dabei eine flexible Organisation behalten. Auf der 
anderen Seite vereinfacht und verbilligt die Automation die industrielle Produktion 
im Norden zu einem Zeitpunkt, an dem die politische Ungewißheit und die Kosten 
für Führungskräfte und technisches Personal die Vorteile der ‘off shore’ Produktion 
in Frage stellen. Obgleich empirisches Material auf diesem Gebiet rar ist, läßt sich 
begründet vermuten, daß die ‘off shore’ Produktion sich fortsetzen wird, aber mit ge- 
ringerer Expansionsgeschwindigkeit. Die zweite Industrialisierungsrunde der Peri- 
pherie wird, soweit sie ausschließlich auf der Exportstrategie beruht, nicht auf großer 
Stufenleiter stattfinden. Für einen andauernden Entwicklungsprozeß werden die ein- 
heimischen Märkte die entscheidende Rolle spielen. 

(C) Eine dritte Kategorie umfaßt jene Länder, deren Bevölkerungsreichtum und in- 
dustrielles Potential, zumindest theoretisch, einen Prozeß der technologischen Mo- 
dernisierung, der gleichzeitig auf den einheimischen Markt und den Weltmarkt aus- 
gerichtet ist, durchführbar erscheinen läßt. Allgemein kann davon ausgegangen wer- 
den, daß der Technologietransfer und die Kapitalakkumulation in diesen Ländern ih- 
re dynamische Komponente in der Exportstrategie finden werden, um die herum der 
Rest der Ökonomie eine schrittweise Einbeziehung erfahren wird. Brasilien, Mexiko 
und vielleicht Argentinien, seit kurzem China und bis zu einem gewissen Grad Indien 
könnten als Beispiele für diese spezifische Situation angeführt werden. Für diese Län- 
deristdas Auftreten neuer Technologien eine zwiespältige Angelegenheit. Aufder ei- 
nen Seite können diese den Industrialisierungsprozeß beschleunigen und ein Über- 
springen der traditionellen Abfolge des Industrialisierungsprozesses erlauben. Auf 
der anderen Seite wird ihr Hauptkostenvorteil, niedrige Lohnkosten, zum Teil durch 
die Automation aufgehoben. Außerdem bringt ihr Bedarf an technologischem know 
how sie in eine viel größere Abhängigkeit gegenüber den Ökonomien des Zentrums, 
da autonome technologische Kapazitäten nicht in wenigen Jahren entwickelt werden 
können, während die Innovationsgeschwindigkeit sich dramatisch beschleunigt. Ein 
Beispiel ist Brasilien, das entwickeltste Land dieser Gruppe: es weist derzeit den größ- 
ten industriellen Output der 3. Welt auf - seine wesentlichsten Exportgüter sind mi- 
litärische Ausrüstungen wie Panzer, Geländewagen, Hubschrauber und leichte Flug- 
zeuge. Sein Wettbewerbsvorteil besteht in niedrigen Preisen für devisenknappe 3. 
Welt-Länder, die Bedarf an militärischen Stahlprodukten haben, bei gleichzeitigem 
Verzicht auf die Knüpfung von politischen Bedingungen an den Verkauf. Aber die 
wachsende Verfeinerung der Waffensysteme zwingt Brasilien, sein technologisches 
Niveau schnellstens zu verbessern, wenn es auf diesem lukrativen Markt überleben 
will. Dies wird beträchtliche Anstrengungen erfordern, um technologisches know 
how und Lizenzen zu erlangen, wodurch die brasilianische Industrie noch abhängi- 
ger von ihren Innovationslieferanten in den Zentrumsökonomien werden wird. 
Gleichzeitig gerät der moderne, multinationale Sektor der Industrie unter wachsen- 
den Innovationsdruck, soll der Anteil am Welthandel erhalten bleiben; das trifft zum 
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Beispiel auf die brasilianische Automobilindustrie zu, die am Ende des Jahrzehnts 
nach Schätzungen zu den acht größten Automobilherstellern der Welt gehören wird 
(UNIDO 1984). Deshalb wird die folgende Industrialisierung weniger arbeitsinten- 
siv sein, wodurch das Problem der Absorption der überschüssigen Arbeiterbevölke- 
rung, deren Zunahme durch die bio-technologische Revolution in der Landwirtschaft 
noch gesteigert wird, sich verschärft. Dieser Prozeß steht, auf Grund der unglaublich 
geringen Verbreitung der neuen Technologien in den meisten semi-peripheren Län- 
dern, selbst in einem so industrialisierten Land wie Brasilien, erst am Anfang. 1984 
zum Beispiel gab es in der gesamten brasilianischen Industrie nur 50 Industrierobo- 
ter, 15 CAD-Systeme und 850 numerisch kontrollierte Maschinenwerkzeuge in nur 
266 von 120 600 Firmen im ganzen Land. Alle Unternehmen mit einem gewissen 
Grad an automatischer Ausrüstung sind entweder ausländische Firmen oder Subun- 
ternehmen von multinationalen Konzernen. Was die Dienstleistungen betrifft, so 
scheint hier ein ähnlich niedriger Grad an informationstechnologischer Ausrüstung 
vorzuherrschen. Zum Beispiel benutzen nur 5 % der Banken (der erste Dienstlei- 
stungsbetrieb, der normalerweise die neuen Technologien einführt) ‘on line’-Kom- 
munikationssysteme (Costa Souza 1985). Auf der anderen Seite versucht Brasilien 
eine endogene Basis für solche Entwicklungen zu schaffen, da es sich über die stra- 
tegische Bedeutung der Informationstechnologien im klaren ist. So hat es zum Bei- 
spiel die Einfuhr von Mini- und Mikro-Computern verboten, so daß brasilianische 
Computerhersteller auf der Basis ihres einheimischen Marktes wachsen können. 
Trotzdem scheint es zweifelhaft, ob Brasilien oder irgend ein anderes Land der 3. 
Welt, seine eigene technologische Basis entwickeln kann, ohne sich auf den Techno- 
logietransfer der multinationalen Unternehmen zu stützen. Deshalb erhält China so 
viel Aufmerksamkeit von amerikanischen, japanischen und westeuropäischen Fir- 
men. Aberliegtes im Interesse solcher Unternehmen, dem Transfer zuzustimmen? Im 
Austausch für technologisches und organisatorisches know how, das die Chinesen 
von ausländischen Firmen zu erhalten hoffen, versuchen diese Firmen sich in demrie- 
sigen Markt von einer Millliarde Menschen, deren Kaufkraft schrittweise zunehmen 
wird, zu etablieren. 

Die technologisch-ökonomische Restrukturierung in den größten Ländern der 3. Welt 
ist mit drei simultan ablaufenden Prozessen verbunden: Mit der Ansiedlung multina- 
tionaler Konzerne in diesen großen abgeschirmten Märkten, die ihr technologisches 
know how als wesentliches Verhandlungsunterpfand einsetzen; mit der Strategie die- 
ser Länder, ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt durch eine partielle tech- 
nologische Modernisierung bei gleichzeitiger Nutzung ihrer niedrigeren Lohnkosten 
zu erhöhen; und mit der Ausdehnung der industriellen Kapazitäten auf der Basis ei- 
nes großen einheimischen Markts, der durch eine zunehmend effiziente, technolo- 
gisch moderne Industrie versorgt wird. 

Wie stehtes um die Vereinbarkeit dieser drei Prozesse? Wenn zum Beispielder Tech- 
nologietransfer mit der Öffnung des einheimischen Markts für die Multis bezahlt wer- 
den muß, wird es für nationale Unternehmen schwierig, ein ausreichendes industriel- 
les Potential in ihrem eigenen Land aufzubauen, um in einer zweiten Phase auf dem 
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Weltmarkt konkurrieren zu können (Japan und Korea entwickelten ihre industrielle 
Basis zuerst in geschützten einheimischen Märkten). Auf.der anderen Seite, wenn zu 
protektionistischen Maßnahmen Zuflucht genommen wird, wird es wahrscheinlich 
keinen Technologietransfer in bedeutendem Umfang geben. Oder wenn man einen 
anderen wesentlichen Aspekt herausgreift — die Beschäftigung und damit die zah- 
lungsfähige Nachfrage. Wenn eine weitreichende Automation erforderlich ist, um 
von den Qualitätsstandards her auf dem Weltmarkt konkurrieren zu können, wird die 
technologische Modernisierung der industriellen Basis kaum ausreichende Beschäf- 
tigungseffekte haben, um die städtische Ökonomie zu stimulieren und den einheimi- 
schen Markt zu erweitern. Stattdessen wird es zu einer wachsenden Konkurrenz zwi- 
schen nationalen und internationalen Firmen in einem relativ kleinen Markt gehobe- 
ner Konsumgüter kommen. 

Der Gesamteffekt wird wahrscheinlich in einer zunehmenden Desintegration der na- 
tionalen Volkswirtschaften (und bis zu einem gewissen Grad der Gesellschaft) beste- 
hen, nicht zwischen multinationalen Konzernen und einheimischem Kapital, aber 
zwischen einem höchst dynamischen internationalisierten Sektor, sowohl als Produk- 
tionssphäre als auch als Markt, und einer Reihe von desintegrierten Segmenten, die 
sich in den Rollen als untergeordnete und abhängige Zulieferbetriebe für den inter- 
nationalisierten Sektor, als Bereitsteller von Gütern und Dienstleistungen für spezi- 
fische heimische Teilmärkte und als tägliche Erfinder von Überlebensstrategien ab- 
wechseln und ergänzen werden. 

(D) Eine vierte Gruppe von Ländern umfaßt die großen Ölproduzenten. Im Prinzip 
macht ihr Reichtum (trotz der Nivellierung der Ölpreise) sie zu einem potentiellen 
Markt für die technologische Modernisierung und Industrialisierung. 

In einigen Fällen, wie im Fall von Nigeria und Indonesien, ist die Bevölkerungsgröße 
ebenfalls ein potentieller Vorteil. In den letzten Jahren haben diese Länder versucht, 
ihre finanziellen Ressourcen zum Aufbau einer industriellen Basis zu benutzen, die 
hauptsächlich auf Importsubstitution abzielen sollte, ohne dabei den Weltmarkt au- 
Ber acht zu lassen, besonders im Bereich der petrochemischen Industrie. Aber durch 
eine Reihe von Faktoren wurde der Entwicklungsprozeß tiefgreifend gestört: (a) Ein 
erbitterter Nationalismus und religiöser Fanatismus, angeheizt durch die Supermäch- 
te, haben Länder zum Krieg gegeneinander getrieben (besonders Iran und Irak), was 
ihre Volkswirtschaften ruiniert und ihre Bevölkerungen ausgeblutet hat, und woraus 
eine Umlenkung der technologischen Modernisierung von der Industrie zur Armee 
resultierte; (b) Der Versuch, eine nationale industrielle Basis mitten in der Umbruch- 
phase der internationalen Ökonomie aufzubauen, verwandelte größere öffentliche In- 
vestitionen in gigantische Finanzruinen. Hastig durch internationale Banken finan- 
ziert, transformierten solche Projekte Überschüsse aus den Öleinkommen in unbe- 
zahlbare ausländische Schulden, wodurch die finanzielle Abhängigkeit vertieft und 
der Prozeß der autonomen Industrialisierung gestoppt wurde. Venezuela und Mexi- 
ko sind wahrscheinlich die typischsten Beispiele. Mit der Ausnahme von Mexiko 
(dessen Verbindung mit der US-Ökonomie eine direkte technologische Modernisie- 
rung wahrscheinlicher macht) werden die meisten ölproduzierenden Länder eher 
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Verbraucher als Hersteller der neuen Technologien sein. Sie werden als wichtige po- 
tentielle Märkte von den Firmen der Hochtechnologie angepeilt, die bereit sind, die 
Nutzung der technologischen Revolution zu einem hohen Preis zu verkaufen, wäh- 
rend diese Länder selbst im wesentlichen eine abhängige Ökonomie und eine tradi- 
tionelle Gesellschaft beibehalten werden. In einigen Fällen tauschen ölhungrige Län- 
der wie Frankreich technologische Produkte gegen Öl, zum Beispiel an Nigeria. Sie 
weiten damit die Praxis des Tauschhandels aus, die sich zu einem wesentlichen Fak- 
tor im internationalen Handel entwickelt. Aber im allgemeinen zeigten sich die ölpro- 
duzierenden Länder unfähig, ihre Ressourcen zur Industrialisierung zu nutzen. Dies 
istzum Teil darauf zurückzuführen, daß das Zusammentreffen des Aufkommens neu- 
er Technologien mit der ‘Ölbonanza’ die internationale Ökonomie verändert hat. Die 
technologische Abhängigkeit der Ölproduzenten von neuen industriellen Ausrü- 
stungsgütern hat sich verstärkt,und es ist schwieriger geworden, auf dem Weltmarkt 
mit Gütern der Schwerindustrie zu konkurrieren, also mit den Produkten der Indu- 
strien, die die ölproduzierenden Länder aufzubauen versuchten. Politische Manipu- 
lationen öffneten lukrative Märkte für technologisch hochwertige Waffen. Die Gier 
nach Geld führte zur Verleihung großer Kapitalbeträge an die ‘'nouveau riches’, um 
sie, wie auch den Rest der Welt, an die ‘global debt bomb’ zu binden (Carnoy 1985). 
Dieser Prozeß widerlegt die Annahme, daß die Ausstattung mit Kapital die Quelle für 
die Entwicklung ist. Weder der größte Zufluß an Kapital in der jüngeren Geschich- 
te noch die Existenz unbegrenzter technischer Möglichkeiten konnten Länder mit ar- 
chaischen, ausbeuterischen Strukturen, die zudem häufig in den Sog der geo-politi- 
schen Spiele der Großmächte gerieten, dazu bringen, sich ernsthaft um Entwicklung 
zu bemühen. 

(E) An den meisten Ländern der 3. Welt geht die technologische Revolution vorbei, 
außer was ihre militärischen Implikationen, elektronische Konsumgüter und die Bin- 
dung der leitenden Zentren an ein integriertes Netzwerk globaler Telekommunika- 
tionssysteme betrifft. Damit nehmen nur einige Segmente der produktiven Basis und 
zunehmend engere Märkte am Prozeß der neuen Industrialisierung in der Peripherie 
teil. Außerdem erhöht die neue Agrartechnologie durch die sie begleitenden moder- 
nen kapitalistischen Exploitationsformen den Arbeitskräfteüberschuß, wodurch die 
Migrationsbewegung vom Land in die Städte beschleunigt wird. Zahlreiche Rohstof- 
fe werden durch synthetische, modernere Materialien ersetzt, wodurch große Teile 
der Welt zur ökonomischen Obsolenz verurteilt werden. Funktionale und soziale Ge- 
gensätze nehmen nicht nur zwischen Ländern, sondern auch zwischen Regionen des- 
selben Landes zu. Die Rezession in den Zentrumsökonomien wirkt sich überall ne- 
gativ auf die Exportmöglichkeiten der meisten Länder der 3. Welt aus, während es 
gleichzeitig unwahrscheinlich ist, daß sie bei den neuen Informationstechnologien in 
den Wettbewerb eintreten können (Eward 1984; Saunders et al. 1983). Hohe Zinsra- 
ten in den Zentren und fluktuierende Wechselkurse für nationale Währungen bedeu- 
ten eine untragbare Last für zunehmend von Depressionen heimgesuchte Volkswirt- 
schaften, die versuchen, die Schuldendienste für ihre Auslandsschulden zu leisten 
(Carnoy 1985). Arbeitslosigkeit, Elend, Hunger, Krankheit und Gewalt sind überall 
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in der 3. Welt auf dem Vormarsch, besonders in den städtischen Ballungsgebieten. 
Neue Technologien als solche haben wenig Einfluß auf diesen Trend, aber die spezi- 
fische weltweite ökonomische Struktur, zu der sie beitragen, steht in Beziehung zu der 
wachsenden ökonomischen und sozialen Desintegration in den Ländern der 3. Welt. 
Indem ökonomisch und technisch wertvolle Elemente jedes Landes auf Weltmarkt- 
ebene verknüpft und dabei soziale Gruppen, Regionen, Städte, Menschen undmanch- 
mal ganze Länder, die nicht in dieses technologisch ökonomische System passen, aus- 
einandergerissen werden, fragmentiert der derzeitige Restrukturierungsprozeß das 
soziale Gefüge unseres Planeten und setzt Teile davon zu einer Struktur zusammen, 
die alleine den Interessen der dominierenden Regierungen und Konzerne förderlich 
sind. 

Menschen, Regionen, Länder kämpfen gegen solche Tendenzen an. In den meisten 
Fällen kommt es zu Überlebensreaktionen, wobei die expandierende informelle Öko- 
nomie in den meisten Großstädten der3. Weltihre eigenen Spielregeln definiert. Neue 
ungewollte Formen der Verbindung zwischen Zentrum und Peripherie kommen zu- 
stande. So findet zum Beispiel die Produktion und der Handel mit Drogen in einem 
riesigen internationalen Maßstab statt. Mit dem Zusammenbruch des Weltmarkts für 
Zinn und dem Zögern von ausländischem Kapital, in einem klassenbewußten, hoch- 
politisierten Land zu investieren, gelang es Drogenhändlern, die bolivianischen Bau- 
ern zur Koka-Produktion anzustiften, wodurch die Kokapaste zum größten (illegalen) 
Exportartikel des Landes wurde. Solch ein großer unkontrollierter Handel in Dollars 
zerstört die Währung des Landes und löst eine galoppierende Inflation aus. Kolum- 
bien mit seiner starken, diversifizierten Ökonomie gehört zum Zentrum des Kokain- 
handels. Peru, Ekuador und einige Gegenden von Brasilien und Mexiko steigen nun 
in den Wettlauf ein. So entstehen neue Bande zwischen Zentrum und Peripherie, die 
die Träume einer universalen Entwicklung mit Hilfe der Technik pervertieren. Es gibt 
immer noch eine Verbindung zwischen Silicon Valley und Bolivien, aber nur noch in 
der Form einer Ausschaltung Boliviens aus der neuen internationalen Ökonomie und 
der illegalen Beteiligung dieses Landes am Kokainhandel. 

Einige Länder wenden sich gegen ihre interne Fragmentierung und globale Margina- 
lisierung, indem sie ihre Völker um sich scharen, um für politische Autonomie, öko- 
nomische Modernisierung und damit für heimische Märkte zu kämpfen, die sich nach 
den Bedürfnissen der Menschen richten. In verschiedenen Zusammenhängen und mit 
verschiedenen Ideologien versuchen Mozambique, Nicaragua und Peru ihre Gesell- 
schaften über Wasser zu halten, ohne sich der Logik globaler Imperative zu unterwer- 
fen. Aber der Pfad ist schmal und die Aggression und die Manipulation durch beide 
Großmächte ist so offenkundig, daß immer noch kein Fall eines Landes existiert, das, 
bei relativer Autonomie gegenüber der internationalen Ökonomie, seinen eigenen 
Entwicklungsweg bestimmt. Sobald Völker und Nationen das Problem ihres Verhält- 
nisses zur globalen ökonomischen Struktur angehen müssen, wirken alte und neue 
Abhängigkeitsmuster darin zusammen, Wege zu verbauen und legen die Länder auf 
eine von zwei Ausgangspositionen fest: Auf die internationale Arbeitsteilung, die zur 
Zeit im wesentlichen durch die Industrien der Hochtechnologien und die Finanzinsti- 
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tutionen strukturiert wird, oder auf die politische Ausrichtung an den Machtblöcken, 
die vom Kampf der Großmächte um politische Vorherrschaft dominiert werden. In 
beiden Fällen werden die Länder der 3. Welt unentrinnbar mit der neuen technologi- 
schen Gleichung konfrontiert. So haben die neuen Technologien die Welt noch kei- 
neswegs in ein globales Dorf kommunizierender Mitmenschen verwandelt. Eher 
fragmentiert die technologisch-ökonomische Restrukturierung die Völker, isoliert 
die Länder, um sie nach dem Muster einer unsichtbaren Wirkung struktureller Inter- 
essen neu zu verbinden. 


Alternativen 


Die beiden grundlegenden Probleme, mit denen sich die 3. Welt durch die derzeiti- 
ge technologische Revolution konfrontiert wird, sind die wachsende technologische 
Lücke und der Entkopplungs-/Neuverknüpfungsprozeß, der die nationalen Gesell- 
schaften destabilisieren und zugleich die globale Macht des Systems verstärken wird. 
Um das ungeheure, spaltende Potential dieses Prozesses in den Griff zu bekommen, 
müssen sofort realisierbare Alternativen entwickelt werden, die eine neue Dynamik 
in das Verhältnis zwischen den neuen Technologien und der 3. Welt einführen. 

Die Länder der 3. Welt werden Selbstvertrauen aufbringen müssen, während sie das 
technologische Spiel in der internationalen Arena spielen. Auf keinen Fall können sie 
es sich leisten, bei der derzeitigen technologischen Revolution außen vor gelassen zu 
werden, da dieser das Potential innewohnt, die Lebensbedingungen viel schneller und 
mit weniger Aufwand zu verbessern. Auf der anderen Seite muß ein solcher Techno- 
logietransfer unter der Kontrolle und ım Interesse der Länder der 3. Weltstehen -ein 
Anliegen, das manchmal von den nationalen Regierungen auch formuliert wird. Dies 
ist ein schönes abstraktes Prinzip, das aber konkret extrem schwer durchzusetzen ist. 
Eine wesentliche Vorbedingung ist die Verstärkung des endogenen technologischen 
Potentials der 3. Welt durch den Aufbau kooperativer, moderner Forschungsinstitu- 
tionen durch die gemeinsamen Anstrengungen von nationalen Regierungen und in- 
ternationalen Institutionen in Schlüsselregionen der 3. Welt. Viele der Top-Wissen- 
schaftler und Techniker der OECD kommen aus der 3. Welt, und eine große Zahl 
unter ihnen würde gerne nach Hause zurückkehren, wenn ihnen die materiellen und 
institutionellen Voraussetzungen für die Verfolgung ihrer wissenschaftlichen Bestre- 
bungen geboten würden. Bis solche Institutionen in großem Umfang existieren, istes 
außerdem nutzlos, mit großem finanziellen Aufwand Absolventen der 3. Welt in die 
USA oder nach Europa zu schicken, um sie zu ihrem persönlichen Vorteil akade- 
mische Grade erwerben zu lassen, weil daraus nur eine weitere Konzentration von 
Forschungskapazitäten in wenigen, die Welt dominierenden Zentren entsteht. Ein 
Programm zur Eindämmung des ‘brain drains’ beginnt mit der Schaffung von Mög- 
lichkeiten für diese Wissenschaftler, sich in ihren eigenen Ländern entwickeln zu 
können. Angesichts der knappen finanziellen Ressourcen vieler Länder scheint der 
Aufbau einiger regionalübergreifender Institutionen in technologischen Schlüsselbe- 
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reichen der fruchtbarste Weg zu sein. Die Vereinten Nationen könnten solch ein Pro- 
jekt finanziell fördern, aber die multinationalen Konzerne sollten ebenso zur Unter- 
stützung aufgefordert werden, sowohl finanziell wie technologisch, im Austausch für 
den Zugang, den sie zu Märkten und Standorten erhalten. Wenn es der Regierung von 
Singapur gelang, mit der Hilfe verschiedener Konzerne solche Institutionen aufzu- 
“bauen, istes nichteinzusehen, weshalb andere Länder dabei keinen Erfolg haben soll- 
ten, besonders, wenn sie sich zusammenschließen und die Rückendeckung interna- 
tionaler Institutionen erhalten. Es gibt keine wichtigere Priorität für die Entwicklung 
der 3. Weltim nächsten Vierteljahrhundert als die Schaffung von Bedingungen für die 
Erhöhung des Qualifikationsniveaus ihres menschlichen Produktionsfaktors. 
- Neben diesen Bemühungen an der Spitze, muß den Ländern der 3. Welt dabei gehol- 
fen werden, Computerkenntnisse auf hohem Niveau in ihren grund- und weiterbil- 
denden Schulen einzuführen. Es scheint lächerlich, ein solches Programm vorzu- 
schlagen, während für einen großen Teil der Bevölkerung überhaupt keine Schulen 
existieren. Aber gerade weil ein neues Bildungssystem aufgebaut werden muß, soll- 
ten 3. Welt-Länder die traditionellen Entwicklungsstufen überspringen und neue 
Schultypen schaffen, mit informationstechnischem Gerät und dem Ziel, ihre Völker 
für das Informationszeitalter auszubilden - das, wie hier behauptet wird, über die ein- 
fache Benutzung von Computern hinausgeht. 
Auf einer dritten Ebene Könnte die technologische Kooperation der 3. Welteinen ent- 
scheidenden Impuls erhalten, indem sie die neuen Technologien dazu benutzt — be- 
sonders in der Landwirtschaft und im Gesundheitswesen -, grundlegende Überle- 
bensprobleme wie Hunger und Krankheit in den Griff zu bekommen. Gemeinsame 
Programme von Regierungen, sozialen Gruppen, multinationalen Konzernen und in- 
ternationalen Institutionen könnten spezifische Regionen und Probleme herausgrei- 
fen und Forschungsbemühungen und technologische Ausbildung konzentrieren, in 
derselben Art und Weise, in der Firmen potentiell lukrative Produkte zu entwickeln 
versuchen. Während des gesamten Prozesses würde die Durchführung solcher Pro- 
gramme in Städten der 3. Weltauch Techniker und Wissenschaftler ausbilden, die ihr 
Wissen in naher Zukunft zur Bewältigung selbstbewußter Politikstrategien beisteu- 
ern könnten, auf die die 3. Welt im Endeffekt setzen muß. 
Die vierte wesentliche Interventionsachse betrifft die Notwendigkeit, die innere Ko- 
härenz der nationalen Gesellschaften in ihrem regionalen Zusammenhang zu erhal- 
ten gegenüber dem technologisch-ökonomischen Muster asymmetrischer Herr- 
schafts- und Kontrollbeziehungen. Mehrere Politikebenen stehen den Ländern der 
3. Welt zur Verfügung. Das wichtigste ist die Stärkung des sozialen Gefüges auf der 
volksnahen Ebene und die Anbindung der Menschen an die nationalen Institutionen 
und Politikentscheidungen bei gleichzeitiger Akzeptanz der Spannungen und Wider- 
sprüche, die notwendig mit solch einem Prozeß verknüpft sind. Auf der Basis von 
weitreichender Partizipation und durchsichtiger Interaktion im öffentlichen Bereich 
bieten die historischen Wurzeln und kulturellen Besonderheiten der Gesellschaften 
genug Widerstände gegen die Penetration durch die elektronischen Kommunika- 
tionsströme, so daß neue Botschaften aufgenommen und reinterpretiert werden kön- 
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nen, ohne daß örtliche Kulturen in einem vom Ausland kontrollierten Netzwerk ver- 
loren gehen. Ein anderes wesentliches Element wäre eine nationale Telekommuni- 
kationspolitik einschließlich der Medienpolitik. Das bedeutet nicht notwendig, daß 
Regierungen Informationen kontrollieren, sondern daß Länder ihre eigenen Kommu- 
niaktionssysteme aufbauen, um es ihnen zu ermöglichen, sich nach ihren eigenen 
Vorstellungen und zu ihren eigenen Bedingungen mit dem internationalen Kommu- 
nikationsnetzwerk zu verbinden. Die Telekommunikations- und Medienpolitik stellt 
heute eine Schlüsselkomponente für jeden nationalen Entwicklungsprozeß dar. Aber 
sie wird oft vernachlässigt, um sich auf augenscheinlich dringendere Probleme zu 
konzentrieren, womit die Zukunft eines Landes unterminiert wird. 

Als ein letzter Ansatzpunkt, wie 3. Welt-Länder gegen eine zunehmende Margina- 
lisierung in einem weltweit verknüpften System kämpfen könnten, wäre das objek- 
tive Interesse zu nennen, das Länder mit unterschiedlichen politischen Ideologien ha- 
ben, ihre regionalen ökonomischen und politischen Organisationen zu stärken, um 
kollektiv mitden großen transnationalen Unternehmen verhandeln zu können. Nur so 
können Regierungen vermeiden, nach den ökonomischen Strategien internationaler 
Konzerne gegeneinander ausgespielt zu werden. Trotz aller Gegensätze haben die 
meisten Länder der 3. Welt immer noch mehr miteinander gemeinsam als mit mul- 
tinationalen Firmen. Da die Kooperation mit großen Konzernen noch lange eine Not- 
wendigkeit sein wird, besteht der einzige Weg heraus aus dem objektiven Dilemma 
darin, eine gemeinsame Front zu präsentieren, zumindest auf regionaler Ebene, und 
interne Differenzen zur Debatte und Lösung an regionale Institutionen zu verweisen. 
Das Problem dabei wird die Schaffung eines Systems ohne ausufernde, ineffektive, 
verschwenderische Bürokratie sein. Wenn tatsächlich ein politischer Wille existier- 
te, ließen sich extrem schnelle Verfahrensprozeduren mit einer sehr leichten Infra- 
sturktur entwickeln. Dazu könnte zum Beispiel ein System von ‘on line’-Telekom- 
munikationsströmen benutzt werden, das die ökonomische Aktivität verschiedener 
Länder täglich aufzeichnen würde, mit ad hoc Telekonferenzen zwischen den wich- 
tigsten Entscheidungsträgern. Damit ließe sich die Richtung einiger Entscheidungs- 
ströme umkehren und die Welt in ein komplexeres, aber auch diversifizierteres und 
weniger zentralisiertes Netzwerk verwandeln. 

Die 3. Welt muß die technologische Revolution mit einer klaren Vorstellung von ih- 
ren eigenen Interessen beginnen (trotz der Verschiedenartigkeit der Ausgangsbedin- 
gungen) oder die Fragmentierung ihrer Gesellschaften wird die Endstation einer neu- 
en unsichtbaren Kolonialisierung sein. 


(Übersetzung aus dem Englischen durch Claudia Kölsch-Grabert) 
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Heide Gerstenberger 

Handeln und Wandeln 

Anmerkungen zu Anthony Giddens’ theoretischer »Konstitution der 
Gesellschaft« ! 


Zusammenfassung: A. Giddens versteht seine neueren Publikationen zur theoreti- 
schen Konstitution der Gesellschaft und über den Nationalstaat als Beitrag zu einer 
Sozialtheorie, die den Dualismus von Struktur- und Handlungstheorie überwinden 
möchte. Dies ist ein - in Grenzen - überzeugendes Programm, dessen vorgelegte 
Ausarbeitung jedoch Kritik provoziert: Das Bemühen, strukturelle Erklärungen (z.B. 
von Staatenbildung) zu kritisieren und allen sozialen Wandel auf Handlungen zu- 
rückzuführen, läßt ihn alle (insbesondere die inder Tradition des Historischen Mate- 
rialismus vorgenommenen) Erklärungen von Herrschaftsformen verwerfen, die die- 
se als durch ökonomisches Verhalten determinierte begreifen. Giddens’ alternatives 
Konzept der Erklärung sozialen Wandels aus Koinzidenzen führt aber zu erheblichen 
Mängeln in den konkreten historischen Analysen und steht letztlich der Ausarbeitung 
jener Gesellschaftstheorie in Wege, welche in der »Theorie der Strukturierung« 
angelegt ist - einer, die die Bedeutung menschlicher Reflexion in Rechnung stellen 
will. Insbesondere ist ihm vorzuhalten, daß eine Theorie der Dualität von Handlung 
und Struktur ihren Fragehorizont nicht auf den Zusammenhang von sozialer Bewe- 
gung und Strukturentwicklung beschränken kann, sondern angeben müßte, auf 
welche Weise wir der Bedeutung des Alltags für die Strukturentwicklung auf die Spur 
kommen könnten. 


Sozialtheorie im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts 


Während des letzten Jahrzehnts hat Anthony Giddens im Durchschnitt ein Buch pro 
Jahr veröffentlicht. Gelegentlich auch deren zwei. Die meisten dieser Arbeiten geben 
seine Auseinandersetzung mit gesellschaftswissenschaftlichen Theorieentwürfen 
wieder. Das Spektrum seiner Beschäftigung ist weit. Von Durkheim über Max Weber 
bis zur Ethnomethodologie oder den Arbeiten Erving Goffmanns reichen seine 
Kritiken. Dazuhin erörtert er die Konstruktionsprinzipien eher materieller Erklä- 
rungsmodelle, wie sieetwa von Norbert Elias, Immanuel Wallerstein oder Edward. 
Thompson vorgelegt wurden. 

Anthony Giddens ist darüber hinaus aber auch jener heutzutage überaus seltenen 
Spezies eines Marxismus-Kritikers, der Marx tatsächlich gelesen hat, zuzurechnen. 
Seine — auf drei Bände angelegte und in zweien bereits erschienene — »zeitgenössi- 
sche Kritik des Marxismus«<? hat hierzulande niemand provoziert. Das ist bedauer- 
lich. Denn Giddens’ Versuch, die Marx’sche Theorie unter dem Gesichtspunkt zu 
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»durchforsten«, welche ihrer Erklärungsmodelle zeitgenössischer theoretischer Kri- 
tik standzuhalten vermögen und deshalb aufzunehmen und weiterzuentwickeln sind, 
ist eine Auseinandersetzung allemal wert. 

Die jetzt in deutscher Übersetzung vorgelegte »Konstitution der Gesellschaft« faßt 
den in früheren Veröffentlichungen bereits in Teilen ausgearbeiteten Entwurf einer 
Theorie der Strukturierung systematisch zusammen. Giddens versteht dieses Theo- 
riekonzept als Sozialtheorie: als die Ausarbeitung grundlegender Kategorien für ge- 
sellschaftswissenschaftliche Analysen. Wie sich aus mannigfachen exemplarischen 
Anwendungen und einem abschließenden Kapitel zu Problemen der empirischen 
Sozialforschung ersehen läßt, hält Giddens seine Theorie der Strukturierung aber 
nicht nur für eine allgemeine Grundlage gesellschaftswissenschaftlicher Theoriebil- 
dung, sondern für eine Konzept, welches ausreichend ausgearbeitet ist, um die Er- 
forschung konkreter historischer Entwicklungsprozesse und aktueller Erscheinungen 
der Gesellschaft anzuleiten. In dieser Hinsicht nehme ich ihn beim Wort. 

Nach einer überaus knappen Darlegung der Grundlagen seines Theoriekonzeptes 
werde ich die Theorie der Strukturierung im Hinblick auf Giddens’ Anspruch dis- 
kutieren, zur Erklärung konkreter historischer Entwicklungen zu befähigen. Dabei 
beziehe ich andere Arbeiten von ihm mit ein. Diese Fragestellung ist durch meine 
eigenen Arbeitsschwerpunkte, daneben aber auch durch den Umstand veranlaßt, daß 
der von Giddens bekämpfte Dualismus von strukturtheoretisch und hermeneutisch 
orientierten Forschungsrichtungen hierzulande neuerdings zur Ausbildung feindli- 
cher Lager in der Geschichtswissenschaft geführt hat. Denn manche Anhänger der 
sog. Alltagsgeschichte propagieren eine durchaus hermeneutische Forschungskon- 
zeption, während für einzelne Vertreter der historischen Sozialwissenschaft derartige 
Fragen grundsätzlich hinter der Strukturanalyse zurücktreten müssen. Sollte Giddens 
Arbeit über die »Konstitution der Gesellschaft« dazu beitragen, die unausweichliche 
theoretische Fruchtlosigkeit dieses Streits zu verdeutlichen, die Mühen der Überset- 
zung hätten sich vollauf gelohnt. 


Von Dualismen theoretischer Konzepte zur Dualität der Struktur 


»Die Menschen machen ihre eigene Geschichte, aber ... nicht unter selbstgewählten 
Umständen« (Marx, MEW 8, 115). Sein Buch, schreibt Giddens, seieine ausführliche 
Reflexion über diesen scheinbar so einfachen Satz ($S. 35). Zusammengefaßt lautet die 
Giddens’sche »Übersetzung« von Marx: »Alle Strukturmomente sozialer Systeme ... 
sind Mitte] und Ergebnis der kontingent ausgeführten Handlungen situierter Akteu- 
re« (S. 246). 

Damit lehnt Giddens nicht nur den Gegensatz von Voluntarismus und Strukturdeter- 
minismus ab, sondern auch die Notwendigkeit, die Struktur des Verhältnisses zwi- 
schen handelnden Individuum und Gesellschaft zu klären. In der Dualität von Hand- 
lung und Struktur soll nicht nur ein wechselseitiges Wirkungsverhältnis, sondern die 
Einheit des (Re-) Produktionsprozesses von Individuum und Gesellschaft zum Aus- 
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druck kommen. Denn Strukturen entfalten ihre Wirkung nicht unabhängig von den 
Motiven und den Gründen, die Handelnde für ihr Tun haben (S. 235). Andererseits ist 
in den Motiven und den Begründungen von Handlungen Struktur immer schon in- 
begriffen. Giddens schließt sich jenen Theoretikern an, welche die Dezentrierung des 
Subjektes für notwendig erachten, diesem also seinen Monopolanspruch auf den 
zentralen Platz in der Sozialtheorie bestreiten. Gleichzeitig bekämpft er jedoch die 
Eliminierung des Subjekts, somit also alle Theorieansätze, die Handelnde zu Ausfüh- 
rungsorganen struktureller Verhältnisse machen. Individuelle »Handlungsfreiheit«- 
werde in derartigen Theorien bestenfalls als Residualkategorie eingeführt, als der ge- 
ringfügige Spielraum, welcher den Individuen im Rahmen struktureller Zwänge ver- 
bleibe. Mit dem Begriff des Zwangs würden individuelles Handeln und Struktur als 
getrennte thematisiert, während es doch gelte, ihre Dualität zu begreifen. Strukturen 
sind das Resultat früherer Handlungen und die Basis der aktuellen. Sie determinieren 
diese Giddens zufolge aber nicht. Wenn ich es recht sehe, so bleibt das Ausmaß dieser 
Nicht-Determination bei Giddens jedoch ungeklärt. 

Struktur heißt bei Giddens: Regeln und Ressourcen. Regeln beziehen sich auf die 
Konstituierung von Sinn und auf die Sanktionierung sozialer Verhaltensweisen. (Für 
die genauere Bestimmung der Regeln bezieht sich Giddens auf späte Arbeiten Witt- 
gensteins und damit auf sprachtheoretische Konzepte.?) Ressourcen unterteilt Gid- 
dens in die Hauptgruppen der allokativen und der autoritativen Ressourcen, vergrö- 
bernd läßt sich von ökonomischen und politischen Mitteln der Macht reden. Weil 
Struktur bei Giddens frühere Handlung ist, kann es ihm zufolge auch keinen eigen- 
ständigen Typus »struktureller Erklärung« geben, keine Berechtigung also für ana- 
lytische Konzepte, welche unterstellen, daß gesellschaftliche Verhältnisse ihre Wir- 
kung »hinter dem Rücken« der Handelnden entfalten. Statt dessen orientiert die 
Theorie der Strukturierung auf die Untersuchung der zeitlichen und räumlichen Di- 
mensionen aktueller und vorhergehender Handlungen. 

Daß Strukturen als frühere Handlungen bestimmt werden, Handlungen bei Giddens 
aber prinzipiell verändernd in den Gang der Ereignisse eingreifen, erklärt, daß er den 
transformativen Charakter aller Regeln und Ressourcen betont. Gleichzeitig ist der 
Begriff der Struktur so allgemein gefaßt, daß die Theorie der Strukturierung keinen 
-begrifflich zu bearbeitenden — Unterschied zwischen einem Rechtssystem und dem 
Gebrauch von Messer und Gabel bei Tische macht. 


Vom Tun und vom Lassen — oder: Macht als anthropologische Kategorie 


»Macht ist das Mittel der Ausführung von Dingen und kommt als solches unmittelbar 
in menschlichem Handeln zur Geltung« (S. 337). Für Giddens ist Macht die Fähigkeit 
der Menschen »in die Welt einzugreifen oder dies zu unterlassen, mit der Folge, einen 
spezifischen Prozeß oder Zustand zu beeinflussen« ($. 65). Indem Macht reduziert 
wird auf die Fähigkeit des Menschen »anders zu handeln«, wird sie von Konzepten 
des Widerstandes und des Konfliktes getrennt.* Giddens kritisiert die Null-Summen- 
Theorien der Macht. Die Ausübung von Macht soll also nicht als ein Akt verstanden 
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werden, durch welchen die Handlungsmöglichkeiten anderer beschnitten werden. 
Daraus ergibt sich, daß Macht bei Giddens nicht als eine Ressource verstanden 
werden kann. Wohl aber basiert Macht auf Ressourcen, und Giddens betont in diesem 
Zusammenhang sehr nachdrücklich die gleichwertige Bedeutung autoritativer und 
allokativer Ressourcen. Der Zugang zu Ressourcen ist unterschiedlich. Macht übt 
nach Giddens aber auch aus, wer um den Preis des Lebens von seiner Möglichkeit, 
anders zu handeln, Gebrauch macht. Mit Hinweis auf diese Möglichkeit stellt 
Giddens fest, daß Macht nicht als ein Hindernis für die Durchsetzung von Freiheitund 
Emanzipation, sondern im Gegenteil als deren Medium zu verstehen sei. 

Mehrfach wird deutlich, daß Giddens seine Konzeption der Macht für eine Übernah- 
me der Foucault’schen Analysen hält. Lediglich durch eine befriedigende Theorie der 
Handlung wäre diese Giddens zufolge zu ergänzen (S. 315). Formal handelt es sich 
insoweit um eine Übernahme, als auch bei Foucault Handlung mit Macht verbunden 
bleibt. Anders als Giddens hielt Foucault diese Feststellung jedoch für eine Aussage 
über die Unausweichlichkeit der Beteiligung an der Reproduktion von Machtverhält- 
nissen: Selbst diebewußte Abkehr vom herrschenden Diskurs kann nach Foucault nur 
eine Veränderung desselben bewirken.’ Seiner Wirkung kann sie sich nicht entziehen. 
Das ist eine vollständig andere Konzeption der Macht als die von Giddens entwik- 
kelte. Denn die Frage, die sich quälend durch alle Schriften Focaults zieht, die Frage 
nach der Möglichkeit einer Konstitution von Subjektivität außerhalb herrschender 
Diskurse, ist bei Giddens gar nicht gestellt. Während das Machtkonzept bei Foucault 
die Kritik dermodernen Welt bedeutet, ist es bei Giddens aufeine formale Kompetenz 
von Handelnden reduziert. Macht ist bei Faucault eine gesellschaftliche Kategorie, 
bei Giddens dagegen eine anthropologische. 

Daß Macht nicht nur verhindernd, sondern auch ermöglichend wirkt, macht die Gid- 
dens’sche Formalisierung des Machtkonzeptes nicht zwingend. Ihre Folgerichtigkeit 
ergibt sich dagegen aus dem Zusammenhang seiner Sozialtheorie. Denn die Frage 
danach, was ein Individuum sei, ist bei Giddens auf die Ausarbeitung des Begriffs der 
Handlung reduziert. (Theory and Society, 14, 1985, S. 170). Das Konzept der Dualität 
von Individuum und Gesellschaft dezentriert das Subjekt. Was das aber sei, was da 
dezentriert ist, bleibt ungeklärt. Das heißt aber, daß Giddens den anthropologischen 
Fragen, welche durch die Vorlage einer formalen Theorie der Konstitution von Ge- 
sellschaft gestellt sind, letzten Endes ausweicht. In seiner Kritik der Handlungs- 
theorie von Edward P. Thompson hat Giddens den beiläufigen Satz formuliert, das 
Problem menschlicher Handlungskompetenz sei ein philosophisches Konzept von 
erheblicher Komplexität und vermutlich weder von Soziologen noch von Historikern 
zufriedenstellend zu klären (1987, S. 204). Auch wer ihm darin zustimmt, wird ver- 
langen müssen, daß die angesprochene Problematik in soziologischen und histori- 
schen Erklärungen und noch sehr viel mehr in allgemeinen Sozialtheorien zumindest 
als Frage stets gegenwärtig bleibt. In der Theorie der Strukturierung ist dies nicht der 
Fall, weil die Formalisierung der Konzepte von Macht und reflexiver Bewußtheit 
derartige Fragen ausklammert. 

Dieser Kritik könnte mit dem Einwand begegnet werden, daß Giddens sich ausführ- 
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lich mit der aktiven Rolle der Handelnden im Prozeß von Wahrnehmung und Erin- 
nerung beschäftigt. Indem er das Gedächtnis als eine Form der Bewußtheit mensch- 
licher Akteure kennzeichnet (S. 99), verdeutlicht Giddens, daß die strukturellen Mo- 
mente der Gesellschaft, welche den Individuen als »Erinnerungsspuren« präsent sind, 
bereits in einer individuell selektierten Form in die Organisation von Handlungen 
eingehen. Unterschieden wird zwischen dem Bewußtsein »als sensorischer Aufmerk- 
samkeit«, dem Gedächtnis als »der zeitlichen Konstitution des Bewußtseins« und der 
Erinnerung als dem Mittel der Rekapitulierung vergangener Erfahrungen, Diskursi- 
ves und praktisches Bewußtsein sind dadurch unterschieden, daß es sichim einen Fall 
um Erinnerungen handelt, die das Handelnde sprachlich zum Ausdruck bringen kann 
und im anderen um solche, die ihm in der duree des Handelns zugänglich sind, ohne 
daß er jedoch sagen könnte, was er eigentlich »weiß«. Das Unbewußte bezieht sich 
auf Erinnerungen, auf die der Handelnde keinen direkten Zugriff hat (S. 99 - 100). 
Diese Sorte von Aktivität schließt die Schlüssigkeit objektivistischer Argumentatio- 
nen jedoch nicht aus. Zum einen bildet die auch von Giddens zugestandene, dann aber 
mit leichter Hand beiseitegeschobene, unbewußte Motivierung von Handlungen ein 
breites Einfallstor für die Wirkung bestehender Strukturen. (Nicht zufälligerweise 
gibt es seit der Strukturalismuskritik eine auffällige Affinität marxistischer Struktur- 
theorien zu psychoanalytischen Erklärungansätzen). Zum anderen bearbeitet Gid- 
dens nirgends die Frage, weshalb die bewußt Handelnden »gute Gründe« für ein 
gegenüber erfahrenen Zwängen widerständiges Denken und Handeln entwickeln 
sollten. In diesem Zusammenhang wird aufschlußreich, daß Giddens den hermeneu- 
tischen Ansätzen und den verschiedenen Versionen der Phänomenologie zwar vor- 
wirft, sie neigten dazu, die Gesellschaft als eine beliebig formbare Schöpfung 
menschlicher Subjekte zu betrachten (S. 78; 1984, S. 28-38), dabei aber nie kritisiert, 
daß etwain der von ihm vor allem herangezogenen phänomenologischen Theorie von 
Alfred Schütz die subjektive Reflexion an die vorgegebenen Typenstrukturen der 
natürlichen Einstellung und damit an die Normalität des Gruppenlebens gekoppelt 
bleibt. Genau betrachtet beschreibt Schütz die Art und Weise, in welcher die Indi- 
viduen ihre Wissens- und Sinnproduktion in einer ihnen vorgebenen Welt organisie- 
ren. Die Phänomenologie kann sozialen Wandel nicht erklären. Damit bleibt aber 
auch die Erklärung der Konstitution von gesellschaftlicher Wirklichkeit aus subjektiv 
gemeintem Sinn nur theoretisches Programm. 

Bei Giddens ist die Reflexionsfähigkeit der Menschen einerseits durch das lediglich 
praktische Bewußtsein des (meisten) Tuns begrenzt, zum anderen nur als formale 
Möglichkeit konstatiert. Die Realisierung dieser Möglichkeit bleibt Kontingent, ge- 
nau genommen läuft damit auch die Theorie der Strukturierung aufeine Erklärung der 
Reproduktion von Strukturen hinaus. Angesichts der von Giddens zu recht betonten 
Präsenz der Strukturmomente in den Handlungen bleibt der Hinweis auf die formale 
Möglichkeit einer diese Momente transzendierenden Reflexion theoretisch zu 
schwach — und zu »unpraktisch« —, um sozialen Wandel zu erklären.’ Dieser ist aber, 
wie Giddens betont, nicht aus strukturellen Entwicklungsgesetzen, sondern aus kon- 
tingentem Handeln zu erklären. 
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Der Begriff der Handlung ist bei Giddens untergliedert. Vom praktischen Bewußtsein 
des routinisierten Handelns unterscheidet er das diskursive Bewußtsein des nicht- 
routinisierten Handelns. Sein Konzept des praktischen Bewußtseins, dem wir uns zu- 
nächst zuwenden werden, läßt sich auf als Vorschlag für eine theoretische Ausarbei- 
tung des Alltagsbegriffs lesen. 


Vom Alltag und vom all-täglichen Handeln 


»Routinen sind konstitutiv sowohl für die kontinuierliche Reproduktion der Persön- 
lichkeitsstrukturen der Akteure in ihrem Alltagshandeln, wie auch für die sozialen 
Institutionen.« (S. 112) Das Konzept der Routinisierung ist im praktischen Bewußt- 
sein und damit — wie Giddens im Anschluß an Schütz formuliert (S. 101) - in der 
»Seinsgewißheit« des Alltagslebens fundiert. Routinisiert sind jene Handlungen, die 
»schlicht getan« werden. Giddens thematisiert dabei vor allem die zur Selbstver- 
ständlichkeit gewordene Bewegung des Körpers im Raum. Er betont, daß die Theorie 
der Routine nicht mit einer Theorie sozialer Stabilität zu verwechseln sei. Es fällt mir 
schwer, ihm das abzunehmen. Wenn Struktur das Ergebnis von Handlungen ist und 
der größte Teil von Handlungen Giddens zufolge routinisiert abläuft, also in der Re- 
produktion vorheriger Handlungen und damit Strukturen, wie soll Routine dann nicht 
auch die Stabilität gesellschaftlicher Ordnung reproduzieren? Zu begegnen wäre ei- 
ner derartigen Schlußfolgerung m.E. nur dadurch, daß das Konzept der nicht-inten- 
tionalen Handlungsfolgen durch eine Analyse der für eine historische Gesellschafts- 
formation jeweils charakteristischen widersprüchlichen Handlungsbedingungen 
konkretisiert würde. Die allgemeine Sozialtheorie ist damit freilich verlassen. 
Giddens hebt hervor, Situationen dramatischen sozialen Wandels beträfen nur einen 
Teil der Routinen. Das scheint mir einerseits schlicht falsch zu sein. Denn wie sollein 
Bauer, der sein Land verliert und in der Stadt um Arbeit nachsucht, seine Rountine 
aufrechterhalten? Oder: Selbst wenn es sich um keinen grundlegenden sozialen Wan- 
del handelt, sondern lediglich darum, daß Ehefrauen nicht mehr selbstvrständlich be- 
reit sind, Knöpfe anzunähen und sich allein für schreiende Kinder verantwortlich zu 
fühlen, so handelt es sich doch auch schon um Eingriffe, die von den Betroffenen als 
Eingriffe in einen Alltag erlebt werden, welcher von Giddens (ungerührt von Heideg- 
ger’schen Problematisierungen) als »Seinsgewißheit« gekennzeichnet wird. 

In diesem Zusammenhang ist an die Ergebnisse der Mentalitätsforschungen von Mi- 
chel Vovelle zu erinnern. Giddens’ Begriff des routinisierten Handelns ist mit dem 
Konzept der Mentalität nicht deckungsgleich. Während Giddens die Möglichkeit ei- 
ner analytischen Trennung von praktischem und diskurisven Bewußtsein unterstellt, 
gehen Mentalitätsforscher in aller Regel von einem Kontinuum unterschiedlich aus- 
geprägten diskursiven Bewußtseins? aus. Folglich gerinnt ihnen die Behandlung der 
zur Selbstverständlichkeit gewordenen Handlungsabläufe auch nicht zu jener Dar- 
stellung der Bewegung des Körpers im Raum, welche im Zentrum von Giddens’ 
Diskussion des Alltagshandelns steht. Wohl aber teilen die meisten Mentalitätstheo- 
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retiker die Auffassung von der relativen Stabilität der Mentalitäten und damit von der 
— bei Braudel entwickelten - longue duree des Alltags’. Demgegenüber hebt Michael 
Vovelle die Möglichkeit des plötzlichen, revolutionären Wandels von Mentalitäten 

hervor'®. Er betrifft nicht alle Routinen des Alltags. Wenn diese aber aufrechterhalten 
werden, so ist doch sehr zu fragen, ob sie in Zukunft ebenso »schlicht getan« werden 
wie zuvor oder aber mit einem mehr als nur »praktischen Bewußtsein«. 

Nun betont allerdings auch Giddens den grundlegend transformativen Charakter 

noch derroutinisiertesten Formen menschlichen Handelns (S. 169). Er gibtdabei aber 
nicht an, in welche Richtung Transformation möglich ist. Transformiert wird die 

Routine des morgendlichen Frühstücks für die Familienmitglieder, wenn die Mutter 
anfängt, anstatt der bislang üblichen Frühstücksbrötchen Müsli zu servieren. Trans- 
formiert wird auch die routinierte Praxis der Sklavenausbeutung, wenn durch das 

Verbot des Sklavenhandels Sklaven teurer werden. Es kann sich um Transformatio- 
nen der Routine handeln, welche — wie bei handwerklicher Arbeit — eine Rationali- 
sierung der Bewegung des Körpers im Raum bedeuten, aber auch um einen durch 

äußerliche Anlässe oder aber durch autonome Reflexionsfähigkeit veranlaßte Trans- 
formation des lediglich praktischen Bewußtseins der Routine in diskursives Bewußt- 

sein. In diesem Falle können die bisherigen routinisierten Handlungsabläufe mit 
Willen und Bewußtsein beibehalten, abgewandelt oder aufgegeben werden. Am Be- 
griff der Routine lassen sich derartige Probleme meines Erachtens deshalb schlecht 
diskutieren, weil er zwar der Form nach allgemein, in Wirklichkeit aber an Hand- 

lungsmustern der Neuzeit orientiert ist. Bei Giddens muß von der ziemlich tag- 

täglichen Raubritterei eines Raubritters in den Sommermonaten bis zur Verwaltungs- 
tätigkeit eines heutigen Verwaltungsbeamten an fünf Tagen in der Woche alle zur 

Selbstverständlichkeit gewordene Lebenspraxis als Routine bezeichnet werden. Ich 
bin durchaus bereit, den Raubritter durch einen mittelalterlichen Bauern zu ersetzen. 

Das macht das Konzept nicht überzeugender. Denn die - von Max Weberthematisier- 
ten und seither vielfach theoretisch bearbeiteten — Formen der Rationalisierung des 

Verhaltens (ein bei Giddens im übrigen häufig und unhistorisch benutzer Begriff) 

lassen sich nur mit theoretischer Gewalttätigkeit und deshalb analytischer Fruchtlo- 
sigkeit auf Verhältnisse anwenden, in welchen die tag-täglichen Bewegungen des 

Körpers weniger von routinisierter »Seinsgewißheit« als vom Willen Gottes und den 
magischen Kräften der Natur diktiert wurden. Giddens Kategorie des »praktischen 

Bewußtseins«, ist— so jedenfalls meine Vermutung - sehr viel weniger allgemein als 
Giddens angenommen hat. Seine Konzentration auf die körperliche Seite des Alltags- 
handelns hat ihm womöglich den Blick dafür verstellt, daß bestimmte gesellschaft- 
liche (und damit auch geistige) Veränderungen notwendig waren, um eineRealitätzu 
schaffen, welche mit seinem Begriff der Routine einleuchtend zu beschreiben ist.‘ 
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Vom ökonomischen Determinismus zur historischen Koinzidenz 


Giddens’ Erklärung sozialen Wandels wird zunächst in der Form der Kritik entwik- 
kelt: »Wenn alles soziale Leben kontingent ist, dann besteht jedweder soziale Wandel 
aus Koinzidenzen« (S. 301) 

In allererster Linie ist damit gesagt, daß sich für die Erklärung des sozialen Wandels 
kein einzelner (in der Übersetzung heißt es unglücklich: kein einziger) — allen ande- 
ren überlegener - Mechanismus festmachen läßt (S. 300). In mehreren seiner Veröf- 
fentlichungen argumentiert Giddens vehement gegen evolutionistische Theorien. 
Der Begriff der Koinzidenz gilt dem »historischen Kontext«. Giddens berücksichtigt 
insbesondere: spezifische gesellschaftliche Institutionen, zwischengesellschaftliche 
(-staatlicher) Beziehungen sowie die »Weltzeit«. Insoweit ist sein Konzept der Kon- 
tingenz historischer Entwicklung durchaus eingeschränkt. 

Die Einwände gegen evolutionistische Positionen bilden das Zentrum von Giddens 
Kritik am Historischen Materialismus. Sie ist hier nicht auszuführen. Aber die Stra- 
tegie seiner Kritik sollan zwei Argumentationssträngen verdeutlicht werden. Der er- 
stere bezieht sich auf die Vernachlässigung der »Historizität«, der zweite auf dieje- 
nige der »Weltzeit«. Im Anschluß an L£vi-Strauss spricht Giddens von »kalten« und 
»heißen« Kulturen (1985, 95-98). Während in kalten Kulturen Zeit nicht als »Ge- 
schichte« erlebt worden sei und Ereignisse nicht aus der Fähigkeit der Menschen 
erklärt wurden, die Welt oder sich selbst zu verändern, sondern statt dessen aus dem 
Eingebundesein in die Natur (S. 258), sei mit dem Aufstieg des Kapitalismus ein Be- 
wußtsein von den »progressiven Tendenzen« der Gesellschaft entstanden. (Die Da- 
tierung halte ich für falsch, gehe hier aber nicht darauf ein.) Das Wissen um die Ver- 
änderbarkeit der Welt und die Auflösung von Tradition durch ihre Thematisierung 
nennt Giddens »Historizität«. Würde sie berücksichtigt, könnte keine allgemeine 
Theorie der Klassenkämpfe angestrebt werden, weil die heutigen Arbeiterbewegun- 
gen versuchten »ein gewisses Maß an Herrschaft über jene Verhältnisse zu erlangen, 
in denen ihnen Mitbestimmungsrechte bezüglich Entscheidungen, die sie betreffen, 
vorenthalten werden« (S. 263). Bei diesem Argumentationsgang müssen wir deshalb 
einen Moment verweilen, weil Giddens hier ganz ausnahmsweise die theoretische 
Bearbeitung einer strukturellen historischen Differenz vorschlägt. (Ob es gerade 
diese Strukturdifferenz ist, welche eine allgemeine Theorie der Klassenkämpfe un- 
möglich macht, sei dahingestellt.) Ansonsten verzichtet Giddens aber nicht nur im 
Hinblick für den von ihm als zentral erachteten Begriff der Zeit auf die berücksich- 
tigung historischer Strukturdifferenzen’?, er läßt sie auch bei der Einführung des 
Konzeptes der »doppelten Hermeneutik« außer Acht. 

Die Gesellschaftswissenschaften, sagt Giddens, unterscheiden sich von den Natur- 
wissenschaften durch eine »doppelte Hermeneutik«. Denn sie interpretieren die Welt 
nicht nur, sie verändern auch den Gegenstand ihrer Interpretation. Obder von Giddens 
für diesen Sachverhalt vorgeschlagene Begriff sehr glücklich ist, sei dahingestellt. 
Giddens jedenfalls betont, die Gesellschaftswissenschaften hätten zur Konstituierung 
der heutigen Welt beigetragen. Das ist nun einerseits unzweifelhaft richtig. Von den 
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Forschungen zur »counter-insurgency« bis zur Klassifizierung verschiedener Sorten 
von Armut prägen gesellschaftswissenschaftliche Forschungen — schon vor der un- 
mittelbaren Anwendung ihrer Ergebnisse — konkrete Realität. Diese Prägungen erfol- 
gen aber im Rahmen von Objektbereichen, welche sich die Wissenschaft vorgeben 
läßt. Giddens Beispiel der Statistik als »V oraussetzung moderner Staatsentwicklung« 
ist in dieser Hinsicht schlagend. Statistik produziert zwar Information und insoweit 
eine »autoritative Ressource« der Herrschaft. Die Zusammenhänge werden aber ver- 
wischt, wenn nicht gezeigt wird, daß die Möglichkeit von Erhebungen spezifische 
herrschaftliche Voraussetzungen hat. Es war ja beispielsweise nicht so, daß sich ım 
12. Jahrhundert keiner außer dem Normannenfürsten, der König von England wurde, 
von der Nützlichkeit einer genauen Erhebung des Rechtsstatus und der Verpflich- 
tungen aller seiner Untertanen hätte überzeugen lassen können. Aber dieser eine Fürst 
hatte nach der Eroberung der englischen Krone und der Niederschlagung eines Auf- 
stands einheimischer Adlıger eben ausreichend Land und damit Macht im Besitz, um 
eine Untersuchung anzuordnen, welche den Zeitgenossen als ein Vorgeschmack auf 
das jüngste Gericht (»doomsday«) erschien. 

Für Giddens gibt es keine-historisch wandelbaren - Bedingungen, unter welchen das 
vorhandene Wissen wirklich zu einer »autoritativen Ressource« wird und insoweit für 
jene, welche reflexiv handelnd in den Gang der Welt eingreifen wollen, auch 
tatsächlich eine Basis ihrer Macht bildet. Belegt sei dies noch an dem von Giddens 
mehrfach angeführten Beispiel von Souveränitätstheorien S. 48-49; 1985, 20). 

»Als im frühen 15. Jahrhundert (sic., gemeint sein muß das 16. Jahrhundert H.G.) Bodin, Machiavelli und 
andere einige neue Ideen über die politische Macht und die Regierung erfanden, haben sie nicht nur 
unabhängig auftretende gesellschaftliche Veränderungen beschrieben, sondern dabei mitgewirkt, die 


Staatsformen zu konstituieren (Giddens schreibt wirklich: to constitute, H.G.), welche aus diesen Verän- 
derungen hervorgingen« (1985, 20). 


Daß Souveränitätskonzepte ein Element der Realität moderner Staaten bilden, be- 
weist aber nicht, daß sie diese konstituieren halfen. Giddens verzichtet auf Beweise 
für seine Aussagen. Sie sind auch nicht beizubringen. Denn die Entwicklung monar- 
chischer Gewalt in den Gesellschaften des Ancien Regime"? blieb an die Verfügung 
über die Mittel bev affneter Gewalt und die Möglichkeiten einer Beteiligung der 
Privilegierten an zentralisierte Aneignung gebunden. Giddens Behauptung ließe sich 
nur dann aufrechterhalten, wenn er zeigen könnte, daß die Kenntnisse der vom ihm 
zitierten Theorien einen Unterschied in den Möglichkeiten zur Konzeptionierung und 
zur Durchsetzung von Strategien für die Verallgemeinerung zentralisierter (monar- 
chischer) Gewalt bedeuteten. 

Meine Einwände gelten nicht dem Konzept der »doppelten Hermeneutik«. Sie geben 
aber zu bedenken, daß der Verzicht auf die Analyse historischer Strukturbedingungen 
ihrer möglichen Wirkung zu gravierenden Einbußen an analytischer Schärfe, wenn 
nicht sogar zu Fehlurteilen führen muß. 

Ein solches Fehlurteil ist meines Erachtens in Giddens Erklärung der Entstehung von 
Staaten aus Stammesgesellschaften enthalten. Seine Unterscheidung von Staaten (i.e. 
bei Giddens: zentralisierte Regierungsorgane, Ansprüche auf legitime Kontrolle 
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eines Territoriums und eine abgegrenzte Elite oder Klasse) und Stammeskönigtümern 
müssen wir hier nicht diskutieren, auch nicht seine Betonung der zwischengesell- 
schaftlichen Beziehungen als Ursachen der Staatsentstehung. Zur Debatte stehen soll 
hier lediglich Giddens Kritik an der sonst üblichen »Vernachlässigung von Wirkun- 
gen der “Weltzeit’« (S. 308). Würde die Bedeutung der menschlichen Bewußtheit auf 
die Staatenbildung berücksichtigt, so führe sich die in der Wissenschaft übliche all- 
gemeine Frage nach der Entstehung von Staaten ad absurdum. Denn es sei ja nicht 
auszuschließen, daß auch bei Staatsentwicklungen, die in Gegenden erfolgten, in 
welchen zuvor keine staatlichen Gebilde bestanden, Kenntnis von weit entfernten 
oder lange vergangenen Staaten vorhanden gewesen sei (S. 309). Die »Verfügbarkeit 
der Idee des Staates« in der »Weltzeit« gilt Giddens somit als eine Ursache der Staats- 
entstehung. Was mich betrifft, ich bleibe unbekehrt. 

Zum einen, weil auch hier wiederum Giddens der Ressource des Wissens und der 
Information (so sie denn gegeben war)'* eine vom jeweiligen Kontext unabhängige 
Wirkung zuschreibt. Wie oben ausgeführt, kommt diese dadurch zustande, daß die 
Bedingungen, welche erfüllt werden müssen, damit Wissen als Basis von Macht wir- 
ken kann, außer Betracht bleiben. Zum zweiten, weil Giddens in allen seinen erläu- 
ternden Beispielen davon ausgeht, daß die reflexive Bewußtheit derer, die über Res- 
sourcen der Macht verfügen, vorhandenes Wissen tatsächlich in Betracht zieht. Auf 
solche Weise gelange dieses Wissen in den Strom der Handlungen. 

In seinem Bemühen, strukturelle Erklärungen zu kritisieren, geht Giddens so weit, 
daß er nicht nur darauf verzichtet, zu erörtern, ob womöglich auch ohne ferne Kunde 
von anderen oder früheren Staaten bestimmte gesellschaftliche Zustände die Entste- 
hung von Konzeptionen der Staatenbildung ermöglichten (!), sondern statt dessen die 
Konkrete historische Form der Strukturierung in der Reflexion derer verankert, die 
über Ressourcen der Macht verfügten. 

Bei der Behandlung der Staatsentstehung interessieren Giddens vor allem die ehr- 
geizigen Führer und ihre Gefolgschaft, an Claus Offes Theorie des bürgerlichen 
Staates schätzt er vor allem die These von der Verankerung der Reproduktion Kapi- 
talistischer Verhältnisse im Bewußtsein von Politikern (S. 371), undin dem gesamten 
Buch über die Entstehung und Entwicklung von Nationalstaaten (1985) gibt es keine 
Bauern, keine Handwerker und keine Manufakturarbeiter, wohl aber Bettler und 
sonstige Untertanen als Objekte staatlicher Diziplinierung (1985, S. 184). Entwick- 
lung von Politik ist damit die — als gelungen unterstellte - Umsetzung von Konzep- 
tionen, die in der diskursiven Bewußtheit von Regierungsmitgliedern fundiert sind. 
Es gibt in der »Theorie der Strukturierung« somit einen heimlichen Evolutionismus 
der Giddens’schen Art. Die realitätsprägende Wirkung gespeicherten Wissens in der 
»Weltzeit« ist bei Giddens nicht systematisch begründet, in seinen historischen 
Beispielen aber durchgängig unterstellt. Schon Alex Callinicos, der in seiner Kritik 
Giddens insgesamt eher Subjektivismus vorwirft, hatdarauf verwiesen, daß derartige 
Argumentationen sich sonst bei den Produktivkrafttheoretikern unter den Evolutio- 
nisten finden (Theory and Society, 1985, S. 150). 

Im Zitat, welches diesem Abschnitt vorangestellt ist, benutzt Giddens den Begriff der 
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Koinzidenz. Im Zusammenhang seines Arbeitsprogramms hat diese Wortwahl einen 
bestimmten Ursprung. Für seine Kritik am historischen Materialismus hat Giddens 
nämlich die Staatsanalyse als Lieblings- und Paradebeispiel gewählt. Der zweite 
Band - seiner auf drei Bände projektierten — »zeitgemäßen Kritik des historischen 
Materialismus« heißt denn auch: »The Nation-State and Violence« (1985). Für Gid- 
dens ist die moderne Welt nicht zuletzt durch die Koinzidenz der Entwicklung von 
Nationalstaaten und Kapitalismus entstanden. Diese Koinzidenz, das Zusammenfal- 
len zweier analytisch zu trennender Entwickungsstränge, sei vom Marxismus nicht 
thematisiert worden, weil dieser die Staatsentwicklung als eine Art Abfallprodukt der 
ökonomischen Entwicklung behandle. 

Mit dem Konzeptder Koinzidenz will Giddens einerseits nichts weiter zum Ausdruck 
bringen, als daß die Entwicklung der Herrschaftsformen nicht durch ökonomische 
Verhältnisse determiniert wurde. Sollte sich aber umgekehrt ergeben, daß die Ent- 
wicklung spezifischer Herrschaftsstrukturen in Europa Strukturvoraussetzung für 
die erstmalige Entwicklung des Kapitalismus war, so ist ja nun wiederum beileibe 
nicht von Koinzidenz, sondern von einer spezifischen »Strukturierung« zu reden. Bei 
Giddens jedoch fielen in Europa »die Entwicklungen von Kapitalismus, Industriali- 
sierung und bestimmte Formen administrativer Regierungsapparate (zusammen). 
Aber keine dieser Entwicklungen läßt sich vollständig aus einer der anderen ableiten. 
(»Can merely be reduced to either of the others«) (1985, S. 141). Was den zuletzt 
zitierten Satz angeht, so handelt es sich, pace Anthony Giddens, um eine Banalität, 
wobei ich gerne eingestehe, daß manche Versionen marxistischer Geschichtstheorie 
einen in Versuchung führen Können, sie immer mal wieder auszusprechen. Diese 
Feststellung begründet aber nicht die Richtigkeit des ersten Satzes. Wenn es Herr- 
schaftsentwicklungen gibt, die sich nicht aus ökonomischen Entwicklungen erklären 
lassen — und umgekehrt — so heißt dies nicht, daß sie nicht als Strukturvoraussetzun- 
gen in einem als Einheit zu analysierenden Entwicklungsprozeß zu thematisieren 
wären. 

In Giddens’ Sozialtheorie der Strukturierung wird das Konzept derKoinzidenz als ein 
generelles Prinzip sozialen Wandels vorgeführt. Veranlaßt wurde es jeoch vermutlich 
durch zwei Fehler seiner (demgegenüber konkreten) Analyse der Entstehung von 
Kapitalismus und Nationalstaat. Der eine liegt in seiner Annahme, Kapitalismus sei 
»intrinsisch transnational« (1985, 151). Es gibt deshalb Giddens zufolge auch keinen 
in der industriellen Produktionsweise liegenden »intrinsischen Grund«, weshalb eine 
industrialisierte Gesellschaft als Nationalstaat organisiert sein müsse. (1985, 214). 
Einerseits rächt sich hier Giddens gründliche Abneigung gegen ökonomische Ana- 
lysen. Trotz der jahrtausendealten Existenz von Fernhandel: Die Mobilität des Ka- 
pitals war keineswegs seit Beginn der Kapitalisierung potentiell unbegrenzt. Bis zur 
Phase des Imperalismus waren der »intrinsischen Transnationalität« des Kapitalimus 
erhebliche Grenzen gesetzt. Der zweite für das Koinzidenzkonzept relevante Fehler 
liegt in der Vernachlässigung des Zusammenhangs von Staat und Ausbeutung. Nicht 
nur, daß Giddens die Form des Rechts, welche in der Gleichheit der Warenbesitzer 
die Ungleichheit derKlassenlage sanktioniert, außer Betracht läßt, er gehtauch davon 
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aus, daß sich mit der »zunehmenden Abnahme von Gewalt in den internen Angele- 
genheiten von Nationalstaaten« (1985, 187) — worunter er ganz schlicht die Reduk- 
tion der Häufigkeit von Militäreinsätzen verstanden wissen will — die Frage der 
Sicherung von Ausbeutungsverhältnissen durch staatliche Gewalt erledigte. Es steht 
aber weder die Herausbildung noch auch die Reproduktion der Klassengesellschaft 
zur Entwicklung des »Machtbehälters« (power-container) Nationalstaat in einem 
Verhältnis, welches theoretisch adäquat als dasjenige einer Koinzidenz zu fassen 
wäre. Einfacher gesagt: die von Giddens beschriebenen Charakteristika von National- 
staaten sind Strukturvoraussetzungen der Entwicklung des Kapitalismus in Europa. 
Diese läßt sich deshalb analytisch auch nicht von derjenigen des Staates trennen. 
Aus meiner Sicht verleitet das Konzept der Koinzidenz aber nicht nur zu Mängeln in 
konkreten historischen Analysen. Es steht auch der Ausarbeitung jener Geschichts- 
theorie im Wege, welche in der Theorie der Strukturierung angelegt ist: 

Bei Giddens haben die Menschen die Fähigkeit, anders zu handeln. Punktum. Diese 
Fähigkeit existiert in Bedingungen, welche durch frühere Handlungen geschaffen 
wurden. Damit ist Kontingenz jedoch nicht nur formal, sondern auch inhaltlich einge- 
schränkt. Denn die strukturgewordenen Handlungen schließen bestimmte Möglich- 
keiten sozialer Praxis aus. Wie Giddens zu betonen nicht müde wird, schaffen sie auch 
neue Möglichkeiten. Diese entstehen aber im Rahmen einer durch soziale Praxis 
zustandegekommenen Gerichtetheit der Entwicklung. Eine Theorie, welche die Be- 
deutung menschlicher Reflexivität in Rechnung stellen will, bleibt seltsam unbefrie- 
digend, solange sie immer nur — ganz formal — die Möglichkeit »anders zu handeln« 
betont, ohne gleichzeitig theoretisch zu bearbeiten, daß die realisierte Möglichkeit 
sozialer Praxis die Kontingenzen für die gleichzeitig und die später Handelnden in 
spezifischer Weise einschränkt. Erst die Ausarbeitung einer derartigen Theorie würde 
der Giddens’schen Kritik des Evolutionismus endgültig Fundament verleihen. Mit 
Kontingenzen und Koinzidenzen ist es nicht getan. 

Mit Giddens ließe sich einwenden, daß dieser Forderung mit dem Konzept des Wider- 
spruchs Genüge geleistet werde, weil mit seiner Hilfe die Gerichtetheit historischer 
Entwicklungen thematisiert und gleichzeitig die Fallstricke des Evolutionismus ge- 
mieden werden können. Die Diskussion dieses theoretischen Konzeptes schließt sich 
deshalb hier an. 


Widerspruch, Kontingenz und Revolution 


»Mit dem Konzept des existenziellen Widerspruchs ziele ich auf einen elementaren 
Aspekt der menschlichen Existenz in der Beziehung zur Natur oder zur materiellen 
Welt... Das Konzept des strukturellen Widerspruchs bezieht sich auf die konstituti- 
ven Grundzüge menschlicher Gesellschaften. Ich behaupte, daß Strukturprinzipien 
im Widerspruch zueinander stehen...« (S. 248). 

Die Unterscheidung zwischen primären und sekundären Widersprüchen lasse ich hier 
außer Acht. In einer der vielen Tabellen, die — ebenso wie die Schaubilder — an mich 
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leider gänzlich verschwendet sind'°, faßt Giddens sein Konzept der Widersprüche zu- 
sarnmen (S. 250). Sie zeigteine Entwicklung von der Dominanz existentieller zur Do- 
minanz struktureller Widersprüche. Brennpunkt der letzteren ist der Staat. (Diese 
These begründet auch den Vorrang staatstheoretischer Fragen in Giddens Arbeiten.) 
In Stammesgesellschaften, in denen es noch keinen Staat gibt, dominieren die existen- 
tiellen Widersprüche. In den von Giddens als »klassengegliederte« (class-divided) 
bezeichneten Gesellschaften gibt es sowohl existientielle als auch strukturelle Wi- 
dersprüche. Die Staatsform dieser Gesellschaften bringe die Stadt-Land-Beziehung 
zum Ausdruck (S. 251). Diese Beziehung bilde deshalb auch den Brennpunkt der 
strukturellen Widersprüche in diesen »klassengegliederten Gesellschaften« (von 
Giddens auch als »Agrarstaaten« bezeichnet). In Klassengesellschaften (i.e. kapita- 
listischen) dominieren die strukturellen Widersprüche über die existentiellen. Staats- 
form und Brennpunkt der strukturellen Widersprüche sei der Nationalstaat. 

Vorab ist festzuhalten, daß Giddens von strukturell grundlegend verschiedenen Ge- 
sellschaftsformationen ausgeht. Der Giddens’sche Begriff der »Episode« kennzeich- 
net eine »Reihe von Handlungen und Ereignissen mit einem angebbaren Anfang und 
Ende und folglich einer eigenen Sequenz« (S. 301). »Umfassende Episoden« bezie- 
hen sich auf Hauptinstitutionen der Gesellschaft. Gesellschaftsformationen im Sinne 
einer im Historischen Materialismus gebräuchlichen Terminologie sind in der Theo- 
rie der Strukturierung somit »umfassende Episoden«. Anders als Modernisierungs- 
theoretiker sieht Giddens »kritische Schwellen« am Übergang von einer gesamtge- 
sellschaftlichen Form des sozialen Wandels zu einer anderen (S. 302). Er unterstellt 
also nicht einen stetigen Fluß der Veränderung, sondern — wie aus der Tabelle der pri- 
mären Widersprüche bereits ersichtlich — einen grundlegenden Strukturwandel. In 
seinen diesbezüglichen Formulierungen ist er zu wiederholten Malen vorsichtig: Er 
gibt zu bedenken, daß in »kritischen Phasen« eine Art Verhärtung (er benützt das Bild 
des Lötvorgangs: spot welding) von Institutionen entstehen könne, durch welche sich 
diese Institutionen dann gegen weitere Veränderungen als resistent erwiesen (1979, 
S. 229). 

Giddens Anerkennung grundlegender Strukturwandlungen beim Übergang voneiner 
»urnfassenden Episode« in eine andere gibt der Kritik seiner Theorie den Maßstab 
vor. Sie muß zur Erklärung der historischen Möglichkeit solchen Wandels nützlich 
sein. Unter diesem Gesichtspunkt sind deshalb auch die von Giddens angegebenen 
primären Widersprüche zu betrachten. 

In einer meines Erachtens sehr unglücklichen, von ihm aber seit Jahren standhafı bei- 
behaltenen Begrifflichkeit' unterscheidet Giddens zwischen »klassengegliederten« 
und Klassen-Gesellschaften. In den letzteren sei der Klassenkonflikt in ganz anderer 
Weise zu einem Strukturelement der Gesellschaft geworden als in den klassengeglie- 
derten »Agrarstaaten«. In diesen gibt es Giddens zufolge zwar Klassenkonflikte, doch 
sind sie strukturell nicht von ebensolch zentraler Bedeutung wie in Klassengesell- 
schaften. Was die Gesellschaftsformation anbelangt, welche dem Kapitalismus in Eu- 
ropa historisch voraufging, stimme ich Giddens im Ergebnis dieser Unterscheidung 
zu. Anders steht es um ihre Begründung. Denn Giddens behauptet, Klassenkonflik- 
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te seien in »klassengegliederten Gesellschaften« deshalb weniger häufig und deshalb 
weniger strukturrelevant, weiles zwischen den Klassen nur selten zum Kontakt kom- 
me (S. 254). Das ist eine These, deren Wahrheit sich Bauern, Tagelöhner, Gesellen 
und Dienstmägde im Mittelalter und in der Epoche des Ancien Regime sicherlich un- 
zählige Male des Nachts und des Tags erträumten. 

Wohl aber unterscheidet sich die Bedeutung, welche Klassenauseinandersetzungen 
‚für die Entwicklungsdynamik in den Gesellschaften der Epoche des Feudalismus und 
des Ancien Regime zukommt (Giddens formale Verallgemeinerung von »Agrarstaa- 
ten« halte ich analytisch nicht für nützlich) von derjenigen in kapitalistischen Gesell- 
schaften. In diesen Gesellschaften war die Praxis personaler Herrschaft die Bewe- 
gungsform der Gesellschaft. Herrschaft war Personen zu eigen und sie umfaßte auch 
Aneignung. Der Entwicklung von Herrschaft wurden durch Klassenauseinanderset- 
zungen (materielle) Grenzen gesetzt. Ihre konkrete Form resultierte jedoch ganz über- 
wiegend aus Auseinandersetzungen um den Besitz von Herrschaft, die Beteiligung an 
ihren materiellen Resultaten oder die Einschränkung personaler Verfügungsgewalt 
über Herrschaftsbesitz. Mit dieser — mehr als knappen — Formulierung soll immerhin 
angedeutet werden, daß der Widerspruch von »Stadt-Land«, den Giddens als den pri- 
mären in allen (!) »Agrarstaaten« angibt, zumindest für die dem Kapitalismus in Eu- 
ropa historisch voraufgehenden Gesellschaftsformen nicht naheliegt. 

Giddens begründet seine Auffassung mit der Feststellung, daß Städte »als Machtbe- 
hälter ... einen in der ‘Geschichte’ neuen Typ potentieller Dynamik hervor(bringen)« 
($. 251). Damit unterschlägt er nicht nur großzügig jene Jahrhunderte, in welchen im 
Zeitalter des Feudalismus in Europa die Burg das Zentrum der Herrschaft bildete!”. 
Er geht vor allem — und angesichts seiner wiederholten Beschäftigungen mit diesem 
Theoretiker ist das immerhin erstaunlich — über den von Max Weber ausgearbeiteten 
grundlegenden Unterschied zwischen dem Idealtypus der okzidentalen Stadt und an- 
deren Stadttypen hinweg (Weber 1972, S. 727-814). Daß »die Stadt« als solche einen 
neuen Typus potentieller Dynamik hrevorbrachte, soll hier gar nicht bestritten wer- 
den. Die allesamt richtigen Einwände von Philip Abrams gegen Theorien, welche 
»Städte« als solche zu irgendwelchen Faktoren erklären und nicht nur als Orte spe- 
zifischer Auseinandersetzungen lasse ich für den Moment also sogar beiseite (Ab- 
rams 1979, 13-23). Denn zur Kritik an der Giddens’schen Formulierung reicht der 
Hinweis, daß die Frage, ob solche potentielle (!) Dynamik eine reale Möglichkeit der 
strukturellen Entwicklung war, auf gar keinen Fall schon dadurch beantwortet ist, daß 
in Städten (teilweise) neue Ressourcen der Macht entwickelt wurden. 

Von Giddens Argumentation ist mehr zu fordern. Wenn aller sozialer Wandel auf 
Handlungen zurückgeführt wird, so hängt die Benennungeines Strukturwiderspruchs 
solange in der Luft (des Strukturalismus!), als nicht anzugeben ist, wie sich ein Wi- 
derspruch in Konflikten äußert. Im Fall der »klassengespaltenen Gesellschaften« ist 
dies nicht auszumachen. Für den primären Widerspruch, welchen Giddens für die 
Klassengesellschaften angibt, ebensowenig. Diesen sieht erin dem »gespannten Ver- 
hältnis« zwischen der »öffentlichen Sphäre des Staates« und der von ihr abgesonder- 
ten »bürgerlichen Gesellschaft«. Nun stehen auch Giddens zufolge strukturelle Wi- 
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dersprüche und Konflikte deshalb in einem genauen Entsprechungsverhältnis, weil 
strukturelle Konflikte häufig Interessensunterschiede von Gruppierungen (u.a. von 
Klassen) zur Folge haben. Als »Konflikt« bezeichnet er: einen »Kampf zwischen Ak- 
teuren oder Gemeinschaften, wie er in bestimmten sozialen Praktiken zum Ausdruck 
kommt« (S. 254). Diese Erläuterung im Kopf mache ich mich vergeblich auf die Su- 
che nach Konflikten zwischen Staat und Gesellschaft in der Episode des Kapitalis- 
mus. Solche Beckmesserei beiseite. Zur Diskussion schlage ich jedoch Giddens Be- 
griff des Interesses und seinen Verzicht auf eine Theorie der strukturellen Krise vor. 
An der eben zitierten Stelle ist zwar von »Interessen« die Rede. Ansonsten verzich- 
tet Giddens in der »Konstitution der Gesellschaft« jedoch auf die Behandlung dieses 
Begriffs. In einer früheren Arbeit ist er eingeführt. Interessen, heißt es dort (1979a, 
189), basieren auf Bedürfnissen. Sich seiner Interessen bewußt zu werden, bedeu- 
tet: zu wissen, auf welche Weise man versuchen kann, sie zu realisieren. Bedürfnisse 
sind lediglich subjektiv. Interessen können Handelnde aber nur als Mitglieder einer 
bestimmten Gruppe, Gemeinschaft oder Klasse entwickeln (ebenda). Lassen wir bei- 
seite, daß der Begriff des Interesses nützlicherweise an die historische Strukturvor- 
aussetzung der Individualisierung und der Konstituierung von Interessen in Öffent- 
lichkeit zu binden wäre, so bleibt die Frage nach der Entstehung von Bedürfnissen. 
Gesellschaftliche Vermittlung beginnt ja nicht erst mit der Entwicklung von Interes- 
sen, sondern bereits mit der Empfindung von Bedürfnissen. Die Entstehung von Be- 
dürfnissen ist bei Giddens unbearbeitet. Plötzlich werden wir an der eben zitierten 
Stelle jedoch mit objektiv durch Klassengegensätze Konstituierten Bedürfnissen kon- 
frontiert. Das ist eine sehr unbefriedigende Ausarbeitung der gesellschaftlichen Ver- 
mittlung subjektiver Existenz. Sie zu überwinden, war eine Intention vieler innermar- 
xistischer Kritiken an orthodoxen Positionen des historischen Materialismus. Daß sie 
bei Giddens nicht vollständig zufällig auftaucht, läßt sein Ideologiebegriff vermuten. 
Während der Zusammenhang von Interessenskonstitution und primärem Wider- 
spruch in der »Konstitution der Gesellschaft« offenbleibt, ist er in einer früheren 
Arbeit (1979a, 194) für die Klassengesellschaft mit dem Hinweis benannt, die herr- 
schenden Gruppen hätten ein Interesse an der Verschleierung des Klassengegensat- 
zes durch Politisierung. Was immer man zusammen mit Giddens gegen den Struktu- 
ralismus der Althusser’schen Prägung einwenden mag und sollte, die analytischen 
Grenzen eines derart instrumentellen Ideologiebegriffes hat er überzeugend verdeut- 
licht (Althusser 1985, S. 31; 1977, S. 151). 

Da Giddens nicht zeigt, inwiefern die von ihm angegebenen primären strukturellen 
Widersprüche konkret soziale Praxis verursachen (Ursachen verstanden im Sinne der 
Max Weberschen Konzeption der adäquaten Kausalität), versäumt er die theoretische 
Begründung der Möglichkeit einer Transformation von dereinen »umfassenden Epi- 
sode« in die andere. Dies leistet auch nicht sein Begriff der »kritischen Phase«. 
Mit dem Konzept des Widerspruchs steht dasjenige der »kritischen Phasen« nicht in 
unmittelbarem Zusammenhang. Ein Widerspruch ist Giddens zufolge zwar eine 
Quelle der Dynamik, deshalb aber nicht unbedingt des sozialen Wandels. Zur Erläu- 
terung verweist er auf erfolgreiches staatliches Krisenmanagement (S. 374). An die- 
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ser Stelle ist mit »sozialem Wandel« offensichtlich eine Entwicklung in Richtung auf 
Transformation der »umfassenden Episode« gemeint. Denn auch im Hinblick auf Sta- 
bilisierungsstrategien Kann es ja zu bestimmten »Sequenzen« (von Regulierungsfor- 
men) kommen. Eine derartige »Sequenz« ist in den letzten Jahren beispielsweise im 
Begriff des »Fordismus« zu beschreiben versucht worden. 

An die Stelle konkreter Krisentheorien setzt Giddens den Begriff des Reproduktions- 
Kreislaufs. Er erinnert nicht nur zufällig an Marxens Begriff des Reproduktionszyk- 
lus. Denn über den Begriff des Reproduktionskreislaufs werden Giddens zufolge so- 
wohl Bedingungen sozialer Stabilität als auch einige der »wichtigsten Mechanismen 
sozialen Wandels zugänglich« (S. 254). Bei Giddensbleibt der Begriff des Reproduk- 
tionskreislaufs jedoch formal. Aus seiner Auffassung, daß die Marx’sche Werttheo- 
rie nicht haltbar sei (vgl. vor allem 1981, 239-247), hat er anscheinend den Schluß 
gezogen, daß sich damit auch jede Theorie materieller Reproduktionsbedingungener- 
ledige. Dieser Annahme entspricht jedenfalls seine Klassentheorie (1979b). Aus Gid- 
dens Argumentationen läßt sich sehr viel darüber lernen, wie der Begriff der Klasse 
nicht gefaßt werden darf. Der von ihm selbst entwickelte Klassenbegriff bleibt dann 
aber doch weitgehend auf Deskription begrenzt. Denn bei Giddens gibt es zwar nicht- 
intentionale Handlungsfolgen, aber der Vorzug der Marx’schen Klassentheorie istes 
ja gerade, daß er die materiellen Grenzen intentionaler Strategien thematisiert. Daß 
ein derartiges theoretisches Programm nicht an die Validität der Werttheorie gebun- 
den ist, läßt sich an der Argumentation der Physiokraten nachvollziehen. Denn ihnen 
war durchaus einsichtig, daß die Fortsetzung der Aneignung mittels zentralisierter 
Gewalt auf jenem ausgedehnten Niveau, welches in der Mitte des 18. Jahrhunderts in 
Frankreich erreicht war, die Reproduktion des Lebens von Nahrungsmittelproduzen- 
ten gefährdete, damit aber notwendigerweise auch den Erhalt der Gesellschaft. 

Mit diesem Hinweis ist nicht unterstellt, daß Krisen der materiellen Reproduktion 
zur Transformation der Hauptinstitutionen einer Gesellschaft führen müssen. Eine 
Theorie der materiellen Krisenstruktur einer Gesellschaft ist nicht identisch mit der 
Erklärung konkreter Transformationsprozesse. Wohl aber soll auf die Beschränkun- 
gen einer Theorie verwiesen werden, welche grundsätzlich nur formal auf nicht-in- 
tendierte Handlungsfolgen und »paradoxe Effekte« mit wahrscheinlichen »Rück- 
kopplungseffekten« verweist, ohne strukturelle Bedingungen für ganz bestimmte 
nicht-intendierte Handlungsfolgen zu thematisieren. 

Die von Giddens zitierten »kritischen Phasen« bleiben nicht nur die Antwort auf die 
Frage nach der Möglichkeit von Episoden-Transformationen schuldig, genau genom- 
men verhindern sie sogar ihre Ausarbeitung. Denn wo von »kritischen Phasen« die 
Rede ist, handeltes sich bei Giddens um Erschütterungen bestehender Routinen. Auf- 
gezählt werden: Phasen beschleunigter Industrialisierung, politische Revolutionen, 
Prozesse des Niedergangs oder der Erschütterung von Institutionen durch den Zusam- 
menprall traditioneller mit dem ökonomischen Imperialismus entwickelter Gesell- 
schaften, sowie Prozesse des Niedergangs oder der Zerstörung von Institutionen wäh- 
rend und infolge von Kriegen (1979a, S. 228). 

Daß das Zustandekommen historisch konkreter»kritischer Phasen« im Zusammen- 
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hang einer allgemeinen Sozialtheorie nicht erklärt wird, ist nicht zu kritisieren. Wenn 
diese Theorie aber wirklich den Anspruch erhebt, die Dialektik zwischen konkreten 
Handlungen und Strukturen zu entwickeln, so dürfen »kritische Phasen« nicht immer 
nurals Ereignisse behandelt werden, die von außen in den Alltag der Handelnden her- 
einbrechen. 

Tatsächlich befaßt sich Giddens in dem Abschnitt über »Geschichte Machen« (S. 
255-262) nur mit Organisationen und sozialen Bewegungen. Im Anschluß an Tou- 
raine bezeichnet er diese als »Entscheidungen treffende Einheiten« (S. 259). Aber 
»Geschichte gemacht« haben zum Beispiel in der Zeit des Faschismus auch diejeni- 
gen, die Entscheidungen zu vermeiden suchten und sich um Mitgliedschaften und 
Aufmärsche zu drücken wußten. Eine Theorie der Dualität von Handlung und Struk- 
tur darf ihren Fragehorizont nicht auf den Zusammenhang von sozialer Bewegung 
und Strukturentwicklung konzentrieren. Sie muß vielmehr angeben, auf welche Wei- 
se wir der Bedeutung des Alltags für die Strukturentwicklung auf die Spur kommen 
können. 

Eine formale Theorie der Konstitution von Gesellschaft wird dies meines Erachtens 
nicht leisten können. Denn die Prozesse der Vermittlung individuellen Handelns und 
gesamtgesellschaftlicher Strukturentwicklung sind historisch nicht nur in dem von 
Giddens behandelen Sinne raum-zeitlicher Erweiterungen, sondern auch qualitativ 
verschieden.'® Wenn aufgrund einer wissenschaftlichen und ökonomischen Kon- 
junktur die Lebensbedingungen von römischen Bürgern in der Antike, von Bauern 
im Mittelalter, von Sklaven auf Baumwollplantagen im »alten Süden« und von Ar- 
beiterfrauen in einer Kleinstadt zur Zeit des Faschismus allesamt mit dem Begriff des 
»Alltags« belegt werden, so istüber die jeweilige Bedeutung desselben für die »Struk- 
turierung« der Gesellschaft nichts ausgesagt. Das gleiche gilt für die Theorie der 
Strukturierung. Ich werde dieses Bedenken mit Hinweisen auf Giddens Methode der 
Einklammerung erläutern. 


Das theoretische Programm des Dualismus und die radikale methodische 
Einklammerung 


»Die Terminologie der Strukturierung sollte man ... als sensibilisierendes Behelfs- 
mittel für mannigfache Forschungszwecke betrachten, mehr nicht.« (S. 383) 


Ein Jahr nach dem Erscheinen der englischen Originalausgabe von seiner «Konstitu- 
tion der Gesellschaft« hat Giddens 1985 eine Untersuchung über den Nationalstaat 
veröffentlicht. Wer sich in der »Theorie der Konstituion« durch die Kapitel gearbei- 
tet hat, in welchen Giddens den hermeneutischen Ausgangspunkt (S. 53) seiner Theo- 
rie der Strukturierung erläutert, wundert sich. Denn dort werden ausführlich die Kon- 
stitutionsbedingungen der Bewußtheit von Akteuren erörtert. Die unterschiedliche 
Bedeutung der Vorder- und der Rückseite von Körpern sowie insgesamt diejenige der 
Körperkontrolle werden erläutert, behandelt werden Bedingungen der Kommunika- 
tion in Situationen der Kopräsenz von Akteuren bis hin zur Beurteilung von Verspre- 
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chern, und so fort, und so fort. Dies alles unter der theoretischen Programmatik, daß 
Strukturen nur in den Handlungen von Menschen »instantiiert« sind, welche die Fä- 
higkeit haben, »anders zu handeln«. 

Sieht man von gelegentlich bewußt steuernden Politikern ab, so kommen aber — ich 
habe darauf bereits hingewiesen — Menschen im Staatsbuch so gut wie gar nicht vor, 
von ihrem Alltag nicht zu reden. Stattdessen gibtes beispielsweise typische Entwick- 
lungen von peripheren Staaten und die Feststellung, daß Nationalismus bei der Her- 
ausbildung der ersten Nationalstaaten kaum eine Rolle spielte, bei späteren Staatsent- 
wicklungen dagegen wohl. Viele Sätze ähneln dem folgenden: »Jene Gegenden (sic), 
welche gemeinsame sprachliche Charakteristika aus der territorialen Teilung des rö- 
mischen Imperiums geerbt haben, zeigten wenig Neigung zur Entwicklung von Na- 
tionalstaaten bevor solche nicht andernorts entstanden waren (1985, S. 279).« Das ist 
— wie viele andere — einerseits nichts weiter als eine empirische Aussage. Mit dem 
Hinweis auf die Sprachverwandtschaft wird aber auch eine Ursache formuliert. Wer 
das Buch über den Nationalstaat in die Hände bekommt, ohne andere Arbeiten von 
Giddens zu kennen, kann leicht auf die Idee kommen, es handle sich um die - in vie- 
lem originelle — Arbeit eines Strukturtheoretikers. Denn die vereinzelten Hinweise 
auf Kontingenzen bleiben dadurch Rhetorik, daß die Konstitution sozialer Praxis im 
Rahmen solcher Kontingenz unthematisiert bleibt. 

Das Giddens’sche Konzept der Macht von Handelnden scheppert aber doch ziemlich 
tönernd, wenn über Jahrhunderte hinweg von ihr gar nicht die Rede sein muß.'? Gid- 
dens hat dafür Gründe. Denn als Methode der konkreten Erforschung von Strukturie- 
rung schlägt er die gegenseitige Ausklammerung von Handlungs- und Strukturana- 
lyse vor. Giddens benutzt dafür den aus der Phänomenologie stammenden Begriff der 
Einklammerung (Epoche). Bei der Erforschung von Handlungen werden also Insti- 
tutionen als gegeben angenommen, bei derjenigen von Institutionen dagegen werden 
die Fertigkeiten und die Fähigkeiten der Menschen eingeklammert. Über das for- 
schungspraktische Erfordernis, jeweils einen dieser Gesichtspunkte in den Vorder- 
grund zu stellen, ist nicht zu streiten. Bei Giddens verdeckt die Methodologie jedoch 
das theoretisch zu bearbeitende Problem, daß manche Strukturen sich gegenüber 
Handlungen als wiederständiger erweisen als andere?®. Das Erklärungskonzept, wel- 
ches diesen Sachverhalt thematisiert und insoweit davon ausgeht, daß sich die Wir- 
kung von Strukturen auch »hinter dem Rücken« von Handelnden durchsetzen, ist ja 
nicht notwendig nur als ein strukturalistisches zu fassen. Wohl aber schränkt es die 
Macht der Handelnden, in den Gang der Ereignisse einzugreifen, im Hinblick auf die 
Gesellschaft, in der sie leben und auf ihre Position in dieser Gesellschaft inhaltlich ein. 


Konstitution der Gesellschaft? 
Die bislang formulierten Einwände galten nicht dem von Giddens vertretenen theo- 


retischen Programm, das Verhältnis von Handlung und Struktur als Dualität zu fas- 
sen. Kritisiert wurde die von Giddens vorgelegte Ausarbeitung dieses Programms. 


162 Heide Gerstenberger 


Das heißt aber auch, daß die Auseinandersetzung mit seinem Theorieentwurf für al- 
le diejenigen von Nutzen ist, die ebenso wie Giddens den Gegensatz von hermeneu- 
tischen und strukturanalytischen Theoriekonzepten zu überwinden suchen. 

Was mich betrifft, so bleibi die Übereinstimmung mit den Zielsetzungen von Giddens 
Theorie dennoch eng begrenzt. Denn diese zielt ja auch darauf ab, die »Konstitution 
der Gesellschaft« — also einen Prozeß! — mit dem Instrumentarium einer bloß forma- 
len Theorie zu erklären. Zwar soll die Theorie der Strukturierung Giddens zufolge 
nichts weiter leisten, als uns für die Erforschung konkereter Abläufe von Konstitu- 
tionsprozessen analytisch zu sensibilisieren. Wenn aber im Rahmen einer formalen 
Theorie die historischen Veränderungen im Verhältnis von Handlung und Struktur 
gar nicht zu thematisieren sind, dann bleibt deren analytischer Nutzen für die Erklä- 
rung der »Konstitution« von Gesellschaft sehr beschränkt. 


Anmerkungen 


1 Belegstellen, die nur mit Seitenzahlen angegeben sind, beziehen sich alle auf Giddens 1988. 

2 Vgl. (1981) und (1985b). 

3 Häufig betont Giddens, Verweise auf Sprache seien nur exemplarisch gemeint. Eine ausführliche Dis- 

kussion seiner Theoriekonzeption muß aber diskutieren, inwieweit die »linguistische Wende« in sei- 

nem Theoriekonzept nicht eine sehr viel ausgeprägtere Wirkung hinterlassen hat. Vgi. dazu: Kieß- 

ling (1988, 8. 118-123). 

Für eine Kritik dieser Position vgl. Barbalet (1985, S. 531-548). 

Besonders nachdrücklich ist dies in Foucault’s Analyse der Sexualität ausgeführt (1977, IV). 

Vgl. hierzu: Dallmeyer (1982, S. 23). 

Meine Interpretation stimmt mit derjenigen von Bernd Kießling (1988) überein. In fast allen sonst vor- 

liegenden Kritiken -— einschließlich derjenigen von Jürgen Habermas (1984, S. 546) — wird Giddens 

»Subjektivismus« vorgeworfen. 

8 Während diese Problematik in der Mentalitätsforschung nicht ausgearbeitet ist, läßt sich die Kritik an 
Giddens Konzept der Trennung von praktischem und diskursivem Bewußtsein mit dem von Walter 
Schulz (1979, $ 26) eingeführten Begriff des Mitbewußtseins umsetzen. 

9  Giddens bezieht sich zwar mehrfach auf Braudel. Das Konzept der longue duree bezieht sich bei ihm 
jedoch auf Institutionen und nicht auf die zur Selbstverständlichkeit gewordenen Denk- und Hand- 
lungsformen. 

10 Vgl. besonders Vovelle (1982, S. 147). 

11 Diesen Aspekt betont auch Margaret S. Archer (1982, S. 461). 

12 Auf das Versäumnis, die historische Form der Zeit zu thematisieren (bei Giddens wird sie folgenlos 
erwähnt) verweist auch Hans Joas in der Einführung zu Giddens (1988, S. 20). 

13 Giddens spricht von absolutistischen Staaten. Der Begriff des Absolutismus wird in der Geschichts- 
forschung heute nur noch selten benutzt, weil er das Mißverständnis nahelegt, Regierungsstrategien 
sejen durchsetzbar gewesen. Im Unterschied zum Giddens’schen Begriff bezeichnet der von mir be- 
nutzte des Ancien Regime keine Regierungsform, sondern Herrschaftsstrukturen, deren wichtigstes 
Charakteristikum die Versachlichung personaler Herrschaft ist. Der Begriff des Ancien Regime um- 
faßt Grundhersschaft ebenso wie monarchische Gewalt. Das Ausmaß der letzteren variierte und wird 
mit diesem Begriff nicht als strukturentscheidend thematisiert. 

14 Denn wie viele der anderen von Giddens benutzten Begriffe ist derjenige der »Weltzeit« meines Er- 
achtens nicht mit anaiytischem Nutzen in Zeiten zurückzutransponieren, in weichen nicht in Teilen 
der Welt bereits »moderne« Strukturen durchgesetzt waren. 
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15 »His typoiogies are as difficult to disentangle as ever« schreibt Giddens über Habermas’ »Theorie des 
kommunikativen Handelns« (1987, S. 233). In Giddens’ Arbeiten sind oft Striche zwischen Katego- 
rien gezogen. Das macht die Art des Zusammenhangs zwischen beiden deshalb nicht ebenso anschau- 
lich. 

16 Ich gebe die Hoffnung auf eine Begriffsänderung nicht auf. Denn Giddens wird nicht bestreiten, daß 
auch Klassengesellschaften »klassengegliedert« sind. Daß er solche Begriffsrevisionen gelegentlich 
vornimmt, macht zuversichtlich. 1987 wurde »nicht-kapitalistisch« durch »nicht-modern« ersetzt, 
weil der vorherige Begriff sozialistische Staaten mit Stammesgesellschaften zusammengeworfen hat. 
Das war, wie Giddens schreibt, »not all that felicitous« (1987, S. 345, Anm. I). 

17 Neuerdings ist dieser Sachverhalt in einer schönen Zusammenfassung nachzulesen bei Duby (1987): 

18 Vgl. dazu ansatzweise auch Schulz (1979, 8 6). 

19 Fast hätte mir Giddens für diese Bedenken den Wind aus den Segeln genommen. Denn zu Beginn sei- 
nes Kapitels über empirische Sozialforschung referiert er ausführlich ($. 345-349) die Arbeit von Paul 
Willis (1979). Seit Jahren ist diese Untersuchung auch mein eigenes Lieblingsbeispiel für empirische 
Sozialforschung »wie sie sein soll«. Ohne das hier ausführen zu können, behaupte ich jedoch, daß ih- 
re Ergebnisse nur dadurch zustandekamen, weil Willis’ Interpretation von einer theoretischen Kon- 
zeption geprägt ist, welche davon ausgeht, daß einmal strukturgewordene Handlung Realität haben, 
die »hinter dem Rücken« der Handelinden wirkt. 

20 Margaret $. Archer formuliert ein entsprechendes Bedenken (1982, S. 459). 
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